ZUR AUSSENPOLITIK 
DER VR CHINA 


Die faschistische Militärdiktatur in Chile ist jetzt rund einen Monat alt. Für 
die bürgerliche Presse ist das mun kein Thema großer Schlagzeilen mehr, 
nachdem sie schon wenige Tage nach dem Putsch die Demagogie der „Nor- 
malisierung“ in die Welt setzte. Indes hat die Junta nicht nur den Terror 
fortgesetzt, sondern Schritt um Schritt verschärft. Nach ihrem vom Impe- 
perialismus eingesegneten Plan versucht sie die Reihen der Arbeiter, Bauern 
und Studenten soweit von allen mit dem Sozialismus sympathisierenden 


und aktiven Freibitskämpfern zu säubern“. daß das Volk u 
Jahre hinaus nicht wieder die Kraft finden wird, sich gegen seine Unter - 
Fochung zu erheben. 

nanere Angaben über das gun- | 
G: Ausmaß des fschitichen | 

Terror ind nicht möglich 
Aber einige Schlaglichte allein ge 

Büen nat, um der chilenischen 

Mitdunta und dep sie sitzenden 

Imperlalienus den Leisten pro 

Heben Klseohaß  enigepenzu 

schiedene 

Versehldene Quellen sprachen 
bes wenige Tage nach dem Puch 
von Tausenden von Toten. Ein ame: | 

Manche Ara, der aus Chi he, 


kommen konnte, nannte vor kurzem 
die Zahl von über 25 000 Opfern 
des Militärterrors. Der größte Teil 
davon ist in Massenerschießungen 
und bei Angriffen auf Betriebe und 
Wohnviertel ermordet worden: gleich 
zu Beginn des Staatsstreichs wurden 
u.a. 500 Arbeiter des Bergwerkes 
EI Teniente, 500 Arbeiter der Tex- 
tilfabrik Sumar und mehrere Hun- 


Ulm, Neckarsulm, Karlsruhe 
und Gaggenau, 

© 96 Prozent aller organisierten 
nahmen am Mittwoch an der 


89 Prozent der 220.000 organisier 
ten 1G Metall-Mitglieder stimmten 

am 10. Oktober in einer Urabstim- | 
mung für Streik zur Durchsetzung | 


der IGM-Forderungen zus dem Urabstimmung teil 
Die zuständige Tarifkommission hs 
| den Streikbeginn für Dienstag, den 
spruch abgelehnt 
Nachdem es in den letzten Wochen 
widerholt zu Warnstreiks der Metall 
gekommen war, demon © Kündigungsschutz und Ver 
dienstabsicherung für Arbeit 
nehmer ab dem SO. Lebens 
‚derholzeit von sechs Mil 
nsıten in der Stunde. 
verdienstg, 
bei Akkord. 


beteiligten 
sich am Dienstag an Protest 
kundgebungen in Göppingen, | 


bot von Arbeitstakten un 
ter 1,$ Minuten. 


TEXACO- 
TARIFRUNDE 


RESERVISTEN- 
VERBAND 


Die Schwäche des Zionismus wird deutlich 


im Nahen Osten wird wieder ge- 
Ikämpft. In den ersten Kriegstagen 
[gelang es ägyptischen und syrischen 
Truppen, die Walfenstillstands-Li- 
Inien von 1967 zu durchbrechen. 
[Nachdem die israelische Gegenof- 
Ifensive in den folgenden Tagen zu- 
Inächst abgewehrt wurde, zeichnet 
sich eine längere Kriegsdauer ab. 


Israel ist der Aggressor 


Die Waffenstillstands-Linien er- 
feichte Israel 1967 durch einen 
Agsressionskrieg “egen Ägypten 

Dordanien und Sy :n. Durch einen 
ÜberraschungsSi.ulag gelang es 
sta! damals, zuerst die Luftwaffe 
Ägyptens weitgehend noch am Bo- 
lien zu zerstören und so die totale 
ILuftüberlegenheit zu gewinnen. 
it Hilfe dieser _Luftüberke 
enheit geh, dann, die 
beypuschen 
kier Sinai-Halbinsel zu vernichten 


© Mehr Mitbestimmung bei 
Gruppen- und Fließarbeit. 

Das waren die „Kernforderun 
sen” („Metall 20/73) der IG Me 
tall in diesen Lohnrahmenverhand 
lungen. 

Die große Bereitschaft der Kol 
egen, für diese Forderungen zu 
kämpfen, offenbart ein weiteres Mal, 
daß neben dem Lohnabbau die 
Arbeits und Akkordhetze zunimmt, 
daß Rationalisierungen und Arbeits 
tempoverschärfungen die Ausbeu 
tung in den Betrieben verstärken 

mehr zu ein 

Arbeit 


klame wer, 


und im 
den Problem 
den 


’anzer-Einheiten auf | 


und schließlich die ägyptischen. | 
Truppen in die Flucht zu schlagen. 
Seither verlief die Waffenstilistands- | 
Linie entlang des Suez-Kanals. Ge- 
gen die zahlenmäßig schwache jor- 
danische Armee konnte Israel leicht 
das gesamte westliche Jordan-Ufer | 
besetzen. In Syrien, das den Haupt- 
teil seiner Truppen damals zurück- | 
hielt, konnten die militärisch wich- 
tigen Golan-Höhen gewonnen wer- 
den. 

Die UNO faßte mehrfach ein- | 
deutige Beschlüsse, daß Israel alle 
besetzten Gebiete — insgesamt ein | 
vielfaches der Fläche des Staates 
Israel ! — räumen müßte. Stattdes- 
sen versuchte Israel, die Waffen- 
stillstands-Linien in feste Grenzen 
zu verhandelf und die besetzten 
Gebiete dem zionistischen' Staat 
einzuverleiben. Die arabische Be- 
völkerung der besetzten Gebiete 
wurde brutal unterdrückt, Tausen- 
de arabischer Widerstandskämpfer 
eingekerkert oder ermordet, Mas- 
seo Vertzcibungen wurden in Gang 


und den klassenbewußten Teil der 


„Jubiläen sind für die Kommunisten | 


Arbeiterklasse nicht leere Gedenk- | 
tage, sondern Richtlinien für den 
Klassenkampf, Leitfäden für die 
Aktion.” (Ernst Thälmann) 


m 23. Oktober I | 
Auae 

Jnionän Ti de Hamburger | 

| 


Proletariats zu den Waffen griff 
m den Kampf gegen die kapitall 
stische Unterdrückungsherrschaft | 
aufsunehmen. Der Kampf der Ham 
burger Oktoberkämpfer blieb Iso 
iert und mußte deshalb abge 

chen werden. Dennoch ist er aue 


Hamburger Aufstand 


gebracht und israelische „Wehrsied- 
lungen” in den besetzten Gebieten 
angelegt 

Diese Politik entspricht dem 
wahnwitzigen Anspruch des Zionis- 
mus, ein „Israel in den historischen 
Grenzen” (von vor 3000 Jahren!) 
zu schaffen. Nach dieser „Logik” 
‚könnten die Araber Spanien für sich 
beanspruchen, die Deutschen Ita- 
lien, die Polen Hamburg etc., weil 
sie irgendwann in den letzten 3000 
Jahren dort einmal gesiedelt haben, 

Deshalb ist - unabhängig von 
der vordergründigen Frage, wer am 
6. Oktober den „ersten Schuß” ab- 
gegeben hat — eindeutig Israel der 
Asgressor. Ägypten und Syrien 
kämpfen darum, argbische Gebiete 
wieder zu gewinnen, die Israel 
1967 durch einen Aggressions-Krieg 
besetzen konnte und die es wider. 
rechtlich fest in den israelischen 
Staat integrieren wollte. 


heute noch ein lehrreiches Beispiel 
für den revolutionären Mut des zu 
allem entschlossenen Prolet 
und er ist gleichzeitig ein Meilen 
stein in der Entwicklung der KPD 
hin zu einer fest in den Massen ver 
ankerten bolschewistischen 


Die revolutionäre Tradition 
‚der Hamburger Arbeiterklasse 


Bevor wir auf das Krlenjahr 
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Kein Interesse an besseren 
Forts, Votum für Streik ‚Arbeitsbedingungen ? 

Noch in der Tarifrande 1971 woll- 
ten die Hamburger IGM-Führer den 
Vertrauensleuten und Betriebsräten 
der Metallbetriebe weismachen, daß 
man für Forderungen aus dem 
Lohnrahmentarif „keinen Hund hin- 
ter dem Ofen hervorlocken kann‘ 
(Jonni Müllner). Tatsächlich haben 
die Gewerkschaftsführer über Jahr 
hinaus eine Politik betrieben, die 
Forderungen aus dem Lohnrahmen 
oder Manteltarif allein als Sache vor 
„zähen”“ und jahrelangen Verhand- 
lungen zwischen ihnen selbst und 


Dies wird nicht nur in den fast 
glich durchgeführten Warnstreiks 
in Nordbaden/Nordwürttemberg und 
der Urabstimmung deutlich, son 
dern schon die spontanen Streiks 
dieses Sommers gingen nicht allein 
um bloße Lohnerhöhungen, sie ent- 
hielten auch Forderungen nach Re- 
duaierung der Bandgeschwindigkei- 
ten (Ford), Wegfall der unteren 
Lohngruppen (Ford, Pierburg, Hel- 
1a), mehr Urlaub (Ford) usw. 


Für mehr 
Menschlichkeit 
am Arbeitsplatz 

braucht niemand 
zu streiken. 


Wir waren und sind bereit, den Prozeß 
der Humanisierung der Arbeitswelt 
weiter voranzutreiben. Zusammen mit 
der IG Metall. 
Ein solcher Tarifvertrag kann noch 
heute unterschrieben werden. Oder 
morgen. 
‚Wer dennoch für Streik ist, kämpft 
nicht für mehr Humanität, sondern für 
mehr Geld. Er sollte das auch wissen. 
Er sollte wissen: 
‚daß die von uns abgelehnten 
Forderungen der IG Metall für 
viele Firmen Belastungen bis zu 
38% bedeuten, 
daß es in zwei Monaten ganz 
offiziell um mehr Lohn und Gehalt 
‚geht - und zwar für alle - nicht 
nur für Akkordarbeiter. Und um 
mehr Urlaub und Urlaubsgeld, 
‚daß durch die Kündigung des 
Lohnrahmens | und des Mantel- 
tarifvertrages noch weitere Forde- 
rungen auf die Unternehmen zu- 
kommen. 
Jeder sollte darüber nachdenken, ob 
‚damit der Bogen nicht überspannt ist. 
Darum: 
wer jetzt für Streik stimmt, muß sich 
fragen, ob er die Konsequenzen tragen 
will: weitere Preissteigerungen, 
Gefährdung des Exports, Auftragsrück- 
gang und damit auch Auswirkungen auf 
die Arbeitsplätze. 
Wer jetzt für Streik stimmt, muß 
wissen, daß er am Ast sägt, auf dem 
er sitzt. 
Verband der Metallindustrie 
Baden-Württemberg e.V. 


Metallindustrie 


Zweimal veröffentlichten die Metall-Kapitalisten halbseitige Anzeigen In 
Baden-Württembergs Tageszeitungen und polemislerten gegen die Forderun- 
‚gen, Sie konnten aber eine klare Stimmabgabe für Streik nicht verhindern. 
(Aneige aux „Stuttgarter Zeitung‘‘ vom 10.10.73). 


Die Urabstimmung in Stuttgas 


den Kapitalisten zu belassen, d. h. 
sie bezogen die Arbeiter in diese 
Auseinandersetzung nicht mit ein. 

Eine Orientierung, die sie auch 
in der Lohnpolitik ausgeben, die 
aber wegen der jeweils aktuellen 
Dringlichkeit, jetzt und heute mehr 
Geld in der Lohntüte zu haben, nur 


führbar ist 

So laufen die unmittelbaren V 
handlungen.um den Lohnrahmen II 
handlungen um den Lohnrahmen II 
in Baden-Württemberg schon zwei 
Jahre, sind aber bereits seit 17 
(siebzehn!) Jahren überfällig, so lan- 
ge ist nämlich der Manteltarifver- 
trag von 1953 (!) schon gekündigt 
und wird seitdem zwischenden „Ta- 
rifpartnern” in Einzelabkommen ver- 
handelt (Lohnrahmen 1 wurde 1967 
abgeschlossen, er regelt-die Tätig- 
eitsmerkmale der Lohnstufen und 
die Arbeitsplatzbewertung). 

Daß die Arbeiter jetzt „auf ein- 
mal" so ein großes, Interesse an 
diesen Forderungen zeigen, beweist 
allein, wie dringlich ihre Erfüllung 
ist, in welche Situation die herr- 
schende Tarifpolitik. der Gewerk 
schaften die Arbeiter mandvriert 
Die Gewerkschaftsführer haben das 
natürlich auch kapiert und machen 
sich die dringendsten Bedürfnisse 
der Arbeiter für eine erneute Auf- 
polierung ihres Image als „ehrliche 
Makler" der Arbeiter-Interessen zu 
nutze. Ihr Verhalten zielt darauf ab, 
durch radikales und scheinbar kon 
sequentes Auftreten sich (die Füh- 
rer) als die einzigen Vertreter der 
Arbeiterinteressen anzubieten und 
ihr nach der letzten Tarifrunde und 
den spontanen Streiks ramponier 
tes Ansehen wieder aufzufrischen. 
Andererseits kommt ihnen die Be 
wegung um den Lohnrahmen ge- 
kegen, von den Vorbereitungen zur 
Tarifrunde am Jahresende abzulen- 
ken. 

Hier offenbart sich, daß in der 
Tarifpolitik der Gewerkschaften 
nicht irgendeine „große Wende" 
eingetreten ist, sondern daß mit 
solchen taktischen Manövern nur 
Ihre prinzipielle Linie der Klassen 
versöhnung verdeckt werden soll 

Ist das nun aber ein Grund, den 

Streik in Baden-Württemberg abzu- 
lehnen und die Forderung aufzu 
nellen: 
Alles auf die Tarifrunde am 
Jahresende konzentrieren“, wie es 
einige fortschrittliche Kollegen und 
auch kommunistische Gruppen (!) 
tun? 

Diese Orientierung ist falsch! 
Hinter ihr verbirgt sich doch eine 
Geringschätzung des Kampfes der 
Arbeiter für bessere Arbeitsbedin 
gungen. Eine richtige Politik wür 
de vielmehr darin bestehen, im 
Kampf um einen besseren Lohnrah: 
mentarif die Kampfkraft der Kolle 
gen zu entwickeln, die auch in der 
kommenden Lohnrunde dann ein 
gesetzt und weiter entfaltet werden 
kann, 

Die Alternative ist nicht ent 
weder jetzt für den Lohnrahmen zu 
kämpfen oder am Jahresende für 
mehr Lohn sondern die Frage steht 


einfach, den Kampf gegen die kapk 


talistische Ausbeutung zu führen, 
in den Lohnrahmenverliandiungen 
und in den Lohnverhandlungen, 

Daß die Arbeiter sich zur Zeit 
den Zeitpunkt des Kampfes noch 
nicht selber aussuchen können, son- 
dern ihn unter den gegebenen Be- 
dingungen führen müssen, ist Aus- 
druck des. Kräfteverhältnisses zwi- 
schen den Klassen, daß es den Ge 
werkschaftsführern noch ermöglicht, 
die kapitalistische Tarifpolitik in 

die kapitalistische Tarifpohtik 
der Arbeiterklasse durchzusetzen. 
Nicht _ ‚Schwerpunkt Lohnrunde‘ 
kann daher die Parole lauten, son- 
dern Kampf gegen kapitalistische 
Ausbeutung und für klassenbewußte 
Gewerkschaften in den aktuellen 
‚Auseinandersetzungen, das ist der 
Hebel, die Bedingungen zu verän- 
dern. 

Die Parole ‚Schwerpunkt Lohn» 
runde‘ ‚entspringt — soweit sie von 
‚„‚kommunistischen“ Gruppen auf« 
gestellt wird — einer zutiefst öko- 
nomistischen Politik. Ihr liegt eine 
erbärmliche Unterschätzung des Be- 
wußtseins der Arbeiter zugrunde. 


Kein entweder oder ! 


Die Kapitalisten lehnten den 
Schlichtungsspruch für die Lohn- 
rahmenverhandlungen ab, da das 
nach ihren Angaben für „viele Fir 
| men Belastungen bis zu 38% be 
deuten“ (Anzeige vom 10.10.73). 

Daß das Stimmungsmache ist, 
ist klar, die IGM errechnete dem 
gegenüber höchstens 3% 

Trotzdem benutzen die Gewerk- 
schaftsführer solche Argumente (die 
‚Kosten der Kapitalisten) in den zur 
Zeit laufenden Diskussionen um die 
Forderungen zur Tarifrunde selber, 
Forderungen runterzuschrauben. 

Dazu ist zu sagen, daß viele For 
derungen aus dem Lohnrahmen 
nahezu „kostenneutral“ sind, denn 
sie bedeuten nur eine tarifliche Ab- 
sicherung der zur Zeit sowieso gän 
gigen Regelungen (so wird im Durch- 
schnitt z.B. sowieso schon 140% bei 
Akkord bezahlt). Die Weigerung der 
Kapitalisten erklärt sich aus ihrem 
Interesse, die Möglichkeit, tariflich 
nicht abgesicherte Leistungenstrei 
chen zu können, nicht aufzugeben, 

Darüberhinaus müssen die Arbei 
ter sich entschieden dagegen weh 
ren, daß Forderungen aus anderen 
Tarifverträgen benutzt werden, um 
Lohnforderungen zu drücken. In 
Hamburg z.B. geben die Gewerk 
schaftsführer die Parole aus: „Ein 
Tag Urlaub = 3% weniger Lohn‘ 
(der Urlaubstarif ist ebenfalls ge 
kündigt). Hier gibt es kein „entwe- 
der oder"! 


| Warnstreiks auch in 
Schleswig-Holstein 


Vertiandiungen um den Lohn- 
rahmentarifvertrag laufen zur Zeit 
in mehreren Bezirken: Bayern, Nord, 
rhein-Westfalen und Hamburg (schon 
wit zwei Jahren). In Schleswig-Hol- 
sten ist ein Schlichtungspruch ge 


schäftigten) 
IGM-Forderung bestehen, wird aber 
inder Berechnung von 76% auf 80% 
des Ecklohns erhöht. 

„u 


: Die Arbeiter von Daimler-Benz stimmten mit über 90 % für Streik. 


fallt worden, den offensichtlich IG 
Metall und C 
wollen. 


esamtmetall annehmen 


Danach wird ab 1.1.75 (1) die 


Lohngruppe 1 abgeschafft, das be- 
trifft 4% aller Beschäftigten. 


Die Lohngruppe 2 (9% der Be- 
bleibt entgegen der 


NUN MH 


Chronologie der „Warnstreiks’ 


149.73 

35 000 Kollegen u.a. bei Daimler 
Benz (Stuttgart und Sin- 
delfingen), Bosch in Stutt- 
gart und Bei Singer 
Streikdauer: 30. Minuten, 


Kollegen, etwa 3 100 davon 
in Mannheimer Mittelbe-" 
trieben (30 Minuten) 


Kollegen, u.a. Klöckner- 
Humbold-Deutz, Daimler 
Benz und Bauknecht, 
Schwerpunkt Ulm, Streik- 
dauer: 30 Minuten 


199.73 


15 000 Kollegen streiken für 30 
Minuten 
209.73 


17 000 Kolkgen legen die Arbeit 


nieder, ebenfalls für 30 
Minuten 

249.73 

5 000 Metaller unterbrechen für 
30 Minuten die Arbeit in 
Stuttgart, Mannheim und 
Murrhardt 

25.973 

3.000 Kollegen 30 Minuten lang 


im Ausstand, davon I 000 
bei AEG in Heilbronn 


1 500 Arbeiter von AUDI NSU 
in Heilbronn stellen für 
30 Minuten die Arbeit ein 
28.9,73 
3.000  Metaller (davon 1 000 Benz 
Kollegen) streiken für 30 
bis 60 Minuten 
1.10.73 
3 000 der Schwäbisch 
Zahnradfabrik 
unterbrechen für 30 Mint- 


ten die Arbeit 


INN 


Für Zeitiöhner wurde eine Lei 
stungszulage vereinbart, 

Vorausgegangen waren diesem 
Abschluß verschiedene Warnstrei 
die überwiegend von Frauen durch- 
geführt wurden (Lohngruppe | und 
? sind sogenannte Frauenlohngrup- 
pen). 

So streikten 600 Arbeiterinnen 
bei AEG in Neumünster. Ebenfalls 
gestreikt wurde bei DTW in Rends 
burg, Teldee in Nortorf, und am 
Tag des Schlichtungsergebnisses 
(11.10) streikte die Belegschaft 
der Lüb ? " 


Metall-Komitee, 
KB/Gruppe Hamburg 


ee 
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PROBLEME DES MARKISMUS— LENINISMUS 


Lenin,Ghile und die DKP 


Der von US-Imperialismus und Innerer Reaktion inszenierte Militärputsch 
in Chile hat erneut die Frage aktunlisiert, ob und unter welchen Umständen 
ein „friedlicher Weg” zum Sozialismus möglich ist. im Prinzip wird nicht 
‚nur von Kommunisten, sondern auch in der DKP und bis in die Reihen der 


Juso-Führung und anderer linker Sozialdemokraten hinein anerkannt, daß. 
Imperalemus und Resktion nach wie vor zum Äußersten bereit sind, um 

ro Ausbeuter-Herrschaft zu verteidigen. Die Schlußfol .n hieraus 
sind jedoch sehr unterschiedlich. Manche erkennen den Char 


Charakter des 
Imperialismus zwar im Prinzip an (wie auch nicht, da die Tatsache eins 
deutliche Sprache redet!), aber sind nicht bereit, für die demokratische, 
und anti-kapitalistische Bewegung daraus Konsequenzen zu ziehen. 

Wir wollen uns in diesem Artikel speziell mit den revisionistischen Thesen. 
zum „friedlichen Weg” beschäftigen. Da sich diese politische Richtung bei 
ihrem Treiben auf Marx und Lenin beruft, ist es unerläßlich, ihre Auf- 
fassung mit der tatsächlichen marxistisch-Ieninistischen Theorie von Staat 
und Revolution zu konfrontieren. Im Artikel wird nochmals Bezug ge- 
‚mommen auf die revisionistischen Theorien verschiedener Führer der 
chilenischen UP, die heute zum Teil bereits ermordet sind, sich unter Le- 


bensgefahr in Haft befinden oder von den Faschisten gejagt werder 
notwendige Solidarität ändert jedoch nichts an der Falschheit ihrer A, 
lehrt konkret, wohin der Revisionismi 
führt und sollte helfen, die Vertreter des Reformismus und Revisionismus 


fassungen. Das chilenische Beispir 
in der BRD weiter zuräckzudrängen. 


Was Lenin über Staat und 
Revolution sagte 


Lenin war mit Marx und Engels 
der Meinung, daß jeder Staat „ein 
Produkt der Unversöhnlichkeit der 
Klassengogensätze” ist. „Da der 
Staat enistanden st aus dem Be- 
dürfnis, Klassengegensätze im Zaun 
zu halten, da er aber gleichzeitig 
mitten Im Konflikt, dieser Klassen 
entstanden ist, s0 is er in der Regel 
Staat der mächtigsten, ökonomisch 
herrschenden Klasse, die vermittelst 
‚seiner auch politisch herrschenden 
Klasse wird und so neue Mittel 
erwirbt zur Niederhaltung und Aus- 
Tor Ing und ur 
beutung der unterdrückten Klassen”, 
(Kngels) 
Lenin war deshalb der Meinung, 


daß der bürgerliche Staat „als allge- 


meine Regel mur durch eine ge- 


waltsame Revolution” zu stürzen 
sel. Und er fügte hinau: „Die Nor- 
wendigkeit, die Massen systema- 
tisch in diesen, gerade in diesen 
Auffassungen über die gewaltsame 
Revolution zu erziehen, liegt der 
gesamten Lehre von Marz und 
Engels zugrunde. Der Verrat an 
ihrer Lehre durch die heutzutage 
vorherrschenden  sotialcheuvinisti 
schen und kautskyanischen Sırö- 
mungen kommt besonders plastisch 
darin zum Ausdruck, daß die einen 
wiedie anderen diese Propaganda, 
diese Agltation vergessen haben.” 
(Zitate aus „Staat und Revolution”, 
geschrieben wenige Wochen vor der 
Oktoberrevolution 1937) 

Wichtig ist in diesem Zusammen- 
hang ferner die Auseinandersetzung 
Lenins mit dem Revisionisten Kauts- 
ky. 


Kautsky hatte als „Argument” 
angeführt, daß ja Marx „der Ansicht 
war, in England und Amerika könne. 
sich der Übergang friedlich, also 
auf demokratischem Wege "voll- 
ziehen” 

Lenin entgegnete: „Die revolu- 
Hlonäre Diktatur des Proletariats it 
Gewalt gegenüber der Bourgeoisie; 
die Notwendigkeit dieser Gewalt 
wird eben, wie Marx und Engels 
aufs auführlichste und wiederholt 
(besonders Im ‚Bürgerkrieg in Frank 
Feich' und Im Vorwort dazu) darge- 


legt haben, (nbesonderg durch das 


Vorhandensein deischenden ers 
ır_ Bürokratie hervorgerufen. 


Gerade in den siebziger Jahren des 
19. Jahthunderts, als Marx diese 
Hemerkung machte, waren gerade 
diese Institutionen gerade-in Eng 
land und Amerika nicht vorhanden) 
(Heute dagegen ie sowohl 
in England als auch in Amerika.) 
Kautıky muß auf Schritt und Tritt 
buchstäblich schwindein, um sein 
Renegatentum zu verbergen!” 
„Der ‚Historiker' Kautsky fülscht 
die Geschichte 10 schamloı, daß 
er das Grundlegende ‚vergißt" Der 
vormonopolistische Kaplıallamus 
dessen Höhepunkt gerade die ieb- 
äiger Jahre des 19. Jahrhunderts we- 
ren = zeichneie sich infolge seiner 
‚prundiegenden ökonomischen Higen- 
schaften, die in England und Ameri- 
‚ka besonders typlsch zum Ausdruck 


Die 


‚kamen, durch eine verhältnismäßig 
sehr große Friedens- und Freiheits- 
liebe aus. Der Imperialismus dage- 
gen, d.h. der monopolistische Kapt- 
tallımus, der erst im 20. Jahrhun- 
dert seine volle Reife erlangt hat, 
zeichnet sich Infolge seiner grund- 
legenden ökonomischen Eigenschaf- 
ten durch eine sehr geringe Frie- 
dens- und Freiheitsliebe und durch 
eine sehr große, überall zu ver 
zeichnende Entwicklung des Mili- 
tarismus aus. Das bei der Beurtei- 
lung, inwieweit eine friedliche oder 
eine gewaltsame Umwälzung typisch 
‚oder wahrscheinlich ist, ‚nicht be- 
merken’ heißt zu einem ganz all- 
täglichen Lakaien der Bourgeoisie 
täglichen Lakalen der Bourgeoisie 
hinabsinken.” (Lenin, Die proleta- 
ische Revolution und der Renegat 
‚Kautsky, abgeschlossen am 10. No- 
vember "1918. — Hervorhebungen 
von uns) 

Dassollte genügen, um zu zeigen, 
daß Lenin durchaus kein Apostel 
des „friedlichen Wegs zum Sozialis- 
mus” war, sondern vielmehr die 
Vertreter derartiger Theorien, wie 
Kautsky, unerbittlich als Sophisten 
und Fälscher entlarvte. 

Diese Abreibung für den Rene- 
saten Kautsky hindert die. DKP- 
Revisionisten jedoch nicht, unge- 
rührt dessen faule „Argumente” aufs 
Neue aufzutischen: „Schon Marx, 
Engels und Lenin haben einen fried- 
lichen Weg (genauer einen Weg ohne 


Waffengewalt) zum Sozialismus un- 
ter Umständen für möglich gehal- 
ten.” (Aus der vom Landesverband 
Hamburg der SDAJ herausgegebe- 
nen Schrift „Mit linkssektiererischen 
Organisationen _ zusammenarbei- 
ten? ” — Material fr Bildungsleiter.) 

‚Am Vorabend der Oktoberrevo- 
ution befaßte sich Lenin außerdem 
intensiv mit der Frage der: „Zer- 
schlagung der bürgerlichen Staats- 
maschinerie”. Marx und Engels wa- 
en aufgrund der Erfahrungen der 
Pariser Kommune von 1871 zu der 


Gefecht am 18. März 


1871 


Zwecke in Bewegung setzen kanı 
(Marx, Der Bürgerkrieg In Frank- 
reich). Und in einem Brief an Kugel- 
mann (12. April 1871) betonte 
Marx, „daß ich ala nächsten Ve 
such der französischen Revolution 
ausspreche, nicht mehr wie bisheı 
die bürokratisch-militärische Mi 
schinerie aus einer Hand in die 
andere zu übertragen, sondernsie zu 
zerbrechen.” 


Insbesondere in der Schrift „Über 
die proletarische Miliz” (März 1917) 
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nicht einen solchen Staat, wie 
Ihn die Bourgeolsie braucht, in dem 
die Machtorgane in Gestalt der Poli- 
zei, der Armee, der Bürokratie (der 
‚Beamtenschaft) vom Volk getrennt 
‚sind und dem Volk enigegengestellt 
werden . . . Das Proletariat aber 
muß, wenn es die Errungenschaften 
der gegenwärtigen Revolution fest: 
‚halten und weitergehen, wenn es 
Frieden, Brot und Freiheit erkämp- 
fen will, diese fertige’ Staatsma- 
schinerie, um mit Marx zu sprechen, 
‚zerschlagen' und sie durch eine 


Schlußfolgerung gelangt, daß „die 
Arbeiterklasse nicht die fertige 
Staatsmaschinerie einfach in Be- 
sitz nehmen und sie für ihre eigenen 


Es ist von uns im Ietäten AK und 
eigentlich seit dem Regierungsan- 
tritt. der „Unidad Popular" aufge: 
zeigt worden, daß die UP gerade in 
Fragen der Staatsmacht 
höchst phantasievoll und höchst 
abenteuerlich permanent von der 
keninschen Theorie über Staat und 
Revolution abwich, im Grunde mit 
dieser gebrochen hatte. 

Wie erwähnt, war Lenin der Auf- 
fassung, daß das Proletariat den bür- 
gerlichen Staatsapparat zerschl 
gen muß,daß eseinen neuen, 
Proletarischen Staatsapparat 
braucht. 


entwickelte Lenin diese These von 
Marx. weiter. Lenin schreibt dort 
u 


Die UP jedoch ging dävon) aus, 
wegen „spezieller chilenischer Be- 
dingungen” vom Marxismus-Leni- 
nismus und den historischen Er- 
fahrungen abweichen zu dürfen. In 
diesem Sinn verkündigte der von 
den Faschisten ermordete Präsklent 
‚Allende schon bakl nach Regierungs- 
antritt in einem „Spiegel”-Inter- 
view heiter, es sei’ doch „gut zu 
sehen, daß in einer fernen Ecke 
der Welt die Schemata etwas aus- 
einandergeraten.” („Spiegel” 38/70) 

Die UP behauptete, di 
wesentliche „Besonderhei 


OH THE 


Pajetta, Mitglied der Führung 
er revisionistischen „KP“ It 
ım in der Pa 
teizeitung „ vom 16. Sep- 
Itember zu den Ereignissen in Chile 
Stellung. Pajettas Artikel ist nicht 
inur eine Verteidigung des „riedli 
jchen Weges“, sondern ein Aufruf 
zu verstärktem Opportimismus auch 
Fin Italien. 

Pajettaerteilt jedem Gedanken an 
Ägewaltsame Revolution und Zer- 
Sschlagung des bürgerlichen Stauts- 
Äapparats eine klare Absage. Pajetta 

Inimmt die Frage auf, „in welchem 
|Maß die Struktur des chilenischen 
Staatesund die staatlichen Institut 
Ionen vereinbar waren mit den in 
[Gang befindlichen Veränderungen“, 
jum dann zu sagen: „Die ‚verfassungs 
mäßige Legalität‘ "brechen, diesen 
$taatsapparat zerschlagen, antwor 
tet mancher eilig, und vergibt, daß 
jes gernde Vorschläge und Drohun- 
gen in diesem Sinn waren, die die 
Radikalisierung dieses Apparaten 
Inach rechts begünstigen. 
tig! Laßt uns alle Lehren 
von Marx und Lenin über den bür- 
jgerlichen Staat vergessen oder zu- 
mindest verschweigen, damit wir 
[den Staatsapparat nicht „radikalisie- 
Laßt uns lieber der bürgerli- 
Ichen Armee Komplimente über ihre 
„Verfassungstreue“ machen, denn 
(das wird ie „beruhigen“. 
Natürlich müssen auch die bür 
Igerlichen Parteien „beruhigt“ wer- 
‚den durch einen „Dialog“ etc, P 


Ein italienischer Revisionist zu Chile 


Jetta. wirft „einem beträchtlichen 
Teil“ der Unidad Popular („unter 
ihnen die Mehrheit der Führer der 
Sozialistischen Partei“!!) vor, daß 
sie diesen „Dialog“ mit den chileni- 
schen Christdemokraten (die später 
den Putsch begrüßten!!) nicht genug 
geführt haben. Das soll der PCI aber 


GNKDIGSTE SEHEN 


FABELHAFT 
Aue! 


we) 
Die richtige Taktik zur „Gewinnung” der bürgerlichen Armes? 


I TERRII EIERN IRTn nme 


nicht passieren, meint Pajetta 

Pajetta schreibt aber auch, daß 
tausende unserer Genossen“ jetzt 
die Frage nach der Möglichkeit des 
„friedlichen Weges“ stellen, Das ist 
ein Grund zur Hoffnung! = 

(vgl. hierzu auch: „Briefe einer 
Genossin aus Italien“ in diesem AK!) 


HEUTE ABER WIEDER. 


VERFASS UNGSTREU 


me 


‚neue ersetzen, in der Polizei, Armee 
und Bürokratie mit dem bis auf den 
letzten Mann bewaffneten Volk eins 
sind...” 


sei, 5 
‚Auf diese Behauptung gründete 
sich die Annahme, in Chile auf 
Parlamentarischem Weg und im Rah 
men. der bürgerlichen Gesetzlich“ 
keit revolutionäre Umgestaltungen 
durchführen zu können. 

Ein besonderes Kennzeichen der 
UP-Politik war die Verkennung der 
Funktion des bürgerlichen Staates. 
Hier wurde vorallem die bUrger- 
liche Armee alseine neutrale 
Institution dargestellt, die nicht be- 
stimmten Klasseninteremen, son- 
‚dern einer über den Klassen schwe- 
benden „Verfassungstreue”, „Ge- 
setzmäßigkeit” etc. verpflichtet sei. 

Das bedeutet eine Ersetzung der 
margistisch-ieninistischen Staats- 
Theorie durch plattesten bürger- 
lichen Idealismus. 

Wie bereits in AK 33 zitiert, 
vertrat Präsident Allende otwa {ok 
gendes: die chilenischen Streitkräfte 
und Polize-Einheiten hätten eine 
„rein chilenische Qualität" und 
seien daher bereit, „den an den 
Wahlurnen ausgedrückien Willen zu 
respektieren”. (Nach einem Inter- 
view mit der italienischen Zeitung 
„Corriere della Sera” vom 13.6.7.) 

Noch gegen Ende 1972 verbrei- 
tete der Generalsekretär der „.KP" 
Chiles, Corvalan, unheilvolle „Weis 
heiten” wie etw 

„Die Armee mischt sich gemi 
der Verfassung nicht in politische 
Streitfragen ein . . . trotz aller 
Unterschiede sind die Militärs durch 
eine Reihe moralischer Werte (1) 
‚meeint: Achtung vor der Verfassung 
und dem Gesetz, Gehorsam gegen- 
über der vom Volk gewählten Re- 
Berung 

Corvalan glaubte auch, „Die an 
die Streitkräfte gerichteten Forde- 
rungen der reaktionären Gruppie- 
rungen, ‚die Grenzen ihrer berufs- 
mäßigen Rolle (!) zu überschreiten, 
blieben ergebnislos. Die Militärs wı- 
chen nicht die politische Macht”, 
sondern 'n) die Sicherung der 


Jahre danach: was geht in Chile 
vor? „in: Probleme des Friedens und 
‚des Sozialismus, 9/72) 
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‚Arbeiterkampf Nr. 34/Oktober 1973 


Forts. Revolution 


Der Kandidat des ZK der „KP" 
‚Chiles, Banchero, vertrat hoch we- 
nige Wochen vor dem faschistischen 
Putsch folgende illusionäre _Mei- 
nung: „Der revolutionäre Pro: 
vollzieht sich in Chile unter Auf: 
rechterhaltung der Streitkräfte, die 
alı eine professionelle Einrichtung 
wirken, weiche sich nicht an poli- 
tischen Streitigkeiten beteiligt und 
eh der legitimen zivilen Macht 
unterordner. Zwischen den Streit- 
kräften und der Arbeiterklasse de- 
stehen feıte Bande der Zusammen- 
arbeit {tl}: und der gegenseitigen 
‚Achtung um der patriotischen Auf: 
‚saben willen, Chile in ein freies, ent- 
wickeltes, demokratisches Land zu 
verwandeln. 
(„Probleme des Friedens und des 
Sozialismus"8/73, 8. 1031) 

Die Frage der Staatsmacht wurde 
also in Wahrheit gar nicht gestellt. 
Vielmehr wurde die Illusion vertre- 
ten, als sei mit einem Wahlsieg die 
Frage der Staatsmacht dm wesent- 
lichen schon gelöst: Wer die Wahl 
‚gewinnt, hat „die Macht‘“ und ihm 
‚gehorcht das „verfassungstreue" Mi- 
itär und die Polizei. Der Generalse- 
kretär der „KP“ Chiles, Corvalar, 
sagte einmal: 

„Die Linksparteien bildeten die 
Regierung, d.h, sie eroberten jenen 


Seit dem XX. Parteitag verkünde- 
te der später ruhmlos untergegange- 
ne Chruschtschow jene Prinzipien des 
„friedlichen Weges“, die noch heute 
zum theoretischen „Schatz“ der re- 
visionistischen Parteien gehören. 
‚Chruschtschow war u.a, der Meinung: 
n >. . Was die Formen des Über- 
gangs zum Sozialismus betrifft, so 
werden sie, wie der XX. Parteitag 
‚der KPASU feststellte, immer man- 
nigfaltiger werden. Dabei wird der 
Übergang zum Sozialismus nicht 
unbedingt überall und in allen Fäl- 
len mit dem bewaffneten Aufstand 
und ‚dem Bürgerkrieg verbun- 

una dem Burgerkreg versun- 
den sein. Der Marxismus-Leninis 
N ‚daß die For- , 
men des 
mus 
sein 


ridlich und, nichtfredich 

können. Es entspricht den In- 
teressen der. Arbeiterklame, _ der 
Volksmassen, daß die Revolution 
uf friedlichem Wege erfolgt. Wenn 
über die herrschenden Klassen auf 
die Revolution mit Gewaltanwen- 
dung antworten und sich dem Wil- 
lem des Volkes nicht fügen wollen, 
muß das Proletariat ihren Wider. 
stand brechen, entschieden den Bär 
gerkrieg aufnehmen.“ 
(aitiert nach: N, $, Chruschtschow, 
„Über die wichtigsten Probleme der 
Gegenwart“, Moskau 1963, 5. 35) 


Was sagte Lenin über einen mögli- 
chen „friedlichen Weg” — und was 


machen die Revisionisten daraus? 


Als Kautsky den „friedlichen 
Weg“ propagierte, verwies er darauf, 
daß Marx diese Möglichkeit aner- 
kannt habe, Als Chruschtschow den 
„Äriedlichen Weg“ propagierte, ver- 
Wieser darauf, daß Lenin diese Mög- 
lichkeit anerkannt habe. Was hat es 


damit auf sich? 
„Bekanntlich hielt Lenin im 
April 1917 unter den damaligen 


Verhältnissen eine friedliche Ent- 
wicklung der russischen Revolution 
für möglich.” (Chruschtschow, Re 
chenschaftsbericht an den XX. Par 
teitag der KPASU, Moskau 1956) 

Hinweise wie dieser finden sich 
standardmäßig in allen revislonisti- 
schen Veröffentlichungen wieder, 
um zu beweisen, daß sich die Re- 
visionisten angeblich im Einklang 
mit Lenin befinden, wenn sie den 
„friedlichen Weg zum Sozialiumus“ 
Propagieren. 

Tatsichlich hat Lenin zu ver 
schiedenen Zeitpunkten des Jahres 
1917 (nicht nur im April, sondern 
noch wenige Wochen vor der Okto- 
berrevolution) eine „friedliche Ent- 
wicklung der. Revolution" für mög: 
lich gehalten, 

Die Revislonisten ve fr + 
schweigen jedoch den kon- 
kreten historischen Z u » am - 
menhang dieser Erwägungen 
Lemins, Sie pflöcken sich einzelne 
Halbshtze und kurze Zitate aus den 
Texten, die den Sinn des von Lenin 
Gemeinten auf den Kopf stellen, 


"Personen ausdem Staatsapparat zug- 


„zungen hat; 


Teitdes Mechanlımus der politischen 
Macht, der in der Verwaltung des 
Staatesdie Hauptrolle spielt.“ 
(zitiert bei A, Rodriguez, Formen 
der Eroberung der Macht, in: „Pro- 
bieme des Friedens und des Sozia- 
ismus” 6/72) 

Aus Äußerungen anderer UP-Füh- 
rer geht hervor, daß davon ausge- 
gangen wurde, den bürgerlichen 
Staat „absterben“ zu lassen, statt 
ihn zu zerschlagen. D.h. die UP 
würde allmählich immer bessere 
Mehrheitsverhältnisse im Parlament 
erreichen (durch Wahlen selbstver- 
ständlich), würde Schritt um Schritt 
„immer mehr Vertreter der Arbei- 
terklasse und anderer Schichten der 
Werktätigen in die Leitung des Staa- 
tes und der Gesellschaft einbezie- 
hen” (Banchero, &.0.), bürgerliche 


weise ablösen, das Militär mehr und 
mehr nicht nur „neutral“ halten, 
sondern für die Positionen der UP 
gewinnen. Das war im Grunde ein 
sehr schöner Plan — falls die Bour- 
geoisie so lange gewartet hätte ... 

In der Frage des „Absterbens“ 
des Staates führte.schon Lenin eine 
Polemik gegen die damaligen Revi 
sionisten. Lenin machte klar, „daß 
die Lehre von Mars und Engels 
von der Unvermeidlichkeit der ge- 
waltsamen Revolution sich auf den 
bürgerlichen Staat bezieht. Dieser 
kann durch den proletarischen 


Liest man Lenin im Te x t (und 
nicht in einzelnen Satzfetzen, wie es 
bei der DKP üblich ist), so kann. 
man unschwer erkennen, daß Lenin 
von einer Ausnahmesituation 
spricht, die bestimmte Vorausset- 
1.) die Zerrüttung der” 
Zaristischen Armee nach drei Jah- 
ren imperialistischem Krieg 
2.) die Existenz einer „Doppelherr- 
schaft“, dih. paralleler politischer 
und militärischer Machtorgane des 
Proletariats (Sowjets, Proletarische 
Milizen etc.). 
D.h. die reaktionäre Armee ist 
schon auf durchaus nicht-friedliche 
it en anmezraneuan: 
"Weise desorganisiert “worden, das, 
‚Proletariat hatsich schon auf durch- 
aus nicht-Triedliche Weise politische 
und vor allem militärische 
Machtorgane geschaffen - unter 
solchen konkreten Bedingungen 
hielt Lenin eine relativ friedliche 
Weite rentwicklung der Revolu- 
tion für möglich. Das ist das genaue 
Gegenteil des „friedlichen Wegs“ 
der Revisionisten. 

In  „Schulungs‘“-Schriften der 
DKP wird z.B. gefh erwähnt, daß 
Lenin in „Die Aufgaben der Revolu- 
tion“ (1. September-Hälfte 1917) 
die Möglichkeit einer „friedlichen 
Entwicklung der Revolution“ in 
Rußland anerkannt habe. In der 
Tat. Verschwiegen wird jedoch 
1.) daß Lenin in eben diesem Arti- 
kel von einer „in der Geschichte 
der Revolutionen außerordentlich 
seltenen (!!) Möglichkeit“ spricht, 
und 2.) ist für ihn die entscheiden: 
de Bedingung:,.Durch die Übernah: 


me_der ganzen Macht könnten 
Sowjets jetzt moch - 


und wahr. 
scheinlich ist das die letzte Chance — 
die friedliche Entwicklung der Re- 
volution sichern ,.» 

Lenin nennt dabel u.a. folgende 
Maßnahmen zur „Übernahme der 
ganzen Macht” und zur „Vollständi- 
gen Unterdrückung der Konterrevo- 
ution“ wie etwa: Verhaftung der 
reaktionären Generäle, und der 
„Häuptlinge der bürgerlichen Kon- 
terrevolution“, Liquidierung der 
konterrevolutionären Verbände 
(Reichsduma,  Offiziersverbände 
etc.), Verbot der bürgerlichen kon- 
terrevolutionären Zeitungen und 
Beschlagnahme ihrer Druckereien, 
‚die Ausbeuter unter die Aufsicht 
der Arbeiter und Bauern zu stellen 
und über die Widersetzlichen solche 
Strafen zu verhängen wie die Be- 
schlagnahme den gesamten Vermö- 
gens, verbunden mit einer kurzen 
Hafı 

‚Wie kann das dazu dienen, den 
„friedlichen Weg” im Sinne des Re- 


Yisionismus zu rechtfertigen? Denn 
dieser beruht ja gerade darauf 

ne politischen und mil 
Machtorgane des Proletariats zu 
schaffen, die bürukratisch-mi 
sche Stastsmaschinerie der Bour- 
eolsie nicht anzutasten (Chile!), 
sondern sich um die Frage der 
Staatmacht ‚mit; pnrealistischen, 
Theorien herumzumogeln. 


Staat (die Diktatur des Proletarları) 
inte .hr aufdem Wege des ‚Abster- 
bens' abgelöst werden, sondern, als 
allgemeine Regel, nur durch eine ge- 
waltsıme Revolution.“ (Lenin, 
„Staat und Revolution“) 


"Die _ scheinbare‘ „Riesendumm- 
heiten“ der. UP-Regierung bei der 
Einschätzung des bürgerlichen Staa- 
tes, insbesondere der. „Blindheit“ 
gegenüber der Rolle des Militärs, 
mässen unbedingt im Z u s am- 
u geschen werden mit 
m tem Theorie des 
„friedlichen Wegs“ zum Sozialis- 
mus, die es ausschließt, das Prole- 
tariat und seine Verbündeten syste- 
matisch auf die Notwendigkeit der 
gewaltsamen Revolution und der 
Zerschlagung des bürgerlichen 
Staatsapparats zu orientieren. 


Nicht zufällig griffen die meisten 
aber 


demagogisch als „ultralinks 
schließlich gar als „Provokateur“ an, 
der — wie die MIR (Bewegung der 
Revolutionären Linken) Zweifel an 
der „Loyalität und „Verfassungs- 
des Militärs äußerte. Denn 
aus der Sicht des Reformismus und 
Revisionismus _bedeuteten solche 
Zweifel, das Militär zu „reizen“ 
und zu „beunruhigen“, es eventuell 
zu einem Staatsstreich zu „‚provo- 


von konkreten Bedingungen! — und 
ihre ganze „Strategie“ völlig auf die- 
se „Möglichkeit” ausgerichtet. 

ben. „Nur „wenige revisionistische 
Parteien — etwa die Südafrikas oder | 
Guatemalas — gehen nochison der 
Notwendigkeit der gewaltsamen Re- 
volution und des bewaffneten 

Kampfes aus. Jedoch selbst die re- 
visionistischen Parteien in Laschisti- 


schen Ländern wie, ‚Spänien und 


ze Zeit sah, predigen die 
sten den „£riedlichen W« 
nent und ünbekümmert um konkre- 
te Bedingungen, 

‚Aus einer historischen Ausnah- 
mesitustion (die Erwägungen Le- 
mins 1917) unter Berufung auf 
1 amd n ine global vertindiche 
Regel (unabhängig von Ort, Zeit 
und Bedingung!) abzuleiten -- das 
ist offenbarer Sophiamus in der Art 
Kautskys, Ist eine Verkehrung des 
leninschen Standpunkts um 180 
Grad! 


Abentewerliche Kraftmeierei des 
Revisionismus — für die Arbeiter 
ein twurer „Spaß“! 


Die Reyisionisten behaupten, daß 
für sie ja keineswegs der „{riedliche, 
Weg“ der einzig mögliche sei, son- 
dern daß sie im Prinzip auch die 
Möglichkeit einer nicht-friedlichen 
Entwicklung anerkennen, Die Phra- 
‚sen der Revisionisten verschiedener 
Länder ähneln sich dabei tatsächlich 
wis ein Bi dem anderen, 

Der von den Faschisten ermorde- 
te chilenische Präsident Allende 
wurde kurz nach seinem Regierungs- 
antritt 1970 vom „Spiegel“ nach 
der Möglichkeit eines Militärput- 
sches befragt, und er antwortete zu- 
versichtlich:Ich muß den Leuten 
der Rechten sagen, daß derjenige 
der Winde sit, Gewitter erntet.“ 
(„Der Spiegel“ 38/1970) 
in Führer der Sozialistischen 
Partei Chiles, Hernan del Canto, 
sagte in einem Interview mit der 
DKP-Zeitung „UZ“,,Wir lassen uns 
nicht provozieren. Wir wollen keine 
Gewalt und werden keine anwen- 
den, Sollte man uns jedoch mit Ge- 
walt daran zu hindern suchen, die 
demokratischen Umgestaltungen zu 
verwirklichen, dann werden unsere 
Volksregierung, unser Volk und un- 
sere Arbeiterklasse entschiedenen 
Widerstand leisten und die Konter- 
revolution niederschlagen.“ 

(„UZ‘ vom 15. Mai 1971) 

Der, führende englische Revisio- 

nist L.. Cox meint;.In Eroßbritan- 


einher lin 
Dr 


Griechenland sind ganz und gar 
auf den „friedlichen Weg“ fixiert. 
Es ist schwerlich zu bestreiten, 
daß die modernen Revisionisten sich 
dabei durchaus nicht auf Lenin be- 
rufen können. War nämlich für Le- 
nin die gewalisame Revolution die 
Regel, so machen umgekehrt die Re- 
visionisten den „friedlichen Weg“ 
zur Regel, unter heuchlerischer Be- 
rufung auf Lenin. Während Lenin 
die Möglichkeit des „friedlichen 
Weges“ in einer genau definierten 
und klar umrissenen. Situation kur- 


AUFGEPASST! 


‚nien wird häufig, vor allem von ul- 
tralinken Elementen, die Frage ge- 
stellt; Können wir unser Ziel ohne 
bewaffneten Kampf oder Bürger- 
krieg erreichen? Niemand kann ga 
rantieren, daß es einen solchen 
‚Kampf nicht geben wird, doch un- 
seres Erachtens lassen es die Ver- 
änderungen des Kräfteverhältnisses 
in der Welt und die Schwächung 
der Positionen der britischen herr 
schenden Klasse kaum wahrschein- 
lich {!) erscheinen, daß diese im 
Falle der Bildung einer demokrat 


schen Regierung bewaffnete Gewalt 
anwenden wird, Wenn doch, wird die 
organisierte Arbeiterbewegung - 
deisen sind wir gewiß - Jegliche 
Versuche dieser Art verelteln kön- 
nen.“ 

(nach: Probleme des Friedens und 
des Sozialismus, 8/73, 8. 1028) 

Und in einem internen Schu- 
hungspapier der Hamburger DKP 
schließlich wird großkotalg verkün- 
det, (nachdem man tausend „Argu- 
mente“ gegen einen Bürgerkrieg vor- 
gebracht hat, der für die Arbeiter- 
klasse schr gefährlich und kaum zu 
gewinnen sei !!}; 

„Sollte es den Herrschenden ge- 
lingen, einen Bürgerkrieg zu ent-| 
fesseln, werden sie selbstverständ- 
lich die gebührende Antwort erhal 
ten.“ (zitiert aus: „Maraistische 
Strategie contra ‚lnkes® Abenteu- 
rertum") 

Wohrlich, gut gebrüllt Löwe! 

Einerseits finden sie tausend Vor- 
wände und Ausflüchte, um die 
systematische, bewuß 
Vorbereitung der Arbeiterklasse auf 
eine nicht-friedliche Entwicklung 
der Revolution als „ultralinkes 
Abenteurertum“ etc. abzulehnen 
und zu denunzieren, Andererse 
dreschen sie abenteuerliche, ver 
wortungslose Phrasen über die Aus- 
sichten eines Bürgerkrieges, den die 
Bourgeoisie der unvorberek 
teten Arbeiterklasse (und ihren 
Verbündeten) aufzwing.t! Hier 
zeigt der Revisionismus sein wahres, 

im Grunde zynisches und 
massenfeindliches Gesicht, Es 
kann doch eigentlich niemandem im 
Ernst unverständlich sein, daß in 
einem solchen,ihr aufge 
zwungenen Bürgerkrieg (wie 
jetzt in Chile) die Aussichten der 
Arbeiterklasse unendlich schlechter 
sind, als wenn eine Kommunistische 
Partei bewußt und systematisch das 
Proletariat auf die Notwendigkeit 
der gewaltsamen Revolution orien- 
tiert, Denn die Politik der Revisio- 
nisten überläßt es der konterrevolu- 
tionären Bourgeoisie, in aller Ruhe 
den „rechten Zeitpunkt‘ zum Los 
schlagen gegen die unvorbereitete 
‚Arbeiterklasse zu wählen. N 
Ex kostet wohl nichts. xroßmäu.. 


ks Kostet wohl nıcnts, grobman- 


de Antwort erteilen“ werde etc. Für 
‚die Arbeiterklasse jedoch schlägt 
diese Politik schwer zu Buch. 

Es ist doch kein Zufall und keine 
nebensächliche Bemerkung, daß 
Lenin die Kommunisten darauf 
orientierte, die Mamen sy s te 
mat isch in der Auffassung über 


die allgemeine Unvermeld- 
Tich keit der gewaltssmen Re- 
volution zu erziehen, unddaß 


Lenin den Verrat des Reformis- 
mus, Kautskyanertums etc. gerade 
im Verzicht auf diese Agk 
tation und Propaganda sah. (Lenin, 
„Staat und Revolution") 

Nur unter die 
kann man davon 
wendung alle r Kampfformen 
vorbereitet zu sin, und nur unter 
dieser Bedingung erhält der Hinweis. 
auf die Niederschlagung der Kon- 
terrevolution einen realen Inhalt, 

‚Auch die Reviskonisten reden da- 
von, daß Lenin darauf orientiert 
hat, sich auf die Anwendung aller 
Kampfformen (friedlicher und 
nichtfriedlicher) vorzubereiten, Da- 
mit bemäntein sie jedoch ihre Ve r- 
murk sung der leninschen Theo- 
ie, suchen ein Alibi für Ihre völlig 
einseitige und aus 
schliesliche Fixlanıngauf 
den „friedlichen Weg“, In Wahrheit 
kann gar keine Rede sein, daß die 
revisionistischen Parteien auf eine 
nicht-friedliche Entwicklung vorbe- 
reitet sind, geschweige denn, daß 
sie die Arbeiterklasse auf diese Ent- 
wicklung vorbereiten würden, 


Was sagt die DKP zum friedlichen Weg’? 


In den programmatischen „The- 
sen” der DKP (1971) heißt es zur 
Frage des Wogs zum Sozialismus 
„Mie sich die Entwicklung zum 
Sosiallımus konkret volisiehen 
wird, darüber entscheidet der Klar 
‚senkampf, Die DKP erstrebt, wie 
es in ihrer Grundsatzerklärung heißt, 
den für das arbeitende Volk güı 
atigsien Weg zum Sortallımun. Sie 
erstrebt einen Weg ohne Bürger 


Eu waren tmmar die "hermchen- 


den, reaktionären Klassen, die zur 
Rettung Ihrer Macht und ihrer Vor- 
rechte blutige Gewalt gegen das 
Volk anwandten. Nur Im harten 
‚Klassen- und Volkıkampf gegen den 
unvermeidlichen Widerstand der 
proßkapitalistischen Interenengrup- 
pen kann die antimomopolistische 
und sozialistische Volksbewegung 
die Kraft erlangen, um die Reaktion 
an der Anwendung von Gewalt zu 
‚hindern, (These 9) 

" Aio Irkent die DKP'doch die 


Möglichkeit einer nicht-friedlichen 
Entwicklung an? Gewiß. Aber dr 
zu braucht man nicht Kommunls 
Revolutionär zu sein, Die Wirkliel 
keit 1äßt ja gar keine andere Schluß- 
folgerung zu, als di auch“ 
nicht-friedliche Entwicklungen gibt. 
Nach dem fachjstuchen Putsch 
‚Chile haben sogar Juso-Führer vor 
sichtige Zweifel an der „Loyalität“ 
‚der Bundeswehr zur Demokratie ge- 


übt (und das ist mehr, al ". 
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tu erzieben, pre a6 WAHR: | urzerärien zu vermindern und 
ichreckt mit seiner Birgerkregr- 


Blsche UP-RABerUNG aan hal), 
| Prognose we rom demokraichen Stratealen" da „inaik 
| 7 Teajalen de Bipetich bene nd voianuchen Kann ab In dieselbe Richtung geht es, | chen Wegs“ and bioßer Humbug 
| inkl, "wunder: me Al Grunde ja N a 
lie der wetdeutuchen 3 ; omamı Selen Süd. y watemitden guten Oro nieml 
konn unkedan auher It er da Aust age, 
F Aber der entscheidende Punkt lat HERR 
doch: Welche Konseuuenzen 
Si man für de demokralneh Und n Wet. Das hinere In elle nich, 
Dee onnantung |1 777 um fschiischen Pusch in | wa er erden zu gen, mt | Oergen I garden su einer] 1, 
Fe Chile hat ich der Heraumgeber | poch dümmer. Er behauptet näm- | der wichtigsten Gedanken In Leninsp| "Ch kurze Zeit um die 1 nt 
"Wenn man „Orundestserklärang“ ien „(West)- | lich alien Erste Staat und Revohution“. Beweist dat] 7, ;aliohen Wafemunniekiuns dere 
(1969) und „Thesen“ der DKP un- Gugsomos, „Der ‚Hauptvorwurf® gegen die | nun die Unkenntnis von Guggomos vohaien zn Delta U 


ER a, || mit einem Betas Grscndeer ar | Unldetpögein, der an Sogane | Buneberaigenegrn and 
ee Dhap a gen |Hzu Wort seneiet Sen Hauptane: | und Parse der Urlken vor: | des Wardemurkeniiumus oder be-M| &,nch dr konkı, u 
en EA tt Ihgen wer, diejenigen u Derchmp- | kommt, rrdeß ter vokenen | weht eine Pech ie dem 
Üs kann gar keine Rede davon sein, '|5 (en, die aus den Vorgängen inChjle- | bewaffnet habe, Das Volk bewaff- | Publikum des „Enxtra-Dienstes" the- 
ee ee re ee ee 
| Anseng ern (une | a seite Denunn 2 | Bram, Di Tiere dr | 1 Catan sh ame 1 „either un mehr 


und nicht /hauptet Gugsomos: „Den ungie- | backen. Sie Ist auch vom belesen- | heiten erlauben kann? 
en jchen Brüdern paßt diekelbe Kapı  Zitatensucher aus den Kia | rin weiteres „Argument“ von N ee: 


Die Rechten uind gegen den fe | ker nicht zu bekgen. Wie auch. | „Ei were "Armen RE] Tch, SR Kommunen PrbeneT 


| mun“ über, den. „unvermeidlichen 
Winertande gerGfokkaptsienenn, |ehen Weg zum Sotullamus, we se | Die Theortiker des Sopallmut ha- 


: n Ku hen dt en Sr he | mung sowieso schief gegangen wärs: $| cn ausnutzen müssen; ebenso klar 
Eesen aen Som it Den U. | ben der Ark schieben | A Rinde, Deiirweie, or] ii or, dach au ste veter 

wider, weil er angeblich nicht zum R 9 | zwei Jahren befonnen, ds Volkzuf| altäten nicht von vornherein eine 

en ee 

Aa ag werd, um des. |jonklmus führen kan, j ht | Sämmi Sehsmantzrongamee | nr" 4] Hal. Dark Ki az ach u Ach 


ee ee Voller Defäimusalsohinsich5| Unrertändiches und, Kompkiker- 
De ale Van ne lich der Auichten der Arbeterbe}| 1, 2bwohl, die Rerkinisten es 
anal Rezept Wenn man een Ele, ir on ei wegang, di Nnderigeder Arbeiten] CATach „als vorsehen” walen 
er ee erein, er mindestens in Hefe de Re- Kate it von vornherein beieget.p| Und aus Lenins taktichen Erwä, 
tion. Hier = nach dem viertem | maschineie" zu zerschlagen el rerollankrer Faltik zommip| Euren sie kompste ng 
Absatz seines Artikels > Könnte | sie durcheine neue (u) enetzen, im den „fedächen Weges“ zbaset 

Fre eigentlich Schluß ma- | der Pole, Annee und Barokzitie Aaben, 


jehen,denn seinen größten „Trumpf“ | mit dem bis auf den letzten Mann Daß ie Kommunisten sich um 


re doch völlg wrkichkeitfrend, ine kluge Bündnpoitik bemühen 


en doch wol Wirklichkeit (hat cs mir dienen chwachsinnigen Volk in und“ (Lenin, ei 
Ye, de Monet, lange | chi ch „RI MM, In aLSHE En 
eier die politische und wirtschaft Und 2) „At | als wahrcheiniche Entwicklung | Bevaltsimen Revolution genzu das | mühen mäsen, war schon Lenin 
che Mach, über Juri, Pelze | Inkuektirerscten Onrkutiönen | eig! (merneiätehtet ser somit |. Klsche der antikommunitischen | neh unkakantt. Krmabten jeden 
uad. Milli verfügen, dies nicht | zusammenarbeiten? *(SDAY-„Mate- | samen Revaltion), sondern dis Ar- | ldeologen” besttigen, damit als | er die modemen Revisionen 
auch „rickichtslos Zur Ermatung | mal für Bldungeiter”), die beide | belterklsse mi Mnionen b e10- | „Proroksteur in Dienst der Herr | kommen, um diese Sebstverstind. 
ÄhrerMschtinseen würden." Sehr | in Hamburg ala „Schulungschrir. | 8 € n , wel die welche Ein - | schenden” such die kostbare Lege. | hehkeiten ak den goldenen Schi 
‚ut. Aber im selben Atemzug brin- | ien“ gegen, den KOMMUNISTI. | schätrung der Dinge vom Kampf | tät der DKF gefährden ie. Waram | sl anzupreise, mit dem ach nach 
en sie co orig zu behaupten; | SCHEN BUND kurieren (ein voll | ‚aschresken” könnte. Übrigens | beruft seh die DKP dann iber- | Ihnen Versprechungen die Tür zum 
„O6 die Reaktion dabei zu Mläiger | tändirer Abdruck dieser Papiere, | &> doch wohl vl eher a0, daß die | haupt noch auf Mars, Engels und |. „reichen Weg" äffnen 1äßt, Im 
Gewalt veifen kann, das Hingt vor | zusammenmit weterenantikommu, | DKP mit ihren Gejammer üer die | Lenin, die döch die wehren Ur- | Smae einer _ eitzuiehlagenen 
allem von der Sürke der Arteiter- | nstschen „Prien“ der DKP, wird | Schrecken eises Birgerkriges (bis | he 8’« « der Auffasung von der | „Strategie 


klasse, von der Einheit und Ge- | von uns vofberee), 


ee TE Nichts dazugelern! 


- „Antimonopolsische Demokratie 


r 
And ar Wop zum Soriakomus', in a und, it en nich Aber [nun sch ei nei 
= Imperahiten Ahresbürokraich milk | schend, daß der Tanzönsche So: zunehmende Faschiierung 
= FRE und iderpächt darım vl | ürsche Stsmashinre" immer 1 1 Team de onen Klee 
= Ten Inereue « Wület akasen und veralikoram- 
ah en Sch mernien | 72) Ar Birne iin | Ten. Din Tenden: Sud Wr | 23 merdı) nach ana, Auch m. f . 
0. um die Frage der Stantemacht und | \aie Einmischung anderer imperie. |, von Lenin beschrieben: ‚Chile eilfetig ein „Loyaltätszeng- 
Revoiuion nerum- | Yauıcher Länder Töpanien Diet erarederbelondere abe wet | nur ci Armee ab- 
Auwinden versuchen. Fun rperaumun, weint die bpoche | gab, die ntirich mit. der shlen. | yanlatmen war. angenommen. 
rem und Signea vonnen | "75 „Var des ohntre | der Bunkktat de Speck der | Shen Arme nich"an vergehen | Kr kan Kampf a eh 
‚nicht umhin einzugestehen, daß der | York den Bürgerkrieg, ist seine Be- | igentischen kapitalistischen Mono- | seietc, französische: Bowngeoisie rund 
Impeilstische „Gewaltapparatheu; | wegung um ruicher turichsewor- | Pak, die Epoche des Hiniberngch- | Die italienischen Revsianisien | um paris kontereratunenhee Trupr 
Ic ansh näher und prekte | er (pane, Indonenun. Bene des monopolnrchen Kopit | ihrerseits haben di „Senlubtöhe. | mm nummer rare 
‚Boch zu Zeiten Lenins, daß. Zum letzten Punkt könnte man | lmus in den staatımonopolistk {“ gezogen, daß der „ aut mehrere Munderitamkad 
x a malen ‚noch gefähr- | inzwischen noch Chile anführen! | schen Kaptieitmur, eine ungewähn- | Weg‘ Kleinbürger für die Regierung de 
licher geworden“ ist. Aber sie reden | Aber der dickste Hund kommt | liche Stärkung der ‚Staatsmascht- Gaulle demonstrierten. Er 
| ernsthaft davon, „die Reaktion an | noch: 'nerle' auf, ein unerhörter Anwach- "Er it demnach Klar, daß sich die. 


fi ‚der Anwendung von Gewalt zu hin- 4), Damit das revolutionäre Volk | sen ihres Beamten- und Militärap- 
dem." Nu, menn des nt „nölle | sinen Bimgerknng Binnen kam, | peratı I Verbindung mit vrrk: | se) zur Voranmeizung ha De | Bougoie im jedem Kal) auer 
I wirenkeitrema sin | Kind si Poren tungen ajorden | cn Repreueen zegen des Polis | (cn Endes werden die Revianisan | dem zantarhant Auch 0 

Ganz inen wi, ss aber em, | By, 0% ange mag hendninn | rar mowo im Gen monmenum. | neh enden, ds de rede | ce na nkeräctice Tate 


wenn man sch ansieht, wie die 1) Göninge geogre. | schen as auch in den reiten, re. nur möglich is duch 
DR naeh inmen erde | Psche Bedinpungen, Turner | puhlksnuchn Landen (ni, a eenhee dee 

1 h ermehliähken der wewan. [RT in nicht unbekannt. a miußien jedoch 

(und Milkar verfügen, diese nieht | zusammenarbeiten DAN een Rovaılar), andern ul Ar. | Meoogen“ bestätigen, dem ws | er die modernen Rentonkten 

auch zickichtalon zur Erhaltung | nal Tür Bldungaeter’), ce Deide ın6 mit Miilonen de 10. | „Provokateur im Dienst der Herr: | kommen, um diese Salbatverständ- 

ihrer Machteinetzen würden." Sehr | In Hamburg als „Schulungschnfe | 8 & n ‚ weil die reatsche Fin. | schenden” auch die kothare Leps- | lichkeiten a den goldenen Schi 

‚tt, Aber im selben Atemaog ben- | ten" gegen“ den KOMMUNISTI- | schäizung der Dinge vom Kampf | Aiht der DKPgefährden etc. Wanım | 4i anzupreen, mit dem sch nach 

den sie es ferig zu behaupten: | SCHEN BUND kurueren (ein vol- | „abschrecken” könnte. Übrigens it | beruft sich die DKP dann über: | Ihren Versprechungen die Tür zum 

205 die Reaktion dabei zu Buiger | sandiger Abanuck dieser Papiere, | &+ doch wohl viel eher &0, daß die | haupt moch auf Mars, Engels und | „fedlichen Weg” öffnen A6ı, im 

Gewalt greifen kann, das lg! vor | zusammen mitweiterenantikommu: | DKP mit rem Geiammer über die | Lenin, ie doch die wahren Ur» | Sinne einer __ einzuschlagenen 

allem yon der Stärke der Aubeiter er DER, wird | 5 ned er der Auffasung von der | „Stratezie". r 


Klasse, von der Einheit und Ge- 
schlossenheit. der antimonopolsi 
vi Argumente gegen einen Bürger 
Krig: 

15) Ein Bürzerkrie „Sedeutet ein (und ist eigentlich nicht üherra- 
ngeres Blutbed für die Berölke- schen, daß der französische So: 
(mE ind idergicht darum vlg, ziaklemokrat Mitterand (der das Ta- 

PnInterene 

‚kim. Bürgerkrieg erleichtert 


ce Lade pen a 


für die tranadnische 
ab, die natrlich mi der 


7) „Veret dus verolunonane Eden Armen nich zu vegeichen 
Volk den Büryerkie, ii seine Be ie. 
hu. | wegung um ericher zurickgewor. | Pol, (Die itabenschen Reviksniten 
#1 unpelkh srker und perfekter“ | Jen. (Spanien, Zadonerien! Ben dei monopotatschen Kap | ihrerseits haben die „Schlußfeige- 
Air noch mu Zeiten Lenin, dab | "zur iızien Punkt könnte man | Zmer in den ssstmanopotstt | rung eiogen. dab dr „iediche 
inzwischen noch Chüe anfüen! | schen Kepltelmus, ein ungenöhn- | Wep“ einen verstärkten”, 
Aber der diekte Hund kommi | che Sırkung der ‚Stelsmascht | mit den Dürgerichen Partien. dh. | ach Hinoruieren 
noch “a are‘ euf, ein unerhörter Anwsch. | in Italien mit den Chritdemkrs- | "ke anmmach hie), daß sch die 
le ven Zu ae eöle ).Demiı danrerolunonäre Voir | sen ihrer Beumien- und Mültrep- | ten (der Haupipartei der Boungeoi- | poureoike I jedem Fall außer 
dem." Na, wenn dus nicht „eölig | einen Bürgerkrieg gewinnen kann, | Parts in Verbindung mit vernark- | se) zur Voraumetzung hasse: etseilaa Lan 
wilichkeitsfremd it? } Hind zwei Voraumeitungen erforder. | en Represslien gegen das Frolete- ae ass, Gelee 


Ken. die kenimch, | rar ron (den onen E ae aa an 
Be nd schen als such In den fie ae 
Dtsche bedingungen, b) äußersir | pubikanischen Länder.” s "Die Verantwortungsongkeit des 
pfermus infolge sch estrem ver | Staat und Revolution) ee gen) 
schlschiernder Lebensbedingungen. | Es Legt auf der Hand, daß die 
Das Monopolkapital ist beute in | Imperllsten aus Ihren Nic 
scheint es die reisonistischen Füh- | der Lage, diese nch Lenin wich. | in Rußland, Chi wa, Lehren ge- | und, „ohne einwitige Vorurteile“) | Am Jen Kamp 
‚einige Mühe zu. korten, den | tipte Erfolgsbedingung in der BRD | zogen haben, Die Politik der impe- | dis Notwendigkeit demokratischer | SAYER jedoch day Prletarat wi 


Iwiedern grade in diesen Fragen | zu verhindern Halten geht natiich dahin, er | und schlieich wiluliicher U 
Ungereimtheiten der DKP-inls | Schlehich noch aun dem Papier | gar nicht’ so weit kommen zu | wäzungen  klrgemacht werden 
U machen. Die DKPschalt | (2) in weiteres „Arpument";.zwer. | Iamen. daß di semokraiehe, an. | muß. 
Felle würde dal Mnevern af er | \kapliallsche Bewegung wich | Die Rersioniten wenden uch 
‚yon Mars | nen Mürgerkig en der Grenze | stark wird, sondern we schon vor. | schart gegen die Schu 
nd Re- | zweier Aochgerütteier ioche die | her venictend zu waffen. Dh. | A URREBerUng hie d ikanaten. Provckstion 
etc, sondern arbeitet mit | Gefahr eines Atomkrieper In sich | di Tendenz der Imperislisten geht | bewaffnen müssen, Das hätte — be- | des Popen Gapon (1909) in Ruf 
Zurchtgetuen Zuate-Sarımlun - | bergen.” Sersärkt auch „rordeund” mul | haupten de Revionisten - den | Ind ek; er re die Massen nut 
‚gen (wie z.B. Schleifsteins „Kleines Insgesamt wird deutlich, daß die | Konterevolution, Faschismus und | Putsch nur beschlemnigt. Die Revi- | ZU einer „friedlichen Demonstration 
Lenin Wörterbuch“), die en völle.| Verfaner dieser Papiere an eine er. | Bürgerkrieg. onen können nach der clan. | Um de Väterchen Zar eine 
Bid der Thnore des | fgriche geeutsne Reraluon | _ Die rerslonbtische Konzeption | schen Katastophe mar ncch weiter | ZU erreichen” = und führte die 
MarxiemusLeninismus geben, in | nicht glauben, daß sie überhaupt | des „friedlichen Weges zum Sozialis- | nach rechts gehen, d.h, verstärkter tr ie u) a, hat ü 
‚dem Aussagen für konkrete Bedin- | an das Entsichen einer revoltiond- | mus” geht uner diesen Bedingungen | „Dialog“ mit den bürgerlichen Par- | Tatsihehen Truppen! Ein schlim- : 
jungen un rem Zuammenhang | pen Stutionin der BRDnicht lau: | von der Ihaon Mur Aurchein De- | {eien, verstärkte Verbreitung para. | MER Mivibad war die Foe — 


wohl vergleichsweise gering gegen 


ee 
ie das jetzige Wüten der Konterrevo- 


ben, daß ae „ungünstige geographi. | sonders „geschickte“ Poliik den | mentarscher Illusionen, verstärkte 


Age Regeln auge Kine Bedingungen? gr de Gefahr | Iroten”Zuammensto der Kir. | Leupaung der raktonden Role 
WB, di Brvägung Lenin uber eine | eines Atomkrigen() beichwören, | sen vermeiden zu können ‚des Bürgerlichen Statsapparatı und | loan Chi. 

mögliche "frediche" Weilrent: | um die Arbeieriame yom ei 8 | _ Der Rewsionkamur kan“ daber | opporunsusche Anbieerung ın | Die Aufeade der Kommunisten 
wicklung, der rusischen Revo. | 21 5 möglichen Wen der muialıe | ntäsich nicht auf di gewahme | Seren is e demaspenkbe, immer wieder 
Yan ıstı un) Aschen Umwilzung zuriekzu. | Kevoıron. auf die Zerschlagung | _ Gegenwärtig hat Prinkeich die | dar! Ainzuwelen: dB der Saat 


Im Obrigen göt eszahlreiche in | schrecken und sie für unrvlitische | der Dürgerlichen Stastpparas,auf | größten „Chancen“, ein zweites | das Produkt der Unversöhnlichkeit 
tem ‚Abgrenzung ap ugen | Konrape si den ‚npäicen weg“ | de Ermenung einer "bemtteien | Enie zu werden Davnuässce | dr Kimeneaematue i.dub dh 
Viln-Linken”. Soweit her de Arbeitermacht. eie. „orientieren. e (Se Ablösung des Dürperlichen durch 


Pre dr fündichen Neyn“ und den hiuorichen Erlahrungen un (den proietarschen Stat als alle 
prwallismen Revolution eine (die Kommunisten am lieb- | den Lehren des Marsismurlen.- | und den Revisoniten) gewinnt bei | meine Regel nur durch die gewait- 

Kelepieln Lund dan heit In it möglichst geringen Opfern | oismus entqprechen würde - würde | den Wahlen an Boden, Die Poltik | same Revolution möglich st, 

istzter Zeit relativ Mufig der Fall) | zum Son n Ole und ihren | des „Linksbündniser" Ahnelt der | Gerade weil unter den gegenwäi 


hiegt auf der Hand. Die Wirklich: der Cilenischen Unktad Popular, | tisen Umständen diese F 
ke richtet ch jedoch — weder in | _ Staitdensen wird der bürgerliche | is jedoch noch um einiges opportu. | ss noch nicht unmittelbar aktuell 


aum einen mög 


‚mungen vor den Optem | Chile noch sonstwo auf der Welt R her. ist, al er die Entwicklung pin 

reg, der für die Werk ie „Well“ sieht für den Fall | zipieiler Klarheit üher diese Frage 
üligendoch sehr nachteilig sei;um | Deshalb echt cs hell mil unresiischen Appellen | eineslinken Wahlegs in Frankreich | voranzutreiben, Diese Aufgabe soil 
anderen hanebüchene „Beweis” | vorbei, wenn dem Ki = | an deren. „Verfassungstreue” etc, in Zukunft verstärkt auch im AR. 


für die Mögichkelt der „(edlichen | worfen wird, daß or „sum Bürger | Insofern BEITERKAMPF 
Krieg alı währscheinichem Über. | fr In Frankreich auf eie ge | werden, Vo 

eng zum Soshalmut (spricht) und wiie Pumsehtradion suriekMieken | sten AK wol 

macht sch keinerlei Gtdunken über kann und In Iren Fallschimnilgern | fa die. Deschafu 

(die Gewinnaustchten einen solchen /und Femdenleptonären über eine | Schnft 

Krieges in diesem Lande, Br enowik ‚abıotnt here Kerntruppe verfügt.“ | demokraue, In der demokıatc 

Belı eine Stateg, de hüft, einen | Uchen Weges". Es spricht fr sch | („Veik" vom 29.9,79) Revolunlon‘ (ul 1905) 
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Wie die Indonesische KP nach demfaschistischen 
Militärputsch 1965 ihre Fehler kritisierte 


1965 ergriffen rochtsgerichtete, prolmperialistische Militärs in Indonesien 


durch einen Putsch die Macht. Dadurch wurden 
Bewegung, besonders der Kommunistischen Partei (PKI) schwere Schläge, 
Mitgliedern wurden ermordet, darunter 
much sechs von sieben Politbüromligliedern. Bis zum Putsch war die PKI 
die zahlenmäßig stärkste Kommunistische Partei außerhalb des sozialisti- 
schen. Lagers gewesen: drei Millionen Mitglieder sowie mehrere Millionen 
Sympathisanten in Massenorganisation. 
verband und Jugendverband. Die PKI hı 
peralijschen bürgerlichen Regierung Sukarnos zusmmengearbeitet und 
geglaubt, auf diesem Wege — ohne bewaffnete Auseinandersetzungen — zum - 


versetzt. Zehntausende von PK! 


Sozialismus zu kommen. 


Nach dem Putsch entwickelte die PKI eine gründliche 
unterscheidet sie zweifellos von den Revisionisten, für die auch das geschei- 
terte „chilenische Experiment” mur ein Grund ist, sich neue Sophistereien 
und Haarspaltereien über den „friedlichen Weg” auszudenken. Gerade im 
Zusammenhang mit den Ereignissen in Chile scheinen uns die indonesi- 


schen Erfahrungen erneut aktuell, 


Wir drucken hier einen relativ kurzen Auszug aus der Selbstkritik des 
Politbüros des ZK der PKI vom September 1966 (Übersetzung durch uns 
‚nach einem englischen Text; eine vollständige Übersetzung wird vorbe- 


reitet), 


Die Hauptfehler auf 
politischem Gebiet 


Rechtsopportunlmus auf poliischem 
Gebiet. zeigt sich zuerst und vor allem 
In der Frage der einzuschiagenden Weges, 
„riedlicher Weg‘ oder Weg der Revolut 
‚On. um in Indonesien die Volksdemokra- 
tialı Übergengsstadhum zum sozlliti- 
schen System zu erreichen. Eine der 
Mrundiegenden Differenzen und Ausein- 
andersetzungen zwischen Marxlmur-Le- 
inimus und Revisionimus (sowohl 
klassischen wie modernem) liegt genau 
In der Frage des Wogs zum Soziallumus. 
Der Morzismus-Leninlamus lehrt uns, daß. 
der Sozialismus auf dem Weg der proie- 
rischen Revolution erreicht werden. 
muß, und daß im Falle kolonialer oder 


kon, die vor der ‚August-Revolutlon (ge- 
meint ist die antlimperisistische Revolu- 


oliliche Unabhängigkeit genossen hat 
10, war noch befangen in Hoffnungen auf 
die bürgerliche Demokratie. 

Während der Anfangsjahre dieser Pe 
ode hatte unsere Partei gewisse Resuita- 
te Im polituchen Kampf sowie im Partei 
sufbau erreicht. Eine wichtige Errungen. 
chaft dieser Periode war die Formule- 
rung der Hauptprobleme der indane- 
schen Revolution. Eu wurde formuliert, 
daß die gugermärtige Etappe der indone- 
schen Revolution die einer burperlich. 
demokratischen Revolution neuen Typs 


Revolution waren die  Arbeiterklase, 
ie Bauernachaft und die Kieinbourgeoi 
we; die führende Kraft der Revolution 
war die Arbeiterkluime und Ihre Haupt 
märke war die Dauernschaft, Es wurde 
‚such formuliert, daß die nationale Bour- 
roll eine schwankende Kraft der Re- 
volution war, die bin zu bestimmten 
Grenzen und’ zu bestimmten Perioden 
an der Seine der Revolution gehen könn- 
te, aber zu anderen Zeiten die Revolution 
verraten wurde, Die Purei formullerte nur 
werdem, daß die Arbeiterklane zur Erf 
Fung Ihrer Pfücht ala Pührer der Indomn) 
schen Revolution eine revolutionäre Bin 
heitstront mit. anderen revolutlondren 
Klassen und Gruppen schmiecen mu 
mit dem Arbeiter: Bauern Bündnis unter 
Führung der Arbeiterklasse alı Bas 
‚iedgeh gab eu einen badauianden 
Mangel, der nich apdter nu Rechtsopoer 
Kunlımun outer Revinonımus antwchei 


antlimperlalistischen 


wie Gewerkschaften, Bauern- 
bis dahin eng mit der anti-im- 


jelbstkritik. Das 


{s: die Partei war noch nicht zur klarsten. 
Einheit über die prinzipiellen Mittel und, 
die Hauptförm des Kampfes der indone- 
schen Revolution gekommen. Das ZK 
‚der Partei hatte diese Problem einmal in 
großen Linien diskutiert, Jedoch in der 
folgenden Periode dieses Problem nicht 
mehr intensiv diskutiert, um ein Höchst« 
maß. an korrektem einheitlichen Ver- 
#töndnis. zu erlangen, als Voraussetzung. 
um ein korraktes einheitliches Verständ- 
is in der ganzen Partei zu erreichen. 

Es ist ein großer Fehler für eine 
Partei mit historischer Mission zur 
Führung einer Revolution wie die 
PKI, wenn sie die Frage der prinzi- 
piellen Mittel und der Hauptkampf- 
form der Revolution nicht zu einem 
Problem macht, das die gesamte 
Partei angeht, sondern vielmehr zu 
einem Problem, das einige wenige 


form bürgerlicher Art, die nur den Weg 
ont für die Entwicklung des Kapitals. 
mun auf dem Lande. Dies Revalutlor 
wird Fermerbeiter, arme Bauern und 
mittiere Bauern von der feudalen Unter- 
Grückung durch fremde und einheimische, 
Landherren befreien, indem sie den Bo- 
‚den der Landherren beschlagnahmt und 
ihn kostenlos verteilt an die einzeinen 
Farmerbeiter und armen Bauern alı Pr 
wotbenitz. Solch eine Revolution wird 
nur mit Weffengewalt unter Führung der 
Arbeiterklame uegreich sein. Diese Revo- 
vtion kann nicht von aulen aufgezwun- 
‚gen werden, Sie wird susbrechen auf der 
Basis des hohen Bewußtsein und der 
Überzeugung der Bauern solbst aufgrund 
Ihrer eigenen Kampferfehrungen und Ih- 
rer Erziehung durch die Arbeiterklasse, 

En in klar, daß in einer Situation, wo 
die Bedingungen für eine Revalutlor 
noch. nicht da weren, die Aufgaben der 
PKI sein mußten, ie Perteimitginder, die 
Arbeiterklasse und die Bausrnschafi hin- 
"ichtlich der Hauptkampfformen der in- 
donesischen Revolution zu erziehen — 
‚dureh politische, agitatoriche und pro- 
Pegandistische ebenso wie durch organı- 
atorische Arbeit, Alle Formen lapaler 
und. Perlamentarischer Arbeit multen 
den prinzipielle Mittsin und der Haupt 
kamptform dienen und durfte keinen 
fol den Reifeprored den bewaffneten 
Kampfes behindern, 

Die Erfahrungen der letzten 15 Jahre 
herven um, daß die Par 
den „tridiichen Weg 
urückauweiren und sich nicht entschie 
den an dan allgemeine Gesetz der Revo: 


Tutlon in kolonialen oder halb-kolonusien 
und Aaib-feudaen Ländern au halten; 


und daß. wie schließlich schrittweise in 
Parlementarlschen und anderen Formen 
‚dan legalen Kampfes versumptte, Die Par- 
teiführung heit dies Kampfformen s0- 
er für die Hauptkampfformen zur Errei- 
‚Chung der strategischen Ziele der Indone- 
schen. Revolution. Die Legaltät der 
Partei wurde nicht al eine Methode des 
Karmpfes zu gagebaner Zeit und unter ge- 
wissen Bedingungen angesehen, sondern 
vielmehr als ein Prinzip betrachtet, wäh- 
rend andere Kampftormen diesem Prin- 
zip dienen sollten... 

Wie oben festgestellt, bayann der 
„friedliche Weg‘ sich fest in der Partei 
&inzunisten, nachdem die 4. Volluitzung 
des ZK der PKI (1958) ein Dokument 
beschloß, das die revisionistische Linie 
den XX. Porwitags der KPASU billigte. 
In einer Situation, wo die revisionistische. 
nie schon fest in der Partei etabliert 
war, war es unmöglich, eine korrekte 
marxistisch-eninistische Linie in Strate- 
ie und Taktik zu haben. Die Festlegung 
der Hauptlinien der Strategie und Taktik 
der Partei begann mit einer Zweigleiig- 
keit zwischen. „friedlichem. Weg“ und 
Weg der bewaffneten Revolution“, wo- 
bei schließlich der „friedliche Wag" die 

Um zu beweisen, dal der verfolgte. 
Weg nicht der opportunistische „Iriedli- 
che Weg” war, sprach die Partiführung 
stets von zwei Möglichkeiten, nämlich 
‚der, Möglichkeit. eines „iedlichen We- 
ger“ und der Möglichkeit eines nicht 
friedlichen Weges und daß, je besser die 
Partei sich derauf vorbereitete, einer 
nichtfriedlichen Entwicklung zu begeg- 
men, umso größer die Möglichkeit aines 
„friedlichen Weges” sein würde. Tat 
Sschlich zeigt das die Zweigleisigkait, die 
von der Partsiführung über den einzu- 
schlgenden Weg. betrieben wurde. Auf 
‚diese Weise wurde die Hoffnung auf einen 
„friedlichen Weg“, die in Wahrheit nicht 
xistierte, stetig in die Köpfe der Partei- 
mitglieder, der Arbeiterklasse und der 

existiert, surig In die Köpfe der Partei 
mitglieder, der Arbeiterklase und der 
Massen des werktätigen Volkes hineinge- 


tragen. 
Praktisch bereitete die Pariiführung 
nicht. die gesamten Reihen der Partei, 


Organisationen der PKI und die rmolu- 
Tondren Mansenorgeniationen pralyrt 
wurden, 


Solch eine Situstion wäre sicher nicht 
eingetreten. wann die Partmtührung nicht 
vom revolutiondren Weg abgewichen wd- 

Ausgehend von dem irrigen Stand: 
punkt, daß die „Streitkräfte der Repu- 
Bik Indonesien keine reaktiondren Streit. 
Iräfte nd“, wurde das Problem der „Ar 
‚it in dan feindlichen Streitkräften” in 
erpretiert al „integration des wichtigen 
Organ des Staates mit dem Volk” oder 
„Stärkung der Einheit zwischen Volk 
Und Armee“. Das bedeutet, das Instru 
ment der Gewalt der unterdrückenden 
Klamen mit dem unterdrückten Kiasen zu 
Antegrieren. Solch ein Irrtum konnte un- 
teriaufen, weil die Parteitührung von der 
merxistisch Jeninistischen Lehre über den 
‚Stast abgewichen war, und weil se die 
Indonesische Republik nicht als bürgerii 
chen Stast und die Streitkräfte der Repu- 
‚ik Indonesien nicht als ein Instrument 
den bürgerlichen Staaten anısh. Die Par 
teiführung vergaß. die Wahrheit, daß eit 
dem Scheitern der August-Aevolution. 
und dem völligen Übergang der Stasts- 
macht in die Hände der raaktiondren 
Bourgeolie, die Streitkräfte der Repu- 
‚ik Indoneslens — obwohl durch die 
Augunt-Revolulon entstanden — alı Gan- 
zen automatisch ein Herrschaftuorgan der 
Kiamen geworden waren. die den Stat 
beherrschten. Hinsichtlich ihrer Klessen. 
herkunft als Söhne der Arbeiter und 
Bauern mögen die Untereffiziere und 
Soldaten der Sureitkräfte gemäß Elemente 
wein, die auf die Saite des Volkes überue- 
ven könnten. Das kann aber nicht die 
Pontion der Sareikräfte a Ganzen als 
Organ des Suasıet, das den Interemsen 
der herrschenden Kiane dient. indern. 


Die Frage der Staatsmacht 


Die von der Parteiführung verfolgte 
Unie_ den Rechtsopportunismun wider 
soiegeite sch auch In Ihrem 


ine andere“, dl „ie Formen büreril- 
(cher Staaten stark verschieden sind, aber 
{hr Wesen gleich it. . . ie Diktatur der 
Bourgeoise“, und dal „die Ersrzung 
den bürgerlichen Staates durch den proie- 
tarlıchen Staat" (In Indonesien durch 
‚dan volkscemokratischen Staat) „unmög- 
Jich ist Ohne gewaltsam Revolution”... 

Der Gipfel der Abweichung von der 
Marxistisch-deninistischen Lehre über den 
Staat, dan die Parteiführung beging, war 
die Formulierung der „Theorie von den. 
Zwei Aspekten in der Stastsmacht der 
Republik, Indorlsien“, Seit der Geburt 
der „Zwei Aspakte-Theorie” wurden die 
markistichJoninistischen Prinzipken nur 
noch los aufrechterhalten, soweit der 
‚Staat in allgemeinen Begriffen diskutiert 
wurde. Jedoch bei Diskussionen über den 
Staat In konkretem Sinn, d.h. über den 
Stast der Republik Indonesien, wurden 
die marxistisch-leninistischen Prinzipien. 
völlig aufgegeben. 

Die „Zwei Aspakts:Theorie" sah den 
Staat und die Satsmscht in folgender 


foudal. Jedoch, zur siben Zeit gibt ou 
‚dan Kampf des Volkes gagen dies Ökono: 
mische System, den Kampf für eine ne- 
tionale und demokratische Wirtschaft.  . 
Die Reulitkten der Basis widerspiegeln 
sich auch im Überbau, einschließlich der 
Stastsmacht, und speziell im Kabinett. 
In der Stastsmacht widerspiegeln sich 
sowohl die Kräfte, die gegen das kolonie- 
ie und feudale ökonomische System sind, 
wie auch die Kräfte, die den Imperial: 
mus, die Reste des Feudalismus, dan bö- 
rokratischen Kapitalismus und die Kom- 
Pradoren verteidigen (d.h. jener Teil der 
Bourgeoiie, der unmittelbarer Schmarot- 
zer und Nutzniefler der Ausbeutung des 
Landes durch den Impariallumus ist — 
Anm. AK. 

Die Stastsmacht der Republik Indo- 


rer der PCI, Genomen Aldıt - Anın. AK) 
Die „Zwei Aspekte-Theorke” in offen- 
ichtlich eine opportunisische oder re 


wie in der reglonalen Verwaltung - durt- 
te nicht so interpretiert werden, daß. 
sich die Qualität ds Aupakts der natio- 
nalen Bourgeosie in der Stantumacht in 
einen Volksmpakt verwendet hätte. 
Denn che vereinten Kräfte der nationalen. 
Bourgeoisie und den Proletariats wurde 
nicht vom Proletariat, sondern won der ne- 
tonsten Bourgsolie geführt. Die Position 
der Parteiführer in der Regierung, die 
ihoen keine reale Macht gab, war eine 
Politische Konzession der nationalen 
Bourgeoisie, die die Unterstützung den 


Pradoren Bourgeoisie benötigte und, Inge 
winsem Mad, such zu den Imperialisten. 


Mit Unterstützung der von der PKI 


tion der Kompradoren-Bourgeoine in 
‚der Stastemacht untergraben. Die Situs- 

ton zeigte sich in einer Reinp politicher 
Madnahmen, die die Regierung der Repu- 
"ik Indonesien traf. (Hier folgen spiel: 

1 Beinpie. die wir der Kürze halber sun 
Namen = Anm. AK) . „ „ Die Partei: 
In den Sumpt das Opportunis- 


.Volkumpakt” zum Houptanpakt gewor 
den sei und die führende Malle In der 
Btastwmacht er Republik. Indoneien 
übernommen hal. Ks wer, ala nähere 
HIch dm indaneslsche Volk der Geburt 
einer Volkwmacht 

Die PRI-FUhUNg erklärt 


su ce 


Volkes in ihrem Widerspruch zur Kom: 


theoretisch wie auf der praktischen Ebe- 
re gibt 96 gar keinen Unterschied zw- 
schen 


Stantumtruktur. Beide ehren den Weg der 
Revolutlon ab, und beide sind revilo- 
istich, 

Die antlrevolutiondre „Zwei Aspak- 
{0-Theorie”' beweist ich kram in der De- 
hauptung, daß „der Kampf der PK hin- 


Die Parteiführung nannte diesen ant- 
Favolutionären Weg sogar den Weg der 
„Revolution von oben und unten“. „Von, 
Oben” heißt, daß die PKI die Siant- " 
macht. ermurigen müßte, revolutionäre 
Schritte zu unternehmen, die darauf g0- 
ichtet win sollten, parsonale Verände- 
ungen Im Staatsapparat vorzunehmen. 
Dagegen beckutet „von unten“, daß die 
PKI dan Volk mobilisieren und organi- 
sieren müde, um dieselben Zieie zu or- 
reichen. Das ist tatakchlich eine außar- 
Ordentliche Phantasie! Die Parteiführung 
hernte nicht aus der Tatsache, daß das 
‚Konzept von Präsident Sukame zur Bil- 
dung des Kooperations-Kabinetts. (die 
Regierung der Nationalen Koalition alten, 
Typs} scht Jahre nach seiner Ankündi- 
Jung Immer noch nicht verwirklicht wor- 
dan war und es nicht einmal Anzeichen 
‚9ab, daß es jemals verwirklicht werden 
würde, ungeachtet der ständigen Forde- 
rungen. Gar nicht zu reden von einer 
Veränderung in der Staatsmacht! 

Es stimmt, daß Lenin einmal zeigte, 
daß die Möglichkeit der „Aktion von 
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‚Chinas Außenpolitik wird mehr und mehr zum Rätsel für seine Freunde. 
Das gilt gerade auch für das Verhalten der VR China gegenüber den impe- 
rlalistischen Ländern Westeuropas und speziell gegenüber dem BRD-Impe- 
rlaliamus, 

Da erfreut ı. 
‚daß or nur 


Tschu En-ai den Krupp-Ma 
rad" (1), d.h. anscheinend 


;önigsberg kenne, kel 

deutschen Imperialismus und Re- 
vanchiamus nach „Rückgabe der gernubien deutschen Ostgebiete". Und 
beim gleichen Anlaß vergiät Tschu Endni nicht, seinem „alten Freund” 
Gerhard Schröder (CDU) durch Beitz Grüße ausrichten zu lassen (2). 


Da wird auch ein resktionärer Ideologe des Springer-Konzerns zum „weit- 
sichtigen Freund”, weil er gegen die Sowjetunion hetzt. Sogar eine „be- 
rühmte Persönlichkeit aus der westdeutschen Politik" (gemeint war 


‚offenbar F.J. Strauß) wird in der chinesischen Presse mit antisowjetischen 
Äußerungen zustimmend zitiert (3). 

Umgekehrt sparen reaktionärste Vertreter des BRD-Imperialismus in dema- 
ogischer Manier nicht mit Lob für China. So freut sich z.B. Peter Boenisch 
‚yon der „Bild am Sonntag“: „Chinas Kommunisten kritisieren den Imperia. 
lismus und Sozialfaschismus der Sowjetunion. Und mindestens in diesem. 
Punkt sind wir alle Chinesen.“ (4) Die faschistische „‚Nationalzeitung“ tri- 
umphiert:,,Die freie Welt sieht voller Hoffnungen nach Peking . . . Käme 
es früher oder später zu einer Dreier-Alllanz China-Europs- Vereinigte Stas- 
ten, »0 bräuchte die Menschheit nicht mehr die Unterwerfung durch den 
‚Sowjetkolonialismus zu fürchten.“ (5) Und Kapitalvertreter wie Beitz 
üußorn großen Appetit: Dort leben achthundert Millionen Konsumenten und 
mindestens fünfhundert Millionen Arbeitskräfte — mehr als Rußland, die 
USA und Westeuropa zusammen aufbieten können.” (6) 

Natürlich gibt es Genossen, für die Chinas Außenpolitik unbeschen immer 
„revolutionäre Außenpolitik” ist und bleiben wird, was auch passieren 
mag. Das ist nichts Neues: diesen Weg sind schon die revisionistischen 
Parteien gegenüber der Sowjetunion gegı Insgesamt ist es aber wohl 
0, daß Unsicherheit über die chinesische Außenpolitik besteht. Dieser 
Artikel soll einige Aspekte der Außenpolitik der VR China zu beleuchten 
versuchen. Zum selben Thema soll eine Broschüre mit ausführlicher Do- 


kumentation vorbereitet werden. 
Prinzipien sozialistischer 
‚Außenpolitik 

„Die KP Chinas hat In der Polc- 
mik gegen den Revisionismus 1963 
die Prinzipien sozialistischer Außen- 
politik so dargestellt 

„Unserer Ansicht nach muß die 
Generallinie der Außenpolitik. so- 
zlalisticher Stauıen folgende Punk- 
te zum Inhalt haben; In Überein- 
stimmung mit den Prinzipien des 
proletarischen _ Internationalismus, 
Beziehungen der Freundschaft, ge- 
senseitigen Hilfe und Zusammen- 
@rbeit mit den Ländern des sozialt- 
‚stischen Lagers entwickeln; auf der 
Grundlage der fünf Prinzipien die 
friedliche Koexistens mit Ländern 
unterschiedlicher Gesellschaftsord- 
‚mung anstreben und die Imperiali- 
stische Aggressions- und Kriegspo- 
itik bekämpfen; alle unterdrückten 
Völker und Nationen in ihren re- 
volutionären Kämpfen _ unterstüt- 
Pr 
Völker und Nationen in ihren re- 
volutionären Kämpfen unterseüt 
zen. Diese drei Dinge sind mitein- 
ander untrennbar verbunden und 
kein einziges darf ausgelassen wer 
den.“ (7) 

Und speziell zum letzten Punkt 
noch folgende Sätze aus einer ande- 
ten Stellungnahme 1963: 

„Während wir an der friedlichen 
Koexistenz mit Staaten unterschied- 
licher Gesellschaftsordnung festhal 
ten, ‚erfüllen wir unerschätterlich 
unsere Pflichten des proletarischen 
Internationallımus. Wir unterstät 
zen tatkräftig die nationale Befrei- 
ungsbewegung in den Ländern Ast 
ens, Afrikas und Lateinamerikas, 
die Arbeiterbewegung in den Län. 
dern Weıteuropas, Nordamerikas 
und Ozeaniens, den revolutionären 
Kampf gegen die imperialistische 
Aggreisions und Kriegspolitik und 
um die Erhaltung des Weltfriedens.” 
(8 


‚Außenpolitik lassen sich 
auf zwei Prinzipien zurückführen, 
nämlich. solidarische Beziehungen 
(gegenüber dem Proletariat) und 
Beziehungen der friedlichen Ko- 
existenz (gegenüber der Bourgeoisie). 


Die Friedliche Koexistenz 

Lenin sagte: „Das Bündnis mit 
‚den Revolutionären der fortgeachrit 
tenen Länder und mit allen unter 
Völkern gegen alle Imperi- 
1). welcher Art auch. immer, 
das ist die Außenpolitik des Pro- 
lotarlata." (9) 

Das schrieb Lenin im Juni 1917, 
also noch vor der Errichtung der 
Sowjetmacht, Da sich indessen das 
ist durchaus nicht gleich- 
zeitig in den wichtigsten imperlall 
stischen Ländern zur sozialistischen 
Revolution erhob, kam es zu einem 
aeitweisen mehr oder weniger „(rled- 
lichen" Nebeneinander des ersten 


Arbeiter. und Bauernstaates, der 
Sowjetunion, mit den imperialisti 
schen Ländern. Auf dieser Grund 
lage entwickelte Lenin die Politik 
der Friedlichen Koexistenz zwischen 
Staaten unterschiedlicher Gesell 
schaftsordnung, einschließlich öko- 
nomischer Beziehungen mit den im. 
perialistischen Staaten. 

Kurz vor der Gründung der VR 
(China erklärte Mao Tsetung in 
diesem Sinne; 

„Mir sind bereit, mit jeder aus- 
ländischen Regierung auf der Grund- 
lage der Prinzipien der Gleichbe- 
rechtigung. des gegenseitigen Vor- 
teils und der gegenseitigen Achtung 
der territorialen Integrität und der 
‚Souveräniiät Verhandlungen über 
die Herstellung von diplomatischen 
Beziehungen aufzunehmen, voraus- 
gesetzt, daß. die ausländischen Re- 
‚gierungen bereit sind, ihre Bezie- 
ungen zu den chinesischen Re- 
aktionären abzubrechen, sich nicht 
länger mit ihnen verschwören oder 

hungen zu den chinesischen Re- 
aktionären abzubrechen, sich nicht 
länger mit ihnen verschwören oder 
Ihnen nicht mehr helfen und Volks- 
china gegenüber eine wahre - nicht 
eine heuchlerische Haltung einneh- 
men. Das chinesische Volk will Be 
ziehungen der Zusammenarbeit mit 
allen Völkern der Welt anknüpfen, 
den Außenhandel wiederherstellen 
und entwickeln, um zur Entwick 
hung der Produktion und zum Ge- 
deihen der Wirtschaft beizutragen.” 
«ı0) 

1954 verkündete die chinesische 
Regierung die Fünf Prinzipien der 

iedlichen Koexistenz, nämlich: 
„gegenseitige Achtung der terror 
älen Integrität und Souveränität, 
genenseitiger Nichtangriff, gegens 
ige Nichteinmischung in innere An- 
gelegenheiten, Gleichberechtigung 
und gegenseitiger Vorteil, friedliche 
Koexistenz”, (11) 

Diese Prinzipien finden sich z.B, 
vielfach wieder in den verschiedenen 
Kommuniques über die Aufnahme 
diplomatischer Beziehungen der VR 
‚China zu anderen Staaten, oder als 
lobal verbindliche Prinzipien im 
insamen Kommunique” vom 

1972 anläßlich des 
is in China, (12) 

Abwandlungen sind möglich — 
so ist bei der Vereinbarung diploma- 
tischer Beziehungen in vielen Fällen 
die ausdrückliche "Festlegung des 
Prinzips „gegenseitiger Nichtangriff” 
offenbar für überflüssig gehalten wor- 
den. Dafür findet sich z.B. im Kom- 
munique über die Aufnahme dipio- 
matischer Beziehungen zur Repu- 
lik Chile vom 15, Dezember 1970 
zusätzlich eine Garantie für die 
„Nichteinmischung” auch in „a u + 
wärtine Angelegenheiten" 
(statt nur „Innere"). (13) 

Das Prinzip der 
Jichteinmischung” 


Die Beziehungen der Friedlichen 
Koexistenz sind Beziehungen zu 


nicht-proletarischen Klassen und 
ihren Regierungen, die zugleich im 
unversöhnlichen Widerspruch zu den. 
‚Arbeitern und Bauern ihtes Landes 
stehen, 

Daher bildet das Prinzip der 
„Nichteinmischung in innere Ange- 
iegenheiten'' einen Widerspruch zum. 
anderen Prinzip sozlalistlächer Aus- 
senpolitik, nämlich dem Proletari- 
schen Internationalismus. Denn die- 
ses Prinzip bedeutet ja seinem We- 
sen nach durchaus „Einmischung” 
in „innere Angelegenheiten” anderer 
Länder, nämlich kämpferische So- 
Nidarität mit den Volksmassen dieser 
Länder. 

Es steht dann jeweils die Frage, 
welche Seite die Hauptseite 
dieses Widerspruchs bildet und in 
welchem Verhältnis die beiden Sei 
ten zueinander stehen sollen - kon- 
kret: ob den „freundschaftlichen 
Beziehungen” zur regierenden Bour. 
geoisie Vorrang eingeräumt wird, 
‚oder der Solidarität mit dem Pro- 
letariat und den Volksmassen. Es 
ist also die Frage, wie das Prinzip 
der „Nichteinmischung” konkret 
angewendet wird. 


China hier Unterschiede macht. Im 


Es ist offensichtlich, daß die VR 
‚China hier Unterschiede macht. Im 
Fall des Völkermords der paki 
nischen Regierung an der Bevö 
kerung Ostbengalens („Bangla Desh”) 
interpretierte die chinesische Re- 
‚gierung das Prinzip der „Nichtein- 
mischung” als Verzicht auf jede 
wertende öffentliche Stellungnahme 
zum Verhalten der pakistanischen 
Regierung: „An den fünf Prinzipien 
der friedlichen Koexistenz kone- 
quent festhaltend, mischt sich die 
chinesische Regierung nie in die 
inneren Angelegenheiten anderer 
Länder ein . „. Wir hoffen, daß das 
pakistanische Volk seine Einheit 
stärken, mit gemeinsamen Bemü; 
hungen die Schwierigkeiten über- 
winden und seine eigenen Probleme 
selbst lösen wird..." (14) 

Das entspricht jedoch nicht der 
kritischen Haltung, di 
nasoffen zum Völkermord in Bi 
einnahm, dem 1967 von Nigeria 
logetrennten und 1968 wieder un- 
terworfenen Landesteil Nigerias. 
as), 

Weiterhin ıst es auch Keine 
„Nichteinmischung” im eigentlichen 
Sinn des Wortes, wenn einer Regie- 
rung militärische Hilfe zur Verfü- 
gung gestellt wird, mit der diese 
u.a. gegen die oppositionellen Kräfte 
im eigenen Land — vorzugsweise die 


Es ist offensichtlich, daß die VR | 


Arbeiterbewegung und nationale 
Minderheiten - vorgeht. Das eben 
tat aber die chinesische Regierung 


z.B. im Falle des Sudan (16) wie 
auch gegenüber Pakistan, 

Das widerlegt die bisweilen zu 
hörende naive Auffassung, als wäre 
die Friedliche Koexistenz — und 
speziell der Grundsatz der „Nicht 
hung” — ein absolut ein 
deutiges, unwandelbares Pr 
n sich nur zu halten braucht 
ver richtig zu liegen. In 
Wahrheit wird diesen Prinzip selbst 
verständlich auch von der VR Chi 
na differenziert angewandt, 


entsprechend der Einschätzung der 


ixon bei Mao Tse-tung, 


Widersprüche. 

In diesem Zusammenhang ist fol- 
gende Äußerung aus einer bereits 
zitierten Erklärung von 1963 er- 
wähnenswert: 

„In den letzten vierzehn Jahren 
(4b. seit Gründung der Vol 
publik - Anm. AK-Red.) haben 
wir in internationalen Angelegen- 
heiten gegenüber Staaten der ver- 
schiedenen Typen und gegenüber 
verschiedenen Verhältnissen in Stas- 
ten des gleichen Typs jeweils unter- 
‚schiedliche Richtlinien verfolgt, 

Erstens: Wir machen einen Un- 
terschied zwischen sozialistischen 
und kapitalistischen Staaten ..., 

Zweitens: Wir machen einen Un- 
terschied zwischen nationalistischen 
Staaten, die erst vor kurzem Ihre 
politische Unabhängigkeit erlangt 
haben, und imperialistischen Staa- 

‚Drittens: Wir machen einen Un 
terschied zwischen den gewöhnlt- 
chen kapitalistischen Ländern und 
den imperialistischen Staaten. Auch 
ist unser Verhalten gegenüber den 
verschiedenen imperialistischen Staa- 
ten unterschiedlich.” (17) 


Die „vier großen Widersprüche” 


„Weltpolitik und Weltwirtschaft 
in rer Gesamtheit und die kon- 
kreien Verhältnisse in der Welt, 
das heißt die grundlegenden Wider- 
sprüche in der heutigen Welt, vom 
Klessenstandpunkt aus konkret zu 
ysieren, bildet den Ausgangr- 
punkt für die Bestimmung der Ge- 
'nerallinie der internationalen kom 
munistischen Bewegung.” (18) 


In seinem Bericht auf dem IX. 
Parteitag der KP Chinas im April 
1969 sprach Lin Biao davon, daß 


„in der Welt der gegenwärtigen 
Epoche vier große Widersprüche 
existieren", Gleichgültig.ob Lin Biao 
hier seine eigene Meinung oder „ge 
awungenermaßen” die Meinung der 
rteiführung ingenamt referiert 
9) - Jedenfalls ist diese Theorie 
(der „vier großen Widersprüche” 
älteren Datums. 

Schon in dem Artikel „Mehr über 
‚die Differenzen zwischen Genomen 


Togliatti und uns”, der 1963 er- 
schien, ist von folgenden „Haupt- 
widersprüchen” (!) die Rede: 

„Die Widersprüche zwischen dem 
sorlallstischen und Imperialistischen 
Lager, zwischen den imperialisi- 
schen Staaten, zwischen den impe- 
rlalistischen Ländern und den unter- 
lochten Nationen, zwischen 
der Bourgeolsie und dem Proletariat 
und den Werkiätigen in jedem kapl- 
alistischen Land, zwischen verschie- 
denen Monopolgruppen. innerhalb 
der kapitalistischen Staaten sowie 
auch die Widersprüche zwischen der 
Monopolbourgeoisie einerseits und. 
der mittleren und Kleinbourgeoisie 
andererseits in jedem  kapitalisti- 
schen Land.” (20) 


In dem bekannten „Vorschlag zur 
Generallinie der internationalen komrms- 
nistischen Bewegung“ (Juni 1963) ist 
dagegen von vier „grundingenden Wider- 
sprüchen die Rede, nämlich: 

„Die Widersprüche zwischen dem 

tischen und dem imperilitischen, 
Lager; die Widersprüche zwischen Pro- 
letariat und. Bourgeoisie innerhalb der 
kapitalistischen Länder; die Widersprüche 
zwischen. unterfochten. Nationen und 
Imperiltemus; die Widersprüche zwischen 
den verschiedenen imperilistischen Staz- 
ten und die Widersprüche zwischen den 
verschiedenen  monopolkapialisischen 
Gruppierungen.” (21) 

Die „vier großen Widersprüche“ des. 
Berichts an den IX, Parteitag schließlich 
sind folgende: 

„Der Widerspruch zwischen den un- 
terfochten Nationen einerseits und dem 
Imperialismus und Sozialimperiallemus 
anderersets; der Widerspruch zwischen 
dem Proletariat und der Bourgeoise in 
den kapitalistischen und revisionistischen 
Ländern; der Widerspruch zwischen den, 
Imperilistischen Stazten und dem sozial- 
imperilistischen Stast sowie der Wider- 


andererseta' (22) 

Die zitierten Systeme mehrerer „gro- 
er Widersprüche” oder gar „Haupt- 
widersprüche” (möglicherweise eine Über- 
seizungschwäche?) lassen die Frage 
nach dem Hauptwiderspruch 
zunächst offen 


Tunchit alt 
In „Uber den Widerspruch“ schreibt 


mehr Widersprüche enthält, die größte 
Mühe. jeben, den Hauptwdergruch 
bersuszufinden.” (29) 

Faktisch wird ala immer einer der 


Sei 


genannten. „großen Widersprüche“ als 
primdrer (Hauptwiderspruch) und die 
Übrigen als sekundäre (Nebemwider- 
sprüche) behandelt werden müsen.«. 

‚Ferner ist zu bestimmen, in welchem 
Verbilinis. zum Hauptwiderspnuch die, 
einzelnen Nebenwidersprüche zu behan- 
deln sid. 

‚Auf dieser Basis wird man z.B. einen 
Hauptfeind festlegen, mögliche Verbün- 
dete bestimmen und zu gewinnen ver 
auchen (wobei die Dauer und Festigkeit 
derartiger Bündnisse unterschiedlich it) 
sowie möglicherweise zweitrangis Ge: 
‚ner zeitweise zu neutralisieren versuchen. 


Vom „Hauptfeind US-Imperia- 
lismus” zum „Hauptfeind 
Sozialimperialismus” 


Ein historischer Rückblick etwa 
auf das letzte Jahrzehnt ermöglicht 
es, drei verschiedene Etappen der 
chinesischen Außenpolitik zu unter- 
scheiden, nämlich:l. die Etappe, wo 
der US-Imperialismus klar als Haupt. 

feind gilt; 2. die Etappe, wo die 
Theorie vom „Sozialimperialismus“ 


weian wuras wauza zus anım i 


Tribüne auf der Massenkundgebung In Pekl 
Koreas und zur Anprangerung des USA-Impeı 


erstmals Öffentlich vorgebracht wird 
und wo der „Sozialimperialismus“ 
schließlich gemeinsam mit dem US- 
Imperialismus als Hauptfeinde 
trachtet werden („Supermächte“); 
3. die Etappe, wo der „Sozialim- 
perilismus“ alsHauptfeind betrach, 
tet wird. 

Auf der Moskauer Beratung der 
kommunistischen Parteien der Welt 
1960 (die letzte derartige Beratung, 
an der die KPCh teilnahm) wurde 
übereinstimmend festgestellt: 

„Der amerikanische Imperialismus 
ist zum größten internationalen Aus 
beuter geworden.“ 

„Das Hauptbollwerk des moder- 
nen Kolonialismus sind die Vereinig- 


n folgenden Jahren. ver- 
schlechterte sich das Verhältnis 
zwischen KPCh und KPdSU sowie 
das zwischenstaatliche Verhältnis 
Sowjetunion-China rasch, In Fragen 
‚der politisch-ideologischen Ausein- 
andersetzung verhielt sich die sowjet- 
tevisionistische Führung arrogant, 
verbreitete innerhalb und außerhalb 
der Sowjetunion niedertrlichtige Ent- 

lungen des Standpunkts der chi- 
nesischen Genossen wie etwa, China 
wolle die Weltrevolution durch einen 
‚Atomkrieg erreichen. Außerdem be- 
rief die Sowjetunion ihre Berater aus 
‚China ab, was die Entwicklung des 
Landes zunächst zurückwarf, sich 
aber längerfristig doch positiv aus 
wirkte in einer stärkeren Orientie- 
fung auf die eigene Kraft. Anderer- 
seits betrieb der Sowjetrevisionimus 
‚gegenüber dem US-Imperialismus. 
‚eine Politik der Annäherung und der 
Anbiederung. 


daran fest, den US-Imperialismus 
als Hauptfeind anzusehen. Das gilt 
bis über die Mitte der 60er Jahre 


„Der USA-Imperialismus ist der 
‚grausamste Feind der Volksmassen 
der Welt, Die Volksmassen der Welt 
‚haben die gemeinsame Aufgabe. der 
Asgreuiion und Unterdrückung 
durch den USA Imperiallımus ein 


Ende zu mächen." (25) 

Und Li Hsiäin-niän (Mitglied des 
Politbüros des ZK der KPCh) sagte 
noch im Juni 1970; 


„Der US-Imperiallsmus ist der 
böseste Feind der Völker der ganzen 
Welt. Überall in der Welt unter 
nimmt er Aggressionen und Expan- 
tonen... Die US-imperialistische Ag- 
gression hat die Einheit der Völker 
der Welt im Kampf xegen den 
‚gemeinsamen Feind gefördert. (26) 


Der Sowjetrevisionlamus wurde 
demgegenüber lange Zeit nur als 
zweitrangiger „Komplize Nr. | des 
USAlmperialismus"(27) angegriffen. 
Sehr deutlich kommt das in folgen- 
der Einschätzung zum Ausdruck 

„Die Gespräche von Kosıygin 
und Johnson (gemeint ist das Tref, 
fen von Hollybush, USA, im Juni 
1967, unmittelbar nach dem zioni 
stischen „Blitzkrieg" — Anm. AK) 
markieren den Beginn einer neuen 
Periode in der amerikanisch-sowjeti 
schen Zusammenarbeit, in welcher 
sich die sowjetische- Revisionisten- 
clique völlig zu Füßen der US-Im 
perialisten werfen und in der von 
dem US-Imperialismus dominierten 
konterrevolutiondren „Heiligen Ali 
anz“ die zweite Rolle spielen wird. 
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Während Chruschtschow sich nach 

Kräften bemühte, dem Traum der 

sowjetischen _ Reriionistenelique 

entsprechend, „die Weltherrschaft 
durch sowjetischamerikanische Zu- 
ammenarbeit“ zu erreichen, einen 
dem US-Imperialiimus gleichen Rang 
einzunehmen, begnügen sich seine 

Nachfolger heute damit, die Rolle 

eines fügsamen Komplizen und La 

katen des US-Imperialtimus zu spie- 
len. Sie sind ganz Gehorsam und 

Sersiität Washington. gegenüber.“ 

as) 


Der „Sozialimperialismus” 


Im August 1968 besetzten sow- 
jetische und andere Warschauer-Pakt- 
Truppen die CSSR. Erstmals in d 
sem Zusammenhang wurde von der 
KPCh Öffentlich der Vorwurf des 
‚Sorlalimperialismus“ _ gegen die 
Sowjetrevisionisten erhoben; und 
zwar war es Tschu-En-Lai, der zwei 
Tage nach der Okkupation während 
eines Empfanges anläßlich des ru- 
mänischen Nationalfeiertages sagte 

„Die sowjetrevisionistische Rene- 
gatenchique ist schon lingst zum 
Sozlalimperlalismus und Sozialfa- 
schismus degenerlert."(29) 

In der chinesischen Presse er- 
schienen in der Folge eine Reihe 
von Artikeln, die näher zu Fragen 
des „Sozialimperialismus" Stellung 
nahmen. Zusammengefaßt wurde die 
Theorie vom „Sozialimperialismus" 
in dem Artikel „Leninismus oder 
Sozialimperialismus“, den die chine- 
sische Presse („Renmin Ribao”, 
„Hongai“ und ‚Jiefangun Bao”) 
am 22. And 1970 verötentichie, 


ie Besetzung der SSR wurde 
von China begründet als ernsthafte 
Warnung verstanden. Wenn die Sow« 
jetrevisionisten die CSSR besetzen 
ließen, „um den Soziallımus zu 
= warum sollten sie dann 
nicht auch die VR China anzugre 
fen versuchen, die Ja nach sowjet« 
revisionistischen Begriffen bekannt- 
lich „unter einer militärbürokrati- 
schen Diktatur" (31) etc. steht? 
Nicht prinzipielle Erwägungen, son- 
‚dern nur das Kräfteverhältnis hinder- 
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Tahrestags des Valerländischen Betrelungrkrieen 
iner Vewallsamen Beietzung von Chinas’ Talvan. 


= 
März 1969; Beim Angriff auf die chinesische Insel Dschenbao 
ist ein sowjetischer Panzer schrottreif geschossen worden. 


Anmerkungen: 
13 aut „Bild“ vom 8. Juni 73 — Beitz 
"dazu, diese Bemerkung habe Tschu 
En-ai „wohl nicht zufällig, sondern mit 
voller Absicht gemacht. Tachou hatte et 
was Ähnliches schon Schröder gesagt, 
damals aber darum gebeten, mit Rich 
sicht auf die bevorstehenden Wahlen in 
dar Bundesrepublik seine Bemerkungen 
nicht zu veröffentlichen.” 
2) aut „Kölner Stadtanzeiger" vom 
295.73 "man könnte dazu sagen, daß 
$e Kapitalisten natürlich daran Interms; 
siert sind, evtl, solche Außerungen ein 
fach zu erfinden bzw. se fach zu inter 
oretieren. Offenbar wäre es jedoch er 
taunlich, wenn ein Kapital-Agent wie 
Beitz, der doch mit China ins Geschäft 
kommen will, sich Lügen über den 
Inhalt 2.8, sciner Gespräche mit Tachu 
Ende erlauben könnte 
3) Aus einem Artikel der „Renmin Ri- 
20” (Volkszeitungl, der von chinasi- 
schen Journalisten. geschrieben wurde, 
die zuvor die BRD bereist hatten und 
dabei u.a. von Strauß, Schröder, Flach 
und Wienand empfangen wurden. Übar- 
imtzung in „Frankfurter Rundschau”, 
#3.73. Ausdrücklich erwähnt wird ua. 
„ein Freund von ‚Die Weit‘ ". Auf den 
Artiket wird an späterer Stale noch aus- 


ten und hindern offenbar fühlicher eingegangen. 


ten und hindern offenbar die Sow- 
istrevisionisten daran, der VR China 
in der Art der CSSR „brüderliche 
Hilfe“ zu erweisen, d.h. China zu 
überfallen. 

Tschu-En-Lai wies in seiner Rede 
am 19. Jahrestag der Gründung der 
VR China(1. Okt. 1968) derauf hin: 

„Der US-Imperialismus und Sow- 
Jetrevisionismus sind zu jeder 
Schandıat fähig. Wir müssen unsere 
Wachsamkeit erhöhen, unser Gefaßt- 
sein auf einen Krieg intensivieren 
und zu jeder Zeit bereit sind, jedwede 
Invasion, die vom US-Imperialismus, 
vom Sowierrerisionismus und ihren 
Lakaien einzeln oder zusammen 
unternommen wird, zu zerschlagen.“ 
[e} 

Die chinesischen Befürchtungen 
wurden verstärkt, als die Sowjet- 
union Anfang März 1969 bewaffnete 
Grenzzwischenfälle provozieren ließ, 
von denen die Zusammenstöße auf 
und um die chinesische Insel Dschen- 
bao im Wunsuli/Usuri am bekanme- 
sten wurden. Die Grenze in diesem 
Bereich entstand im vorigen Jahr- 
hundert, als das zaristische Rußland 
China mehrere Verträge aufzwane. 
durch die es weite chinesische Ge- 
biete annektierte. Von den Sowjet- 
tevisionisten wurde die Verleum- 

dung verbreitet, die VR China 
fordere die Rückgabe dieser vom 
Zarismus geraubten Gebiete (33). 
Das ist eine Lüge. Tatsächlich erhob 
die VR China zwei Forderungen 
die Sowjetunion soll die Im vorigen 
Jahrhundert festgelogte Grenze re- 
spektieren, also nicht darüber hinaus 
auf chinesisches Gebiet vordringen, 
wie im Fall der Insel Dschenbao 
und weiterer Inseln im Grenzfluß 
Wussuli/Ussuri; und zum zweiten. 
‚die Sowjetunion soll die China vom 
Zarismus aufgeewungenen Verträge 
als „ungleiche Verträge” anerkennen; 
tatsächlich ist der Sowjetrevisionis- 
mus nämlich dazu übergegangen, in 
übelster  chauvinistischer, groß“ 
russischer“ Weise die Kroberungs- 
politik des Zarmus zu glorifizieren, 
wozu sogar die aus den 20er, A0er 
und 40er Jahren stammenden histo- 
rischen Werke umgeschrieben 
werden (34). 
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Ärtikel wird an spliterer Stelle noch aus- 
ührlicher eingegangen. 
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In diesem Band werden in erster Linie Artikel der „Peking Rundıchau” au den” 
Jahren 1966 und 1907 wiedergegeben, die angenichti der Fülle den Materials nur 
eine Aumahl win können, von dar wir aber haften, dal nie ein gu ikd von der 
Kulturrevolution geben. 

Die Lehren der Kulturmevolunion galten nicht nur mumchliälieh für China our für 
die sorislitische Gemailschaft, mindern sie gelten ebene für jene Kommunistischen 
Parteien und Orgeniationen, die heute in (er kapitalitichen Oemilschaft für die 
Woziische Revolution kampten 

Die Kulturrevolution lehrt uns, den Fragen der laziehung zwischen kommunistische 
Organisation und den Massen wowe (er Innerürganinatorischen Demokratie sthrkate 
Aufmerksamkeit zu geben. Sie Jhrt un, den Ungeint dem „aklavischen Gehorsam” 
entschieden zu bekämpfen und den „Qebrauch dem eigen Kugten zu Förder 

in den vergangenen Monaten hat weh die Ausinandersetrung um die Politik der 
IKP Chinas wieder stärker entwickelt, Nicht zufäig sind bentimmte Veteranen der 
Studentenrevolte datei ihr ehemalı romantischen Verhältnis zur Kulturrevolution 
m einen versteckten oder offenen Kampf gegen die Inhalte der Kulturrevalutian 
umzuwandel 

Uns geht en darum, über die Veröffentlichung der schlichten Tatsachen und der 
authentischen Außerungen, eins Grundlage für wnnwolle Auseinandermmtzungen zu 
‚chatten, wobel war natirlch im Anhang In die derzeit geführte Ausalnandermtzung, 
geriet eingreifen. 
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50 Jahre Hamburger Aufstand 


1923 und die Ursachen für den 
Hamburger Aufstand eingehen, zu- 
erst noch einige Worte über den 
Stand und die Kampferfahrungen 
der Hamburger Arbeiterbewegung 
vor 1923. In unseren Geschlchtr 
büchern finden wir dazu 

‚denn die Bourgeolsid versucht der 
Arbeiterklasse schon Immer Ihre 
Geschichte und Ihre revolutionäre 
Tradition abaustreiten. Auch dies Ist 
nes Ihrer Mittel, das die Bourgeoisie 
im ideologischen Kampf einsetzt, 
um ihre Herrschaft historisch und 
‚noch für weitere tausend Jahre zu 
„begründen”, 

Auf was kann aber die Ham- 
burger Arbeiterklasse bereits 1923 
zurückblicken? 

‚Ende des 19. Jahrhunderts hatten 
listen 
bereits mehrere große Schlachten 
‚geliefert: So feierte das erste Mal 
am 1. Mai 1890 trotz schärfstem 
Verbot und Aufmarsch von Mili- 
tär- und Polizeimannschaften nahe- 


zu ein Drittel des Hamburger Pro- 
ietariats den 1, Mai durch Arbeits- 
ruhe. Als daraufhin die Kapitalisten 
20 000 Arbeiter aussperrten, traten 
die Arbeiter aus fast allen Hambur- 
ser Betrieben in den Streik. Diese 
Demonstration ihres ungebrochenen 
‚Kampfwillens bewirkte, daß ein Jahr 
später bereits 100 000 Hamburger 
Arbeiter den 1. Mai durch Arbeits 
ruhe feierten! 

Lehrreicher noch für die Ham- 
burger Arbeiterbewegung war der 
große Hafenarbeiterstreik 1896/97, 
über den Rosa Luxemburg schrieb: 
„Beidem Hamburger Hafenarbeiter- 
Streik ging es nicht mehr um diese 
‚oder jene Arbeitsbedingung, nicht 
um den Lohn oder die Arbeitszeit 
‚oder ähnliches, sondern um die 
Existenzfrage der Arbeiterkoalition, 
mag auch eine andere Einzelfrage 
‚den Ausbruch des Streiks veranlaßt 
haben, Es ging um die Zertrümm( 
rung der Arbeiterorganisationen. 
(R. Luxemburg, Ges. Werke, Bd. 
111,5.49 (M) 

Zehn Wochen lang, von Novem- 
ber bis Februar streikten die Ar- 
beiter des Hamburger Hafens, trotz 
‚des Winter, Lrotz ungeheueret Be 
premallen und trotz leerer Streik- 
kassen, Der Streik endete mit einer 
‚die Unter- 


trauen 
ihre eigene Kampfkraft gestärkt, 


— u 
Die Auswirkungen der 
Novemberrevolution von 1918 


Deutschlands, so gelang es den rech- 
ten SPD-Führern auch in Hamburg, 
die Führung der Kämpfe, die im 
November 1918 entbrannten, an 
sich zu reißen. Nachdem die SPD 
die Arbeiter: und Soldatenräte un- 
ter ihre Kontrolle gebracht hatte, 
sorgte sie erfolgreich für deren Auf- 
lösung. Die SPD erwies sich in ihren 
Taten immer mehr als durch und 
durch bürgerliche Partei, die alles 
andere als Arbeiterpolitik machte, 
Aufgrund dessen verlor sie in Ham- 
burg, schneller noch als im übrigen 
Reich, ihren Einfluß auf die Indu- 
striearbeiterschaft 

In Zahlen läßt sich das folgender- 
maßen ausdrücken; hatte die SPD 
in Hamburg 1919 noch 51,3% der 
Stimmen inne, so bekam He 1924 
nur noch 27,7% (1). Während der 
selben Zeit verlor sie 1/3 ("26.518) 
ihrer Mitglieder. Sowohl ihre Wäh- 
ler- als auch ihre Mitgliederbasis. 
veränderte sich zunehmend zu Gun- 
sten des Mittelstandes, der’sich von 


der Sozialdemokratie die Aufrecht- 
erhaltung von „Ruhe und Ordnung” 
erhoffte. 


ie ne 


Die Gründung der KPD 

Petadicihenn:. hr 
Der Verrat der SPD-Führer 
spätestens seit der Bewilligung 

Kriegakredite im August 1914 
lich ‚geworden war, hatte bereits 
1917 zur Abspaltung eines Teils 
‚der Mitglieder geführt. Diese schlos- 
sen sich in der USPD (Unabhängige 
Soziakemokratische Partei Deutsch- 
land) zusammen, deren Führer aller- 
dings keine Revolutionäre, sondern 
kleinmötige Sozialisten vom Format 
eines Karl Kautsky waren. Nur die 
fevolutionäre Opposition der Sozial- 
demokratie unter Führung von Karl 
Liebknecht und Rosa Luxembure 
von Anfang an die Baar 


1919 wurden Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht von Freikorpsoffi 
aleren ermordet. 


1923 versuchte die Bourgeoisie auch 
das kleinste Zugeständnis, das sie 
‚der Arbeiterklasse im November 
1918 hatte machen müssen, ihr 


wieder abzuringen. Hier sind beson- 
‚ders die grausame Niederschlagung 
der Münchner Räterepublik, der 


Am- 11.1.1923 besetzten. fran- 


——— 
Tn den Klassenkämpfen bis Ende 


Kapp-Putsch und damit einhergehend 
das systematische Aufplppeln der 
Faschisten, der Angriff auf den 

itunden-Tag und die gezielte 
Inflationspolitik zu nennen. Als wil- 
ige Handlanger der Bourgeoisie er- 
wiesen sich wieder einmal die SPD- 
und Gewerkschaftsführer, Sie gingen 

„Zentrale Arbeitsgemeinschaft”” 

‘den Unternehmern ein, stimm- 

dem gesetzlich verankerten Ab- 
bau der erkämpften Errungenschaf‘ 
ten, wie z.B. dem Betriebsrätege 
setz 1920, zu und sie zögerten 
keine Sekunde, wenn es galt, Mili- 
tär, Polizei und reaktionäre Frei- 
korps gegen streikende Arbeiter ein- 
zusetzen, 

Diese Entwicklung bewirkte in 
der Arbeiterklasse eine zunehmende 
Revolutionierung. Hinzu kam die 
wachsende Inflation, wovon die Mo- 
nopolbourgeoisie ungeheuer profi- 
vierte und die die äußerste Ver- 
elendung der Massen zur Folge hatt 
So betrug im Mai 1923 der durch- 
schnittliche Dollarkurs 50.000, im 
August 4,6 Millionen, im Oktober 
25,3 Milliarden und im November 
4,2 Billionen Papiermark. 

Man stelle sich das Elend der 
deutschen Bevölkerung auch ange- 
sichts der Tatsache vor, daß im 
Oktober 1923 ca. 70% der deut- 
schen Arbeiter entweder arbeitslos 
waren oder in Kurzarbeit standen 
(Quelle: E. 


‚oder Amboß, zur Geschichte der 
deutschen Arbeiterbewegung”, Nim- 


berg, 1948, 5. 141, Etwa 25% 
aller gewerkschaftlich organi 
‚Arbeiter waren arbeitslos, etwa 47% 
standen in Kurzarbeit. (Vergleiche. 
W. Ruge, „Deutschland 1917 bis 
1933", Berlin, 1966, S. 235 und 
‚Kuczynski, „Deutschland 1917/18 
- 1932133") 


Das Krisenjahr 1923 


sierte dieses Vorgehen folgender- 
maßen: „Sie (die KPD) war von der 
Einstellung beherrscht, daß der 

Ikampf” sofort, mit einem ge- 
waltigen, entscheidenden Schlag 
einsetzen müsse. Anfang war ihr, 
was Höhepunkt einer Kette von 
Teiikämpfen ist, und für diesen 
glänzenden Anfang wollte sie . 
alle ihre Kräfte, alle revolutionären 
Massenkräfte aufsparen.” (C, Zet- 
kin auf dem 9, Parteitag der KPD, 
Protokoll, 5. 86) 

Dieser Fehler machte sich bitter 
bezahlt, genau wie die Hoffnung 
der rechten KPD-Führer Brandler 
und Thalheimer auf die linke So- 
zialdemokratie. (So hatte Brandler 


g 
1923 prophezeit, daß bald die „s0- 


&ebelter, ingefteil 


ern 
een DE 
SE 


zösische und belgische Truppen ein 

Drittel des Ruhrgebiets. Die Reichs- 

ZOsIsche ung deigische Aruppen sum 
Drittel des Ruhrgebiets. Die Reichs 
regierung gab die Parole des „passi- 
ven Widerstandes” aus, d.h. daß 
die Bevölkerung den Anordnungen 
der Besatzungsmächte keine Folge 
leisten sollte. Für die Ruhrkapita- 
listen sah das dann so aus, daß sie 
die Förderung auf den Kohlenhal- 
den nur unterbrechen ließen, wenn 
die Besatzer erschienen. D.h. ihre 
Hauptsorge war natürlich, daß es 
ihrem Profit nicht an den Kragen 
ging! Die Rechnung bezahlten wie 
immer die Arbeiter, von denen 
145 000 aus dem Ruhrgebiet aus- 
gewiesen wurden. Als Ende Mai 
‚400 000 Bergarbeiter in den Streik 
traten, forderten die Ruhrkapitali- 
sten erfolgreich die Unterstützung 
der französischen Besatzungsmächte 
an: mit deren Hilfe wurde der Streik 
lutig zerschlagen. Den Höhepunkt 
erreichte die Krise im August 1923. 
als die revolutionären Betriebsräte 
Berlins einen dreitägigen General- 
streik ausriefen, dem fast die ganze 
Arbeiterschaft Deutschlands Folge 
leistete und der die reaktionäre 
Cuno-Regierung zum Rücktritt 


zwang. 

Der Cuno-Streik war Höhepunkt 
und Wendepunkt zugleich. Die 
deutsche Arbeiterklasse hatte ein- 
drucksvoll ihre Kampfkraft bewie- 
sen, aber der Generalstreik war 
spontan entstanden und er 
führerlos geblieben. Die KPD hatte 


näre Krise erkannt, auf die Deutsch- 
land seit der Ruhrbesetzung zu- 
steuerte. 

Die Partei faßte erst im Sommer 
1923 einen bewaffneten Aufstand 


auch praktisch nur sehr unzulling- 
lich vorbereitet wurde. 


biche Diktatur in 
hinweggefegt werden 
gelte ie KPD in einigen Bezirken, 


un 


zwar die Massenkämpfe unterstützt, 
sie hatte aber zu spät die revolutio- 


ins Auge, der sowohl politisch als 


bürger- 
Ansturm 
Önne, wie- 


auch in Hamburg, die Kämpfe 
der Arbeiter ab, Clara Zeikin kriti- 


En rn BF 
Auf gegen ben Fefiftesrutiej! 


sen hervorgehoben, denn nur in 
Hamburg war es zu Kämpfen g0- 
‚kommen, 

In Hamburg hatte sich 1923 eine 
ähnliche Entwicklung vollzogen wie 
im übrigen Reich. Über die Hälfte 
der gewerkschaftlich organisierten 
Arbeiter war im Sommer bereits, 
arbeitslos, Auf besondere Empörung 
stieß das Vorgehen des SPD-Senats 
nach dem Cuno-Streik. Dieser hatte 
über Hamburg den Ausnahmezu- 
stand verhängen lassen, in dessen 
Folge vier Hafenarbeiter von der 
Polizei ermordet und 14 weltere 
schwer verletzt wurden, Die KPD — 
ihr Vorsitzender war in Hamburg 
Ernst Thälmann — hatte ihren Ein- 
Auß vergrößern können: in den 
zwölf wichtigsten Industriezweigen 
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zialdemokratischen Führer unter 
dem Druck der Massen so weit 
sind, daß sie vom linken Flügel 
der Bourgeoisie abwenden und zum 
echten Flügel der Arbeiterbewe- 
gung werden (1)". - Protokoll des 
8, Parteltages, 5. 328.) 

Anfang Oktober 1923 gingen 
die KPD und die linke SPD in 
Sachsen und Thüringen Regierungs- 
konlitionen ein. Nach dem Plan 
der KPD sollte durch Ausnutzung 
der Regierungsposition die Bewaff- 
mung der Arbeiter vorangetrieben 
werden, was die kommunistischen 
Minister allerdings versäumten. Die 
„Arbeiterregierungen” hielten knapp 
dwei Wochen, dann wurden sie von 
Reichswehrtruppen auselnanderge- 
a 
Die Lage in Hamburg 


setzungen innerhalb der KPD und 
der Kommunistischen Internationa- 
ken (K1) wurde Hamburg mit Recht 
als ruhmreicher Gegenpol zu Sach 


B' . 


—__ 
In den späteren Auseinander- 


Ben 


stellte die KPD 1923 92 von 146 
Betriebsräte, USPD und SPD hatten 
zusammen nur 53. Die von der 
KPD. herausgegebene „Hamburger 
Volkszeitung” erreichte damals eine 
‚Auflagenhöhe von 35.000, d;h, sie 
übertraf die Auflagenhöhe der Ber- 
liner „Roten Fahne”. 


Am 15. Oktober waren alle. 
8 w- 
wie eine Reihe anderer iriebe 


und Fabriken in den Streik getreten. 

Ab 20. Oktober kam es in den 
Straßen Hamburgs zu zahlreichen 
Zusammenstößen zwischen Arbei- 
tern und Polizei. Erwerbaloso zogen 
hungernd und plündernd durch die 
Straßen. Angesichts dieser zuge. 
‚spitzten Lage wurde die hamburak 
sche Ordnungspolizel in die höchste 
‚Alarmbereitschaft verset 

Gleichzeitig mit dem Betriebe 
rätekongreß in Chemnitz (diever war 
für den 21.10. auf Initiative der 
‚KPD einberufen worden und sollte 
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mburg nd 
nach dem Plan der KPD das Signal 
für einen allgemeinen Generaltreik 
und den bewalfneten Aufstand ge- 
ben) tagte in Hamburg eine inter- 
parteiliche Werftarbeiterkonferenz, 
‚die den Generaistreik beschloß und 
eine Delegation nach Chemaiitz 
schickte, um die Direktive zum 
Lomchlagen zu holen, 


Die Hamburger Kämpfe 


Auf der Chemnitzer Betriebs- 

rätekonferenz wurde der Aufstand 
ichs beschlossen, worauf die Zen- 
rale der KPD auch von ihrem Auf- 
standsplan Abstand nahm. Nur in 
Hamburg gingen die kommunisti- 
schen Arbeiter auf die Barrikaden, 
als der Einmarsch der Reichswehr 
in Sachsen und Thüringen bekannt 
wurde. 
‚Am frühen Morgen des 23. Okto- 
ber überfielen kommunistische Ar- 
beiter, die in Stoßtrupps a 25 Mann 
eingeteilt waren, 26 Hamburger Po- 
lizeiwachen, um Waffen und Muni- 
tion zu holen. In 17 Fällen gelang 
den Kämpfern die Überrumpelung, 
‚die Polizisten wurden entwaffnet 
und nach Hause geschickt. 

Für die Besatzungen der Polizei- 
wachen kam der Angriff nach An- 
gaben der Polizeioffiziere Danner 
und Hartenstein überraschend und 
unvorbereitet, weshalb sich die mei- 
sten Einheiten kampflos ergaben. 

Die Kommunisten hatten bei der 
Überwältigung der Polizeiwachen 
insgesamt 130 Gewehre und Re- 
volver und drei leichte Maschinen- 
sewehre erbeutet und sich danach 
wieder zurückgezogen. 

Inden frühen Vormittagsstunden 
ging die Ordnungspolizei zum Ge- 
enangriff über! Dabei wurde sie 
vom Reichswehrministerium mit 
Truppen, Waffen und Munition un- 
terstützt. Eine besonders üble Rolle 
spielten bei der Niederwerfung des 
Aufstandes die sorlaldemokratische 

„Vereinigung Republik” (eine Art 
Bürgerwehr), aus deren Reihen sich 
800 Freiwillige zur Ordnungspolizei 
meldeten. Am Vormittag des 24.10. 
Birapten ‚ni Ines zu me, 

'ampfgebiete: Barmbek und 
Schiffbek (das heutige Billstedt). 


Barmbek 


Barmbek war das Zentrum des 
Widerstandes während des Ham- 
burger Aufstands. Hier tagte die 
Kampfleitung unter der politischen 


Führung von Ernst Thälmann, sein 
wichtigster militärischer Berater war 
Hans Kippenberger. Allerdings war 
bereits in den frühen Vormittags 
stunden des 23.10. jede Verbindung 
zu den übrigen Teilen der Partei 
Organisation abgebrochen, da die 
Polizeitruppen Barmbek umzingelt 
hielten. 

In Barmbek hatten sich die be- 
waffneten Arbeiter auf die Dächer, 
Balkone, in Wohnungen und in die 
Keller zurückgezogen, so daß die 
Ordnungspolizei von allen Seiten 
unter Beschuß genommen wurde. 

In ganz Barmbek entstanden Bar- 
rikaden, bei deren Bau die Barm- 
beker Bevölkerung kräftig mithalf. 
Polizeimajor Hartenstein gibt dazu 
an, daß zwischen 8 und 10 Uhr vor- 
mittags allein südlich des Osterbel 
kanal 58 Barrikaden gezählt wu 
den. (Hartenstein, „Der Kampfein- 
satz der Schutzpolizei bei inneren 
Unruhen”, Charlottenburg, 1926, 
5.53) 

Ein Polizeispitzel beobachtete 
von seinem Fenster aus, wie vor sei- 
‚nem Haus innerhalb von neun Mi- 
auten eine Barrikade entstand. 
„Während dieser Zeit waren zwei 
Bdume gefällt, das Straßenpflaster 
ausgehoben und ein Erdaufwurf für 
knieende Schützen gebaut.” (Har- 
5.5») 

Tählmann berichtet über 
‚die Kämpfe in Barmbek. 

„Hunderte von Arbeitern, Ar- 
beiterfrauen, Sympathisierende bau- 
ten in den Straßen Barrikaden. Un- 


Barmbek, Die Polizeitruppen mar- 
schierten in ganzen Kompanien und 
Bataillonen aber sie mußten 
immer wieder unverrichteter Sache 
umkehren, ihre Verluste bei je- 
dem Sturmangrift größer wurden, 
ie Barmbeker Arbeiter hatten Bäu- 
fällt, dan 8 

‚serien, mit Daums 

und Sand die Straßenzüge verbartle 


kadiert. Hinter dieser Schutzwehr 
‚kämpften sie wie Tiger.” (HVZ vom 
23.10.25) 

Die Kämpfe dauerten bis zum 
Einbruch der Dunkelheit. Aufgrund 
‚des Befehls der Parteileitung, die 
Kämpfe einzustellen, verließen die 
Dachschützen und Barrikadenkämp- 
fer während der Nacht ihre Stellun- 
Fer „2n durchbrachen einzeln die 

'olizeiketten. Als die Ordnung 
lizei am nächsten Morgen mit einem 
Aufgebot von mehreren tausend Po- 
izisten und Soldaten zum Sturman- 
griff antrat, waren die kommunistk- 
schen Arbelter bereits nicht mehr in 
ihren Stellungen. 


MB ————— men 
Leserbrief aus „Hamburger Volkszeitung “vom 26.10.1926 


— Ein Augenzeugenbericht — 


ken ab, sie wurden nicht von der 
Übermacht der Polizeitruppen ge- 
schlagen! Die‘ Kommunisten bra- 
chen den Kampf diszipliniert ab, 
aber wie grausam wüteten die Poli: 
zeitruppen gegen jeden, den sie zu 
fassen bekamen. In den Straßen 
Barmbeks wurde auf Frauen und 
Kinder das Feuer eröffnet, minde- 
stens 61 Tote und 267 Verwundete 
waren in der Zivilbevölkerung zu 
beklagen! (Angabe Hartensteins, $. 
79. Er räumt ein, daß die Opfer un- 
ter der Zivilbevölkerung wahrschein- 
lich noch erheblich mehr waren.) 


#0 Urbahns, wurde allerdings zur 
politischen Niederlage für die Ju- 
stiz der Bourgeolsie. Am Ende des 
Prozesses konnte Hugo Urbahns 
richtig feststellen: „Über die wahren 
Vorgänge sind Polizei und Staats 
anwaltschaft heute noch nicht un- 
terrichtet.” Denn trotz des Wütens 
tiz hatten die 
lie Kämpfer 
nicht verraten, sie hatten sich sogar 
vielfach schützend vor sie gestellt 
und waren lieber unschuldig ins Ge- 
fängnis gegangen, als die Genossen 
zu verraten. 


und die Schande der SPD. 


Und wie hetzte die bürgerliche 
Presse gegen die kämpfenden Arber 
ter! Am unrühmlichsten tat sich 
wieder einmal das soziaklemokra- 
tische „Hamburg Echo“ hervor, in 
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ste Erkenntnis reifen lassen, daß nur 
eine in den Beyugben fest veranker 
te kommunistische Partei die Füh- 
rung in den Kämpfen des Prolete- 
riats inne haben kann. In diesem 
Sinn wurde unter Leitung Ernst 
Thälmanns ab 1926 die KPD auf 
der Grundlage von Betriebizellen, 
als die Basis der Organisation, neu. 
aufgebaut 


Proletarier erschlagen, wer fragt danach? 


Dem Andenken des im Oktober 1923 erschlagenen Genossen Lewin gewidmet. 
Vor dem niedrigen aitersschwachen Bauernhaus eine Horde von 15 bis 20 mit 


„Du Satanl”" Noch ein Fußtritt, und er liegt vor der Tür. 
Üsgt im Blut und Schmutz, und unbermierzige Kolbenstöle befördern Ihn weiter. 
Kein Wort, kein Lat ringt sich über die aschfahlen Lippen cs Grein. 

Das Haus, wo er (ie meinten Jahre seinen Leben gewohnt hat, hat er gehagt und ge- 
flegt, a wire es sein lich Kind, die Möbel, fast ae nach von seinen Eltern oder 
(Großaitern erert, allen, aien hat man in Stücke gmchlagen, nichts war jenen Barbe- 
rn heiig, und deshalb mögen wie auch Ihn erschlagen. 


dem am 23. Oktober unter den 
Schlagzeilen _„Kommunistischer 
Putschversuch in Hamburg“ und 
„Ein Verbrechen an der Arbeiter- 
schaft“ zu lesen stand:,.Der kom- 
munistische Putsch hat sich nicht 
‚genen die wirklich Schuldigen an 
der herrschenden Hungersnot. nicht 
‚gegen die wahren Unterdrücker der 
Arbeiterschaft gerichtet, sondern ge- 


Handgranaten, Waffen und Munition hat man bei ihm gesucht und da nicht gefun- 
den. am zerschlagen, ds moosbedsckts Strohdsch heruntergerissen und das klare 


Brunnenmanser verdreckt. 


Das graue Lastauto hält knstternd und ratternd auf der Landstrale, Dre, wer der 
Fünen Ordnungshöter fassen den 73-jährigen Grew und werfen ibn wie ein Stück Holz 


auf das Auto. 
Ein hakbtoner Grei, 22 schwerbewattnene 
hen Verbrecher”, 


Ommscht. Vor dem Offizier 
„Basti, wo sind die Watten? Wo sind deine 


open unseres alten Genossen. „Was, du Satan wilst schweigen? Ich will 


schlägt ihm mit der Reitpeitsche ins Genicht 
trocknere, 


Ein Wutschrei entringt sich dem Offizier, und wie wahnsinnig bearbeitet er den „Ge- 
fangenen“ mit Reitpeitsche und Stiefelabastzen. In einer Blutlsche Laßt er ihn liegen. 
„Ins Polizeigefängnis mit der Kanal!" Man zieht ihn an Haar und Bart aufs Auto 
nd gibt ihm noch das „Nötige” mit dem Polizeistetel. 

‚Auf dem dunklen Kellerflur legt ein weicher, unförmiger Körper. Neue Transporte 
kommen, stoßen mit Fußen dagegen und schreiten dariter hinweg. 

Nach zwi Tagen schafft man ıın wieder nach seinem Heimatort B. Tote Gefangene, 


Se man nicht mehr halten und quälen kann, 


Polizeiarzt und Privatarzı konstatieren übereinstimmend Herzschlag. 
klaffende Wunde an der Schiäfe nicht. Sie sahen nicht 


Ichweenen Körper, ie Meven Fick an 
as Gesicht des Stantes, sie wissen, wozu de 


fezschg. varuschi Qrch Alenchndche.” Keine Zeitung bringt ein Wort kin 


Bürger erhebt Pronmst. 
„Proletarier erschlagen, wer fragt danach? = 


Doch michi eröh u unter der Oberfläche, wie an gignsischer Sturm pöfht = 


Ge wein: 
Proletarier erschlagen? 
fragen danach! 


Schiffbeck 


Die Kämpfe in Schiffbeck zeich- 
neten sich dadurch aus, daß nur dort 
der Versuch unternommen wurde, 
eine sozialistische Räteregierung zu 
errichten, Die kommunistischen Ar- 
beiter unter Führung von Fiete 
Schulz hatten nicht nur die beiden 
Polizeiwachen überfallen, sondern 
auch den Magistrat abgesetzt und 
über die Ortszeitung eine Vorzensur 
verhängt. Ein provisorischer Volk 
zugsausschuß wurde eingesetzt, der 
in einem Aufruf an die Schiffbeker 
Bevölkerung bekannt gab, daß alle 
Waffen abzuliefern seien, daß Plün- 
derungen mit der Todesstrafe ge- 
ahndet werden und daß alle wehr- 
fähigen Arbeiter aufgefordert sind, 
sich für den proletarischen Selbst: 
schutz zu melden, 

Zwar mußten auch die Schiffbeker 
Arbeiter am Abend des 24.10. der 
(bemächtigen Polizeimacht weichen, 
doch bleibt die Bedeutung ihres 
Versuchs, konsequent und ent- 
schlossen die Errichtung einer sozi 
allstischen Republik in Angriff ge 
nommen zu haben, 


Das Wüten des bürgerlichen 
Staatsapparates 


Die Hamburger Barrikadenkämp- 
fer waren isoliert geblieben. Zwei 
felsohne sympathisierten die strek- 
kenden Hafenarbeiter und die Be- 
völkerung in den. Aufstandsgebie- 
ten mit den Kommunisten, doch ge- 
ang es diesen nicht, sie in die be- 
walfneten Kämpfe mit einzubezie- 
hen, Deshalb und weil der Kampf 
isollert in Deutschland blieb, wur- 
de er von der Hamburger Parteilei- 
tung bereits am 23,10. abgebrochen, 
Die Hamburger Barrikadenkämpfer 
brachen den Kampf aus freien Stük- 


ZU bewachen. Vor dem Vergnügungsiokal der Schwerverciener 
an der Grenze der Stadt wird haltgemacht. Neue Ordnungshüter kommen und be- 
rachten die Jagcbeute. Unter ihren „Liebkosungen” erwacht der Greis aus seiner 


Begjeiter, um ihn, dan „gemeingetährti- 


Genossen? " Kein Wort kommt über cie 
Er 


t. Neues Blut rinmt über das ale, forıge- 


‚werden atgeschoben. > 


PT 


Die Polizei nahm allein am 23, 
und 24.10.983 Menschen fest. Nach 
dem Abbruch des Aufstandes hef- 
tete sich der bürgerliche Justizappa- 
rat an die Fersen der Aufständischen 
gegen I 434 Personen wurden Straf- 
verfahren eröffnet, 530 kamen da- 
von zur Verhandlung. 319 Menschen 
wurden insgesamt 413 Jahre in 
Zuchthäuser und Gefängnisse ge- 
sperrt. 

Der Hauptprozeß im Hamburger 
Aufstand gegen acht kommunisti- 
sche Funktionäre, unter ihnen der 
Leiter des Bezirks Wasserkante, Hu- 


Lanins aus den Jahren 1908 und 1917 in 
[4esen Band aufgenommen, die worz 
Inter Bedeutung heute wenig, bakannı 
und. 

Dorüter Mina It mu dm Verlag 
„ARBEITERKAMPF" gelungen, Texte 
fu den Fragen des bawaftneten Komoten 
2u banchaften, dio sit Jahrzehnten nicht 


au bostellon bei: 
Verlag „ARBEITERKAMPF“ 


sen die Arbeiterorgenisstionen, ze- 


ken die unter sozialdemokratischer 
Leitung stehende Polizei (!), gegen 
die genosenschaftliche Unterneh- 
men des Proletariats. Es war ein 
Verbrechen an unserem Volk, an 
unserer Arbeiterklasse. (11] Daz Blut, 
das durch Ihn vergoisen wurde, klebt 
als untügbares Schuldmal an den 
Händen derer, die den Hunger selbst 
nicht fühlen (!!}, sondern die Ver- 
zweiflung der Massen ausbeuten, da- 
mit sich das Chaos in Deutschland 
vollende.“ (“Hamburger Echo“ vom 
3.10.1923) 

Außer den Lügen und Fälschun: 
gen sticht hierin der offene Haß auf. 
das kämpfende Proletariat hervor. 


Die Lehren des Hamburger 
Aufstands 


Mit 'dem Hamburger Aufstand 
‚endete die revolutionäre Nachkriegs- 
Periode nach der Novemberrevolo- 
tion 1918, Die nun einsetzende Bi 
Iative Stabilisierung“ brachte der 
Arbeiterklasse den Verlust des 8 
Stunden-Tages und eine bis zum 
Ende der Weimarer Republik gleich- 
bleibend sehr hohe Arbeitslosenquo- 
te. Somit war das deutsche Groß- 
'kapital aus der revolutionären Nach- 
kriegskrise als der unbestrittene Sie- 

Khiegsinise A Ger unvestntiene nıe- 

‚ger hervorgegangen. 

‚Aber auch die Kommunistische 
Partei verstand es, die Lehren sus 
‚den Oktoberkämpfen zu ziehen. Die 
rechte KPD-Führung, die den k: 
losen Rückzug der Partei 1 
hatte, wurde abgewählt. Nur der po- 
Nitischen Unreife der jungen KPD ist 
es zuzuschreiben, daß es im Gefolge 
‚des Kritikprozesses einer sektiereri- 
‚schen Gruppe, deren „Politik“ aus 


„linken“ Phrasen bestand, gelang, 
die Führung der KPD über ein Jahr 
zu besetzen. Doch hatte gerade der 
Hamburger Aufstand in den klas- 


mehr verfügber waren. So die Aufdtze 
von Alsnander Schönau: „Der Pabruar: 
Aufstand. den Österreichischen Prokstarl. 
et“ und von Bea Kun: „Einige wichtige 
taktische Fragen den Önterreichischen. 
Auftanden”. Beide Aufsktze Mammen 
wur den Jahren 194. Weiter emihält der 
Band die Arten won Ernst Schneller 
„Arteiterschaft und Wehrpolitik“, 1028, 
Wowde die beiden Texte von Panik 
„Die I. Internationale und der Aufstand" 
und „Der Bolschewimus und der Auf 
wand”, ebanfail 1028. 

En re verhängninwolt, würde sich die 
wesideutsche Arbaiterklame ern dann 


I.Rconts 
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Das dadurch angestrebte Ziel der 
‚Kommunisten war - und ist - die 
Gewinnung der Mehrheit des Pro- 
letariats zum Sturz der bürgerlichen 
Herrschaft und die Errichtung einer 
klassenlosen Gesellschaft: 


„Zur Erfüllung dieser Aufgaben 
brauchen wir vor allem die geduldi- 
ge, mühselige, hartnäckige Tagesar- 
beit. Bedeutet das, die Politik des 
Hamburger Aufstandes zu verlas- 
‚sen? Nein! Wenn wir sie verlieren, 
sind wir verloren. Durch den Über- 
‚gang zur Politik der Messengewin- 
mung und der Massenführung schmie- 
den wir die Klessenbasis für einen 
‚anderen Hamburger Aufitand von 
ungleich größerem Ausmaß, von 
niel weiterer Tragweite, von noch 
Hieferer historischer Bedeutung, als. 
erde erste war. 


Mehr denn je muß in dieser Pe- 
riode jeder "deutsche Dans 
‚ledes Parteimitglied, jedes Mit 
des Kommunistischen ee 
bandes, jeder revolutionäre Arbeiter 
stets und unverrückbar das Bild 
des Hamburger Oktoberkämpfers 
vor Augen haben: Kaltblütigkeit, 
todesverachtend der Sache der Ar- 
beiterklasse grenzenlos ergeben, das 
Gewehr in der Hand, vor sich die 
‚Barrikade, zum Empfang des Fein- 


des bereit und den Blick auf 
a a mparıg ea Leu 


des bereit und den Blick auf ein 
einziges Ziel gerichtet, auf das größ- 
te, stolzeste Ziel, das eı für einen 
Kommunisten gibt: die Diktatur 
des Proletariatı]“ 


(Ernst Thälmann: Die Lehren des 
Hamburger Aufstands, In „Ham- 
burger Volkszeitung" vom 23.10. 
1925) = 


Redaktion der „Solkdarltät" (Zei- 
tung des Sozialistischen Studenten- 


Marikämofe den bewaffneten Kamp 
der ÜRD auf die Tagmordnung gmatt 
haben werden. 


tung mit den politischen Fragen ds 
wattneten Kamoten der Arbaiterkiams 


Der Band soll anzu beitragen, 
dene wichtigen Fragen in Zukunft mehr] 
Beschtung ai den forıgenchrittenen Te 
Yon der westdeutschen Arteiterkiame fin 
don. 


orhältlich im: 
Arbeiterbuch 
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TARIFRU 


‚Für die ou. 8 000 Arbeiter und Angestellten der Deutschen Texaco wurden 
m September die neuen Tarifverträge abgeschlossen. Sie schen vor: — Eine 
prozentuale Lohm- und Gehaltserhöhung von 12,5% auf die zum geringem 
Teil verbesserte Lohn- und Gehaltsgruppeneinteilung — Die manteltariflich 
sbgesicherte Erhöhung des Urlaubsgeldes um 300-350 DM (bei den Lehr- 
sogar um 400 DM!) auf einheitlich 800 DM vor und 850 DM nach 
Vol lung des 34. Lebensjahres; einschließlich einer Nachzahlung von 
300 DM an jeden für dieses Jahr — Erhöhung der Ausbikdungsvergütung um 
‚60 DM für alle Lehrlinge und für die Angestellten die Erreichung des End - 
‚gehaltes schon nach acht statt bisher zehn Jahren Tarifgruppenzugehörig- 
keit, Damit liegt dieser Tarifabschluß, wie kurz davor die Abschlüsse bei 
den anderen großen Mineralölgesellschaften Eı ‚Shell und BP, die ähn- 
lich Inuten, deutlich über den Tarifabschlüssen der IG Chemie für die Chem. 
Industrie im Frühjahr (9,9%), der IG Druck (10,8% nach zahlreichen Streiks) 
oder gar der IGM zu Anfang des Jahres mit nur 8,5%. 
Dennoch besteht für die Arbeiter und Angestellten bei Texaco kein Grund 
zum Jübeln. Zwar können sie der Verteuerung ihrer Lebenslage etwas bes- 
ser begegnen als die meisten ihrer Kollegen anderer Branchen, ohne daß des- 
wegen schon von einer realen Einkommensverbesserung angesichts der enot“ 
men Preissteigerungen die Rede sein kann. Andeserseits ist es in der Tarif- 
runde noch nicht gelungen, fortschrittliche Forderungen, die langfristig 
‚eine Stärkung der Texaco-Arbeiter und Angestellten mit sich gebracht hät- 
‚ten, umzusetzen. So wurden die linearen 300 DM-Forderungen der Vertrau- 
ensleute der Werke Grasbrook und Hauptverwaltung, die ein guter Aus- 
‚druck gewerkschaftlicher Solidarität mit den geringer verdienenden Kaolle- 
‚gen sind, von der Gewerkschaftsführung mit dem Argument: „Lineare For- 
‚derungen kommen nur von Kommunisten und nutzen der Geschäftsleitung 
01)", hinweggefegt. 
Die Versuche kommunistischer und linker Kollegen, den Einfluß der Ver- 
irsuenaleute und Mitglieder auf die Tarifpolitik zu stärken, z.B. durch die 
selbständige Information der Kollegen über Flugblätter ihrer Vertrauens- 
leute, die Kontrolle der gewählten Tarifkommissionsmitglieder oder durch. 
bessere Verbindung der Kollegen der einzelnen Betriebsteile untereinander, 
konnten noch nicht soweit durchgesetzt werden, daß den sozialdemokrati- 
schen Gewerkschaftsführern das Heft aus der Hand glitt. Allerdings hat die 
Geworkschafisführung mit ihrer antikommunistischen Hetze gegen fort- 
schrittliche Kollegen und Vertrauensieute unbeabsichtigt cher das Gegen- 
teil erreicht; 
Sehr viele Kollegen, die bisher abseits standen, wurden auf die politische 
Bedeutung der Tari(auseinandersetzung aufmerksam. Gerade wegen der Lü- 
‚gen, Verdrehungen und Verleumdungen der IG Chemie-Führer wurde z.B. 
der CHEMIEARBEITER, die KB-Branchen- und Betriebszeitung für die 
Kollegen der Texaco, aufmerksam gelesen und diskutiert. 
Während Kapitalisten und Gewerkschaftsführer so keine Mühe scheuten, 
‚die Ansätze, die eine langfristige Stärkung der Position Arbeiterklasse 
zur Folge haben, bekämpfen, fanden sie sich andererseits in der Höhe 
‚der Prozente zu einem Kompromiß zusammen, der dazu dienen soll, im Be- 
trieb wieder Ruhe herzustellen, ohne die Folgen, die z.B. der Metallab- 
schluß gezeigt hat. Außerdem wollen die Gewerkschaftsführer ihr ange- 
kratztes Image wieder etwas übertünchen. Bei Texaco wird ihnen das zu- 
mindestens in den Teilen des Betriebes, in denen die Position der Linken 
und Kommtnisten stark ist, schwer fallen. In anderen Branchen allerdings 
besteht die Gefahr, daß die Gewerkschaftsführer die Mineralölabschlässe 
als Erfolg ihres Konzeptes der „Betriebanahen Tarifpolitik“ verkaufen. 


ER 1,5% erhöhte, Damit schob sich die 
Monopolprofite mit Erdöl 


größten Konzerne der Welt von Platz. 
die Löhne nicht eine so große 


Texaco Inc. in der Rangliste der 
ei den Öikapitalisten spielen | zehn vor den Superkonzern ITT auf 
B:: wie in den anderen Bran- 


‚chen, Die Gründe dafür sind die Ka- 
pitalintensität (nur etwa 4% der Ge- 
amtkosten entfallen auf Löhne und 
Gehälter), die Monopolstellung und 
‚profite. Denn die Produktion und 
Verarbeitung des Erdöls liegt völlig. 


in der Hand einiger weniger imperia- 
listischer Monopole. (Standard Oil 
New Jersey/Esso, Standard Oil C 
Mifornia,Gulf Oil, Texaco, Mobil Oil, 
BP, Shell, Com.Franc. Petr.) 

Diese Monopole haben die För- 
derung und den Markt in der kapi- 
talistischen Welt unter sich aufge- 
teilt, Wie gering die Produktions. 
kosten für Erdöl sind, zeigt eine 
DDR-Analyse: Die Produktion von 
einem Liter Öl. das sich fast 100%6g. 
in Benzin, Diesel und Schworöl ver 
arbeiten läßt, kostet die Ölbosse z.B, 
in den USA 1,15 Cont, also knapp 
drei Pfennig, in Venezuela nur ein 
Pf, und am Persischen Golf sogar 
nur 0,1-0,17 Pf.! (IPW-Bericht 3/72) 

Preis- und Marktabsprachen er- 
möglichen die enormen Monopolpro- 
fite, $o droselten die Ölkonzerne 
2.0, Anfang des Jahres vorüberge- 
hend das Warenangebot. „Schlechte 
Versorgungslage“ hieß es plötzlich, 
während die Läger in aller Welt aus 
‚den Nähten platzten und in den USA 
prallvolle Tanker auf dem Mississippi 
ihre Runden drehten, anstatt an 
Land zu gehen. Horrende Preisstei- 
‚gerungen bei Benzin und Ölen (bei 
Heizöl bis au 100%!) wurden durch 
gemetat, 

Da die Bedeutung desErdöls ge- 
genüber anderen Energieträgern, z.B, 
der Kohle, ständig wächst, konnten 
die Ölkonzerne in den letzten Jah 
ren diese Monopolprofite beträcht 
lich steigern, Der Umnatz der Texa- 
© Inc., der US-Mutter der Deut- 
schen Texaco, stieg 2.B. von 1970 
bis 1971 um 18,9% auf über 18 Mrd. 
DM, während sich die Anzahl der 
Arbeiter und Angestellten nur um 


Platz neun. Allein die Erdölförde- 
rung dieses Konzerns würde dazu 
ausreichen, die gesamte BRD 150%ig 
mit Erdöl zu versorgen. 

Noch schärfer zeigt sich bei der 
Deutschen Texaco diese Entwik- 
klung. Der durchschnittliche Um- 
satz pro.Beschäftigten stieg im glei- 
chen „Zeitraum_xgn. 321..000. auf 
chen Zeitraum von 321 000 auf 
392 000 DM (!) pro Jahr, also 22%. 

Rationalisierungen und größere 
Arbeitshetze sind die Mittel, die 
anfallende Mehrarbeit bei gleichem 
Beschäftigungsstand leisten zu las- 
sen. $o wurde die Kapazität der 
Texaco-Raffinerie in Heide um über 
60% ausgebaut, zusätzliche Arbeiter 
und Angestellte jedoch kaum eing 
stellt, Das Geschäft luft auf so 
vollen Touren, daß seit Januar die- 
ses Jahres im Versandbetrieb 80 
bis 100 Überstunden im Monat kei- 
ne Seltenheit sind. 

Die ausgezeichnete Profitsitua- 
tion des Konzerns hinderte seine 
Besitzer und Manager natürlich 
nicht, ständig „die schlechte wirt- 
schaftliche Lage“ zu bejammern. So 
weist die Deutsche Texaco in ihren 
Bilanzen für 1972 dann auch einen 
„Verlust“ von 19 Mill. DM aus, der 
ängeblich „noch viel größer gewe- 
sen wäre, wenn die Muttergesell- 
schaft Texaco Inc. ihr nicht eine 
halbe Raffinerie geschenkt hätte.“ 

ab der Weltkonzern seiner 
Tochtergesellschaft nicht eine halbe 
Raffinerie „schenkt“ und darüber 
hinaus das Investitionsvolumen er 
heblich ausweitet, obwohl diese ihm 
„Verluste‘“ beschert, liegt auf der 
Hand. Der Texaco-Könzern berich- 
tete dann auch in diesem Jahr, daß 
die Gewinnsteigerung in den ersten 
sechs Monaten 28,1% gogenüber 
dem gleichen Zeitraum 1972. be 
trägt, Diese Profite werden Im we 
sentlichen auf die Aktivitäten in 
Europa zurückgeführt 

„Immer noch*, erklärte trotzdem 
Mr.’ Granvilles, der Chief Executive 


‚Chief Executive Manager der Texaco 


Inc. New York 


AG und Mitglied des Aufsichtsrates 
‚der Deutschen Texaco 


ä Präsidiumsmitglied der CDU 
3 Präsidiumsmitglied der CDU 


N IIITR 


Vorstandsmitgliod der Deutschen. 
Bank und Aufsichtsratsvorsitzender 
der Deutschen Texaco 


gemmmmnumnuau 
H 


Manager der Texaco Inc, „haben 
wir keine zufriedenstellende Ren- 
dite ...” 

Tatsächlich jedoch sagen die in 
Bilanzen ausgewiesenen „‚Gewinne” 
nie etwas über die wirklichen Pro- 
fite aus, sie dienen im Gegenie) 
dazu, diese zu verschleiern. Erst 
recht geben Bilafizen und Geschllfts 
berichte internatioma! verflochtener 
Konzerne keinerlei Einblick in die 
Geschäfte: konzerninterne Waren- 
und Geldflüsse mit künstlichen Prei- 
son lamen Bilanzverluste oder „ge 


winne gerade dort enistehen, wo 
sie gebraucht werden 

| Die Texaco-Bosse schlagen = 

| geichzeitig zwei Fliegen mit einer 


3 ber die Kapitalisten gegen Kämpfe 
ä der Arbeiter und Angestellten in der 


3 sucht. 


5 Abtrennung der 


3 der übrigen Industrie getrennt. (In 


In Tarifrunden verweisen sie 
regelmäßig auf „die schlechte 
wirtschaftliche Lage” 

Bilanzverluste tragen dafür 


Sorge, daß in der BRD trotz 
riesiger Profite kein Pfennig. 


Steuern für Gewinne gezahlt 
werden braucht. (Die Gewin- 
ne tauchen immer nur bei 
den Konzernteilen auf, die 
ihren Sitz in Steueroasen wie 
Bahamas, Liechtenstein etc. 
haben!) 


Die politische Absicherung der 
Energieversorgung 


In der kapitalistischen Wirtschaft 
kommt Erdölmonopolen eine be- 
sondere Bedeutung zu. Ein Still- 
stand ihrer Produktion, etwa durch 
einen branchenweiten Streik, würde 
große Teile der gesamten Industrie 
wegen Ausfalls der Energieversor- 
gung lahmlegen. 

Schon frühzeitig haben sich da- 


Mineralölindustrie abzusichern ver- 


Mineralöktarifverträge 


Die Tarifverhandlungen für die 
Mineralölindustrie werden daher 
seit Jahren zeitlich weit von denen 


den letzten Jahren in der Tarif- 
pause nach den Abschlüssen der 
IG Chemie für die chemische In- 
dustrie und IG Bergbau für den 
‚Kohlenbergbau und vor dem Me- 
tallabschluß.) Die Gefahr eines Über- 
greifens von Wirtschaftskämpfen, 
‚auf die Mineralölindüstrie soll so 
verhindert werden. 

Um die Arbeiter und Angestell- 
ten in der Mineralölindustrie ruhig 
zu halten, wurden 


So liegen die Löhne in der cheı 
schen Industrie bei fünf Lohngrup- 
pen und zwei „Leicht”-Lohngrup- 
pen zwischen 5,78 DM und 7,63 DM, 
bei Texaco dägegen z.B. in neun 
Lohngruppen zwischen 7,76 DM 
und 10,80 DM, wobei man aller- 
dings berücksichtigen muß, daß bei 
Texaco keine weiteren betrieblichen 


Zulagen gezahlt werden. Ebenso bei 
” 


tern, die 2.B. um ca. 
200-400 DM über den Tarifge- 
hältern in der chemischen Indu- 
strie liegen, und den Lehrlingen, 
die 90-120 DM mehr im Monat 
bekommen. 


Gewerkschaftliche Zersplitterung 


Die sozisldemokratischen Ge- 
werkschaftsführer haben an dieser 
Abspaltung krlftig mitgewirkt. Statt 
alle Mineralölarbeiter und -angestel- 
ten in einer der DGB-Gewerkschaf- 
ten zu organisieren, etwa des Cha- 
rakters der Arbeit wegen in der IG 
Chemie, gibt es deren in der Ök- 
industrie drei (1). Bei Texaco z.B. 
sind die Arbeiter und Angestellten 
der Raffinerie in Heide und der 
Produktionsstätten in der Lünebur- 
ger Heide (bei Hohne und Wietze) 
zumeist in der IG Bergbau und 
Energie (IG BE), die der Raffinerie 
in Hamburg/Grasbrook, des Zen- 
trallabors Hamburg/Wilhelmsburg. 
und der Hamburger Hauptverwal: 
tung (HV) in der IG Chemie orgı 
nisiert. Außerdem sind einige Be 
schäftigte der Außenlager und d 
Handels in der Gewerkschaft Ha, 
del, Banken und Versicherungen 
(HBV) organisiert. Eine gemein 
me Vertrauensleutearbeit soll da- 
‚durch verhindert werden, nur auf 
Spitzenebene „koordinieren” die 
werkschaftsführer. Selbst der ge- 
meinsame Kampf der Belsgschaft 
einen Konzerns oder auch nur die 
ontrolle der Gewerkschaftaführer 
im Dickicht dreier Gewerkschaften 
mit Jeweils unterschiedliche Sat 


zungen, Richtlinien etc. wird da 


durch ungeheuer erschwert, Den 
Sekretären kommt das bel arbeiter» 
feindlichen Maßnahmen natürlich 
nur zupaß: Sie können dann je- 
weils den anderen Gewerkschaften 
bzw. den in den anderen Gewerk- 
schaften organisierten Kollegen die. 
Schuld in die Schuhe schieben. So 
wurden im TexacoStreik 1971, 
durch die Sekretäre die Kollegen 
der einen gegen die der anderen Ge- 
werkschaft ausgespielt, als es diesen 
Leuten danım ging, den geschlor- 
senen und einheitlichen Kampf mit 
einem schlechten Kompromiß zu 
beenden: Mit der für die Kollegen 
nicht nachprüfbaren falschen Be- 
hauptung: „die von der IG Ben 
bau ..., die von der IG Chemie . .., 
die von der HBV . . . machen nicht 
weiter mit”, wurde der Streik abge- 
wiegelt 

An einer tatsächlichen gewerk- 
schaftlichen Einheit in der Mineral- 
ölindustrie sind die SPD-Gewerk- 
schaftsführer deswegen nicht inter- 
essiert, weil sie so eine Begründung 
für die tarifliche Isolierung der Ar- 
beiter und Angestellten in dieser 
Branche zur Hand haben, obwohl 
sie diese Einheit ohne weiteres 
durchsetzen könnten. Das sind die 
gleichen Leute, die ansonsten 
großen Worten lauthals „das Prin- 
zip der Einheitsgewerkschaft” be- 
schwören und demagogisch Kom- 
munisten der Spaltung der Gewerk- 
schaften bezichtigen. 


Betriebsnahe Taritpolitik . 


Mit der Einführung der ,Be- 
triebsnahen Tarifpolitik” in” den 
großen Konzernen der Mineralöl- 
industrie setzten die Ölbosse und 
Sozialdemokraten in der Gewerk- 
schaftsführung. ihrer Spalterpolitik 
die Krone auf, Denn über die tarif, 
liche Abspaltung und gewerkschaft- 
liche Zersplitterung hinaus gingen 
Kapitalisten und Gewerkschafts- 
führer zu Konzerntarifen über. 

Daß die „Betriebsnahe Tarifpoll- 
tik” in der Mineralölindustrie nur 
der politischen Sicherung der Ener- 
gieversorgung dient, zeigt ihre Ent- 
stehungsgeschichte. In dem Maße, 
wie die Bedeutung der Konzerne für 
die Energieversorgung wuchs, näm- 
lich mit dem Beginn der sogenann- 
ten Kohlenkrise Ende der SOer 
Jahre, wurden die Konzerntarife bei 
den großen Monopolen eingeführt, 
zunächst bei Esso, Shell und BP. 
Texaco gewann erst später an Re- 


Texaco gewann erst später an B 
deutung, nämlich nach 1966 nach 
der Übernahme der DEA durch 
Texaco Inc. Während hier vorher 
Löhne und Gehälter nach dem nied- 
tigeren Tarif des „Wirtschaftsver- 
bandes ErdölGewinnung” (WEG) — 
in der Höhe in etwa mit dem 
Chemie-Tarif vergleichbar — gezahlt 
wurden, bereiteten Gewerkschaft 
führung und Kapitalisten seit 1964, 
als sich die spätere Bedeutung der 
DEA/Texaco abzeichnete, gezielt 
den Haustarif vor. Er wurde 1968 
dann erstmals durchgesetzt. Damit 
war das Konzept der „Betriebsnahen 
Tarifpolitik” in allen großen Erd- 
ölmonopolen durchgesetzt. 

Falls es so wirklich zu Kämpfen 
kommen sollte, steht immer nur 
ein kleines Häufchen Arbelter den 
untereinander durch Hilfslieferab- 
kommen und Produktionsabspra- 
chen gogen ihre Arbel 
stellten verbundenen 
jenüber. Dem Su 
seine Schärfe geraubt, da die Dil- 
dung einer gemeinsamen Kampf- 
front durch die unterschledlichen 
Abschlüsse und durch das Heraus 
brechen einzelner Konzerne bei 
höheren Zugeständnissen erschwert 
wird 


.. und als Folge die Schwächung, 
der Arbeiterbewegung 


‚Daß die „‚Betriebinahe Tarifpo- 
Ak" keineswegs, wie einige Ge 
werkschaftsführer (die sog. „Lin 


; » 


ken” wie Vitt 2.0. von der IG 
Chemie-Spitze) und linke Sozlal- 
demokraten (2.8. vom Sozlal. Büro 
Offenbach) behaupten, eine stärkere 
Verankerung der Tarifpolitik im Bi 

trieb durch mehr Einflußnahme der 
Kollegen bedeutet, beweist gerade 


die Braxis in der Mineralölindustrie 
weit langem: 

Für die Kollegen wird der Ein- 
blick in das Treiben der Gewerk- 
schaftsführer noch schwieriger, als 
er ohnehin schon ist. Verbindungen 
von Arbeitern und Angestellten ver- 
schiedener Betriebe, wie sie in größe- 
ten Tarifkämpfen durch zentrale 
Vertrauensleute- und andere Funk- 
tionärskonferenzen örtlich oder be- 
Zirklich zustande kommen könn- 
fen, sind durch „Betriebsnahe Ta- 
nfpolitik” unmöglich. Stattdessen 
beherrschen die Sekretäre das Feld 
und können gezielt Fehlinforma- 
tionen verbreiten. 

‚Größere Lohn- und Gehaltsunter- 
schiede bei gleicher Arbeit zwischen 
den einzelnen Konzernen sind die 
Regel. Dies begründen die Strate- 
gen der „Betriebsnahen Tarifpoli- 
ik” getreu, ihrer, soziaklemokrz 
schen Ideologie der Partnerschaft 
mit dem Unternehmer dann auch 
‚noch mit der Rücksichtnahme auf 
die unterschiedliche wirtschaftliche 
Situation der einzelnen Konzerne, 
um so die Belegschaften zur Rück- 
sicht auf das Konzernwohl zu 
Pflichten. 

Bei der Texaco hat das zu Lohn- 
und Gehaltsdifferenzen von ca. 8- 
10% weniger zum Durchschnitts- 
iohn der Kollegen der übrigen Kon- 
zerne geführt, worauf es 1971 un- 
ter der Parole „Lohnausgleich” zum 
Streik kam. In diesem Streik wur- 
den die Folgen der „Betriebsnahen 
Tarifpolitik” für die Belegschaft 
offensichtlich: Trotz der Isolierung 
werbreiterten die Kollegen den mit 
roßer Zuversichtlichkeit aufgenom- 
menen Kampf über den ersten 
Schwerpunkt Hamburg hinaus auf 
Heide und die Lager a 


ührung die 
Streiks, den 


einen. schlech‘ 
den Texaco-b 
‚verhinderte sie die Verbreitung der 
‚Kampffront auf Shell, wo'der Ta 
ifabschluß noch bevorständ. "Bei 
Shell erzählten die Sekretärg, „denen 


bei Texaco geht die Puste aus", 
vorher bei Texa- 
jauten lassen, „die 
von Shell wollen mit unserem Streik 
nichts zu tun haben.” 

‚Ohne Hoffnung auf Unterstüt- 
zung mußte bei Texaco der Kom- 
promiß angenommen werden, ohne 
daß die Lohn- und Gehaltsanglei- 


chung erreicht wurde. 

1972 war die Resignation bei 
Texaco noch so groß, daß die Kolle- 
gen völlig aus ihrer Tarifrunde he- 
rausgehalten werden konnten. Die 
Gewerkschaftsführung verbreitete, 
die anderen Mineralölgssellschaften 
hätten mit. 6,5% abgeschlossen. 
Schnell schlossen. sie mit 7,4% für 
Texaco ab und feierten dies auch 
noch als Sieg! 


mu Wirstellen ein: 
STREIKBRECHER 
Eiokirler 


Umfunktioniert: Werbetafel vor dem 
Hamburger Texaco-Werk 
im Streik 1971 


Hinterher mußlen die Kollegen 
feststellen, daß es in den anderen 
Betrieben sogar höhere Abschlüsse 
als bei Texaco gegeben hatte. An- 
dererseits konnte bei Shell, wo sich 
die Situation zuspitzte, darauf hin- 
gewiesen werden, „Texaco fällt 
schon ab”. Als einige Tage später 
die Arbeiter der Hamburger BP- 
Tochtergesellschaft Schindler streik- 
ten, konnten die Sekretäre ihnen 
vorhalten: „Das hat keinen Zweck, 
Texaco und Shell sind schon fertig” 
a bei Schindler für die Angestell- 
ten außerdem noch ein anderer 
Tarifvertrag lief und sie noch der 
Friedenspflicht unterlagen, somit 
den gewerblichen Kollegen nicht 
beistehen konnten, brachen diese 
ihren Streik ab und wurden - zwar 
mit einigen Prozenten mehr als bei 
0, aber immer noch „stabill 
schnell abgespeist, 

Die Praxis der Tarifkämpfe in 
der Mineralölindustrie hat völlig be- 
, daß die „‚Betriebsnahe Ta- 
rifpolitik” nichts weiter ist als ein 
Versuch des Kapitalisten, die Arbei- 


terklasse .. ‚klein‘ zu „halten. ‚und 


breite Lohnkämpfe zu verhindern, 
Die Gewerkschaftsführung läßt sich 
wieder einmal vor ihren Karren 
spannen.“ (Aus AK Nr, 26/März73; 
Zur Strategie der „Botriebsnahen 
Taritpolitik”), Ger 


die „Betriebsnahe, 
itere Bereiche, z.B, in der IGM 
auf die Großbetriebe. mit kampf- 
starken Belegschaften, auszudehnen 
planen, um dort der Arbeiter und 
‚Angestellten wieder Herr au werden, 
müssen diese Erfahrungen den schö- 
nen Versprechungen der Gewerk- 
schaftführer entgegengentelt wer. 
Ion. 
Diesen Herausbrechen einzelner 
Borriet der gemeinsamen 
ürde zwar kurzfristig 
für diese Arbeiter zu etwas ange- 
hobeneren Löhnen gegenüber der 
Mehrheit ihrer Kollegen der Bran- 
‚che führen, um. ihrer Kampfkraft 
Rechnung zu tragen und die Spitze 
zu nehmen. Längerfristig brächte 
die Zerplitterung und Isolierung 
der kampfstarken Betriebe eine der- 
artige Schwächung im Tarifkampf 
mit sich, daß für die Kapitalisten 
insgesamt die Lohnsummen herun- 
ter gingen. Die Preisgabe der 
meinsamen Solidarität im - Tarif- 
kampf muß von der Arbeiterklasse 
teuer bezahlt werden. 


Immer die langfristige 
Stärkung der Arbeiterklasse 
im Auge haben 


Durch die mit dem KB sympath- 
sierende Arbeiter- und Angestellten- 
gruppe und die Betriebs- und Bran- 
‚chenausgaben des „Chemicarbeiters” 
waren in dieser Tarifrunde erstmals. 
die sozialdemokratischen Gewerk- 
schaftsführer bei Texaco mit den 
Forderungen und Aufgaben gewerk- 
schaftlicher Politik im Interesse der 
Arbeiterklasse konfrontiert. Den 
Kommunisten kam es nicht — wie 
die Gewerkschaftsführer, es immer 
wieder hinzustellen versuchen — dar- 
auf an, „die Lohnforderungen in die, 
Höhe zu treiben, um bei. niedrige- 
rem, 'realistischem’ Abschluß Verrat 
schreien zu können” „sondern viel- 
mehr Diskussionen und Forderungen 
um die langfristige St rar 
beiterklasse im gewerkschaftlichen 


Kampf zu initiieren und zu unter 
stützen. 

im Vordergrund standen dabei 
‚Auseinandersetzungen um die Kon- 
zeption der „Beiriebsnahen Tarif- 
politik”, die gewerkschaftliche und 
betriebliche Zerspltterung der Be- 
legschaft, den politischen und wirt- 
schaftlichen Hintergrund der Tarif- 
runde, sowie insbesondere den 
Kampf für mehr Demokratie und 
mehr Einblick der Kollegen und ihrer 
Vertrauensleute in die Politik ihrer 
Gewerkschaft. 

Im wichtigsten Arbeiterbereich 
der Hamburger Texaco-Betriebe, in 
Grasbrook, kam es in der Vorberei- 
tung der Tarifrunde zu einer guten 
Mitgliederversammlung der IG.Che- 
mie. Nach ausführlicher breiter Dis- 
kussion wurde mehrheitlich eine aus- 
reichend hohe lineare Forderung be- 
fürwortet, Nachdem schon im Früh- 
Jahr in den Auseinandersetzungen 
um die Wahl der Tarifkommisions- 
mitglieder (TK-Mitglieder) die Ver- 
trauensleute ein stärkeres Interesse, 
am Verlauf der Tarifrunde bekundet 
hatten, wagte Ph, von Kodolitsch als 
zuständige Sekretär es nicht, allzu 
stark gegen den Beschluß der Mit- 
nliederversammlung vorzugehen: Der 
Vertrauensleutekörper _Grasbrook 
faßte die Beschlüsse der Mitglieder 
in der Forderung „300 DM für alle” 
zusammen. 

In der Hauptverwaltung Texıco 
beschloß der Vertrauensleutekörper 
demen Unker Flügel verhältnismäßig 
k ist und maßgeblichen Einfluß 


& 
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auf die gewerkschaftliche Politik im 
Betrieb, hat, nach Möglichkeit die 
Gewerkschaftsmitglieder der vor 
schiedenen Abteilungen zu versam- 
meln, um nach ausführlicher Infor- 
mation und Diskussion über den wirt“ 
schaftlichen und politischen Hinter- 
rund der Tarifrunde zur Aufstellung 
von Forderungen zu kommen. Ge- 
fordert wurden schließlich 18% — 
und in Anlehnung an Grasbrook — 
mindestens 300 DM linear für alle. 

Aus gewerkschaftlicher Solidari- 
tät war so in Grasbrook und der 
Hauptverwaltung eine lineare und 
gemeinsame Forderung verabschie- 
det worden. „Solidarität besonders 
mit den Kollegen und Kolleginnen, 
die durch Preissteigerungen, Miet- 
wucher, Steuererhöhungen urw. am 
härtesten betroffen sind. Durch eine 
neare Forderung soll ein weiteres 
Auseinanderklaffen der verschiede- 
nen Lohngruppen verhindert wer- 
den.” (Chemiearbeiter, Betriebsaus- 
gabe Texaco v. 29.8.73) 


Tarifkampf der IG-Chemie- 
Führer: Kampf gegen links 


Dieser Entwicklung stellte sich 
die Gewerkschaftsführung zunächst 
in Wilhelmsburg entgegen. Ph. von 
Kodolitsch begann linke Vertrauens- 
leute, die er für schwankend und be- 
einlußbar hielt, „vertraulich” zu be- 
arbeiten. Dabei gelang es ihm, die 
Linken untereinander zu spalten, in- 
dem er der Jugendsprecherin 
einem Vertrauensmann (gleichzeitig 
Betriebsratsmitglied für Wilhelms- 
burg) eine gewerkschaftliche Karrie- 
fe versprach: Der einen wurde 
dreijähriges Studium auf DGB-Ko- 
sten (Hans-Böckler-Stiftung) an der 
Hamburger „Hochschule für Wirt- 
schaft und Politik” in Aussicht ge- 
stellt, dem anderen dasselbe fest zu- 
‚gesagt, wodurch beide anschließend 
als Gewäfkschaftssekretäre „aus der 
Maloche raus” wären. Diese „gekauf- 
ten” Leute machten ihrer zukünfti- 
‚gen Aufgabe dann auch von Anfang 
an Ehre, indem sie sich zu den eifrig- 
‚sten Gegnern ihrer ehemaligen Ver- 
Fee entwickelten und im Auf- 
trag der Gewerkschaftsführung eis 
‚sig auf die Linke eindroschen. 
Bald darauf leitete Ph. von Kodo- 
sch den zweiten Vorstoß gegen die 


fortschrittliche Gewerkschaftspoli- 
ik in Wilhelmsburg ein. Mit der de- 
magogischen Beteuerung, die ge- 
werkschaftliche Politik verbessern zu 
wollen, umschmeichelte er die Ver- 
trauensleute mit dem Angebot, 
sollten für den Wülhelmsburger Be- 
trieb unbedingt einen eigenen Be- 
triebsrat einrichten. Dies hörte sich 
zunächst einleuchtend an: Die Zahl 
der Betriebsratsmitglieder würde sich 
‚dadurch für die Wilhelmsburger Kol- 
legen vergrößern, damit auch mehr 
Vertrauensleute als Betriebsräte er- 
weiterten Kündigungsschutz genio- 
en, die im bisher gemeinsamen Bo- 
triebsrat mit der Hauptverwaltung 
nötige Rücksichtnahme auf die DAG 
entfiele usw. 

Tatsächlich jedoch entpuppte 
sich Kodolitsch’ „Verbesserungsvor- 
schlag” als übles Manöver, die ge- 
werkschaftliche Arbeil welter aufzu- 
spalten und gleichzeitig die fort- 
schrittlichen Vertrauensleute in Wl- 
helmsburg zu isolieren und zu schwä- 
chen, Denn durch den gemeinsamen 
Betriebsrat für Wilhelmsburg und die 
Hauptverwaltung. besteht zwischen 
beiden Betrieben eine starke Verbin- 
dung in der gewerkschai 
ik, die diese natürlich nur 
kann und zur gemeinsamen DI 
sion durch gegenseitige Besuche auf 
Vertrauensleute- und Mitgliederver- 
sammlungen entscheidend beiträgt. 
Hinzu kommt, daß fortschrittliche 
Gewerkschaftspolltik bi 
meinsamen Betriebsrat unterstützt 


werden konnte (= wenn es um be 


triebsratsinterne Angelegenheiten 
‚seht, sogar von einigen ehrlichen und 

tindigen DAG-Betriebariten; 
während man sich für die rechten IG- 
‚Chemieler, den Anhang der Gework- 
schaftsführer im Betriebsrat, eher 
‚schämen muß), Diesos wurde im De- 
triebarat erkannt und der von den 
‚Rechten vorgetragene Antrag abge: 
wiesen. (Damit ist die Sache natür- 
lich nicht vom Tisch, Spätestens in 
‚einem Jahr, wenn es um die näch- 
‚sten Betriebsratswahlen geht, wird 
s Spaltung 
lt werden). 

Allerdings gelang os den Sckretd- 
ren durch diese Auseinandersetzung, 
die nötige Vorbereitung der Tarif- 
runde in Wilhelmsburg zu hintertrei- 
ben. Ein „Fragebogen” wurde zur 
„Ermittlung” der Forderung anstelle. 
breiter Information und Diskussion 
benutzt. Die „Fragen” waren so ge- 
schickt aufgebaut und manipuliert, 
‚daß die Sekretäre endlich wenigstens 
aus Wilhelmsburg eine Forderung 
‚ganz nach ihrem Geschmack präsen- 
tieren und zum „Korrigieren” der 
übrigen Forderungen benutzen 
konnten: 15 %, d.h. genau die spal- 
terische Prozentforderung, die En- 
gelmohr, der Bezirksvorsitzende der 
1G-Chemie und Verhandlungsführer 
‚der Tarifkommission Texaco, später 
in der Tarifkommission als endgülti- 
se Forderung für Texaco durch- 
seizte, 


16-Chemie-Bezirksvorsitzender 
E. Engelmohr: „Linear fordern 
‚nur Kommunisten”! 


Schon vorher hatten die Sekretä- 
re gezeigt, daß sie eine lineare Forde- 
rung mit allen Mitteln hintertreiben. 
würden. 80 hielt Ph. von Kodalitsch 
& auf einer Mitgliederversammlung 
in Wilhelmsburg im Juni nur für 
Recht, daß die Kollegen und Kolle- 
ginnen mit geringerem Lohn oder 
Gehalt durch spalterische Prozent- 
forderungen noch wenigerabbekom- 
men, da „sie in der Regel schlechter 
Organisiert sind. Lassen wir sie doch 
in ihrem eigenen Saft schmoren!” 
(. Kodolitsch wörtlich. Da auf die- 
ser Versammlung so „interessante”" 
‚Aussagen mehrfach fielen, veröffent- 
lichen wir ein Auszugsprotokoll im | 


Kasten). 

Engelmohr behauptete weiter: 
„Lineare Forderungen kommen nur 
von Kommunisten. Sie dienen dazu, 


‚die qualifizierten Angestellten und 
Facharbeiter au betrügen und nut- 
zen dem Unternehmer, da sie ihm 


Lohnkosten ersparen (!). 

Das ist natürlich barer Unsinn: 
Die Kapitalisten planen bei Tarif- 
werhandlungen eine bestimmte Er- 
böhung der gesamten Lohn- und 
Gehaltssumme ein. Würde dieses 
Mehr an Geld bei den „stabilitäts- 
gerechten” Abschlüssen gleichmäßig 
auf alle Arbeiter und Angestellten 
verteilt, so wäre bei den etwas mehr 
verdienenden Facharbeitern und Be- 
\riebshandwerkern zu offensichtlich, 
daß. durch die Preissteigerungen in, 
Wirklichkeit Lohnabbau stattfindet. 

Es bestünde die „Gefahr", daß 
dieser aufgrund der Ausbildung und 
betrieblichen Stellung zumeist 
kampfstärkste Teil der Belegschaft 
‚gen anginge und alle Kollegen 
zum Kampf gegen solche Abschlüsse 
aufriefe 

Daraus ziehen die sogiakdemokre- 
tischen Gewerkschaftsführer nun 
nicht e Schluß, ausreichend 
hohe lineare, 
stützen, so daß die K, 
den Lohnleitlinienrahmen hinaus 
in ihre Taschen greifen müßten. 
Stattdemen vertreten sie die kapl- 
wallstischen. Leistungstheorien vom 
guten und wertvollen und schlech- 


a N ec > 


- trieben fürchte: 
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Em Tunc. Arbeiter und 


geben die Solldarität der Arbeiter 
untereinander völlig preis, 

‚Gerade die spalterischen Prozent- 
forderungen; die gerade in der Höhe 
abgesiekct werden, daß die Fach- 
arbeiter und Handwerker den Kampf 
weder aufnehmen noch führen sol: 
sen, lassen die gesamte Lohnsumme 
für den Kapitalisten im geplanten 
‚Rahmen verbleiben. Besonders deut- 
lich wurde dieses Spaltungsgeschäft 
bei.dem noch niedrigeren Abschluß 
von 9,9% in der Chemieindustrie: 
Da Kapitalisten und Gewerkschafts- 
führer bei solch einem Abschluß 
noch starke Unruhe in den Be- 
führten sie für 
‚den kampfstärksten Teil, die Hand- 
worker und Facharbeiter, die zu- 
sätzliche $. Lohngruppe mit einer 
‚Vorweganhebung von 43 Pfg. pro 
Stunde und darauf dann, weitere 
9,9% ein. 

Insgesamt also fast 16 % mehr für 
Facharbeiter und Betriebshandwer- 
er, 


Druck von Vertrauensieute- 
Information verhindert 


‚Alle ‚Versuche der fortschrittli- 
chen Gewerkschafter, über eigene 
‚gewerkschaftliche Vertrauensleute- 
‚Flugblätter ihre Kollegen über die 
Diskussionen und Forderungen zur 
‚Tarifrunde breiter zu informieren, 
scheiterten an der Sabotage der Ge- 
jerkschaftssekretäre. 


Zunächst würden „or 
eepe® Aitne rem 

Zünlichst wurden „organisäton- 
sche" Gründe angegeben, die ein in 
Wilhelmsburg geplantes und ausfor- 
muliertes Flugblatt herauszögerten: 
Ph. von Kodolitsch gab an, die Ge- 
werkschaftsdnuckerei sei noch nicht 
frei, die Schreibkraft könne noch 
nicht etc. (Siehe auch das Protokoll 
im Kasten), Als diese Begründungen 
bei den Vertrauensleuten nach eini- 
gen Wochen nicht mehr verfingen, 
behauptete Engelmohr, daß für das 
Nichterscheinen die Vertrauensleute 
der Hauptverwaltung verantwortlich 
seien. Sie hätten ebenfalls einen 
Flugblattentwurf vorgelogt, in dem 
„allein schon der Begriff Taril- 
‚kampf anstelle yon "Tarifrunde' eine 
Provokation it” und damit das Flug- 
bate=;dm, ‚Chemienrbeiter-Stil pe- 
schrieben” sei. Er habe daher ein- 
schrei ‚le ter von 
Vertraensleuten verbieten müssen, 
um für.die Zukunft klarjzu stellen, 
daß er allein berechtigt sei, Veröf- 
fentlichungen der IG-Chemic heraus- 
zugeben. 

Tatsächlich hatten die Vertrau- 
ensleute aus der Hauptverwaltung in 
ihrem Flugblattentwurf jedoch nur 
einige wirtschaftliche Daten ( 
Preissteigerungsrate, Steuerprogs 
sion und wirtschaftliche Lage der 
Texaco) zusammengestellt, die ihre 
Kollegen für die Diskussion über die 
Forderung benötigten. Im Anschluß. 
an ihre Ausführungen über die wirt- 
schaftliche Lage der Texaco stellten 
sie allerdings klar, daß sie das Kon- 
zept der „betriebsnahen Tarifpoli- 
tik” ablehnen: 

„Auch wenn wir diese berriebli- 
‚chen Ausführungen machen, schlie- 
Ben wir uns keineswegs einer be 
triebsnahen Tarifpolitik an. Diese 
würde im Zweifel dazu führen, daß 
Verluste, die durch unternehmert- 
sche Fehlentscheidungen entstehen, 
zu Lasten der Kollegen gehen. Ganz 
zuschweigen von den Manipulations- 
möglichkeiten in den Jahresabschlür- 
sem und der Zerrissenheit im Ta- 
kampf.” (Übrigens ist dies in dem 
zweiseitigen Flugblatt das einzige 
Mal, wo es statt Tarifrunde” so 
schändlich Tarifkampf heißt.) 

Mit dieser - recht zurückhaltend 
formulierten - Kritik hatten die Se- 
kretäre den Vorwand gefunden, jede 
eigenständige Informationspolitik 
aller Vertrauensleutekörper zu un- 
terbinden. Gleichzeitig hatte Engel- 
mohr dann auch noch die Frechheit, 
vor den Wühelmsburger Mitgliedern 
den Kollegen der Hauptverwaltung 
den Schwarzen Peter in die Schuhe 
zu schieben. Daß es den Sckretären 

{ ankam, [tie Information: 
tigkelt zu verhindern, ohne Rück- 
sicht darauf, ob sie Kritik an der Ge- 
werkschaftsführung (den sogenann- 
ten „Chemisarbeiter".Stil) enthielt 
oder nicht, wurde spätestens einige 
Wochen danuf.m Orwbrock nur 
ich: 

Unter dem Druck der Vertrauens- 
Ieute mußte Ph. von Kodolitsch zu- 
nächst dem Nachdruck einer Presse- 


erklärung der Texaco-Bosse zustim- 
men, in der diese über ihre Gewinn» 
explosion 1973 berichteten. Diesen 
Dokument sollte allen Kollegen zur 
Diskussion zur Verfügung gestellt 
werden, Allerdings bleib es bei Ko- 
olitsch' Zustimmung. . Nachge- 
druckt und verteilt wurde kein ein- 
ziges Exemplar 


Gestern Reichhold, morgen Texaco? 


jeder 
reiten Informationspolitik der Te- 
xaco-Vertraue 
werkschaftsführer zeigt Parallelen zu 
‚den Vorgängen bei der Reichhold- 
‚Chemie in Hamburg. Auch dort wa- 
ren zwei gewerkschaftliche Vertrau- 
ensloute-Flugblltter von der IG-Che: 
mie-Führung immer wieder verhin- 
dert worden. 

Eins setzte sich mit „aktiv” aus“ 
der Kapitalisten für „ihre” Arbeiter, 
das bei Reichhold jedem „kosten; 
los” ins Haus geschickt wird, das an- 
dere unterstützte die Forderungen 
der Kocher auf Angleichung ihrer 


Löhne an die der Handwerker und 
übrigen Facharbeiter. 

Als sich die Reichhold-Vertrau- 
ensleute durch Scheinargumente wie. 
„Stilistisch muß, noch einiges ver- 
bessert werden ...", „Wir haben nicht 
soviel Geld für Druckkosten ..", 
„Noch sind die technischen Anlagen 
nicht frei...” usw. usf, nicht von 
ihrem Vorhaben abbringen ließen 
und schließlich energisch endlich die 
Herausgabe der Flugblattentwürfe 
forderten, löste die IG-Chemic-Füh- 


ei Feier 


unse amai m 
forderten, löste die IG-Chemie-Füh- 
rung kurzerhand den gesamten Ver- 
ftrauensleutekörper wegen „‚kommu- 
nistischer Unterwanderung” auf. 

An dem Vorgehen der sozlalde- 
mokratischen Gewerkschaftsführer 
wird deutlich, wie sehr diese Leute, 
eine stärkere Verankerung der Ver- 
trauensleute im Betrieb fürchten 
müssen. Für fortschrittliche und 
kommunistische _Gewerkschafter 
kann das nur heißen, daß sie ihre An- 
strengungen auf Verbreiterung der 
gewerkschaftlichen Politik im Be- 
trieb verdoppeln, z.B. bei der Initi- 
kerung eigenständiger Vertrauensleu- 
te-Flugblätter nicht vor der ständi- 
‚gen Sabotage dutch die Sekretäre 
Zurckweichen, sondern immer wie- 
der energisch auf die Behandlung be- 
rieblicher und gewerkschaftlicher 
Fragen vod allen Kollegen drängen. 
Solange die Vertrauenaleutekörper 
isoliert und abgehoben von der übri- 
sen Belegschaft ihre Politik zu machen 
versuchen, kann das der Gewerk- 
schaftsführung nur recht sein, denn 
es führt zu nichts und sorgt dafür, 
daß sich fortschrittliche und kom- 
munistische Kollegen „austoben”. 
Erst wenn es den Vertrauensleuten 
gelingt, ihre Arbeit auf die gesamte 
Belegschaft auszurichten, die Dis- 
kussion breit in den Betrieb zu tra- 
gen und so das gewerkschaftliche 
Bewußtsein ihrer Kollegen zu stär 
ken und Vertrauen zu gewinnen, 
kann sich die Vertrauensleutearbeit 
als ein Hebel zur Stärkung der Ar- 
beiterklasse entwickeln. Dann wird 
es eher möglich, die Sabotageakte 
der soziakiemokratischen Sekretäre 
zu verhindern bzw. zu durchkreu- 
zen. 


Tarifkommissionen-Bevollmächtigte 
der Arbeiter und Angestellten? 


Besonders schwer fiel den Linken 
der Versuch, mehr Einfluß der Ver- 
trauensteute auf (bzw. auch nur 
mehr Einblick in) die Vorgänge in 
der Tarifkommission durchzusetzen. 
Denn die Wahl der  Tarifkom- 
missjonsmitglieder, wie sie die 
1G Cbemiesatzung vorschreibt, be- 
deutet. keinesfalls eine demokrati- 
sche Kontrolle der Arbeit der Tarif- 
kommissionen durch die gewerk- 
schaftlich Organisierten. (Siehe hier- 
zu den Artikel: „Tarikommissionen 
der IG-Chemie - Trugbild einer Ar- 
beiter-Vertretung“) So manipulierte 
die _ IG-Chemie-Verwaltungsstelle 
den Verteiler-Schlüssel der TK-Mit- 
alieder solange, bis sie eine ihr ge- 
nehme „Truppe” zusammenhatte, 
die allein durch ihre Zusammenset" 
zung gewährleistete, daß auch in der 


TK der Wille der Gewerkschaftsfüh- 
ung zum Tragen kam. 


bei der Aufstellung ihrer Forderun- 
men (Grasbrook; 300 DM für alle, 


Hauptverwaltung: 18 %, mindestens. 
‚300 DM) den Beschluß, daß die von 
ihnen gewählten TK-Miiglieder „den. 
aufgestellten Forderungen konse- 
quent Rechnung zu tragen“ hätten. 
Dies wurde von den Gewerkschafts- 
führern ohne große Gegenargumen- 
tation hingenommen, da sie sich in 
der-Großen Tarifkommission einer 
stabilen Mehrheit von rechten Sozi- 
Aldemokraten sicher waren: Wegen 
‚der gewerkschaftlichen Zersplitte- 
rung setzt sich die TK-Texaco aus 
Engelmohr als Verhandlungsführer 
und je sieben TK-Mitgliedern der 
1G-Chemie, der IG-Bergbau und der 
Gewerkschaft HBV zusammen. Da 
‚es bei der IG-BE und der HBV.noch 
nicht einmal Vertrauensleute gibt, 
ist dort das Verfahren der Bestim- 
mung der TK-Mitglieder noch nicht 
einmal mit einem Schein von Demo- 
kratie umgeben: Es sind jedesmal 
die gleichen TK-Mitglieder; z.B. der 
IG-BE Sekretär Hugo Reuter, che- 
mals SPD-Bürgermeister in einem 
niedersächsischen Dorf, und, altge- 
diente SPD-Betriebsräte 

In einer derartig manipulierten 
und für die Texaco-Arbeiter und An- 
gestellten unkontrollierbaren Tarif- 


Tarifkommissionen der 


immer wieder gern „ihre‘' Ge- 
werkechaft ‘ 


D ie IG-Chemie-Sekretäre stellen 


‚inks“ und: „fortschrittlich“ hin 
ünd verweisen dann auf die Wählbar- 
keit der Mitglieder der Tarifkommis- 
sionen (TK) durch die Vertrauens- 
leute, die auf dem letzten IG-Che- 
mieGewerkschaftstag abgesichert 
worden sei. Damit sei der Durch- 
bruch der Basis zur Gestaltung der 
Tarifpolitik gewährleistet. 

Schon bei der genauen Betrach- 
tung der angeblich so fortschritti- 
chen Satiung wird Allerdings sicht- 
bar, daß ie Wählbarkeit der TK- 
Mitgliedet durch Einschränkungen 
und. Richllinien so eingrenzbar ist, 
daß dei Einflüß der Gewerkschafts- 
‚führer in Fält domimiert. So“ 
wurden auf dem Gewerkschaftstag, 
die Anträge, die eine grundsätzliche 
u Wahl der TKMit- 
|aliedeı 


versamenlungen und  Mitentschei- 
‚dungsrechte der Vertrauensleute bei 
Urabslimmungen, 
von Streiks und 
‚handlungsergebnissen forderten, in 
Bausch und Bogen abgelehnt, (Siehe 
zum  1G-ChemieGewerkschaftsiag 
AK 24 vom Dez. 72) Angenommen 
wurde stattdessen ein Antrag, der 
die Wahl der TK-Mitglieder durch 
die Vertrauensleute und ihre an- 
schließende Bestätigung durch den 
Verrstungascherreniind wer 
le 

Auch diesen Antrag hatte der 
Hauptvorstand auf dem IG-Chemie- 
Gewerkschaftstag zunächst den De- 
Iegierten abzulehnen vorgeschlagen. 
Nicht etwa, weil er befürchten muß- 
6, daß bei der Annahme des Ana 
‚ges einzelne Tarifkommissionen lin- 
ke Mehrheiten-aufweisen könnten 
und gegen seinen Willen Entschei- 
dungen treffen könnten: Die Ver- 
waltungsstellenvorstände konnten 
ja auch in Zukunft rechte Mehrhei- 
ten absichern, indem sie — jeweils 
in der benötigten Anzahl — linken 
TK-Mitgliedern keine Bestätigung er- 
teilten 

Die Ablehnung der Gewerl 
schaftsführer begründete sich viel 
mehr darin, daß ihnen zur Sicherung 
ihrer Politik in den Tarifkommissio- 
nen die Satzung nur ein einziges 
Mittel an die Hand gab, das zudem 
bei seiner Anwendung zu starken 
Auseinandersetzungen in den Ver- 
Irauensieutekörpern führen mußte 
Eine zu häufige Ablehnung unliel 
samer, also linker TK-Mitglieder, die 
vorher aus Wahlen der Vertrauens 
leutekörper hervorgegangen waren, 
würde die Herrschaft der SPD-Ge- 


werkschaftsführer über die Mitglie- 
cr zu offensichulien machen, 
Gleich nach der Annahme dieses 
Antrages gingen die Gewerkschafts- 
führer dann auch daran, ihre Ein- 
Mußnahme auf die Zusammenset- 
zung dor Tarifkommistionen auszu- 
jauen, Hauptvorstand und Bei 
1G-Chemie erließeen schon wenige 
Wochen nach dem Gewerkschafts- 


tag die „Richtlinien für die Tarifar- 


kommission ‚hatte die Gewerk 
schaftsführung ein leichtes Spiel, ih- 
re Vorstellungen durchzusetzen, 
Vom Hauptvorstand der IG-Chemie 
„analysierte“ Beck die wirtschaftli- 
‚che Lage, wie es ein Vertreter der 
Geschäftsleitung nicht besser hätte 
tun können: 

‚Kein Wort über die Lage der Ar- 
beiter, die steigenden Lebenshal- 
tungskosten oder die Tarifniederla« 
gen der letzten Zeit, die einen realen 
Lohnabbau zur Folge hatten, statt 
dessen das übliche Kapitalisten-Ge- 

Die Deutsche Texaco habe 
in den letzten Jahren — wie die Bi- 
lanzen bewiesen — „große Verluste 
‚gemacht, die aufgeholt werden müs- 
sen“. Das sagt ein von den Gewerk- 
schaftsbeiträgen bezahlter IG-Che- 
mie-„Wirtschaftsexpert 
lich die Möglichkeiten di 
manipulation usw, völlig kennt. So 
habe, nach Beck, „die Chemische 
Industrie gegenüber der Mineralöl- 
industrie bessere Gewinne gemacht‘, 
während die Löhne „in der Mineral- 
ölindusttie zu den höchsten Stun- 
denverdiensten gehören und daher. 
von einem „Nachholbedarf““ nicht 
die Rede sein kann.“ 


nr 
Auf dieder Grundlage fiel 6 En“ 
‚gelmohf nicht schwer, seine spalterk 
sche 15 Forderung als „reall- 
stisch“ zu begründen, nachdem er 
vorher entsprechend den Tarifricht 
inien der IG-Chemie die TK-Mit- 
elieder daran „erinnerte“, daß vie 
Ihren Wählern gegenüber 
antwortung tragen und sich an Be- 
schlüsse der Vortrauensleute nicht 
zu halten haben. Es stimmte dann 
auch nur ein TK-Mitglied der IG- 
‚Chemie nicht für Engelmohrs 15%, 
Hinterher rechtfertigte der Se- 
kretär Ph. von Kodolitsch sein Ver- 
halten als TK-Mitglied vor seinen 
Wählern mit der nötigen Einsicht in 
eine „realistische Tarifpolitik", da 
für die-Durchsetzung der 300 DM- 
Forderung der Vertrauensleute jeg- 
liche Kampfbereitschaft der Beleg- 
schaft fehle. Das sagen Gewerk- 
schaftsführer, die vorher durch die, 
gewerkschaftliche _Zersplitterur 
die Verhinderung jeglicher Informi 
tion und breiten Diskussion der Kok- 
legen alles getan haben, um di 
Kampfbereitschaft zu lühmen. m 


‚Sympathisantengruppe Texaco, 
KB-Gruppe Hamburg 


IG-Chemie - Trugbild einer Arbeiter-Vertretung 


als sogenannte „Ausführungs- 


ven. as sogenannte „Austunrungs- 
bestimmungen“ der Satzung. Die 
Manipulationsmöglichkeiten der Ge- 
werkschaftsführer bei der Wahl der 
TK-Mitglieder werden darin derartig 
erweitert, daß die Verweigerung der 
Bestätigung gewählter TK-Mitglieder 
nur als „Notbremse“ bei außerge- 
wöhnlich starken linken Kräften 
überhaupt noch nötig ist, 

Nach diesen Richtlinien haben 
die Verwaltungsstellenvorstände es 

völlig in der Hand, nach wel- 
m Schlüssel die Tarikommissi- 
onsmitglieder auf die einzelnen Be- 
triebe oder Werke verteilt werden. 
Vertrauensleutekörper mit starken 
linken Flügeln schneiden dann bei 
der Zuteilung von TK-Mitgliedern 
immer schlechter ab: "Mal wird als 
Begründung das Onganisationsver- 
hältnis genannt, dann die Organisa- 
tionsstruktor, dann wieder die Be- 
‚deutung des Betriebes oder der An- 
gestellten, Frauen oder Jugendlichen 
usw. Eine passende Begründung Ist 
immer leicht zu finden, um gerade 
dort mehr TK-Mitglieder wählen zu 
lassen, wo die Sekretäre unangefoch- 
ten herrschen. Bei Texaco sah das 
dann so aus, daß zunächst ein TK- 
Mitgliederschlüssel aufgestellt wur- 
de, nach dem in der Hauptverwal 
tung zwei, in Wilhelmsburg einer und 
in Grasbrook vier zu wählen waren. 
Allerdings wurde den Vertrauens 
leuten der Hauptverwaltung aufer- 
legt, daß eines ihrer TK-Mitglieder 
der Sekretär Ph. von Kodolitsch 
sein müsse, der sich ohne Gegenkan- 
didat zur Wahl stellte. Als dieser 
sich zudem noch „zur Wahl“ stellte, 
‚ohne selbst anwesend zu sein, lchn 
ten die Vertrauensleute dies „Semo- 
kratische“ Scheingefecht. ab und 
wählten Ph. von Kodolitsch nicht 
Flugs darauf änderte der Verwal- 
tungsstellenvorstand der IG-Chemie 
den Verteilerschlüssel: Die Kollegen 
der Hauptverwaltung erhielten nur 
noch ein TK-Mitglied, Grasbrook da- 
gegen fünf: Ph. von Kodolitsch 
hängte sich nun dort sein demokra- 
tisches Mäntelchen um. (Ähnlich 
war es bei den Wahlen zur Tarif 
kommission der Chem, Industrie 
zugegangen: Bei Beiersdorf, Colgate 
und der Norddeutschen Affinerie 
ließen sich jeweils Sekretäre ohne 
Gegenkandidaten absegnen.) 

Nebon der Manipulierung der Zu 
sammensetzung der Tarifkommissi- 
on dienen die Tarifrichtlinien we 
terhin dazu, die gewählten TK-Mit- 
ieder von ihren Wählern zu lösen 
und auf die Politik der Gewerk- 
schaftsführung zu verpflichten. 

$o heißt es schon im Abschnitt I 


Einleitung ° einer _ Tarifrunde 

„Hält der Hauptvorstand oder ein 
tarifbeteiligter Bezirk eine Koordi 
nierung für notwendig, so findet 
ein Koordinierungsgespräch der Ver 
handlungsführer mit dem Hauptvor- 


unter „Zentrale Koordination zur 


stand bzw. mit der Tarlfabteilung 


des Hauptvorstandes statt, in dem 


die Strategie für die jewellige Tarij- 


vorhebungen von uns. 

Das bedeutet nichts anderes, 
die Fortschreibung der Konzerti 
ten Aktion von Regierung, Kapii 
stenverbänden und Gewerksc 
spitze in die konkreten Ausführungs 
bestimmungen der gewerkschaft 
Organisierten. Die „Empfehlungen 
ausder „Sicht der Gesamtsituation“| 
könnte man unverhäll 
ieiinien nennen, auf die di 
Mitglieder „koordiniert“ werden 
sollen. Ausdrücklich weisen. die] 
Richtlinien dann auch bin, 
Jaß die TK-Mitglieder sich 
an Beschlüsse „bzw. Forderungen! 
ihrer Wähler zu halten haben, Wenn] 
es dann doch einmal passieren 
te, daß sich eine Mehrheit in einer 
TK gegen die Linie der Gewerk-| 
schaftsführung auspricht, z.B. eine 
höhere Forderung aufstelit oder 
einem schlechten Verhandlungser- 
gebnis nicht zuzustimmen bereit 
ist, dann ist nach $ VIII Abs. 14] 
det Richtlinien der jeweilige  Ver- 
handlungsführer, also immer ein vom 

lauptvorstand angestellter Sckre- 

r, „berechtigt, Beschlüsse der Ta- 
rifkommissionen auszusetzen und 
den Hauptvorstand anzurufen, ins- 
besondere dann, wenn er der Mei- 
nung ist, daß gegen bindende Be- 
schlüsse gewerkschaftlicher Gremien 
verstoßen wird.“ 

Damit es zu keiner Mobilisie- 
rung der Mitglieder gegen diese Po-| 
tik kommen soll, kann der Ver- 
handlungsführer in dieser (oder auch] 
anderer) brenzligen Situation alle| 
TK-Mitglieder zum Stillschweigen| 
verpflichten. ($ VIIL. Abs. 1$) 

Damit kann überhaupt keine Re- 
de davon sein, die Wahl der Tarif- 
kommissions-Mitglieder als demo- 
kratisch zu bezeichnen oder auch, 
diese als Bevollmächtigte der ge- 

organisierten Arbeiter 
ten anzusehen. Ein] 
wollmächtigter darf nur von den 
Arbeitern und Angestellten gewählt] 
werden, ohne Bestätigung durch an- 
dere. Er muß auch sofort abgesetzt 
werden können, sobald seine Wäh- 
ler ihm ihr Mißtrauen aussprechen. 
nn diese es verlangen, muß er 
jedesmal vor ihrer Versummlung) 
Rechenschaft ablegen. 

Doch proletarische Demokratie 
muß den SPD-Gewerkschaftsführern 
großen Schrecken einflößen, Biner 
dieser Herren, der West-Berliner] 
Bezirksleiter der IG Chemie, Bd 
ard Kolitsch warnte beschwörend 
der Diskussion auf dem Göwerk- 
schaftstag: „Wir sollten uns davor 
hüten „.. Vertrauensleuten in Ihren 
Gremien Entscheidungsbefugniane 
zu geben, bzw, sie unter Beschnei 
dung der Entscheldungıbefugniune| 
übergeordneter Gremien auszuwei- 
ten..." (AK 24, 8. 10) 


Seite 14 


‚Arbeiterkampf Nr. 34/Oktober 1} 


EEE nn ge To 
Protokollnotizen eines Teilnehmers der IG-Chemie 


Mitgliederversammlung Texaco Wilhelmsburg am 
28. Juni 1973 


Wir geben hier die Protokoll-Notizen eines Texaco-Kollegen 
ya. der un der srwerkschaftichen Mitlieder-Veramm- 
co-Werkes in Ham teilnahm. Zur 

Debatte nahunde Tartrende oma Frame I dr 
om Zusammenhang. Die Protokoll-Notizen halten in der Form 
der „indirekten Rede“ die wichtigsten Passagen der Auseinan- 
derstzung zwischen den Texaco-Kollegen und den hauptamı- 
tären der Hamburger IG-Chemie fest. Sie zeigen 

anschaulich „Argumentations“-Weise und «Stil der 

Herren Sekretäre (SP 


s# 


einen Ziels wegen: zu verhindern, 
essen in die eigenen Hände nehmen, 
ihre tigten Forderungen beim Kapitalisten anmelden, 
18 sol de kamsiatın Tarifkampf in der m 

Weise vorbereiten. Diese Herren „Führer des Reformismus” 
erweisen sich hier einmal mehr als waschechte Arbeiterver- 
räter, als Agenten der Kapitalisten in den Reihen der Arbeiter. 
klasse. Die Auseinandersetzungen auf dieser Mitalieder-Ver- 
sammlung sind — was Gehalt und Schärfe angeht = durcheus 
keine Ausmahme, sondern kennzeichnen die sich allgemein 
und überall verschärfenden Widersprüche innerhalb der DGB- 
Gewerkschaften: 
„Thema: TARIFRUNDE TEXACO 1973 


| 


IM Mitglieder der IG-Chemie Texaco Wilhelmsburg (ca. 20) 

8 acht Vertrauensleute der Texaco-Betriebe Grasbrook und 
Hauptverwaltung 

iu Edgar Engelmohr, Bezirksleiter der IG-Chemie Nord - 
mark und Verhandlungsführer der Großen Tarifkommis- 
sion Texaco; Philipp von Kodolitsch, zuständiger IG- 
Chemie-Sckretär 


‚Edgar Engelmohr zur wirtschaftlichen Lage 


Engelmohr erläutert die gesamtwirtschaftliche Situation und 
die Lage bei Texaco. 

Man könne den wirtschaftlichen Daten entsprechend aller- 
hand fordern. Den von der Hauptverwaltung. vorgelegten 
17,4 % könne man sogar noch einiges hinzurechnen. 

Engelmohr bezieht sich hier auf einen Flugblattentwurf 
der Vertrauensleute der. Hauptverwaltung Texaco, der zu dem 
Ergebnis kam, daß bei einer Bruttolohnerhöhung um 17,4 % 
erst die Preissteigerungsrate und der Produktivitätszuwachs 
ausgeglichen werde. Das Erscheinen dieses Flugblattes wurde 
fon Engelmohr verboten, siehe auch Texaco-Hauptartikel, 
die Red) ° 

‚Engelmohr gab dann zu bedenken: 

1. Das sind alles Fakten von heute. Keiner weiß genau, wie 
esim aussieht. 

2. In der Großen Tarifkommission wird die Forderung aufge- 
stellt, Dort sitzen je sieben Mitglieder der IG Bergbau und 
Energie und der Gewerkschaft Handel, Banken und Versi- 
cherungen (HBV], acht Mitgliedern der IG Chemie gegen- 
über. Die beiden anderen Gewerkschaften seien somit sehr 
stark und könnten im Zweifel die acht „fortschrittlichen 
Mitgtieder'‘ der IG Chemie überstimmen. 


Edgar Engelmohr zur Spaltung der Texaco-Belegschaft 
in drei DGB-Gewerkschaften 


‚Edgar Engelmohr zur Spaltung der Texaco-Belegschaft 
in drei DGB-Gewerkschaften 


Die IG Bergbau habe ihr Gewicht durch die Raffinerie in 
‚Heide/Holstein. Dort seien alle in der IG Bergbau organisiert, 
obwohl sie mit dieser Gewerkschaft nichts zu tun hätten. 

Trotadem sei es noch nicht gelungen, diese Arbeitnehmer 
„auf die IG Chemie hinüberzubringen“. Die IG Bergbau „lege 
Hich im DGB quer". 

‚Also müsse man versuchen, an der Basis erwas zu erreichen. 
Das ginge am besten über den Vorsitzenden im Gesamtbetriebr- 
rat, Otto Arendt, der gleichzeitig Betriebsratsvorsitzender in 
Heide sei und zur IG Bergbau gehöre. 

Diese Versuche seien jedoch zum Scheitern verurteilt, weil 
sich die Gesamtbetriebsratzmitglieder der Hauptverwaltung 
(früher der Berriebsratsvorsitzende H. Kynast, dann R. Tram- 
Dert, beides IG Chemie-Betriebsräte vom fortschrittlichen 
Flügel, die Red.) „in diesem Gremium unmöglich benähmen” 
und dadurch Otto Arendt abschreckten. 

Die Vertrauensleute der Hauptverwaltung dagegen 
Man solle nicht die Zerrissenheit im DGB auf dem Rücken der 
Kollegen auszutragen versuchen. 

Philipp von Kodolitsch. 

Die Vertrauensleute der Hauptverwaltung seien doch stolz 
darauf, „Männer der Basis“ zu sein. Nun sollten sie sich auch 
nicht bei der Spitzenorganisation beklagen, sondern die Sache 
weiterhin allein in die Hand nehmen. 

Die Vertrauensleute der Hauptverwaltung erläuterten. die 
Auseinandensetzungen im Gesamtbetriebsrat und das dngeb- 
lich „unmögliche Benehmen“ ihres Vertreters 

Hauptsächlich würden sie dort angegriffen, weil sie sich 
entschieden gegen die geplante Verknüpfung der sog. Mitar- 
beiterbeuriellung mit „Lelstungsprämien‘“ ausgesprochen hät- 
ten, die Konkurrenadenken in der Belegschaft und weitere 
Spaltung mit sich brächten, während die übrigen Mitglieder 
Im Gesamtberriebarat dies befürwortet hätten. 

Engelmohr 


Aennen Die IG Chemie habe gegen Leistungsprämien nichts 
einzuwenden. 


Engelmohr anschließend wieder zur Tarifrunde und 
wirtschaftlichen Lage 


Die Tatsache, daß andere Gewerkschaften eine 10 große 
‚Rolle spielten, solle trotzdem die IG Chemie nicht bremsen. 


Vor allen Dingen nicht die Initiative der Vertrauensieure, 


(Man beachte, was Engelmohr zu den tatsächlichen Initiativen 
ipdter sagen wird, die Red.) In allen Vertrauensleutekörpern 
müsse eine selbständige Meinungrbildung erfolgen. 

3. Der Jahresabschluß liege noch nicht vor und mie an- 
‚schließend durchgearbeitet werden. 

Einwand der Vertrauensleute Hauptverwaltung: 
‚Jahresabschlüsse hätten für die Tarifauseinandersetzungen fast 
keine, bei multinationalen Konzernen wegen der noch stärke: 
ven Bilanzmanipulationsmöglichkeiten überhaupt keine Be- 

rung. 

Engelmohr geht darauf nicht ein und fährt fort: 

4. Es sibe noch sonstige Forderungen, die mit eingebaut wer- 
den müßten. Darunter falle die Neuaufteilung der Gehaltı- 
gruppen, die allein schon „einige Prozente“ aumache, der 
Urlaub, das Urlaubsgeld und anderes mehr. 

Vertravensleute der Hauptverwaltu 
Zusätzlicher Urlaub dürfe die Forderung keineswegs mindern. 
Er wirde in der Praxis sowieso auf dem Rücken der Kollegen 
ausgetragen, die die Mehrarbeit verrichten müßten. Anschlie- 
Send sei außerdem ein willkommener Grund gefunden, die 
Planstellen sogar noch weiter zu reduzieren. 

Wilhelmsburger Mitglieder: 

Eine Neuaufteilung der Gehaltsgruppen brächte ihnen keine 

Vorteile 


ıchaft bei der Mehrheit der anderen Ge 
werkschaftımitglieder sei ohnehin nicht vorhanden. Da 
brauche man nur an Heide 1971 denken. (Engelmohr 
sielt auf den Streik 1971 bei der Texaco an, wo sich 
die Streikfront auf Heide durchaus schnell ausgebreitet 
‚hatte, Engelmohr aber in Hamburg das Gegenteil behaup- 
tete, die Red.) Er wisse, daß er sich auf Wilhelmsburg und 
Grasbrook verlassen könne. Aber die IG Chemie würde die- 
se Kollegen nicht noch einmal streiken lassen, da die an- 
deren nicht mitmachten. 


m 


u 
rn in den Rücken. 


trauensleute der Hauptverwaltung wörtlich mit: „Arschlöcher“. 

Vertrauensleute der Hauptverwaltung: 

Die Aufnahme neuer Mitglieder werde nicht durch ihre Ver- 
trauensleutepolitik erschwert, sondern durch Tatsachen wie 
den Abschluß 1972. Ein klarer Widerspruch sel es, wenn man 
ihnen jetzt eine „‚Aufnahmesperre“ vorwerfe, und an anderer 
Stelle, nämlich. vor zwei Monaten auf der Vertrauensleute- 
Vollversammlung der Chemischen Industrie zur Chemietarif- 
runde, Philipp von Kodolitsch vor dort anwesenden Vertrau- 
ensleuten aus der Chemischen Industrie genau das Gegenteil 
behauptete. Als diese Kollegen dort fortschrittliche Forde- 
rungen für ihre Tarifrunde stellten, hätte Kodolitsch behaup- 
tet: „Macht es erst einmal wie die Kollegen von der Texaco- 
Hauptverwaltung. Die fordern nicht nur, sondern arbeiten 
‚auch, Das wird unter anderem durch ständige Neuaufnahmen 
und überdurchschnittliche Beiträge bewiesen.“ Heute käme 
man den Vertrauensleuten der Hauptverwaltung mit dem, 
gleichen Argument, weil sie jetzt fortschrittliche Forderungen 
stellten, . 

Ei zum Abschluß seines Einleitungsreferats: 
Ingesamt müsse trotz der fünf zu bedenkenden Punkte je- 
doch ein guter Abschluß gemacht werden, sonst hätten wir 
die gleichen Unruhen wie die Metaller. Allerdings könne man 
die Jüngsten Unruhen bei Klöckner Bremen damit nicht 
vergleichen, da dort Studenten bzw. Sektierer am Werk 
gewesen seien. 

Philipp von Kodolitsch: 


zu hoch sein, da man sonst die 
Öffentliche Meinur ‚m sich habe. Dies beweise ein Um- 
frove-Froshnie dar z Ra 

'Fnupp von Kodolitsch: 


u hoch sein, da man sonst die 
Inung jeßen tich habe. Die: Beweise ein Um- 
„Bld-Zeitung”, nach dem 69 ® der Be- 


die Gewerkschaften 


Vorschlag Vertrauensleute Hauptverwaltung: 

Für alle einen gleichen Betrag als Uneare Forderung. Begrün- 

dung: Bei Prozentforderungen würde der schlechter Verdie- 

nende Immer weiter benachteiligt und die DM-Differenz 

zwlichen niedrigen und höheren Löhnen/Gehältern vergrößere 

sich. Dabei seien die kleinen Einkommen beionders hart von 

den Preissteigerungen betroffen. 

Antwort Engelmohr: 

Damit würde man die gut ausgebildeten, qualifizierten Fachar- 

beiter und Angestellten beirägen. Außerdem erhlelte doch 

schließlich jeder prozentual das Gleiche. Lineare Forderungen 
'm Unternehmer, 


‚klimen nur von Kommunisten, Sie nützten dem Unternehmer, 
Drakauın > EEE Ta 
ip von Kodolitsch zusätzlich: 


/ertrauensleute Hauptverwaltung: 
‚Engelmohrs Antwort beinhalte eine Geringschätzung der Weni- 
gerverdienenden. Es sei weit gefehlt zu behaupten, daß die 
Arbeiter, die aus bestimmten Gründen keine Ausbildung hät- 
ten, für die Produktion weniger leisteten. 

Zum Abschluß der K7 

Kodalitsch über einen Flugblatieniwurf der Vertrauensleute 
‚der Hauptverwaltung: 

Die Vertrauensleute der Hauptverwaltung hätten versucht, 
‚ein Flugblatt in Umlauf zu bringen, das von wirtschaftlichen 
‚Kenntnissen unbeleckt sel und die Kollegen, Insbesondere An- 
gestellte, erschrecken und abstoßen würde. 

Wilhelmsburger Mitglieder beantragen daraufhin, das Flug- 
blatt zu verlesen. Versuche von Engelmohr und Philipp von 
Kodolitsch, dies zu verhindern, bleiben erfolglos, Das Flugblatt 
wird verlesen. (In diesem Flugblatt wird anhand wirtschaftli- 
‚cher Daten ausgeführt, daß erst bei einer Bruttolohmerhöhung 
von 17,4 % die Produktivitätssteigerung im letzten Jahr und 
die gestiegenen Preise eingeholt werden, die Red.) 

Kodolitsch. 

Ökonomlsch wäre wohl doch alles in Ordnung, aber trotzdem 
‚könne man es den Kollegen nich! zeigen. Sie dächten nachher, 
die IG Chemie hole die Forderung für sie rau. Wenn es dann — 
wie zu erwarten — nicht zu diesem Abschluß käme, würden die 
Vertrauensteute der Hauptverwaltung die IG Chemie-Haupr- 


amtlichen (Sekretäre) als Versager hinstellen. 

Ein Wilhelmsburger: 

Philipp von Kodolitsch mache einen ‚schönen‘ Rückzieher, 
rat behaupte er, das Flugblatt sel von wirtschaftlichen Kennt- 
nissen unbeleckt, dann müsse er zugeben, ökonomisch sel alles 
In Ordnung. Die Sekretäre sollten mal Ins Werk kommen, Dort 
würden sie von den Kollegen noch ganz andere Dinge hören, 
als im Flugblatt stünden. 

Engelmohr: 

Durch dieses Flugblatt der Hauptverwaltungs-Vertrauensleute 
hätte auch die geplante Veröffentlichung der Wihelmsburger 
nicht herausgegeben werden können. Allein er sel zuständig, 
Mitteilungen an Mitglieder Im Namen der IG Chemie herauszu- 
geben, 

Dieser Schritt hätte getan werden müssen, um für alle Zel- 
ten Flugblätter im Namen der IG Chemie zu verhindern, die 
im CHEMIEARBEITER-Stil geschrieben seien. Allein schon 
der Begriff „Tarifkamp/" an Stelle von „Tarifrunde“ im Flug- 
blatt der Hauptverwaltungs-Vertrauensleute sei eine Provoka- 
tion. (Dieser „schändliche“ Begriff tauchte dort einmal auf, 
die Red.) 

Vertrauensleute Hauptverwaltung: 
Ihr Flugblatt hätte das aus. Wilhelmsburg schon deswegen 
nicht bremsen können, da letzteres im ersten Entwurf schon 
seit drei Wochen den Sekretären vorgelegen hätte. Auf Anrufe 
der Wühelmsburger hätten Kodolitsch und Engelmohr jeweils 
geantwortet: , 

I Die technischen Einrichtungen seien noch nicht frei. 

Sie hätten noch keine Schrelbkraft. 

Die Daten müßten noch auf ihre Richtigkeit hin über- 
prüft werden. 

Dies bestätigten die Wilhelmsburger Vertrauensleute als 
richtig. Selbst die Absage der Verwaltungsstelle zu ihrem letz- 
ten Entwurf (von drei insgesamt) sei zeitlich früher erfolgt, 
bevor überhaupt aus der Hauptverwaltung ein Entwurf vorlag. 

Kodolitsch wies darauf hin, daß er selbst schon vorher über 
das Flugblatt der Vertrauensleute der Hauptverwaltung infor- 
miert worden sei. Von wem, wollte er auf Befragen nicht sagen. 
Er müsse das nicht nennen. 

Vertrauensleute der Hauptverwaltung: 

Sie seien der Meinung, daß man als Gewerkschafter durchaus 
die Verpflichtung habe, den Kollegen die Wahrheit zu sagen. 
Die wirtschaftlichen Fakten und Daten seien für die Kollegen 
nötige Informationen. Dabei sel es bei den 17,4 % noch gar 
nicht um die Aufstellung einer Forderung gegangen. Selbst der 
‚Sekretär H. Schmoldt, der bei der Erörterung ihres Flugblattes. 
anwesend gewesen sei, hätte auf Befragen sich nicht vorstellen 
können, daß es gegen die Information von Seiten der übrigen 
‚Sekretäre Einwände geben würde. 

Engelmohr: 

Im übrigen hätten die Vertrauensleute der Hauptverwaltung 
Texaco die Zusammenarbeit mit der IG Chemie-Verwaltungs- 
stelle abgelehnt. Unter anderem hätten sie z.B, verweigert, 
Sitzungsprotokolle und Namenslisten der Anwesenden ständig 
den Sekretären vorzulegen und damit gegen die Satzung der 
1G Chemie verstoßen. (Engelmohr spielt auf die Auseinander- 
setzung um ‚die Anwesenheitsliste einer Vertrauensleute-Ver- 
‚sammlung der Hauptverwaltung an, die im Frühjahr anläßlich 
den Aufäuune de 16 Chimie Vertmuenisuekänpes ba der 
Reichholdt-Chemie wegen angel Interwanderung durch 
„Linksradikale“ stattfand. Auf dieser Sitzung hatten die Ver- 
Trauensleute der Hauptverwaltung ohne Gegenstimme das Vor- 
‚sehen der IG Chemie-Führer verurteilt und sich mit den Kolle- 
Sen bei Reichholdt solldarisiert. Anschließend verlangte Engel- 
mohr die Herausgabe der Anwesenheitliste, um gegen die 
Teilnehmer der Sitzung vorzugehen. Dies verweigerte der 
Vertrauensleutekörper. Zu Reichhold siehe auch ARBEITER- 
‚KAMPF Nr. 27 vom April 1973, die Red.) 

Vertrauensleute der Hauptverwaltung: 

Namenslisten hätten nichts mit sachlichen Beschlüssen zu tun. 
Auch bei Anwesenheit eines Sekretärs bei Sitzungen würden 
Protokolle nur aurzumweise üherechen Die Cabvastum Hatan 

"enueennenute ve seuptrerwmung, 

Namenslisten hätten nichts mit sachlichen Beschlüssen zu tun. 
Auch bei Anwesenheit eines Sekrenärs bei Sitzungen würden 
Protokolle nur auszugsweise übergeben. Die Sekretäre ließen 
sich allerdings im Vertrauensleutekörper der Hauptverwaltung 
schon lange nicht mehr sehen. 

Der Vorwurf von Kodolitsch, man hätte in einem Schrei- 
ben kategorisch die Vorlage von Protokollen abgelehnt, treffe 
nicht zu, da gerade hierüber ein Gespräch angeboten worden 
ae. 


Engelmohr: 


/ertrauenaleute der Hauptverwaltung‘ 


Auf Ihren Sitzungen würden Beschllsse nur mit Mehrheit ge 
Saßı, bei Anwesenheit von mindestens 50 % der Vertrauens- 
leute. Es seien somit keine Sektierer-Beschlässe gefallen, son- 
dern die herrschende Meinung des gesamten Vertrauenaleute- 
körpers. Z.B. sei der Flugblattentwurf ohne Gegenstimme 
beschlossen und verabschledet worden. 

‚Der Hinweis auf angebliche Informaten des CHEMIEAR- 


Kollegen einaig der Einschüchterung. 

Wihelmsburger Mitglieder: 
Sie verstünden die Ausführungen Engeimohrs und Kodoliuch" 
nicht. Es seien hier Kollegen anwesend, die sich für Arbeit- 
nehmer einsetzten, und nicht — wie behauptet — ihre eigene 
‚politische Suppe kochen wollten. 


tung gewerkschaftu 


- Arbeiterkampf Nr. 34/Oktober 1973 


Weil: Aufbau des VLK und der Streik '71 


Die Firma Reichhold Albert Chemie AG ist ein mittelgroßer Hamburger 
‚dem Namen „Beckacite Kunstharafabrik“ 
‚gegründet wurde. 1971 hatte Reichhokd insgesamt rund 780 Beschäftigte, 
rund 430 Angestellte und 350 Arbeiter, Reichhold gehört zu den 
‚größten Kunstharzherstellern Europas. Produziert werden Phenolharze, 
Epoxid-, Alkyd-, Kolophonkum-, Lackharze usw. Hauptabnehmer ist die 
Druck» und Farbenindustrie, aber such die Autoindustrie. $o ist der Haupt- 
abnehmer der Epoxldharzproduktion z.B. das Volkswagenwerk. 
1967 erfolgte die Eingliederung in den Hoschst-Konzern, die seit etwa zwei 
Jahren auch produktionstechnisch und organisatorisch vorangetrieben wird. 
Diese Eingliederung ist für die Belegschaft mit erheblichen Rationalisierun- 
‚gen, Steigerung der Arbeitshetze und größerem Druck von oben verbun- 
den. Bestimmte Abteilungen wurden aufgelöst, so wurde z.B. der Verkauf 
mach Frankfurt verlegt, neuerdings steht die Auflösung einiger Forschungs- 
Iabors uf der Tagesordnung. Auch in der Produktion wurde rationalisiert, 
die Dologschaften der Schichten verkleinert, bei steigender Arbeitsleistung. 
> Ein wichtiger politischer Schritt zur Unterordnung der Reichhold-Beleg- 
" aehaft unter den Hoschst-Konzern war der Abschluß der „Hoechster Ar- 
> beitsordnung“ Mitte des Jahres. Diese ist wesentlich schärfer gefaßt als die 
bisherige Reichhold-Arbeitsordnung (wir gehen auf diese Arbeitsordnung 
im einem späteren Teil des Artikels ein). 
"Nachdem die Verwaltungsstelle der IG Chemie Hamburg im April dieses 
Jahres den gewerkschaftlichen Vertrauenslentekörper (VLK) mit der „Be- 
jung‘“ aufgelöst hat, er sei „ron Roten unterwandert“ (siche dazu {rd- 
Artikel im ARBEITERKÄMPF), machen jetzt die Konzern-Herren 
den zweiten Schritt zur Knebelung der Arbeiterbewegung bei Reichhold 
lurch die Einführung „betrieblicher Vertrauensleute“ (rel. AK 33:,.Von 
den Nazis abgeguckt") 
Der gegenwärtig amtierende Betriebsrat unter dem Vorsitzenden Volkmann 
= ein rechter Sozialdemokrat — ist nicht gewillt, den Plänen der Geschäfts- 
Istung entgegen zu teten. Im Gegenteil, BR-Vorsitzender Volkmann, der 
sich in den letzten Monaten durch antikommunistische Hetze besonders 
rvorgetan hat und der — als politischer Kopf der Anfang des Jahres ge- 
fründeten SPD-Betriebsgruppe — wohl auch bei der Auflösung des VLK 
seine Hände mit im Spiel gehabt hat, machte sich sofort daran, eigene 
„positive“ Vorschläge zur konkreten Durchführung einer Wahl des „be- 
irieblichen VLK“ zu erarbeiten! Für die Geschäftsleitung ist der Zeitpunkt, 
an dem die Hocchster Arbeitsordnung endgültig durchgesetzt wird, eine 
Frage der Taktik und der Einschätzung der Stimmung der Arbeiter. Es ist in 
leızter Zeit erneut eine wachsende Unzufriedenheit hauptsächlich der Ar- 
beiter der Reichhold mit ihrer wirtschaftlichen Situation deutlich geworden. 
Verschiedene Forderungen sind laut geworden, die Arbeiter sammelten 
‚mehrere Male Unterschriften und schickten Beschwerden an den BR. 
Den stärksten Ausdruck fand diese Unzufriedenheit und Unruhe in der 
Yenmmnmiäg der Kocher, die die Kollegen cas Gewerkschafuishrung 
selbständig o1 ten, und auf der sie ihre Forderungen an die 
"7" Geschlfieltung diskutierten und formulierten. Die Entwicklung, daß die 
Arbeiter bei Reichliold ihre Interessen in die eigenen Hände nehmen, 
praktisch eine Alternative zum aufgelösten VLK entwickeln und sich zu- 
nchmend von der Bevormundung durch die sozialdemokratischen Betriebs- 
äte um Volkmann befreien, ist den Kapitalisten ein Dorn im Auge. 
Es ist unserer Ansicht nach aus drei Gründen wichtig, daß wir hier im AR- 


nchmend von der Bevormundung durch die soriaklemokratischen Betriebs- 
äte um Volkmann befreien, ist den Kapitalisten ein Dorn im Auge. 

Es ist unserer Ansicht nach aus drei Gründen wichtig, daß wir hier im AR- 
BEITERKAMPF die Geschichte der Arbeiterbewegung bei Reichhold seit 
70 so ausführlich darstellen: 


: 
1. Reichhold gehört zu den Betrieben, in denen der KOMMUNISTISCHE 
BUND (KB), bzw. das ehemalige „Sozialistische Arbeiter- und Lehrlings- 
zentrum‘ (SALZ) bereits wenige Monate nach seiner Gründung eine konti. 
nuierliche kommunistische Betriebsarbeit aufnahm. Im Herbst 73 werdes 
es drei Jahre sein, Es sind wichtige Erfahrungen gemacht worden, die der 
kommunistischen Bewegung zur Verfügung gestelli werden mümen. - 

2. Am Beispiel Reichhold wird exemplarisch deutlich, wie die Kapitalisten 
im Zuge der Rationalisierung das Korsett, in dem die Arbeiter und Ange 
stellten im Betrieb stecken, immer enger schnüren. In den letzten Jahren 
sind die politischen Rechte der Belegschaft Zug um Zug abgebaut und die 
‚Ausbeutung verschärft worden. Deutlich wird auch hier, in weiche Rich- 
tung der Zug führt, d.h. wohin die geselschaftliche Entwicklung geht. 

3. Weiterhin läßt sich die Rolle der Gewerkschaftsführung als Agentur der 
Kapitalistenklase in der Arbeiterklasse an der Politik der Verwaltungsstel- 
ie der IG Chemie Hamburg beweisen: Von Anfang an war für die Verwal- 
tungsstelle klar, daß sie es bei Relchhokd ab Herbst 70 mit Kommunisten zu 
tun hatte und deshalb die Gefahr bestand, daß sich ein Teil der linken 
Reichhold-Kollegen von dem Einfluß der sozialdemokratischen Gewerk- 
schsftsführer lösen könnten. Anfänglich unterstützten sie aus taktischen 
Gründen die Kommunisten bei dem Aufbau eines VLK sowie sie auch de- 
ven Politik gegen den alten BR Teschner, einen SPD(I)-Mann, der jedoch 
die Gewerkschaft aus dem Betrieb zu drängen versuchte, unterstützten. Sie 
setzten aber gleichzeitig alles daran, eine Politik im Interesse der Kollegen 
zu verhindern. Dies versuchten sie zuerst auf die „sanfte Tour”: Verspre- 
chungen, Intrigen, radikale Sprüche und Beschwichtigung. Als das nicht 
mehr verfing, ging man unter Führung von Sekretär v. Kodolitsch auf Kol- 
isionskurs: Lügen, Demagogie, Denunzierung von Kollegen als „KB-Mit- 
alieder“ an die Geschäftsleitung, Auflösung des VLK 

Dieser des Artikels über die Arbeit des KB bei Reichhold seit 70 
umfaßı folgende Themenkomplexe: Aufbau von VLK's in der Chemischen 
Industrie vor dem Hintergrund der Warnstreiks in den Chemiebetrieben 70, 
Wahl des VLK bei Reichhold, der Streik bei Reichhold und anderen Ham- 
burger Chemiebetrieben 71 und die Politik des SALZ (jetzt im KB) in der 
Tarifrunde 71. Diesem ersten Teil sollen noch zwei oder drei weitere folgen, 
die sich mit folgenden Themen beschäftigen: 


> Die Betriebsratswahl 72 bei Reichhold und der Sieg der IG Chemie- 
Liste, 

D Die intwicklung der „linken“ IG Chemie Fraktion im BR zum 
Hort den Sozialdemokratimus, der Mauschelpolitik und des Anti 
Kommunlımus, 

D Die VLK-Politik und die Angriffe sehtens Kapitalisten und Gewerk- 
schaftsführung. 

® Die Herausbildung der SPD-Beiriebsgruppe und deren Politik seit 
Anfang 73. 

D Die Hoechster Konzern-Policik mit Arbeitsordnung und „betriebii- 
‚chen Vertrauensleuten“. 

D Das Eingreifen der Reichhold Beiriebszelle des K.B/Gruppe Hamburg. 


Diese Artikel-Folge wird insofern such den Charakter einer politischen Re 
‚chenschaftslogung der Betriebszelle haben. Der Grund dafür, daß wir vor 
fast drei Jahren yernde bei Reichhold mit organisierter Betriebsarbeit be- 
gannen, lag in dem Umstand, daß eine Reihe von Mitgliedern und Symps- 
. schon viele Jahre In diesem Betrieb ar- 


Die Auswirkungen der Septem- 
berstreiks in der Metallindu- 
strie auf die Chemiebranche 


1969 war das Jahr der Septem- 
berstreiks in der Metallindustrie. 
‚Rund 150-000 Metallarbeiter t 

ten spontan — also ohne vorher di 

Gewerkschaftsführung zu fragen — 
in den Streik, bevor die gesetzlich 
verordnete „Priedenspflicht“ abge- 


laufen war. Der Grund dafür war 
die große Empörung unter den Ar- 
beitern über die unverschämten Pro- 


BR RAC Günther Hollop 


fite der Metallkapitalisten im Hoc 
konjunkturjahr 69. In den Septem- 
berstreiks war der Gewerkschafts- 
führung erstmals wieder in größe- 
tem Ausmaß die Bewegung unter 
den Arbeitern aus den Händen 
litten, 
DieChemicarbeiterschaft war bis- 
lang weniger gut. gewerkschaftlich 
organisiert und auch weniger kämp- 
ferisch; Bis 71 hatte seit über SO 
Jahren kein Branchenstreik in der 
Chemie stattgefunden — während 
der Außerst hartnäckig geführte Me- 
tallerstreik von 63 in Baden-Würt- 
temberg „nur“ 6 Jahre zurücklag. 


|. merttie-sentegeshnatır“ "wanrenl“ 
der Außerst hartnäckig geführte Me- 
tallerstreik von 63 in Baden-Würt-, 
temberg „aur” 6 Jahre zurücklag. 

Die ersten Ansätze einer größe- 

ren Bewegung in der Chemicarbei- 
terschaft zeigten sich ein Jahr nach, 
den Septemberstreiks: 1970 fanden 
während der Tarifrunde mehrere 
Warnstreiks statt, In Hamburg bei 
Beiersdorf und der Norddeutschen 
Alfinerie, Trotz der Kampfbereit- 
schaft schloß die Gewerkschafts- 
führung. mit eihem völlig unzurei- 
chenden Ergebnis ab. 
Die Empörung der Arbeiter über die 
sen Verrat legte die Grundlage für 
die Kampfbereitschaft der Chemie- 
arbeiterschaft, die 71 im Streik zum 
Ausdruck kam. 

‚Auch bei Reichhold bestand be 
reits 1970 eine starke Streikbereit 
schaft - vorallem unter den Schicht 

eitern. Allerdings schaffte es die 
Geschäftsleitung, die die Situation 

so einschätzte, daß es 
zum Streik kommen würde, den 
Kollegen mit einem Bestechungs- 
geld ihren Kampfgeist abzukaufen: 
Sie ließ alle Kollegen ins Personal- 
büro kommen und gab dort jedem 
»s einem Pappkarton 200 DM bar 
f die Hand! (Die äußeren Um- 
stände dieser Zahlung lassen darauf 
schließen, daß es sich um eine ziem- 
lich kurzfristig beschlossene Aktion 
der Geschäftsleitung handelte.) 

Angesichts. dieser mit der Ent- 
wicklung in der Metallindustrie 

durchaus vergleichbaren, gestiege- 
nen Unruhe unter der Chemiearbei 
terschaft. leitete die Führung der 
1G Chemie nach dem Muster der 
1G Metall in vielen Chemiebetrieben 
die Schaffung bzw. Reaktivierung 
von Vertrauensleutekörpern (VLK) 
ein, 

Einerseits kam sie damit dem 
starken Bedürfnis der Arbeiter nach 
srößerer Demokratie und Mitspra- 
Cherecht entgegen und schaffte da 
mit den Arbeitern ein Organ, das 
für die Organisierung betrieblicher 
Kämpfe und überbetrieblicher Aus- 
einandersetzungen mit den Kapktall- 
ion und für die breite gewerk- 
schaftliche und, politische Diskus- 
sion unter den Kollegen ungeheuer 
wichtig it 


seits abersollten die VLK 
PR Ichen Gewerkschaft 


Funktionären einen besseren „Kon: 
takt zur Basis“ ermöglichen, In den 
spontanen Streiks der Metallindu- 
strie. hatte sich nämlich gezeigt, 
daß die Gewerkschaftsführung die 
Bewegung unter den Arbeitern of- 
fensichtlich falsch eingeschätzt hat- 
te,und ihre Versuche, den Arbei- 
tern das: Kämpfen. auszureden, 
nichts fruchteten. 

Der „bessere Kontakt“ zur Basis 


sollte die Gewerkschaftsführung mit 
Informationen versorgen über die 
jeweilig aktuelle „Stimmung“ unter 
der Mitgliedschaft, über ihre Kritik 
an der Führung usw. Diese „Infor- 
mationen“ _ braucht die Gewerk- 
‚schaftsführung, um die jeweils für 
die aktuelle Situation beste Taktik 
'herauszuarbeiten; mit der dann der 
Mitgliedschaft die Politik der Ge- 
werkschaftsführung verkauft wird. 
‚Aber auch zur politisch-ideolo- 
gischen Einflußnahme der Sekretä- 
re, die ja in der Regel auch SPD- 
Funktionäre sind, auf die Mitglied- 
schaft sollten die VLK dienen. 


Wahl des VLK 
bei Reichhold 


Vor diesem Hintergrund ist es 
verständlich, warum die Verwal- 
tungsstelle der IG Chemie Hamburg 
noch im Jahr 70 bei Reichhold 
die Neubildung eines VLK forcierte. 
(den 60er Jahren hatie es bereits 
einen VLK, bei Reichhold gegeben, 
der allerdings wieder eingeschlafen 
war. Die Gewerkschaftsführung be- 
Auftragte damit bewußt Kollegen, 
von denen sie positiv wußte, daß si 
Kommunisten waren und mit dem 
damaligen SALZ (das später mit 
anderen Organisationen den heut 
‚gen KB gründete) zusammenarbeite- 
ten, 
Eine Äußerung des chemaligen 
IG Chemie-Sekretärs für Reichhold, 
Harry Herrling, die er damals gegen- 
über Vertrauensleuten des Betriebs 
Tolin! müsse aba Vtihtuni 
1G Chemie-Sekretärs für Reichhold, 
Harry Herrling, die er damals gegen- 
über Vertrauensleuten des Betriebs 
Colgate machte, erhellt schlagartig 
‚die Strategie der Gewerkschaftsfüh- 
rung: „Kommunisten sind gut für 
(den Aufbau, später übernehmen wir 
en Laden dann.“ (etwa wörtlich) 
(Diese Strategie hat. letztendlich 
nicht „funktioniert“, - Obwohl die 
IG Chemie-Verwaltungsstelle den 
geschicktesten Sekretär, was das 
Herauskehren von „linken 
tionen angeht (nämlich von’ 
ütsch) später „an die Fron 
schickt hat, war sie nicht in der L 
ex „den Laden zu übernehmen“ 
Sn. Ihn in die Hände von Sozialde- 
mokraten zu legen, sondern war ge- 
zwungen, den VLK aufzulösen, Da 
zu später noch ausführlicher.) 

Daß die Schaffung des VLK 
sogar für die Kapitalisten bei Reich 
hold in gewissem Ausmaß wün- 
schenswert war, zeigt folgende 
sache: Der Personalchef von Ri 
hold, Schwartz, der damals noch 
Mitglied der 16 Chemie war ()), 
ließ die Wahl zum VLK im Früh- 
jahr 71 auf dem Betriebsgelände 
durchführen, wozu er an sich nicht 
verpflichtet ist. In der Regel finden 
VLK-Wahlen im Gewerkschaftsha 
satt, 

Im November 70 fand die erste 
Vorbesprechung mit der Verwal- 
tungsstelle stat, Sie hatte sieben 
Kollegen eingeladen. Sie gehörten 
zu den gewerkschaftlich aktivsten" 
nd beliebtesten Kollegen, Darunter 
die Kollegen Volkmann (Angestel- 
ter, später BR-Vorsitzender), Gras- 
s (Kocher), Gentzsch (Angestell- 
ter), Möller (Arbeiter im Tagesbe- 
trieb, später BR), Bock (Angentell- 
ter, Laborant, später BR). 

'Auf diesen ersten Diskuksionen 
wurde beschlossen, die Wahl zum 
VLK noch vor der Tafrunde 
durchzuführen, um möt diesem VLK 
um s0 besser gerüstet indie Ausein 
Andersetzung mit den Unternehmern 
zu gehen, Das lag durchaus in dem 
Interesse der Gewerkschaftsführung 
an mehr Kontrolle und Einflußmög- 
lichkeit auf die Mitglieder während 
‚der Tarifrunde, und so wurden die 
Wahlen im April 71 durchgeführt, 

Die meisten Stimmen bekam 
Heinz Volkmann, er wurde in 


3 Jahre kommunistische Betriebsarbeit bei der 
| "Reichhold Albert Chemie AG’ 


auch zum Vorsitzenden gewählt. 
Stellvertretender Vorsitzender wür. 
de Udo Gentasch, 

Bereits auf der ersten Sitzung 
wurde die Auseinandersetzung mil 
dem amtierenden rschtssoziakde- 
mokratischen Betriebsrat (BR) er- 
öffnet, 

Dieser bestand ausschließlich aus 
1G Chemie-Mitgliedern, machte 
aber — geführt vom rechten So- 
zialdemokräten Teschner („Der 


Dicke‘) — seit Jahren eine arbeiter- 
feindliche Mauschelpolitik mit der 
Geschäftsleitung. Die Vertrauensleu- 


Vorsitzender des BR RAC Heinz 
Volkmann 
te beschlossen ‚nach einer gründli- 
‚chen Diskussion und einer scharfen 
Kritik an der BR-Politik, daß es zu 
ihren gewerkschaftlichen Pflichten 
gehört, auf die Politik des BR im 
Interesse der Kollegen Einfluß zu 
‚nehmen und sie zu überprüfen. 

Von vornherein war den linken 
‚Vertrauensleuten klar, daß sie auf 
eine Ablösung des alten BR beiden 
Wahlen im Frühjahr 72 hinarbeiten 
mußten, 


‚Chemietarifrunde 71: 
Vollstreiks in Hamburg 


‚Chemietarifrunde 71 
Vollstreiks in Hamburg 


a in 

Kapitalisten und Gewerkschäfts- 
führung hatten für die Tarifrunde 71 
Kämpfe der Arbeiter eingeplant. 
Die Kollegen sollten die Möglich- 
keit haben, „Dampf abzulassen“ 
und ihrer Empörung über den mie- 
sen Abschluß im Vorjahr und über 
ihre sich verschlechternde materielle 
Lage Luft zu machen. 

Ein Abschluß auf den Lohnkit- 
linien sollte bei den Arbeitern dann 
das Gefühl erwecken, daß „das ja 
doch keinen Zweck hat“, „wir sind 
zu schwach“ usw. und für lang an- 
dauernde Resignation sorgen. 

Die Gewerkschaftsführung. ver- 
suchte durch kämpferisches Auf- 
treten und radikale Reden, ihr im 
Vorjahr angeschlagenes Image wie- 
der aufzupolieren und das Vertrau- 
en der Arbeiter wiederzugewinnen, 
Diese Strategie wurde im ganzen « 
Bundesgebiet verfolgt, 

Bei Reichhold startete die Ge- 
schäftsleitung absichtlich Provokı 
tionen, mit dem Zweck, die Arbei- 
ter herauszulocken: Sie strich den 
Handwerkern während der Tarifrun- 
de einfach SO Pfennig von ihrer 
Schmutzzulage. Statt wie bisher 

;Q DM bekamen sie von einem 
"Tag auf den anderen nur noch DM! 

Das Frechste allerdi 
sie den gewählten Vert 
Gerd Grami mitten in den Streikvor- 
bereitungen  {ritlos feuerte. Die 
„Begründung“: er habe einem Kol- 
iegen Gewalt angedroht, Die Tat- 
sachen: Während einer Diskussion 
über den Streik Im Betrieb. hatte 
ein Provokateur au 
am liebsten würde 
die ihn an der Arbeit hindern wür- 
den, mit einer Knarre umlegen! Da 
rauf hatte Graml geantwortet, dann 
würde er ihm eins mit der Schaufe 
über den Schädel ziehen! „Grund‘ 
genug, den aktiven Vertrauensmann 
zu feuern, während man den Provo- 
kateur natürlich ungeschoren ließ, 

Diese Angriffe taten ein Übrige 
um die Sueik-Stimmung unter den 
Kollegen anzuhelze 

Der junge VLK ging mit Fever- 


i 
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"eine Reihe von Warnstreiks, kur- 
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eifer an die Streikvorbereitungen. 
Neue Mitglieder für die Gewerk- 
schaft wurden geworben, die Lohn- 
Forderungen und die Notwendig- 
keit, diese mit Streik durchzusetz- 
zen, wurden mit den Kollegen dis- 
kutlert,  Gewerkschaftaflugblätter 
verteilt usw. Die Kommunisten ge- 
hörten selbstverständlich zu den 
aktivsten Vertrauenslouten und er- 
‚oberten sich schnell das Vertrauen 
der Kollegen, 

‚Allerdings waren sowohl die Ar- 
beit der einzelnen Genossen, als 
auch die dumals erscheinenden er- 
‚sten Nummern der SALZ-Branchen- 
zeitung CHEMIEARBEITER not- 
wendigerweise gekennzeichnet von 
Spontaneismus und Ökonomiismus. 
Wir gehen auf diesen Punkt weiter 
unten ein, 

In der letzten Juniwoche 71 
begann der Hamburger Chemicar- 
beiterstreik mit einem Warnstreik 
‚der Adretta-Kollegen. Dann folgten 
Beiersdorf und Colgate mit Warn- 
streiks, in den folgenden Tagen 
traten die Belegschaften von Beier» 
‚dorf, Colgate, Norddeutsche Affine- 
nie, Elida, Reichhold, Columbia-Car- 


bon, Kupferhütte Ertel Bieber, Leo- 
nar und anderen Betrieben in Streik. 
Bei Reichhold waren es die Kocher 
aus dem Schichtbetrieb, die - übri- 
‚gens ohne ihren Sekretär Herrling 
erst zu fragen — mit dem Streik be- 
‚gannen und von da an die wesent- 
lichen Träger des Streiks waren. 

Die Kommunisten schätzten fch- 
tig ein, daß die Gewerkschaftsfüh- 
rung versuchen würde, einen Voll- 
streik in den Hamburger Betrieben 
zu verhindern. Stattdessen sollten 


zen Abteilungsstreiks, usw. (so. 
„Nadelstichtaktik“, Punktstreiks) 
den Kollegen Gelegenheit geben, 
Luft abzulassen. Diese Kurzstreiks 
sollten mit den Geschäftsleitungen 
abgesprochen werden (wie dies auch 
beim Druckerstreik 73 der Fall 
wart), um den Produktionsablauf 
nicht ‘oder nur unerheblich zu be- 
einträchtigen. 

‚Auch wurde richtig eingeschätzt, 
‚daß die wenigen Kampferfahrungen 
und der 2.T. niedrige Organisations- 
grad der Hamburger Chemiearbeiter 
einer spontanen Ausweitung solcher 
Warnstreiksentgegenstehen würden. 
Vielmehr würden diese in sich zu- 
sammenbrechen und eine negative 
Streikerfahrung insbesondere bei 
den aktivsten Kollegen hinterlasien. 
(Diese Einschätzung wurde später 
durch den Verlauf der Warnstreiks 
bei Beiersdorf bestätigt, wo von Mal 
zu Mal die Streikbeteiligung zurück- 
ging, und das allgemeine Interesse 
der Kollegen an ihrem Lohnkampf 
nachließ und einer breiten Resigna- 
tion noch während der Tarifrunde 

a TUR SFÄAU RES 
‚der Kollegen an ihrem Lohnkampf 
nachließ und einer breiten Resigna- 
tion noch während der Tarifrunde 
Platz machte, Die Gewerkschafts- 
linke bei Beiersdorf stand 71 noch 
unter dem Einfluß von linken So- 
zialdemokraten und DKP-Mitglie- 
dern, während: das SALZ dort kei- 
‚nen Einfluß hatte — im Gegensatz 
zu Reichhold, Colgate und der 
Norddeutschen Affinerie) 

Ein wichtiges Verdienst unserer 
Genossen und später auch unserer 
Branchenzeitung CHEMIEARBEI- 
TER zu dieser Zeit war es, die „Na- 
delstichtaktik" der Gewerkschäfts- 
führung als untauglich zu entlarven 
und die Notwendigkeit von Voll- 
streiks zu propagieren ... eine Posi- 
tion, auf die die Gewerkschaftslinke 
in wichtigen Hamburger Chemie- 
betrieben zu dieser Zeit vertinheit- 
licht werden konnte. Diese Verein- 
heitlichung einbezog auch die Te 
sache, daßein Vollstreik — gewisser- 
maßen fix und fertig - der Gewerk- 
schaftsführung vor die Nase gesetzt. 
werden mußte, um Ihr dann Gele- 

zugebei ausegnen“., 
Die Mnunon, daß solche Volbtreiks 
gegebenenfalls von der Gewerk- 
schaftsführung organisiert werden 
würden, wurde in vielen Diskussio- 
nen mit den Kollegen energisch 
bekämpft. Die Durchführung von 
Vollstreiks erforderte von den lin- 
ken Vertravensleuten auch erhebli- 
ches organisatorisches Geschick, 
sie das Überraschungsmoment a 
ihrer Seite haben mußten. 

Bei Reichhold wurde so vorge: 
sangen, di 
Betrieb - ein Teil der Kocher und 
die Vertrauensleute — sich unmerk- 
ich in ständiger Alarmbereitschaft 
hielten, jederzeit gefabt, dab dan 
Zeichen zum plötalichen Lomchla- 
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gen (nicht von der Gewerkschafts- 
führung!) kommen würde, _ * 

Ein Teil der Vertrauensleute 
blieb Tag und Nacht in (2.T, tele- 
fonischer) Verbindung untereinan- 
‚der, um den günstigsten Moment für 
‚den Streikbeginn abzuwarten. Die- 
ser kam in der Nacht (vier Uhr früh) 
vom Montag auf Dienstag wenige 
Stunden vor Schichtwechsel. Die 
Kocher der Nachtschicht stoppten 
die Produktion und organisierten 
mit den schnell zusammengetrom- 


Streikposten, die dann die zur Früh- 
schicht kommenden Kollegen mit- 
einzubeziehen versuchten. 

Erst nachdem die Streikposten 
fest standen, wurde der Gewerk- 
schaftssekretär benachrichtigt, der 
zu dieser Zeit noch seelenruhlg 
schlief! % 

Von den insgekamt rund 350 
Arbeitern bei Reichhold (Kocher, 
Handwerker, Filtreure, Harzkolon- 
ne usw.), von denen etwa 200 ge- 
werkschaftlich organisiert sind, wa- 
ren nur etwa 150 aktiv am Streik 
beteiligt. Da sich aber die Kocher 
schoen m, Sri bteigen, 
war es Tür die Geschäftsleitung un- 
möglich, die Produktion aufrechtzu- 
erhalten, obwohl sich verschiedene 
Angestellte und Hallenassistenten 
vergebens mit den Kesseln abmüh- 
ten und sogar über Nacht im Betri 
blieben! (Aus der Tatsache, daß 
nur 150 Kocher die gesamte Pro- 
duktion lahmlegen konnten, hat die 
Geschäftsleitung die Konsequenz 
gezogen und gleich im Anschluß an 
den Streik angeordnet, daß die 
Hallenassistenten sich direkt in der 
izieren und es ler- 
die Kochungen zu 
fahren. Würde heute ein Streik bei 
Reichhold durchgeführt, müßten 
entweder die Anlagen von den Ar- 
beitern besetzt werden oder durch 
lückenlose Streikpostenketten dafür 
gesorgt werden, daß keine Maus in 
‚den Betrieb hineinkommt, was aber 
angesichts zu erwartender Polizei- 
Einsätze gegen die Streikposten 
kaum möglich wäre. Die Bedingun- 
gen für einen erfolgreichen Kampf 
sind also von den, Kapitalisten in- 
zwischen _ wesentlicher erschwert 
worden.) 

‚Von den Angestellten beteiligten 
sich nur eine Handvoll, die Lehrlin- 
ge zeigten große Sympathie für den 
Streik, streikten selbst aber nicht 
mit, 

Die Streikorganisation klappte 
nach anfänglichen Erfolgen (vor 
allem zu Beginn des Streiks) nicht 
besonders gut. Die Mehrzahl der 
Kollegen und auch der Vertrauens- 
leute, die den Streik organisierten, 
hatte noch keine Streikerfahrung. 
Das zeigte sich zum Beispiel darin, 
daß nur zu kurzen Zeiten überhaupt 
Streikposten vorm Werk standen. 
Es hatten sich nur wenige Kollegen 
für diese, Aufeabe, eemelder. Die | 

da6 nur zu kurzen Zeiten überhaupt 
Streikposten vorm Werk standen. 
Es halten sich nur wenige Kollegen 
für diese Aufgabe gemeldet. Die 
Streikleitung vorstand es nicht, 
möglichst viele Kollegen in diese 
Aufgaben mit einzubeziehen. Auch 
waren kaum Schilder oder Transpa- 
vente. hergestellt worden, die die 
nicht streikenden Angestellten und 
die Pasanten hätten informieren 
können. 

Viele Kollegen nutzten die freien 
Tage, um ein bißchen Urlaub zu 
machen, statt sich aktiv an den Dis- 
kussionen vorm. Betrieb und im 
Streiklokal zu-beteiligen und sich 
um die Ausweitung des Streiks auf 
den Angestelltenbereich zu küm- 
mern. 

Diese Mängel sind nicht in erster 
Linie auf Fehler in der Organisation 
= also in technischen Fragen — zu 
suchen. Sie sind in erster Linie Aus- 
druck des relativ niedrigen politi- 
schen Niveaus, auf dem der Streik 
bei Reichhold und insgesamt die 
Streiks in der Chemie in der Tarif- 
runde 71 stattfanden. Kein Wunder 
bei derartig. geringer Streikerfah- 
rung, insgesamt niedrigem Niveau 
der Klassenkämpfe In der BRD und 
der Schwäche der kommunistischen 


ing. 
Der alte Betriebsrat (BR) um 
Teschner wagte es zwar nicht, offen 
gegen den Streik vorzugehen, boy- 
kottierte ihn aber durch Nichter- 
scheinen, Vor allem für die Schicht- 
arbeiter wurde damit erneut die 
‚Notwendigkeit eines BR, der in 
ihrem Interosse handelt, deutlich. 
Der „1,8%-Verrat" der Gewerk- 
schaftsführung wurde mit. großer 
Empörung aufgenommen, Bei Reich- 
hold gab es viele - zum Tell gerade 
die aktinsten = Kollegen, die am 


Niebsten ihr Gewerkschaftsbuch hin- 
geschmissen hiltten, 

In mehreren Hamburger Chemie- 
betrieben wurden Unterschriften für 
einen Mißtrauensantrag gegen den 
Hauptvorstand der IG Chemie ge- 
sammelt. Bei Reichhold unterschrie- 
ben vor allem die Kocher, 

Die Hamburger Gewerkschafts- 
führung sah dich aufgrund der star- 

. ken Kritik der Mitglieder an ihrer 
kapitalistischen Tarifpolitik gezwun- 
gen, efwas zu unternehmen, um 
nicht einen weiteren Vei 
schwund zu riskieren. Die 
er Tarifkommission lehnte das Ver- 
'handlungserpebnis ab und trat zu- 
rück. in Hamburger Gewerkschafts- 
sekretär sagte sogar vor Chemicar- 
beitern: „Ich schäme mich für un- 

seren Hauptvorstand." (1) 

Dieses Verhalten kennzeichnet 
‚das Dilemma, in dem sich lokale 
Gewerkschafts-Sekretäre immer be- 
finden, wenn sie einer kritischer 
werdenden Mitgliedschaft die Poli- 
tik des Hauptvorstandes erklären 
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LASSEN WR DEN 


Von den Kollegen selbstgemachtes Streikplakat 


bzw. schmackhaft machen müssen. 

Der Rücktritt der Hamburger 
Tarifkommission hat natürlich nichts 
am 7,8%-Ergebnis geändert. Taktisch 
hat. er allerdings eine Verschiebung 
der Empprung vieler Kollegen von 
der nahen Verwaltungsstelle auf den. 
fernen Hauptvorstand gebracht. Die- 
se Vorstellung von den „ehrlichen 
Verwaltungsstellensekretären“ und 
dem „gekauften Hauptvorstand“, 
deren Grundlage die Unkenntnis der 
grundsätzlichen Funktion der Ge- 
werkschaftsführung im Kapitalismus. 
ist, war auch im Chemiebereich des. 
damaligen SALZ zu finden und 
fand auch ihren Ausdruck in den 
Ausgaben des CHEMIEARBEITER 
im Sommer 71. 


„Linke“ und rechte Fehler 


des SALZ in der 
Phamin Tartkrında 4074 


„Linke "und rechte Fehler 
des SALZ in der 
‚Chemie-Tarifrunde 1971 


Die Politik desSALZ hatte in die- 
ser Tarifrunde in Hamburg nicht nur 
außergewöhnlich großen Einfluß bei 
den streikenden Kollegen, sondern 
war auch gekennzeichnet von einer 
Reihe „linker“ und rechter — aus 
unserer heutigen Sicht z. T. sehr 
schwerwiegender — Fehler. Insge- 
samt überwog eine Politik des Spon- 
aneismus und Ökonomismus, wie 
sie auch heute noch bestimmte linke, 
Organisationen kennzeichnet (vor 
allem KBW). 

Zur Kennzeichnung unserer „lin- 
ken“ Fehler (Spontaneismus, Kraft- 
meierei), ein paar Zitate aus den da- 
maligen Ausgaben unserer Branchen- 
zeitung DER CHEMIEARBEITER 
ca: 

Immer mehr Kollegen „haben ih- 
re Illusionen und Vorurteile über 
Bord geworfen“ - Die gemeinsamen 
Erfahrungen am Arbeitsplatz haben 
u. die ewigen Reformversprechun- 
gen und Zukunftsillusionen (der 
SPD und Gewerkschaftsführung) zer- 
stört". Und noch dicker: „Es gilt in 
diesem Lohnkampf von der Abwehr 
zum Angriff überzugehen“ (oho!!) — 
„Die Arbeiterbewegung ist im Be- 
ft wieder aufaustehen!“ (mus CA 
5) — Dann noch wilder: Die Arbel- 


sten sind schon jetzt 
sewürfelt und kopflon“, „ ... mit a 
ihren verzweifelten (!) und lächerlk 
‚chen (!) Aktionen helfen sie nur, die 
Streikfront zu verbreitern ..." (aus 
CA 6) — „Die Kapitalisten sind volk 
‚kommen aus dem Häuschen“, „Im 
Arbeitskampf sind wir - die Arbei- 
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und Angestellten = stärker als 
die Kapitali Diese Maß- 
‚nahmen der Kapitalisten sind jedoch 
‚nur Ausdruck Ihrer Hilflosigkeit (1) 
und Verzweiflung (1)". (aus CA 7) — 
„Die NA-Geschäftsleitung ist durch, 
‚die unerschüiterliche Streikfront in 
die Enge getrieben (!) worden und 
versucht sich mit unverschämten 
Angriffen zu wehren (!)". (ausCA 8) 

In der Tat, man meint hier die 
Publikationen der Heidelberger 
NRF-Assoziation (KBW) zu lesen. 
Das war also die eine Seite unserer 
damaligen Politik, nämlich die „lin- 
ke“. Durch sie wird wesentlich die 
totale.Fehleinschätzung des Kräfte 
verhältnisses zwischen den Klassen 
und der Kampfbedingungen der Ar- 
beiter deutlich. Unsere damalige, 
noch junge kommunistische Organi- 
sation war noch nicht in der Lage, 
auf Grundlage wissenschaftlicher 
Untersuchungen eine in etwa richti- 
€ Einschätzung des Kräfteverhält- 
nisses und der Kampfbedingungen 
vorzunehmen. 


Eine andere Ursache für unsere 
damaligen „linken“ Fehler lag in ei- 
nererheblichen Überschätzung unse- 
ser eigenen Kräfte, unseres Einflus- 
sesin den Betrieben. Hierzu sind wir 
‚durch die außerordentliche Stellung 
unserer Zeitung (CA) während des 
Streiks (die wohl in der BRD einma- 
ig gewesen sein dürfte) gewisserma- 
Sen „serführt‘“ worden: Ganze Ver- 
trauensmänner-Körper wichtiger Be- 
triebe verteilten Öffentlich (sogar in 
‚Anwesenheit hoher Gewerkschafts- 
funktionäre!) den CA vorm und im 
Betrieb an die Kollegen; uns völlig. 
fremde Vertrauensleute holten den 
CA packenweise im „Arbeiterbuch“ 
(einer linken Buchhandlung) und an- 
derswo ab, um ihn in ihren Betrie- 
ben zu verteilen; überall _ gaben 
Streikposten, Vertrauensleute etc. 
unseren CA-,Reportern“ bereitwik 
ig Interviews, Erklärungen zu den 
Streikposten, Vertrauensleute eic, 
unseren CA-„Reportern“ bereitwik 
ig Interviews, Erklärungen zu den 
nächst geplanten Aktionen usw, — 
Von dieser hervorragenden” Stim- 
mung und der im Streik plötzlich 
sichtbar gewordenen (und zunächst 
natürlich unterschätzten!) Kraft der 
Arbeiter ließen auch wir uns „an- 
stecken“ und einfach mitreißen. 

Natürlich ist es Immer so, daß die 
Kollegen während eines Streiks sich 
zunächst einmal unheimlich stark 
fühlen, die Gefahren (einer Nieder- 
lage) noch nicht schen usw. Viele 
Genossen von uns sind auf dieser 
Stimmung einfach „mitgeschwom- 
men“; was auch in unserer schriftli- 
hen Agitation deutlich zum Aus- 
druck kam, statt den Kampf um 
mehr Klarheit (z. B. über die Taktik 
der Kapitalisten, der Gewerkschafts- 
führung, verschiedener Betriebsräte, 
dem Kräfteverhältnis, dem in der 
Lohnrunde zu erwartenden Ergebnis. 
und den Gründen dafür usw.) zu 
führen. 

Es schien uns damals unsere 
Hauptaufgabe zu sein, den Streik ir 
gendwie zustande zu bringen, und, 
nachdem die Streikfront in Hamburg. 
einigermaßen stand, diese so lange 
wie möglich zu halten. Auf der 
Grundlage unseres damaligen Nive- 
aus brachte diese Aufgaben-Bestim- 
mung mit sich, daß wir uns - beson- 
ders im CHEMIEARBEITER darauf 
konzentrierten, _ „Erfolgsmeldun - 
gen“ um jeden Preis zu verbreit 
die allgemeine Streik „stimmung 
anzuheizen“, die Kapitall- 
„lächerlich“ zu machen, diesel- 


‚Damit sind wir bei der anderen. 
Selte unserer Politik zu dieser Zeit, 
nämlich den rechten Fehlern (Op- 
portunismus, Versöhnlertum). Auch 
hier ein paar Zitate aus den damali- 
wen Ausgaben des CA: 

Bereits im CA 2 wird der Ge- 
werkschaftsführung kumpelhaft auf 
die Schulter geklopft: „Die Forde- 
rungen, mit denen die Gewerkschaft 
für uns (!) in die Verhandlung geht, 
sind klar „.. Für die Durchsetzung 
dieser Forderungen gehört der Ge: 
schaft die volle Unterstützung." 
Das hätte in der Tat auch die DKP 
nicht besser „formulieren“ können. 


'n liegen: ... 1. zu wer 
nig Kollegen waren gewerkschaftlich 
Organisiert. 2. Unentschlossene (71) 
Kollegen hemmten die vertrauens 
volle Zusammenarbeit (ein ganz dik- 
‚ker Hund !}) und Aktivität zwischen 
Belegschaft und Gewerkschaft...“ 
Kollegen-Schelte, statt Kritik an der 
Politik der sozialdemokratischen Ge- 
werkschaftsführung ... wie bei den 
‚Rechtsopportunisten um das „Sozia- 
Hstische Büro" (SB, Offenbach). 

Und weiter im CA 3: „„... die Ge- 
werkschaft ist wie ein Haus. Wenn 
ein Haus lange nicht benutzt wird, 
wird staubig und muffig ... Um 
den Staub zu wischen (? !), darf man 
nicht außen vor stehen, sondern 
muß hineingehen und mit Hand an- 
legen...” 

Warum ist abet das „Haus” 
schmutzig? Vor allem doch wohl, 
weil der Hausverwalter (die Gewerk- 
‚schaftsführung) den Dreck kübelwei- 
ss ninuelt! Statt desen wird im 
ca imose „Theorie” der Grup- 
pe „Arbeiterpolitik” (Arpo) über- 
nommen, wonach die eigentlichen 
Bewohner des Hauses (die Arbeiter) 
sich zu wenig um die Sauberkeit 
kümmernyund gerade deswegen (1) 
auch der Häusverwalter beim $: 
erhalten „lasch” geworden ist. 
Im CA 6 kommt es dann noch dik- 
ker: Die Gewerkschafts-Sekretäre 


Herrling und Holst „stellten fest, 
Streikunterstützung und 
si. 


daß für 


das „große Eisbein” erwähnt, das die 
Gewerkschäftsführer den Kollegen 
auf deren Kosten spendieren lies- 
sen. x 

in die Rubrik der rechten Fehler 
gehört auch die Tatsache, daß wir 
uns — trotz vorheriger Klarheit — 
erst in CA 7 entschlossen, Öffentlich 
die „Nadelstich-Taktik” der Gewerk- 
schaftsführung zu kritisieren. Zu 
schr wurde zuvor offenbar Wider- 
spruch zur offiziellen Gewerkschafts- 
politik gefürchtet. Aber auch diese. 
Kritik (an. der „Nadelstich-Taktik”) 
blieb halbherzig und falsch. So wur- 
de den Gewerkschaftsführern zuge- 
standen, mit dieser Taktik „eigent- 
lich” das beste bezwecken zu wol 


de den Gewerkschaftsführern zuge- 
jen, mit dieser Taktik „eigent- 
lich” das beste bezwecken zu wok 
len; Diese Taktik sei „eigentlich 
Chr gut”, bloß für Hamburg tauge 
sie noch (!) nicht (zu wenig Kampf- 
erfahrungen bei den Kollegen, um 
mit einer solch komplizierten Taktik. 
zurande zu kommen). Auch dieser 
opportunistische Fehler wird nicht 
geringer durch die Tatsache, daß 
unsere Genossen im Betrieb und 
Streiklokal diese Taktik wesentlich. 
richtiger und schärfer kritisierten 
und auch kritisieren sollten, 

Ein besonders schlimmer Fehler 
war auch unsere rechte (!) Kritik 
an einem Flugblatt der DKP während 
‚der Tarifrunde, Die DKP hatte zwar 
wenig mit diesem Tarifkampf. zu 
tun (ihr, Einfluß in den Hamburger 
Chemiebetrieben ist nach wie vor 
kaum erwähnenswert: 1971 
te sie mur über einen 
reich Betriebsansatz bei Beiers- 
dorf, heute kaum einmal mehr 
das). sie verteilte aber zu die 
‚streikten Betrieben, das für die 
rade von ihr initierte „Rotpunkt- 
"gegen Fahre Eröhun- 
Fer dem Till wÄlle Krate 
‚auf das Hauptziel konzentrieren!“, 
vieten wir den sreikenden Kollegen, 
diese „Rotpunkt-Aktion" praktisch 
zu ignorieren, denn: „Wit können 
‚nicht alles gleichzeitig tun” — „Die- 
„f int für uns derzeit 


Buualmpparutes und seiner ders. 
mal tes und. sei 

Aigen SPD-Kegerung (FahrpreisEr. 
höhung) waren also nicht wichtig, 
in Kampf dagegen würde den ge‘ 
de laufenden Tarifkampf nur 


‚Arbeiterkampf Nr. 34/Oktober 1973 


m 27.9. fand ein Treffen der 
‚norddeutschen Tarifkommis- 
(TR) der IG-Chemie statt. 


(Tarifkommission Hamburg, Schles- 
wig-Holstein und esse). mak 
Bar Tepmordunppnakt: 

tuation in den Betrieben” (Einla- 
dungmöhreiben un die TK-Miigie- 


). 

Dieses Treffen sollte die Gewerk- 
‚schaftsführer über die Lage in den 
Betrieben informieren. Außerdem 
war es für den Auftritt des IG-Che- 
mie-Vorsitzenden Karl Hauenschild 
am 4.10. in Hamburg günstig, ein 
solches „Stimmungsbarometer" zu 
haben, damit dieser seine Rede ent- 
sprechend dosieren konnte. Gleich- 
zeitig sollten durch die TK-Mitglie- 
der die Vertrauensleute in den Be- 
trieben auf die aktuelle Politik der 
‚Gewerkschaftsführer vereinheitlicht 
werden. 

Was lag den Gewerkschaftsführern 
‚am Herzen? Sie befürchteten Ansit- 
ufkeimender „Unruhe im Be- 

und wollten deswegen den 
Einfluß der Gewerkschaft für die 
„Wahrung des Tariffriedens” (mit 
‚den Käpitalisten!) einsetzen. 

‚Auch diese Sitzung zeigte wieder, 
daß die Wahl der TK-Mitglieder 
durch die gewerkschaftlichen Ver- 
trauensleute im Betrieb — nicht zu- 
Ietat dank der z.T. massiven Wahl- 
manipulationen 
führer - keine nenneı 
verschiebung zugunsten 
ferinteressen gebracht hat 

Die Mehrheit der anwesenden TK- 
Mitglieder (hauptsächlich Betriebs- 
rats-Vorsitzende u.ä.) brüstete sich 


Terinteressen gebra« 
Die Mehrheit der anwesenden TK- 
Mitglieder (hauptsächlich Betriebs- 


rats-Vorsitzende u.4.) brüstete sich 
= ganz im Sinne der Gewerkschafts- 
führer — mit ihren „Fähigkeiten“, 
Forderungen der Kollegen zu unter- 
drücken, zu manipulieren - zur Auf- 
rechterhaltung von „Ruhe und Ord- 
nung” im Betrieb (die „Ruhe” der 


TK-Mitglieder (unter allon Bedin- 
gungen „Ruhe im Betrieb” wahren!) 
durch die Gewerkschaftsführung zu 
durchkreuzen. 

Die Gewerkschaftsführer verspra- 
chen, „Schein”-Verhandlungen mit 
‚den Kapitalisten aufzunehmen. Die- 
se Verhandlungen (in denen es er- 
klärtermaßen um keine konkreten 
Forderungen an die Kapitalisten ge- 
hen sollte) sollen aber in den Be- 
trieben von den Vertrauensleuten 
als Argument dafür benutzt werden, 
die Kollegen vom Aufstellen eigen- 
ständiger Forderungen (Teuerungs- 
Zulagen usw.) abzuhalten. 


Reichhold-Betriebsrat hetzt 
‚gegen Kocher 
Aus den Berichten der TK-Mit- 


Gewerkschaft noch undenkbar! In 
Auseinandersetzung mit diesem hr 


Für»Ruhe im Betrieb « sorgen 


Treffen der norddeutschen Tarifkommissionen : 


glieder ging hervor, daß In den Be- 
trieben im norddeutschen und West- 
berliner Raum die spontane Bews- 
ung für Teuerungszuschläge u.. 
noch sehr schwach entwickelt ist. 
Die Kapitalisten erfüllten bei den 
ersten Anzeichen von „Unruhe” häu- 
fig schnell einen Teil’ der Forderun. 
en der aktivsten Gruppen von Kol- 
legen und verhinderten so bisher mit 
Erfolg die Solldarisierung größerer 
Teile der Belegschaft. Bei dieser 
Befiedungtaktik" wären Ihnen 1 
Haldemokratische Betriebsfunktio- 
näre gern behilflich. So jedenfalls 
die meisten Mitglieder der Tarifkom- 
mission, die über ihre „Verdienst: 
auf diesem Gebiet mit größter Selbst- 
verständlichkeit berichteten. 

Der einzige Hamburger Betrieb, 
der den sozialdemokratischen Funk: 
tionären offenbar größere „Sorge” 
macht, war Reichhold, Der Betriebs- 
ratsvorsitzende Volkmann berichte 
te von „erheblicher Unruhe" bei den. 
Arbeitern, 

Bei Reichhold setzten sich insbe- 
sondere die Kocher sejt Monaten für 
eine lange versprochene Leistungs- 
zulage sowie eine einheitliche Ein- 
gruppierung in die neu geschaffene 
Lohngruppe fünf ein 

Dadurch, daß die Gewerkschafts- 
führung den gewerkschaftlichen Ver- 
{rauenskörper vor einigen Monaten 
wegen „inker Unterwanderung 
eine, „sinnvolle Arbeit unmöglich” 
mache, auflöste, haben die Reich- 
hold-Kollegen keinerlei Instrument 
mehr, ihre Interessen wirksam zu 
vertreten. In dieser Situation bildete 
sich eine „Gruppe gewerkschaftli- 


hold-Kollegen keinerlei Instrument 
mehr, ihre Interessen wirksam zu 
vertreten. In dieser Situation bildete 
sich eine „Gruppe gewerkschaftli- 


Cher Kollegen”, de sich bis zur Neu- 
wahl eines Vertrauenskörpers be- 
die Probleme der Kollegen in 
betricbsinternen Flugblättern anzu- 
sprechen. Diese Gruppe hat natürlich 
Fehfiufe und ka nhermeht 
Ohne weiteres offen auftreten. Diese 


schuß” hätteden Betriebsrat zu einer 
‚Abteilungsversammlung der Kofher 
am selben Tag eingeladen. Volkmann 
‚jedoch Ichnte es ab, dort zu erschei- 
nen, weil er sich „von solchen Leu- 
ten” nicht unter Druck setzen lassen 
wolle, 

Daß Volkmann seine antikommu- 
nistische Platte auflegte, war gewiß 
nichts meues. Es wurde allerdings 
diesmal besonders deutlich, wie eng 
‚seine Kommunistenhetze mit seiner 
Arbeiterfeindlichkeit verzahnt ist. Er 
bekämpft die Forderungen der Ko- 
cher mit dem Vorwand einer Betei- 
ligang von Kommunisten. 


storischen „Vermächtnis” und noch 
in der Bewegung existierenden, weit 
schärferen  Sektierer-Positionen 
(„KPD-ML”) trat bei uns wie so 
‚oft — der sogenannte „Pendeischlag” 
ein, d. h. ein Hinüberkippen der 
Positionen nach rechts. 

Wir haben zwar seinerzeit rich- 
tig erkannt, daß es auch innerhalb 
‚des Apparaten der DOB-Gewerk- 
schaften politische Widersprüche 
ab. Wir glaubten seinerzeit ber zu- 
eich daran, daß wir (!) diese Wider- 
sprüche im Sinne einer Verschär- 
fung für die Interessen der Kollegen 
ausnutzen könnten — eine handfeste 
Illusion also und eine wenig beschei- 
‚dene Selbstüberschätzung. In die- 
sem Sinn verschten wir, die Ge- 
werkschafts-Sekretäre mal ein wenig. 
zu loben, mal etwas zu tadeln, den 
einen mehr, den anderen weniger, 
alles in der ilsorischen Hoffnung, 
diese Herren Reformisten gegen- 
einander ausspielen zu können, sie 
vorwärtszutreiben usw, Daß bei die- 
ser „oberschlauen” Taktik die Klar- 
heit. über die grundsdtzliche Funk- 
tion der Gewerkschaftsführung in 
istischen Land wie 


uns nicht klar, Aber genau In einer 
weitgehenden Klärung der Funktion 


Keine Solidarität mit den strei- 
kenden Kollegen von Schering 
Westberlin 


Während der Sitzung der Tarif- 
kommissionen streikten in Westber- 
lin im Werk Schering-Charlottenburg 
‚otwa 400 Kollegen für eine einmalige, 

ierungszulage von 370 DM sowie 
eine regelmäßige Erhöhung des Stun- 
denlohns um 17 Pfg. und der Ge- 
hälter um 30 DM ab Oktober. Die 
Tarifkommissionsmitglieder von 
Schering gaben einen ausführlichen 
Lagebericht und betonten, daß sie 
mit dem Auftrag der Kollegen hier 
seien, die IG-Chemie aufzufordern, 
in Verhandlungen mit dem Arbeit- 
geberverband über eine Nachschlags- 
zahlung einzutreten. Die Kollegen 
von Schering seien an einer gesamt- 
gewerkschaftlichen Lösung selbstver- 
ständlich mehr interessiert als an 
Einzelaktionen jedes Betriebes. 

Doch die Delegierten von Sche- 
ting hatten keinerlei Echo in der 
Tarifkommission. Dieser Streik paß- 
te nicht in den geplanten Ablauf der 
Sitzung und wurde daher kommeı 
tarlos übergangen, wie ein „peinli- 
cher Betriebsunfall”, Eine Solidari- 
tütsadresse an die streikenden Kolle- 
gen lag bei dieser Tarifkommission 
nicht drin. 


Der Bewegung ure 
Spitze abbrechen 


der Sitzung, es gelte, „sich an di 
Spitze der Bewegung zu stelle 

Doch was er und die Mehrheit der 
TK-Mitglieder darunter verstanden, 
würde immer deutlicher. Mit Begrün“ 
dungen wie: betriebliche Nach- 
schlagszahlungen seien eine Bela- 
stung für kommende Tarifverhand- 
hungen, der “Dampf” sei dann raus, 
wurde jegliche Aktivität gewerk- 
schaftlicher Funktionäre zur Unter- 
stützung solcher Forderungen als 
„schädlich” abgelehnt. Die TK-Mit- 
Blieder wurden aufgefordert, in die- 
ser Richtung auch auf die Vertrau- 
ensleute einzuwirken. Es wurde mit 


Nachdruck darauf hingewiesen, daß 
die IG-Chemie an die laufenden Ta- 
Fifverträge und die damit verbundene 
„Friedenspflicht” gebunden sei. Die 
Kapitalisten halten sich natürlich 
nicht an diese,Friedenspflicht". Sie 
erhöhen die Preise, steigern die Ar- 
beitshetze, senken die Löhne 
der laufenden Tarifverträge. 
fenn jedoch die Kollegen aufgrund 
dieser veränderten Bedingungen eine. 
Lohakorrektur verlangen, dann ist 
das „ungesetzlich”, verstößt gegen. 
‚die „Friedenspflicht”. 


‚der sozialdemokratischen Gewerk- 
schaftsführung hätte eine wesent- 
liche Aufgabe kommunistischer Agi- 
tation und Propaganda in der Ar- 
beiterklasse bestanden. Dieser Auf- 
wabe sind wir im wesentlichen erst 
‚nach Abschluß der Tarifrunde nach- 
‚gekommen (als der „Verrat” durch 
‚die Gewerkschaftsführung offenbar 


wurde und die „Stimmung” in den 
Betrieben in fait totale Resignation 
umkippte!). 

Letztlich sind wir auf diesen 
opportunistischen Positionen 
während der Streikkämpfe auch des- 
wegen gelandet, weil sich einige 
gewiefte Demagogen der IG-Chemie 
taktisch geschickt an unsere Genos- 
sen „rangemacht” haben, sie öf- 
fenulich gelobt haben als „gute 
Kämpfer” (wohl wissend, daß es sich 


und Angestellten offen- 
sichtlich _nachteilige „Friedens- 
Pflicht” eventuell zu unterlaufen sel, 
wurden in keiner Weise angestellt, 
Im Gegenteil, die Gewerkschafts- 
führer identifizieren sich vollständig. 
mit dieser kapitalistischen „Frie- 
denspflicht”” und setzen ihre ganze 
Autorität als Führer der gewerk- 
schaftlichen Organisation ein, um ihr 
Geltung zu verschaffen, 


Wenn es die „Friedenspflicht” 
nicht gäbe — diese Gewerkschafts- 
führer würden sie erfinden ... 

Ein Kollege versuchte, in die 
Richtung &ines „Unterlaufens” sol- 
‚cher arbeiterfeindlichen Bestimmun- 
gen zu argumentieren, indem er vor- 
schlug, daß die Vertrauensleut 
nigstens die „Wunschvorstellungen”” 
der Kollegen zusammenfassen soll- 
ten und an die IG-Chemie weiterlei- 
ten, um so Druck auf den Arbeitge- 
berverband auszuüben. Doch auch 
er wurde abgeblitzt mit der Bemer- 
kung, daß es nicht die Aufgabe der 
TK-Mitglieder sei, solche „Wunsch- 
vorstellungen” aufzunehmen. Die 
TK-Mitglieder sowie die Vertrauens- 
leute sollten vielmehr zur „Willens- 
bildung” im Sinne der Gewerk- 
schaftsführung beitragen, 


Die Tarifkommission beschloß, 
mit dem Arbeitgeberverband Kon- 
takt aufzunehmen, allerdings nicht, 
um. irgendwelche Forderungen zu 
stellen (was ja nicht: zulässig sei), 
sondern um den Kollegen sagen zu 
können, daß j#*zentral verhandelt 
werde. 

stellen (was ja nicht zulässig sei), 
sondern um den Kollegen sagen zu 
‚können, daß ja zentral verhandelt 
werde, 


Im Brief der Bezirksleitung an den 
Hamburger _ Arbeitgeberverband 
heißt esdenn auch, es gelte „gemein- 
sam (mit den Kapitalisten!) Wege 
u finden, wie der Friede in den Be- 


als „Lig 
nerin“ bezeichnet: Den "TK- 
Mitgliedern seien solche Verhaltens- 
regeln nicht gegeben worden, es sei 
lediglich auf die „Schwierigkeiten” 
hingewiesen worden, die durch die 
Bindung der Gewerkschaft an die 
„Friedenspflicht” entstehen. Natür- 
lich paßte es Schmoldt nicht, vor 
den anwesenden Vertrauenaleuten 
als der „Sündenbock” dazustehen, 
denn diese Rolle des „Sündenbocks” 
und Bremsers war ja eigentlich den 
TK-Mitgliedern zugedacht. Die Ge- 
werkschaftsführer selbst wollen sich 
die Hände in Unschuld waschen, 
d.h. gegenüber der Basis weiterhin 
manöwnierfählg bieiben. 


dabei um Mitglieder des SALZ han- 
delte!) um. Dies verstärkte bei uns 
natürlich die Ihusionen und trug 
zur Entwicklung der oben genann- 
ten _ opportunistischen Positionen 
bei. (Wir hatten keine Ahnung 
damals, daß die Gewerkschafts- 
Sekretäre gerade aus dem Bereich 
der linken, engagierten jungen Ge- 


werkschafter ihren Nachwuchs zu 
rekrutieren sich bemühen..zuletzt 
erfolgreich gerade bei Texaco — 
vergl. Artikel zur Texaco-Tarifrun- 
de in dieser Ausgabe). 

Wenn man alle diese Fehler heute 
sieht, so Ist eben dennoch prinzi- 


durch Sch 
muß, und dabei kann es auch mal 
passieren, daß man einmal schr viel 
Wasser schluckt. 

s muß gesehen werden, unter 


Keine Solidarität mit dem 
kämpfenden Volk in Chile 


Ein Mitglied der Tarifkommission 
bat die TK-Mitglieder zum Schluß 
‚der Sitzung, den Terror der Militär- 
‚junta, der sich besonders gegen die 
‚Arbeiter und Bauern in Chile rich- 
tet, zu verurteilen, Bezirkaleiter En- 
gelmohr wimmelte auch diese Initia- 
tive ab. Die Tarifkommission sei 
kein politisches Gremium und habe 
keine politischen Erklärungen abzu- 
‚geben. Es reiche, wenn der DGB das 
mache, dann sei das ja schon stell- 
vertretend für 16 Millionen Gewerk- 
schaftsmitglieder. 


Von mehr Demokratie 
keine Spur 


Insgesamt hat sich gezeigt, daß 
trotz der besseren Ausgangsbasis für 
die Wahl der Tarifkommission (Wahl 
durch Vertrauensleute) keine auto- 
matische Kräfteverschiebung zugun- 
sten der Interessen der Arbeiter und 
Angestellten stattgefunden hat. Die 
Möglichkeit der Wahl der Tarifkom- 
missionsmitglieder durch die Ver- 
trauensleute wurde vor einiger Zeit 
vom linkssozialdemokratischen „‚S0- 
zilistisches Büro” (Offenbach) über 
Gebühr bejubelt und als „großer 
Schrnt" zur Verbesserung der „Ba- 
Sirnteressen” angepriesen. Die Pra- 


Gebühr bejubelt und als ie goler 
Schritt" zur Verbesserung der „Ba- 
sis-Interessen” angepriesen. Die Pra- 


kratisches (SB) Kennzeichen. 


Merke: Es ist nicht die Aufgabe der 
Gewerkschafter, für „Ruhe im Be- 
trieb” zu sorgen, sondern sie müssen 
im Gegenteil für „Unruhe” sorgen 
und die „Ruhe 'der Ausbeutern 


’ 
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Hamburger Hafen: 


SPD-Betriehsorganisation als5.Kolonne des Hafenkapitals: 


‚schaftssekretär, der im Mai 74 aus 
seinem Amt ausscheidet, Erich Rum- 
pel hat vom Hi 
und Blasen kei 
beitet sich gerade ein“. Kein 
kollege ist zur Frage der Besetzung 
‚der Sekretärsfunktion gefragt wor- 
‚den: aber bei Erich werden unsere 
Interessen in besten Händen liegen! 


Kennzeichnend für die besonders brutale Ausbeutung der westdeutschen 
fenarbeiter sind u.a. die Bestimmungen des Rahmentarifes für die Arbei- 


ter der Sechafenbetriebe, Die Regelung 
dauer, des Urla 
mehr zeigen utliche Schlecht 
2.8. der Metallindustrie. Die gegenwärt 


der Arbeiterbewegung auch in den Häfen ermöglichen es den Hafenkapits- 
listen darüberhinaus, selbst die bestehenden tariflichen Rechte seit Jahren 
zu brechen, ohne auf nennenswerten Widerstand seitens der Arbeiter zu 


stoßen. Ein treffendes Beispiel dafür ist 
zahlung der sogenannten Aussch, 


die Arbeiter 2.T. bis zu über 2 800 DM im Jahı 
Die im Hafen arbeitenden Mitglieder des KB haben darauf seit über zwei 
Jahren in ihrer Zeitung DER HAFENARBEITER hingewiesen. In vielen 
Betriebsversammlungen und in der gewerkschaftlichen Funktionärsver- 
‚sammlung wurde von Kommunisten und fortschrittlichen Kollegen der Be- 
trugder Hafenkapitalisten angeprangert und die Forderung nach voller Ein- 
haltung unserer wenigen Rechte erhoben. Immer wieder stießen die Kolle- 
‚gen damit bei ihren sozialdemokratischen Betriebs und Gewerkschafts- 


funktionären auf taube Ohren. 


Seit einiger Zeit begnügen sich diese „Arbeitervertreter“ nicht mehr damit, 
unsere Forderung nur vom Tisch zu wischen. Der Betriebsrat der Fa. Buss 
unter Vorsitz des SPD-Kollegen Backhaus 
‚Antrag auf Ausschluß des fortschrittlichen BR-Kollegen Retzlaff aus dem 
Betriebsrat mit der Begründung, er störe die „vertrauensvolle Zusammenar- 
beit“. Der Kollege Retzlaff hatte auf einer Betriebsversammlung zur Frage 
“der Bezahlung der Meldezeit erklärt, daß er nicht bereit sei, zugunsten der 
„Konkurrenzfähigkeit des Betriebes“ auf die Einhaltung tariflicher Rechte 
Zu verzichten. Der Kollege Retzlaff konnte seinen Prozeß gewinnen, aber 
die mit Backhaus stehenden Kräfte verstärken nur ihre Angriffe auf die In- 


teressen der Kollegen. Das wird deutlich 
organisation auf ein Flugblatt der Jusos. 


Juso-Flugblatt 
„Beschiss im Hafen” 


Die Jungsozialisten des Distrikt 
Innenstadt griffen im Juni des Jah- 
res das Problem der Nichtbezahlung 
‚der Meldezeit in einem Flugblatt 
auf unter der Überschrift: „Be- 

auf unter der Überschrift: „Be- 

schiss im Hafen“. 

Sie beschrieben den „Beschiss“ 
und kamen zu der richtigen Schluß- 
folgerung, ‚daß. dieser „insgesamt 
‚gerechnet einige Millionen DM für 
die Arbeitgeber im Jahr” einbringt. 
Im weiteren zitieren die Jusos aus 
einem Artikel des ARBEITER- 
KAMPF, in dem die Auseinander- 

der Fa. Buss — das Auf- 
treten des Kollegen Retzlaff und 
die Aktion des SPD-BR gegen ihn 
— geschildert und eingeschätzt wird, 

Dann berichten die Jusos über 
die Reaktion des Sozialdemokraten 
Fiete Koch, verantwortlicher Sekre- 
tär der OTV-Hamburg, Abteilung 
Seehäfen, auf ihre Fragen und Vor- 
schläge betreffs Meldezeit 

„Eine Information der Schauer- 
leute und die Aufforderung zu Ar- 
beitsgerichtsklagen wurde abge- 
lehnt,“ 

Eine von den Jusos angeregte 
„Klage der Gewerkschaft gegen den 
Tarifvertragspariner Arbeitgeberver- 
band“ wurde „abgelehnt — aus ‚pd- 
dagogischen Gründen‘, Denn man 
wolle ja die Arbeitnehmer zur 
Selbständigkeit bringen, und das 
würde durch eine Klage von Seiten 
der Gewerkschaft nicht gefördert 
werden.” 

„Weitere Kontakte (zwischen 
ÖTV und Jusos - Anm. AK) wur 
den später vom Kollegen Koch ab- 
gelehnt, da der Arbeitskreis Hafen 
der Jusos eine außergewerkschaftli- 
che Organisation sei und keine Le- 
gitimation habe.” 

Diesem „Argument“ schloß sich 
— Iaut Juso-Flugblatt — auchder 
SPD-Kreisvorsitzender, MdB0 (Mit- 
glied der Bürgerschaft) Gelberg an, 
der gleichzeitig Leiter der ÖTV- 
Rechtsabteilung ist. 


‚Juso - Politik 
immer halb und halb 


Beides, das Vorgehen von Back- 
haus gegen den Kollegen Retzlaft 
und die Reaktion von Koch & Co, 
auf die Initiative der Jusos, sind nur 
zwei Beispiele aus einer langen Ket- 
te von Erfahrungen mit den rechts- 
sozlakdemokratischen Hafen-Funk- 
tlonären, zu denen jeder Hafenarbei- 
ter mühelos eine Reihe weiterer hin- 
zufügen könnt 

Die Jusos scheuen aber ganz 
offenbar davor zurück, 
von ihnet 
kreten _Beispielon 
Schlußfolgerungen a 
die Rolle, die Ihre 
sen vom Schlage Koch & Co. tat: 
sächlich und prinzipiell In der Ar- 


des, der wöchentlichen Arbeitszeit und vieles andere 


‚oder „Meldezei 
Hafenarbeiter sich vor Beginn der Arbeit zur Einteilur 


‚der Lohnfortzahlung, der Urlaubs 


lung im Vergleich zu den Tarifen 
ig noch vorherrschende Schwäche 


im Hamburger Hı 
d. 


a0 ihrem Arbeits- 
platz zur Verfügung stellen müssen. Die Hafenkapitalisten beträgen hier die 


‚stellte beim Arbeitsgericht 


an der Reaktion der SPD-Betriebs- 
vom Juli 73. 


beiterbewegung spielen, beim Na- 
men zu nennen. Gerade weil wir 
selbst früher in unserer politischen 
Arbeit. teilweise. diesen Fehler ge- 
macht haben, können. wir jene 
Juso-Genossen, die es mit der Sache 
der Arbeiterklasse ernst meinen, vor 


Für die Jusos ist derartige vorsich- 
tige „Kritik“ an einzelnen Funktio- 
nären (die zugleich ihrer Partel 
gehören) gewiß schon recht „mut! 
vom Standpunkt der Arbeilerbewe- 
‚gung jedoch ist eine solche gewun- 
dene „Kritik“ unzureichend und 
irreführend, weil sie Personen in den 
Vordergrund rückt (Funktionär X 
taugt nichts, was aber auch noch 
„zu klären bleibt‘‘) und von den po- 
ülischen Grundfragen ablenkt, die 
dahinter stehen. 

Wir sind sicher nicht gewillt, jede 
halbherzige Initiative der Jusos 
gleich als ein besonders abgefeimtes 
Betrugsmanöver an der Arbeiter- 
klasse zu interpretieren; objektiv 
‚jedoch ist diese Politik der Eiertänze 
(die durch die Bindung an die SPD 
natürlich immer wieder erz wun- 
#0 m wird) u.E. in jedem Fall 
schädlich, weil sie geeignet ist, ge- 
rade einen Teil der fortschrittlichen 
Arbeiter zurückzuzerren. 

Eine bedenkliche Einstellung zur 
Sache der Arbeiterklasse verrät eine 
Bemerkung des Juso-Flugblatts zum 
‚Erfolg"“ einer von ihnen durchge- 
führten Veranstaltung für Schauer- 
leute 

„Die Veranstaltung der Jusos war 
mit Flugblättern und Plakaten im 
Hafen Bekannt gemacht worden — 
der personelle Erfolg war entgegen 
den Erwartungen der Jusos sehr 
‚schlecht. Nur erwas über 20 Kolle- | # 
‚gen waren gekommen. Zumeist Be- | * 
friebsratzmitgleider, Die Jusos hat- 
ten mehr erwartet, denn wenn nicht 
einmal bie einer materiell für den 
einzelnen sofort spürbaren Sache 


sollte, empfiehlt Gelberg: 
© „Das besigeeignei 


© Eine Verbandaklage „käme 


‚genheit sind aber nicht einmalEin- 
zelfälle an die Gewerkschaft heran- 
‚getragen worden, s0 daß kein Grund . 
zu einer Verbandsklage besteht.” 


‚Arbeiterkampf Nr. 34/Oktober 1973 


fen" vom September 73 finden wir 
eine Stellungnahme des auch im 
Juso-Flugbaltt angeführten Heinz 
‚Gelberg, der „zwecks sachlicher In- 
formation‘ folgendes ausführt: 
© Die Gewerkschaft ÖTV wird 
Verstöße gegen die tariflichen 
Bestimmungen niemals hi 
nehmen, 


© Die Ausführungen im ARBEI- 


TERKAMPR stimmen nicht, f 
ea war ao fach von. dan, | Den Lögensehldler unter] 
Jusos, aus diesem „kommunist- | ” wir hapan feruslln 


schen Blatt“ zu zitieren, Der Kolle- 
g© Retzlaff hat nämlich,seinen Pro- 
zeß mit gewerkschaftlicher Hilfe ge- 
wonneı 

In den weiteren Ausführungen. 

wird bewußt versucht, den. 

Eindruck zu erwecken, als 
würde die-Frage der Bezahlung der 
Meldezeit erstens nur sehr wenige 
Schauerleute betreffen und zwei- 
tens durch besondere Regelung der 
Vermittlung praktisch gar nicht exi- 
stieren (Vermittlung am Vortage; 
telefonische Vermittlung). Falls 
dennoch der Fall einer Übertretung 
der Tarifbestimmung vorkommen 


Mittel sind. 


hier Einzelklagen. 


mur bei massiven Verstößen 

gegen tarifvertragliche Be- 
timmungen in Betracht. In der hier. 
ur Diskussion stehenden Angele‘'' 


SPD: Ausbau der Betriebsorganisation 


Im Oktober will sich die bisher 
nur Örtlich bestehende „Arbeits- 
‚gemeinschaft für Arbeitnehmerfra- 
gen" (AA) in der SPD auf Bundes- 
ebene organisieren, . 

Grundsätzlich wäre sicher 
dagegen zu sagen, wenn Fragen des 
Arbeiteriebens innerhalb der „So- 
zialdemokratischen Partei” mehr in 
den Mittelpunkt der Diskussion 
rückten,und somit der Widerspruch 
zwischen Arbeiterinteressen und der 
Politik der sozialdemokratischen 
Führung auch in dieser Partei offe- 
ner zutage treten würde. Aufgrund 
einschlägiger Erfahrungen steht aber 
fest, daß die Initiatoren der Arbeits- 
gemeinschaft bei der Gründung der 
AA weniger die Vertretung der Ar- 
beiterinteressen als vielmehr das Par- 
teiinteresse im Auge hatten: die 
300.000 SPD-Werktätigen bei der 
Stange zu halten, sie in der Konzen- 
tration auf Reformen im betriebli- 
chen Alltag in der Illusion zu be- 
stärken,die SPD sei die Partei der Ar- 
beiter, 


einer solchen Politik nur warnen, 
Eine solche Politik der Halbherzig- 
keiten kann nur Illusionen wecken 
und ist für die Arbeiter keine Hilfe, 
sich von diesem Pack zu befreien. 
Was soll man z,B. von folgendem 
Biertanz halten, den die Jusos in 
Ihrem Flgblat verastahen: „In 
wieweit die Nichtbezahlung der Me 
Ferelt much zusammenhängt mir 
der Auswahl der Besetzung der Ar- 
beitnehmervertreter in den Organen 
der Firmen und weiter mit ‚überge- 
ordneten wirtschaftspolitischen In- 
teressen" wie der Förderung der 
Wirtschaftikraft des Hamburger Ho- 
‚fans (auf Kosten der Arbeitnehmer?) 


zu klären, “ 
er dolee: 


„Trotz der Erfahrungen mit eint- 
V-Funktionären Bleibt die 
a die einge Orgenlie 
tion, die direkt die Interessen der 
Schauerleute vertreten kann.“ (Un- 
terstreichungen AK) 

Hier wird sich doch um die Kll- 
rung wichtiger Fragen herumge- 
drückt; ob Koch ein Arbeiterver- 
räter ist oder nicht, „ bleibt noch zu 
klären", Jedenfalls sollten - sagen 
die Jusos — die Arbeiter aus den Er- 
fahrungen „mit einigen“ (? ) ÖTV- 
Funktionären keine weiterreichen- 
den Schlußfolgerungen hinsichtlich 
ewerkschaftlicher Politik a | In e- 
"mein ziehen. 


So schreibt der „Spiegel” zu den 
390 Anträgen zum 1. ATA-Bundes- 
Kongreß: In dien Papleren haben 

‚mossen kaum Forderungen 
‚nach Klassenkampf und Systemüber- 
windung, wohl aber deutliche Wün- 
sche nach Verbeiserungen in Ihren 
beruflichen Alltag formuliert — bis 
hin zu Randproblemen.” Und wei- 
ter: „Anträge, die allzusehr nach 
Systemveränderung und Konfikt- 
strategie rochen, sonderte die An- 
tragıkommission gleich bei Ihrer er- 
sten Sitzung aus“. Sie fielen der 
„Vorzensur zum Opfer.” (Spiegel, 
34. Sept. 7. 

Ebenfalls fält die Gründung der 
AA zusammen mit. der Verstär- 
kung der politischen Arbeit in den 
SPD-Betriebsorganisationen (BO) 
und ist sicher deren organisatori- 
scher Ausdruck 

Vor allem seit die Arbeiter be- 
ginnen, den sich verschärfenden An- 
wriffen der Kapitalisten mit sponta- 
nen Abwehrkämpfen entgegenzutre- 
ten, fürchten sozialdemokratische 


größeres Interesse vorhanden ist — 
wann dann? “ 

Das zeigt eben doch die Einstel- 
hung des „Hoppla, jetzt kommen 
wirt“ — greift eine „schöne 
Schweinerei“ auf, zeigt einige Dinge 
richtig auf (aber nicht zu sehr, denn 
sonst gibts Krach mit der Partei), 
um sich mal ein bißchen als agile 
junge Linke in der SPD zu profilie- 
sen; und wenn dann die Arbeiter 
nicht gleich jubelnd die Arme hoch- 
reißen und freudig in Scharen zu- 
sammenströmen, ist man schocklert 
bzw, beleidigt und fragt: Lohnt sich 
das Überhaupt, daß wir für die Ar- 
beiter kämpfen, wenn die so lahm 
sind? Etwas weniger Selbstherr- 
lichkeit und etwas mehr Geduld 
braucht man schon, wenn man nicht 

Jinke” Partel-Politik, 
ingfristige Politik für die 
‚Arbeiterklasse machen will, 


Die „Argumente“ der 
SPD-Betriebsorganisation 


Trotz aller Halbherzigkeit, trotz 
‚des politischen und des ideolog- 
schen Mangels war aber der kleine 
Schritt der Jusos für die Herren so- 
ziakdemokratischen Funktionäre 
schon ein Schritt zuviel, 

In den SPD-,Arbeitnchmerbrie- 


Gewerkschafts- und Betriebsfunk- 
tionäre zunehmend um ihre Positio- 
nen, Der festere Zusammenschluß 
der Parteimitglieder in den Betriebs- 
ruppen der BO soll vor allem dazu 
dienen, den langsam wachsenden 
Einfluß kommunistischer Positio- 
nen in der’Arbeiterklasse zurückzu- 
drängen bzw. ihrem Fußfassen vor- 
zubeugen. Alle fortschrittlichen Kok- 
legen, auch aus den Reihen der 
SPD selbst, die versuchen, in die 
spontanen Kämpfe der Arbeiter pol 
tische Klarheit und organisatorische 
Geschlossenheit _ hineinzutragen, 
müssen mit dem entschiedenen Wi- 
derstand der führenden Sozialdemo- 
kraten in der BO und AfA rechnen. 


Das zeigt z.B. auch die Ausein- 
andersetzung zwischen Jusos in 
Hamburg und sozialdemokratischen 
Partei- und Gewerkschaftsführern 
«OTV), die im „Hamburger Arbeit- 
nchmerbrief“ der SPD-BO gegen die 
Jusos und den ARBEITERKAMPF 
des KB Stellung beziehen. (4.0.) 


© „Die Vertretung der Inte- 
essen der Hafenarbeiter ist 
bei der Gewerkschaft OTV 
voll gewährleistet und in guten 
Händen.“ 


Vielen-Dank für die Offenheit 

Vielen Dank für deine Ausfüb- 
rungen, „Kollege“ Gelberg. Sie of- 
fenbaren, bei wem deiner Meinung 
nach unsere Interessen in guten Hän- 
den liegen sollen! 

Zumal als einer von drei Redak- 
tionsmitgliedern, ein Erich Rum- 
pel, für die „Arbeitnehmerbriefe"" 
verantwortlich zeichnet - von der 
ÖTV festgelegter Nachfolger für Fie- 
te Koch, „unser“ für die Abteilung 
Sechäfen verantwortlicher "Gewerk- 


Der Kollege Gelberg kennt Ale Sl. 
tuation im Hafen nicht oder stellt 
sie bewußt falsch dat. 
Daß 

fflichen 
zahlung der Meldezeit vorl 

— beweisen die seit Jahren diesbezüg 
lich von den Kollegen auf fast jeder 
Betriebsversammlung und ebenfalls 
auf Funktionärsversammlungen er- 
'hobenen Forderungen; 

— beweist ebenfalls die Bezahlung 
von DM 54o,- durch die Firma 
Tiedemann (oder glaubt der Kollge 
Gelberg an ein Geschenk der Unter- 


‚nehmer? ); 
— beweist das Vorgehen der Fa. 
Büss: nachdem die „Überzeugung ” 
der Kollegen, zugunsten des Unter- 
nehmerwohls auf tarifliche Rechte 
zu verzichten, nicht recht Ing, 
fahren jetzt die Buss-Barkasken sp 
ST 

Daß sich ar Gowerkiaft OTV 
als „ahnungsios” darstellt, ist auf- 
grund der Häufigkeit Und Intensität, 
mit der das Problem unter Anwesen- 
heit Fiete Kochs und ihm selbst ge- 
genüber 


‚abzubrechen und das 
die alten Führer wieder herzustellen. 


Ü 
Bereichsleitung Hafen, Ki-Gruppe 
Hamburg 


n bisher von Tut 
Ahnung. Bi 


fen- 


be Verstöße gegen die ta- 
stimmungen betreffs Ne- 


von Kollegen, diskutiert 


a Se 
genüber von Kollegen diskutiert 
worden ist, eine bodenlose Frechr 
heit, 

Det Kollege Retzlaff hat weinen 
‚Arbeitsgerichtsprozess allerdings mit 
„gewerkschaftlicher Hilfe” gewon- 
nen, Mit Hilfe der Rechtsabteilung 
‚des DGB Hamburg. Die ÖTV-Rechts- 


tretung der BR-MI 

haus gegen Retzlaff und Fiete K: 
persönlich tat alles, um den Kollegen 
Retzlaff vor dem Arbeitsgericht in 
die Pfanne zu hauen!(sARBEITER-- 
KAMPF 29/73 und HÄFENARBEI- 
TER 2/73.) 


Sozialdemokratismus: 
arbeiterfeindlich im 
Großen und Kleinen 


In dem Hinweis an die Jusos, das 
Zitieren aus einem „kommuni- 
stischen Blatt” eber zu ünterlamen, 
deutet sich schon. die 
des Parteiausschlusses we 
onseinheit mit. Kommunisten! 
wenn alle vorherigen Einschül 
rungsversuche nichts fruchten soll- 
ten. 

Eines wird aus den Ausführungen 
Gebergs besonders deutlich 
— Die Forderungen der 
SPD-Werktätigen nach betriebli- 
chen Verbesserungen liegen selbst 
in ihrer Beschränkung auf Refor- 
men bei den sozlaklemokratischen. 
Führern in Partei und Gewerkschaft 
in den denkbar schlechtesten Hän- 


‚den. Der soziale Mantel wird mur 


angezogen, um entweder 


diges Handeln der Arreiir Draht 
erst aufkommen zu lassen oder aber, 


um in der Bewegung schnell an die 


Spitze sprinten zu können und mit 
schnellem „Erfüllen einer 


konkreten 
die Spitze 


Forderung” dem Kı 
'ertrauon Im 


„Der Militariımus sucht den mi- 
lärichen Geist zunächst und in 
ter Linie Im aktiven Heer selbst, 
 a0dann In denjenigen Kreisen, die 
für die 


Im Betracht kommen und 
Hflich in allen übrigen Kreisen 


rölkerung, die als Milieu und 
‚n für die militarltisch zu 


zu fördern.“ 

Kogcht, „Miltariemus und An- 
us, Seite 120). 

diesem Sinn ist auch die Auf- 
des Reservistenverbandes der 
swehr zu definieren, oder mit 

Worten eines ihrer Vertret 
Reservistenverband. versteht 
unter anderem als Mittler zwi- 
ind Öffentlich- 


Jürgensen, Gene- 
är.des RV in „Loyal" 7/71, 


Verbandsorgan). 
‚Hierfür strebt der Verband immer 
hr stsatliche Unterstützung und 
uß. auf die „Massenmedien 
De ea ua um 
zung ist aber, daß dem 
Verband die Möglichkeit gegeben 
wird, sich. in der Öffentlichkeit 
sichtbar zu machen. Der Verband 
muß, wie" gesagt, seinen Apparat 
__ jetzt‘ mit geeigneten Mitteln aus- 


„Vorsusetzung ist aber, daß dem 
Verband die Möglichkeit gegeben 
wird, sich in der Öffentlichkeit 
sichtbar zu machen. Der Verband 
muß, wie gesagt, seinen Apparat 
jetzt mit geeigneten Mitteln aus- 
n. Entsprechende Mittel sind 
gt. Er muß seine Öffentlich- 
beit In die aktive Truppe 


m. 
Es flllt dem Reservistenverband 
sicher nicht schwer, „sich in 
Öffentlichkeit sichtbar zu mache: 
Ihr Chef z. B., Oberstleutnant der 
Reserwe Rudolf Woller, ist gleich- 
zeitig im ZDF Chefredakteur für 
Politik, Er gehört selt 1946 der 
CDU/CSU an und ist durch seinen 
Posten „..vom Lokalreporter beim 
ichwarzwälder Boten” über die 
'DU/CSU-nahen Zeitungen wie 
„Rheinischer Merkur" und „Quick” 
zum wichtigsten Mann im ZDF 
aufgestiegen.” (Aus ARBEITER- 
KAMPF Nr, 17/1971). 


Oberstleutnant der Resarvo Rudolf 
im zDR 

Rudolf Wollen, der über sich 

Ich liebe mein Land 

ich diesem Volk in 

seinem Schicksal zugehörig." (Aus 

„Loyal 72), war dentalb Auch schon 


Kampf 


in der faschistischen Wehrmacht 
als Offizier der Luftwaffe kräftig 
| mit dabel. Über seine Arbeit im 
‚Reservistenverband hinaus hat er 
„lange in der europlischen Be- 
wegung an führender Stelle mitge- 
arbeitet.*(„Loyal", 72). 

Woller warüber zehn Jahre, neben 
seinem Amtsbruder Volland - dem 
Präsidenten des Deutschen Bundes- 
wehrnerbandes- und seinem „Chef" 
Franz Josef Strauß, Mitglied der 
seaktionären „Europa-Union”, ei 
nem Sammelbecken' führender Ide- 
ologen der Bourgeoisie. 


SPD und Reservistenverband: 
— Zwei in einem Boot — 


Auf einer alljährlich stattfindenden 
Informationstagung des Reservisten- 
verbandes definierte der Staatssekre- 
tär im Bundesverteidigungsministe- 
zium, Willi Berkhan (SPD), den poli- 
tischen Hintergrund und die Funkti- 
‚onen und Aufgaben des Reservisten- 
verbandes für die westdeutsche 
„Das strategische Konzept der 
„Flexiblen Reaktion” hat den Auf- 
trag der Bundersehr verändert. 
Früher lag der Schwerpunkt. auf 
einer stark nuklearen Komponente. 
Heute ist die konventionelle. Kom- 
Ponente der Streitkräfte mehr in 
den Vordergrund gerückt, damit 
wurde gleichzeitig die Rolle des 
‚Reservistenverbandes aufgewertet. 
Die Bunderwehr muß, um die volle 
Einsatzfähigkeit ihrer Streitkräfte, 
"herzustellen, im erheblichen Umfang 
“auf Reservisten zurückgreifen — 
‚ganz zu schweigen von der für den 
Verteidigungsfall vorgesehenen Auf- 
‚stellung der Einheiten des Terri- 
torialheeres. — Deshalb sind der 
Ausbildungsstand und der Vertei- 


Dazu auch das Weißbuch 71/72 
Verteidigungsministerums” 
Bundeswehr braucht Reser- 

Ihre Verbände im 


ae 


Wolter, Chaf der politischen Redaktion 


Vorteldigungsfall und im Spannungs- 
Jall volle Prisent haben...Gegen- 
wärrig gibt es mehr ala 1,7 Mil, 
‚gediente Reservisten. Die Zahl wird 


‚durch die Verkürsung der Grund: " 


wehrdienstdauer auf 15 Monate 
nocA schneller wachsen als Bisher.” 
(Aus, Weißbuch 71/72, Seite 50, 
Abschnitt 51). 

Die westdeutsche Bourgeoisie hat 
sich für die zukünftigen militärischen. 
‚Auseinandersetzungen nach außen 
[und nach innen neben der Bundes- 
wehr eine Reseryearmee geschaffen. 
Damit diese Reservearmes allerdings 
einen Schutz der kıpitalistischen 
‚Ausbeuterordnung darstellen kann, 
muß sie mit dem „richtigen militärk- 
schen Geist" durchärungen sein, 
muß das sich entwickelnde Klassen- 
bewußtsein in dieser Reserrcarmee 
bis aufs Messer bekämpft werden. 

In diesem Zusammenhang sicht 
die Arbeit des Reservistenverbandes: 
„Der Bundesminister der Verteidi- 
Eung legte im April dieses Jahres 
dem _ Verteidigunguusschuß des 
Deutschen Bundestages einen Bericht 
über die Reserristenarkeit mit einem 
Vorschlag für die Unterstützung. 
ihres Verbandes vor. Als Folge die- 
ses Berichts wurden die Zuwendun- 
sen des Bundes an ihren Verband in 
diesem Jahr von einer Mül, DM auf 
1,7 Mül. DM erhöht. Die Planung 
sieht vor, daß sich diese Beträge 
bis zum Jahre 1973 stufenweise bis 
zu etwa fünf Mül, DM steigern, 
aber das ist ‚ Planung und kein 
Dogma! Der Bericht selber führt 
unter anderem aus: Es ist die Auf- 
gabe der Teilstreitkräfte und der 
Inspektion des Sanitätswesens, die 
‚jeweils für ihren Bereich mobbeor- 
derien Reservisten in Wehräbungen 
einsatzfählg zu halten. (Mobbeor- 
‚dert = für den Mobilmachungsfall 
vorgesehen, d. Red, 

Im Rahmen der Gesamwvertei- 
digung sowie aus wehrpolitischen 
und psychologischen Gründen liegt 
es darüber hinaus im Auftrag der 
Bundeswehr, alle Angehörigen der 
‚Reserve, die sich jreiwilig zur Mit- 


H. Schmidt bei Kontaktpflege zum Reservistenverband (1972) 


arbeit außerhalb von Pflicheübungen 
zur Verfügung stellen, zu erfassen, 
zu betreuen und militärisch zu fOr- 
dern und für Verteidigungsaufgaben 
zunutzen.” (Willi Berkhan auf einer 
Informatiönstagung des Verbandes 
der Reservisten der Bundeswehr). 
Ziel des bürgerlichen Staates ist 
#s, den Reservistenverband stärker 
in die „Gesamtverteidigung” zu in- 
egrieren, insbesondere ihm direkte 
militärische Funktionen zuzuweisen, 
(Die Gesamtverteidigung reicht vom 
stehenden Heer der Kapitaliste 
‚der Bundeswehr, über paramilitäri- 


dem- technischen Hilfswerk, dem 
Zivilenluftschutzhilfsgienst u, a. bis 
hin zum Verband der Reservisten der 
Bundeswehr). 


Der Zug ist angefahren .. 
Reservistenverband soll Fabri- 
ken vor Arbeitern schützen ! 


Mit einigen Verbänden beteiligt sich 
der Reseryistenverband innerhalbder 
Heimatschutztruppen der Bundes- 
wehr an militärischen Übungen‘ 
„Der Aufruf unseres Verbander an 
ieine Heeres-Resenisten zum frei 
willigen Engagement in Jigerauf: 
‚klärungszügen VKK hat bereits nach 
ein 
‚Echo gefunden, daß dem Führungs“ 


sche Verbände, wie BGS, Polizei, 


Reservistenverband der Bundeswehr-" 
der "Heimatfront 


ab des Heeres... Freiwlligenmel- 
dungen für insgesamt 27 Züge ange- 
boten werden konnten.” (Aus 
„Loyal” 72). (VKK sind Verteidi- 
gungskreiskommandos der Bundes- 
wehr; ein Zug der Bundeswehr hat 
100 Soldaten, d. Red.). 

Zunächst’ sol jetzt li vier Ver- 
teldigungskreisen mit den ersten 
Truppenversuchen es Modell begon- 
nen werden, damit das Heer erste 
Bifahrungen für die Aufstellung wei- 
erer Züge sammeln kann.” 


beit auf freiwüliger Basis, Den Be- 
‚mühungen der Bundeswehr, das An 
‚gebot der Freiwilligkeit zum Schlies- 
sen der Aufklärungslücken bei der 
Raum- und Objekischutzsicherung 
zu nutzen, stimme ich zu.” 
‚Entsprechend den Aufgaben des 
Verbandes hat sich dieser neu or. 
ganisiert: „Die Arbeir dieses Ver 
Bandes sollte in echter Verbindung 
mit der Truppe selbst stehen. Um . 
aber mit den Kommandeuren zu 
‚dieser echten Partnerschaft zu kom- 


stenverband organisiert: 
‚Abkürzungen: 


Und weiter berichtet der Verband 
in seinem Organ „Loyal” stolz. 
„Der Führungsstab der Marine hat 
das Angebot des Verbandes der Re: 
servisten der Bundeswehr angenom- 
men, gemeinsame Maßnahmen für 
die Nutzung dei freiwilligen En: 
‚sagements und den Einsatz der 
Verbandsmitglieder zu untersu- 
chen.” 

‚Die Marine hofft nun auf eine 
verstärkte Bereitschaft der Reser- 
visten für den Einsatz im Objekt- 
schutz, Hafenanlagen, Brücken und 
Schleusenanlagen, Fernmeldestellen 
und Depots müssen gegen Komman- 
dounternehmen, Luftangriffe, aber 
auch gegen Sabotage gesichert wer- 
den. Die aktive Marine ist dazu mit 
den verfügbaren Kräften nicht in der 
Lage und appelliert an die Reser- 
visten, hierfür Freiwillige zur Ver 
fügung zu stellen. Als Organisatlons- 
modelle sind zunächst Objektschutz 
züge, Sicherungszüge und gegebenen- 
falls Fliegerabwehr-Züge mit dem 
entsprechenden Luftraumbeobach 
tungsdienst ins Auge zu fassen.” 
(Aus „Loyal” 72). (Hervorhebung 
von.d. Red.). 

'$o wird vorbereitet, daß der Ver. 
band der Reservisten der Bundes 
wehr als „Objektschützer” gegen 
Arbeiter eingesetzt wird, die eine 
Fabrik bestreiken oder besetzt hi 
ten, 

Die Notstandsgesetze haben da- 
für die Grundlage geschaffen. Der 
Staatssekretär Will Berkhan (SPD) 
äußerte vor dem Refervistenvorband 
dazu offen: „„..Hler ergibt sich ein 
weites Feld für die Reservistenar- 


Legende: +—+ Fachwelsungen 
+---+ Zusammenarbeit 


‚Analog zur Befehlshierarchie der Bundeswehr hat sich auch der Reservi- 


InspizRes: Inspizient der Reserve der Bundeswehr 
Wehrbersichskommando, 
Verteidigungsbereichskommandos der Bundeswehr 


men, müßte ein echter Befehlsstrang 
bei der Truppe selbst geschaffen 
werden. ” (Aus „Loyal 7/71). 

Dieser „Befehlsstrangfist Teil des. 
neuen Konzepts des Reservistenver- 
bandes, Dieser Konzept „„..verzich- 
tet einmal bewußt, fassenor- 
‚gantsation im großen Stil zu werden. 
Es strebt vielmehr die Rolle des 
freiwilligen Kaders für die nach un- 
terer Auffassung fällig werdenden 
‚Heimatschutzorganisationen an, die 
‚mach Art von Miliz dflg werden 
sollen.” (Aus „Loyal" 7/71), 
(Siehe Tafel), 

Entsprechend den militärischen 
Aufgaben des Verbandes im „Ob- 
jektschutz” ist auch seine Bewaf 
nung: Seine Mitglieder können sich 
mit der „zivilen” Version des in 
der Bundeswehr üblichen Sturmge- 
wehrt „G-3" ausrüsten; das „... um 
seinem” Besitzer Ofter Übungsmög- 
lichkeiten zu geben, ein Kleinka- 


liber-Einsteckgerät besitzt,” (Aus 
„Loyal” 7/71), 
SPD und CDU - Streit um 


Details, aber Einigkeit im 
Wesentlichen 


Wir können feststellen, daß zwischen 
‚dem Reservistenverband und der 
SPD grundsälich Einigkeit über 
die militärpolitische Zusammeı 
beit zwischen Bundeswehr und 
band besteht, Allerdings bestehen 
über das Maß der Zusammenarbeit 
zwischen dem Vorband und 
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Forts. Reser vi 


SPD Meinungsverschiedenheiten. Der 

Reservistenverband ist bestrebt, 
möglichst viel politischen Einfluß 
in den Reserveeinheiten des Terri- 
törlalheeres (Heimatschutz) zu be- 
kommen. Diese sollen später in 
Milizen umgewandelt werden; dabei 
will ich der Verband in der Führung 
‚dieser Einheiten als „unabhängige” 
militärische Organisation eine füh- 
rende Position sichern. 

Demgegenüber will'das „Vertel- 
digungsministerium” zwar.die Mit- 
arbeit des Verbandes, aber bei 
strenger Unterordnung unter die 
militärische Führung der. Bundes- 
wehr, 

Diese Differenzen wurden be- 
kannt durch einen Streit im Re- 
servistenverband. Demnach wollte 
der SPD-Abgeordnete Helmuth 
Möring, Mitglied des „Verteidigungs- 
ausschusses” für Reservistenfragen 
und Mitglied des Reservistenverban- 
des, für das Prisidium des Verbandes 
kandidieren. Diese Kandidatur soll 
mit. allen Mitteln vom Chef der 
Reservistenverbandes, Rudalf Wol- 
ler (CDU), verhindert worden sein, 
In einer Meldung der Frankfurter 
Rundschau heißt es (FR vom 
16.1.73): „Gegenüber der Frank- 
‚urter Rundschau unterstrich Möh- 
Fing..., daß.mit Woller ein exponier- 
ter CDU-Mann an der Spitze des 
aus Mitteln des Verteidigungshaus- 
haltes finanzierten Verbands steht. 
‚Sozialdemokraten seien in der Ver- 
bandsspitze nicht vertreten. Ferner 
setzte sich Möring mit der Forderung 
auseinander, bei einer neuen Wehr- 
struktur eine Miliz aufzustellen und 
dabei unter anderem den „Einsatz 


von Reservisten zur Bekämpfung 
'rubversiver Elemente” voraunehmen, 
Dazu Möring: „Die Bundeswehr wird 
auf solche Aufgaben konkret vor- 
bereitet, damit jeder Einsatz außer- 
halb der Legalitätunterbunden wird. 
Die Mitwirkung eines eingetragenen 
Vereins, wie des Reservisten-Verban- 
des, bei einer solchen subtilen Aufge- 
be erscheint mir mit der Verfassung 
unvereinbar und deshalb vom Denk- 
ansatz her gefährlich, Die Regierung 
und das Parlament müssen Vorstel- 
lungen, die sich in solche Richtung 
bewegen, von vornherein abweh- 
ran.“ 

Tatsächlich aber hat doch die 
SPD-Führung diese Bestrebungen 
(„Denkansätze", wie Herr Möhring 
sagte), gefördert und tatsächlich den 
Reservistenverband schon seit eini- 
ger Zeit in die konkrete militärische 
Arbeit mit einbezogen, zudem den 
Verband mit erheblichen Steuer- 
mitteln finanziert, 

Dieser Verband unterscheidet 
sich zudem nicht schr von den re- 
aktionären Freikorps der Weimarer 
Republik, die unter den Fittichen 
einer SPD-Regierung schon mehr- 
fach ihre Waffen gegen die deutsche 
Arbeiterklasse in Anschlag gebracht 
haben, Und da Verband und SPD 
beide einen gemeinsamen Brötchen- 
seberhaben, die westdeutsche Bour- 
eoisie, werden sie auch die momen- 
tanen "Auseinandersetzungen über- 
Winden! 


Internationale Organisierung 


Als konsequenter Vertreter des 


Imperialismus und Militarismus der 
BRD ist der Verband der Reser- 
visten der Bundeswehr auch seit 


zehn Jahren Mitglied der „Contede- 
ration Interallde des Officiers de 
‚R&erve", kurz CIOR genannt, Es 
handelt sich hierbei um einen Zu- 
sammenschluß von Reservistenver- 
bänden auf westeuropäischer Ebene: 
Ihr Ziel ist es, die Verteidigungs- 
anstrengungen der Nato-Länder zu 
unterstützen, die Kontakte der Re- 
‚serveoffiziere dieser Länder enger 
zu knüpfen, in beratender Stellung 
die nationalen Verteidigungsminis- 
terien zu unterstützen und die 
‚Rechtsstellung der Reserveoffiziere 
zu verbessern und der aktiven Of- 
fiziere anzugleichen, ” (Aus „Loyal" 
970). 

Fir den- diesjährigen Kongreß 
hatte die Nato die Einladungen 
ausgesprochen, der ca. 12.000 Re- 
serweoffiziere aus den verschiedenen 
‚Neto-Ländern folgten. Die Länder 
Portugal, Island und die Türkei 
sind auf Grund des Fehlens von 
entsprechenden Reserveoffiziersver- 
einigungen noch nicht vertreten,” 
(Ebenda). 

Darüber hinaus waren auf diesem 
Kongreß als geladene Gäste Nato- 
Generalsekretär Manlio Brosio und 
vom westdeutschen. Krieesministe- 
rium der Inspizient für Reservisten 
‚Oberst Karbe und General Münch 
als Vertreter des Generalinspekteuns 
der Bundeswehr,erschienen. 

Analog der LIOR entstand die 
„Association Europdenne des Sous- 
Öfficiers de R&erve”, kurz AESOR 
genannt, ein westeuropäischer Zu- 
sammenschluß von Unteroffizieren 
der Reserve, 

„An dem ABSOR-Kongreß, der 
im Mai in Verdun stattfand, haben 
auch mehrere deutsche Reserve- 
Unteroffiziere, sowie VÄRBw-Vize- 


prisident Stein als Vertreter des 


INN 


Präsidiums teilgenommen,“ (Aus 
„Loyal”). (VARBw = Verband der 
Rasarioen der Bundenwehr, di 
Red.), 


ich des diesjährigen Kongressen 


der Vereinigung europäischer Re“ 
serveunterofflsiere darf ich Ihnen 
versichern, daß ich Ihre Arbeit mit 


Treffen des CIOR, hier im Bild nach einem „freundschaftlichen Wettschlofßen‘ 


Der „damalige” Verteidigungs- 
ister Helmut Schmidt schickte au 
diesem _ Kongreß der Militaristen 
folgendes Telegramm; 

„Auf Initiative der französischen 
Reserveunteroffiziere, die ihren na- 
tionalen Kongreß im Anschluß an 
das internationale. Treffen durch- 
führten, wurde die Vereinigung eu- 
ropälscher Reserveunteroffiziere ge- 
‚gründet. Es spricht für den Geist der 
Verständigung und nationalen und 
internationalen Zusammenarbeit, 
daß Verdun als Ort der beiden 
‚Kongresse auserwählt wurde. und 
daß die ausländischen Abordnungen 


gebeten wurden, an beiden. Ver-.|unuduck 


anstaltungen teilzunehmen. A 


Interesse und Aufmerksamkeit ver- 
folge, Ich erhoffe von Ihrem Ver- 
band eine weitere erfolgreiche Ar- 
beit zum Wohl unseres gemeinsamen 
Anliegens.” 

Wir können feststellen, daß die 
Reservistenverbände dazu übarge » 
gangen sind, die Milltarisierung in 
den einzelnen nationalen Staaten 
im europäischen Rahmen zu schen. 

Allerdings muß. offen gelassen 
werden, inwieweit diese Verbände 
schon über ihre Kongresse hinaus 


zusammenarbeiten, = 
Militariimus-Kommission der 
Hamburg 
und AK-Redaktion * 
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Zur Strafe für seine Opposition 
gegen den Hitlerfaschismus muß in 
Lübeck ein Leite am Rande des 
Existenzminimums leben. 

1943 sollte er als 20Jähriger im 
besetzten Lettland für die aggressi- 
ven Ziele der deutschen Bourgeoisie 
eingesetzt werden: Die Faschisten 
wollten ihn zum Kriegsdienst gegen 
die Sowjetunion zwingen. Da R.M. 
(der richtige Name ist uns bekannt) 
den Krieg — wie er selbst sagt — als 
wölkerrechtswidrig ansah, desertier- 
te er im Mai 1943 und kehrte zum 
väterlichen Bauernhof zurück, wo 
ex dringend benötigt wurde, Wenige 
Tage später wurde er von der GeSta- 
Po aufgespärt, 

Nach den üblichen „Verhöre 
bei denen der „Wahrheitsfindung“ 
durch Schläge nachgeholfen wurde, 
kam er als „Politischer* ins Rigaer 
Zentralgefängnis. Wie alle Gegner 
des Faschismus wurde auch er men- 
schenunwürdigsten  Haftbedingun- 
gen ausgesetzt. 

Nach etwa 13-monatiger Haft 
wurde R.M, zu Zwangsarbeit in 
einer Holzarbeiter-Kolonne verur- 
teilt, Schwerste Arbeit und völlig 
unzureichende Nahrung führten bei 
ihm schließlich zu Magen- und 
Darmbeschwerden, die er zuvor 
nicht kannte, Später - im Juni 
1944 nach Westdeutschland zwangs- 
deportiert — mußte er oft auf nack- 
tem Erdboden schlafen, meist bei 
großer Kälte, Seine Leiien ver- 
schlimmerten sich. 

deu Arpenue jwoie nm, ın 
Lübeck, wo ihm nach mehreren 
Krankenhausaufenthalten ärztlich 
ättestiert wurden: Magenschleim- 
haut-Entzündung, Übersäuerung des. 
Magens und Blasenentzündung. Sein. 
Arzt führte dies auf die vorangegan- 
genen Haft- und Zwangsarbeitsbe- 
dingungen zurück. 

Ein 1946 beendeter Maurer-Kur- 
us war vergeblich, da er diesen De- 
uf wegen zunehmender Verschlech- 
terung seiner Gesundheit nicht aus- 
üben konnte, In der Zeit von 1948 
bis 1956 arbeitete er daher me 
Jahre als Automechaniker, sp 
als Wachmann bei den englischen 

Besatzungstruppen in Bielefeld. Sei 
ne Krankheit verschlimmerte sich 
jedoch zunehmend; Diekdarment- 


zündung, Magenbiutungen und 
Darmsenkung kamen noch hinzu, 
so daß er die notwendige Diät in 


der Kaserne unmöglich einhalten 
konnte, Schon in dieser Zeit hatıe 
er manchmal grausame Schmerzen 
beim Gehen und Motorradfahren 
nehabt. 


Br war somit gezwungen, sich in 
verschiedenen Betrieben als Hilfsar- 
beiter oder Angelernter durchzu- 
schlagen. Sein Verdienst wurde im-, 


mer geringer, er konnte nur eben 
damit leben. Immer wieder mußte 
er zwischenzeitlich ganz die Arbeit 
aufgeben, um sich in ärztliche Be- 
handlung begeben zu können. 

Da es sich um eine Krankheit 
handelt, die schlecht heilbar und 
medizinisch nicht eindeutig nach- 
weisbar ist, lautet die erschreckende 
Bilanz. aller Behandlungen: zwölf 
verschiedene Krankenhausaufent- 
halte, Untersuchungen und Behand- 
lungen bei 37 (!!) Ärzten, insgesamt 
=. 90 unterschiedliche Medikamen- 
t«'wurden ihm verabreicht. Die Be- 
handlung mit Elektroschocks gegen 
„Psychisches Fehlverhalten“ in der 
Lübecker Nervenklinik durfte auch 
nicht fehlen. 

Zu den derzeit gültigen Gesetz 
sebungen gehört auch, daß R.M. 
1957 sieben Monate ohne finanziel 
ie Unterstützung durch die AOK 
bzw. Fürsorgestelle auskommen 
mußte, da er nicht krankgeschrieben 
worden war, andererseits nicht ar- 
beiten konnte. 

Der Gesundheitszustand hat sich 
‚dennoch bis heute nicht weseimlich 
verbessert, so daß R.M. bis 1970 nur 
noch die Hälfte des Durchschnitts- 
Johnes gesunder" Arbeiter, seitdem 
nur noch ein Drittel dessen verdient, 
da er in Heimarbeit Schmuck her- 
sten. 


Rentenanträge werden 
abgelehnt 


Wegen der ihm vorerst ausweg- 
los erscheinenden Lage versuchte 
RM. seit 1960 bei verschiedenen 
bundesrepublikanischen Gerichten 
zu erreichen, daß er für den gesund. 
heitlichen und befüflichen Schaden 
entschädigt wird, der durch die 
Haftbedingungen und die Zwangr 
arbein unter dem Naz-Faschlumus 
Intstanden ist. 
& Nacheinander lehnten die Sozial- 

gerichte Lübeck und Schleswig 
‚einen Antragauf Berufsunfä- 
higkeitsrente ab. Eine Re 
visionsklage gegen das Schleswiger 
Urteil beim  Bundesozialgericht 
wurde erst gar. nicht. zugelassen, 
Die gerichtsmedizinischen Gutach- 
waren aufgrund entsprechen 


Vorschriften „gezwungen“, dem 
Letten eine vollständige Berufsun- 
fahigkelt abzusprechen, well er als 


Goldschmied weiterarbeiten könne, 
auch wenn er nur die „halbe Ar- 
beitskraft"" eines gesunden Arbeiters 
wert. sei! Das Landessozialgericht 
Schleswig sah als Krankheitsurssche 
nur eine Fehlhaltung“ an 
und empfahl deshalb „Arbeitsthera- 
pie“! Die Frechheit dieser Empfeh- 
hung wird klar, bedenkt man, daß 
RM. gerade wegen der Zwangsar- 
beitsbedingungen seine Leiden be- 
kommen hat. 


& Von 1961 bis 1965 lehnten die 

gleichen Gerichte einen Antrag 
auf Versorgungsrente ab, 
wobei bewußt ignoriert wurde, wel- 
ches schreckliche Ausmaß die Lei- 
den zuweilen hatten und auch der 
Zeitpunkt des Ausbrechens — unter 
dem Faschismus — ignoriert wurde. 


Nazi-Verfolgte werden erneut 
bestraft 


Ein 1961 von R.M. gestellter 
uf Wiedergutm 


fenbarte, was westdeutsche Richter 
von der Rechtssprechung des 3. Rei- 
ches halten. Man sollte annehmen, 
daß dem Letten eine vorgeschriebe- 


ne Wiedergutmachung 
denn: 

‚Anspruch auf Entschädigung 
hat, wer in der Zeit vom 30. Januar 
1933 bis zum 8. Mai 1945 (Verfol- 
gungszeit) wegen seiner gegen den 
Nationalsoziallımus gerichteten po- 
tischen Überseugung, aus Gründen 
der Rasse, des Glaubens oder der 
Weltanschauung (Verfolgungsgrün- 
de) durch nationalsozialistische Ge- 
wultmaßnahmen verfolgt worden ist 
und hierdurch Schaden an Leben, 
‚Körper, Gesundheit, Freiheit, Ei- 
‚gentum, Vermögen oder in seinem 
beruflichen und wirtschaftlichen 
‚Fortkommen erlitten hat (Verfolg- 
er)", 


In der ihm nach über fünf (1) 
Jahren mitgeteilten Begründung der 
Ablehnung des Antrages wurde be- 
striten, daß R.M. ein politisch Ve 
folgter gewesen sel. Es habe ch 
„lediglich“ um die übliche Bestr 
fung von „Fahnenflöchtigen“ gehan 
‚delt!! Daher habe er keinen An 
spruch auf Wiedergutmachung. 
Auch das Landgericht Köln gab 
in seinem Urteil vom 27.7.1967 un 
mißverständlich zu verstehen, daß 
nach den Maßstäben der heutigen 
Just 


zusteht, 


‚die Faschisten 


anzusehen sei, da er nicht aus Grün- 
den der Nationalität oder der poll- 
tischen Überzeugung bestraft wor- 
den sei, sondern. als „Fahnenflüch- 
tiger“, j 
Damit stellte sich ein westdeut- 
sches Gericht hinter den 

Raubkrieg der deutschen Faschisten 
gegen die Sowjetunion. Wer sich 
damals gegen diesen Krieg stellte 
und seine aktive Teilnahme daran 
verweigerte, wird nicht etwa ver- 
teidigt gegen die Nazi-Verbrechen, 
sondern nachträglich als zu Recht 
bestrafter „Krimineller“ angesehen. 


Im Sommer 1972 wurde ähn- 
lich von einem Hamburger Gericht 
argumentiert, als es darum ging, ob 
der Faschistenführer Frey (Heraus- 
geber der „Nationakzeitung“) den 
1935 verurieilten und hingerichte- 
ten Hamburger Kommunisten Fiete 
Schulze als „Mörder“ beschimpfen 
Surf. Dazu hatte ein NS-Staatsan- 
wall am 11, März 1935 in seinem 
Plädoyer geäußert 

„Meine Herren Richter! Es gibt 
kein objektives Recht! „Strafrecht 
st heute Kampfrecht/ ..Fiete 
Schulze ist Todfeind unseres Staates 
Seine Zunge ist gefährlicher .. 
als Kugeln..... Die Anklagekonstruk- 
om wird gleichgültig sein, da in 
jedem Fall ein Antrag auf Toder- 
strafe gestellt werden kann“, 

Diese Auffassung eineg NS-Ge- 
richts fand auch ein Hamburger Ge- 
richt im Jahre 197 2 durchaus 
noch einleuchtend und gerechtfer- 


ausdrücklich zugebilligt, den ermor- 
deten Kommunisten Fiete Schulze 
einen Mörder zu nennen, da dieser 
schließlich „rechtskräftig verurteilt“ 
ei, 


„Im Namen des deutschen 
Volkes” in den Fußstapfen des 
Nazismus 


Daß das „Dritte Reich“ auf Un- 
recht und Gewalt gründete, wird 
‚schwerlich ein westdeutscher Ric 
ter.öffentlich zu bezweifeln wägeı 
indest welt 1945 — 
ug Das hindert die went« 
deutsche Justiz jedoch offenbar kal- 
sich in bestimmten Fällen 
techtsgrundaktze" und 
„Rechtssprechung" zu eigen zu mas 
‚ähen, — Hin Nö-Gericht hat Fiete 
Schulze als „Mörder“ zum Tode 
verur bitte sehr, das Urteil 


;nso_ im Fall des Letten R.M. 
Das Gericht fragt nicht danach, ob 
der faschistische Krieg gegen die 
Sowjetunion ein Angriffskrieg war, 
wie ihn sogar die Verfassung der 
BRD ausdrücklich verurteilt. Es 
fragt auch nicht danach, ob völker- 
rechtlich eine Grundlage bestand, 
den lettischen Bürger R.M. 
zum Dienst in der deutschen 
Wehrmacht“ des Faschlmus zu 
pressen, Für das Gericht ist nur in- 
teressant, daß nach den dama- 
ligen — d.h. faschistischen 
„Rechtsgrundsätzen" — die Hand- 
lüng von R.M. „Fahnenflucht“ war, 
RM. daher „zu Recht“ bestraft 
wurde und für die bleibende Ruinie- 
rung seiner Gesundheit keinen fi- 
nanziellen Ausgleich zu erwarten 


hat, 

‚Wo käme denn die Bourgeoisie 
hin, wenn jeder Arbeiter oder Bauer 
sich einfach weigerm darf, in einem‘ 
imperialistischen Angriffikrieg zu 
dienen? Krieg ist Krieg und Recht - 
Ist Recht! 

Im Falle des Letten R.M. haben 
wir ein anschauliches Beispiel dafür, 
wie sich die Bourgeoisie auf ihre 
Büttel verlassen kann: Obwohl en 
keineswegs gefährlich wäre, R.M. 
als Nazi-Verfolgten anzuerkennen, 
haben die Richter dennoch „in- 
stinktiv” richtig gehandelt: „Fahr 
nenflucht" ist eim „Verbrechen” „ 


das prinzipiell im Imperialismus ver« 
folgt wird. 
Jedoch gibt es auch Richter und 


andere Beamte, die den Anspruch 
haben, tatsächlich Mitgliedern der 
Arbeiterklasse zu helfen, sowelt sie 
dies im Rahmen ihrer Tätigkeit 
können. Ebenso wie die Bourgeolsle 
bemüht ist, diese durch Disziplinie- 
rungsmaßnahmen, moralische Er- 


sein, diese Menschen in ihrer Hal 
tung zu. bostirken und sie noch 
näher an die Arbeiterklasse heran« 
bringen. 

Diejenigen jedoch, die als Mit- 
lieder des bürgerlichen Stastes auf 
der Linie Ihrer Nerren marschieren, 
müssen schonungslos bekämpft und 
entlarvt werden 

Der Latte R.M, hat am eigenen 
Leibe gespürt, was das Geschäft 

ser Herren’ It. Wie Im seinem 
Falle Ist ex unsere Pflicht, alle Mit: 
glieder des Staates bloßzustellen, 
die sich weigern, der Arbeiterklasse 
in der Tat zu helfen, und die sich 
den Zielen der Dourgeoinie wer“ 
schrieben haben, 

KB — Lübeck “ 
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it neuen Maßnahmen hat 
die Bourgeoisie Vorberer 
tungen und Übungsfälle für 


den Bürgerkrieg intensivert 
© der Dundengrenzachutz stellte 
weine Spezialtruppe „Grenz- 
schutzgruppe 9" (GSG 9 oder 
auch „Anti-Terror-Polizel” ge 
mann) vor 
die Polizei wird zusdtzlich mit 
chemischen Kampfstoffen aus 
gerüstet 
In Baden-Württemberg hat das 
Innenministerium einen Erlaß 
zur Bespitzelung streikender 
"Arbeiter herausgegeben, der in 
den vergangenen Streiks schon 
praktiziert wurde, 
Offizielles Ziel dieser Maßnahmen 
ist die Erhöhung der „Inneren Si- 


Der „Vater“ des Mordkommandos GSE 9 Bundesinnenminister Genscher 


stellt seine Schützlinge vor. 


15 Millionen Mark hat beispiels- 
weise bisher die Ausrüstung der 
'GSG 9 gekostet - begründet wurde 
das mit der Gefahr besonders ge- 
fährlicher Gewaltverbrecher und 
Terroristen, die in den letzten Mo- 
naten und Jahren intensiv und aus- 
führlich der Bevölkerung vor Augen 
geführt wurde: 

@ durch die Hetzkampagne ge- 
gen die „RAF” (Baader-Mein- 
hof), 

durch spektakuläre Tatsachen 
— Gangsterfilme im Fernse- 
hen, wie z.B. Bankraub mit 
Geiselnahme in München und 
Köln, 

durch die blutig niedergeschla- 
gene Geiselnahme israelischer 
Sportler durch Araber usw. 


der Bourgeoisie sogar, viele fort- 
schrittliche Menschen über ihre ei- 
gentlichen Ziele zu täuschen und 
ungehindert die Faschisierung wei- 
terzutreiben. 


Wer sind die Terroristen? 


„Terroristen sind keine gewöhn- 
lichen Kriminellen, sie sind Leute, 
die eine gewisse Basis haben”. So 
Hamburgs ehemaliger Innensenator 
‚Ruhnau am 25.9. im zweiten Deut- 
schen Fernsehen. 

Tatsächlich bezeichnet die Bour- 
geoisie alle „Feinde der staatlichen 
Ordnung” als Terroristen. Je größer 
die Basis dieser Feinde, desto ge- 
fährlicher für die Bourgeoisie. Wird 
auf der einen Seite der Terrorist 
als der schwerbewaffnete, skrupel- 
lose Gangster dargestellt, wird ande- 
erseits dieser Begriff vor allem 
auf die politischen Gegner dieser 
Ordnung ausgeweitet: Linksradika- 
ie, Araber usw. Mehr noch: strei- 
kende Fluglotsen („eine Minder- 
beit. terrorisiert. die Fluggäste”), 
kommunistische Studenten („links 
radikaler Terror an den Universi- 
täten”) und streikende Arbeiter 
(„Türken-Terror bei Ford”, „Ter- 
ror in den Fabriken”). 

Art und Umfang der Aufrüstung 
der staatlichen Schutzorgane zei 
gen denn auch eindeutig, daß es 
nicht um die Bekämpfung einzelner 
Krimineller und einzelner Terror- 


Jetzt ist es amtlich! Nachdem be- 
kannt geworden ist, daß die Polizei 
Baden-Württembergs unter anderem 
inGöppingen, Heidelberg und Karls- 
ruhe bei vergleichsweise „harmlosen” 
Streiks gegen. die Streikenden, spe- 
ziell gegen „Rädelsführer” ermit- 
telte, hat das zuständige Innenmi- 
nisterum dieses an die Öffentlich- 
keit gedrungene Vorgehen nachträg- 
lich durch einen Erlaß abgesegnet, 
der die Polizei verpflichtet, bei 
Streiks für die „Öffentliche Sicher- 


‚cherheit” und der Kampf gegen den | wird versucht, der Bevölkerung das 
en Gefühl der Bedrahung der sisss 


(cherheit”" und der Kampf gegen den 
„Terror jeder Art”. 

Dazu meldete BILD am Sonntag 
am 23.9,: „Die Sicherheitsbehörden 
erwarten "spektakuläre Terrorakte" 
ultralinker deutscher Untergrund- 


Die „Grenzschutzgruppe” 9 besteht 
$zur Zeit aus 115 Freiwilligen und 
5 auf 170 Mann aufgestockt wer- 

den. 

Eine Einheit von 32 Mann ist 
rund um die Uhr in Bereitschaft und 
kann jederzeit innerhalb von 15 Mi 

# nuten über Funk abgerufen werden 

Von ihrem Stationierungsort Hange- 
Elar bei Bonn kann die Truppe jeden 
Ort in der Bundesrepublik innerhalb 

von höchstens 4 Minuten erreichen. 

‚Ausgerüstet sind sie mit Hub- 
schraubern, die auch auf Häu: 
serdächern landen können, 
Ein Fuhrpark von Mercedes 
ige sind kugelsicher 
mit verschiedenen 
Nu ‚childern (darunter 
auch ausländische) steht je- 
derzeit zur Verfügung. 
Mauser + Schnellfeuergewehre 
‚d mit Infrarot-Zielgerkten 
tattet, die bei 
Nacht und Nebel auf mehrere 
hundert Meter Treffsicher 
heit garantieren. In der GSG 9 
soll en 60 Präzisionsschützen 
geben, die ein fünf-Mark-Stück 
auf eine Entfernung von 300 
Metern durchschießen, 
Schießen ist Tages Training. 
Handfeuerwaffen können 
ebenfalls mit Zielfernrohr, 
jschtsichtgerät und Schall 
dämpfen versehen werden, 


gruppen und arabischer Terroristen 
Dafür gibt es zahlreiche Hinweise. 
München sowie awol große Fabrika 
tionszentren (? ) gelten.als 
angriffs 


wird versucht, der Bevölkerung das 
Gefühl der Bedrohung der eigenen 
Sicherheit zu geben, wird an ein 
ganz natürliches Schutzbedürfnis 
appelliert. In diesem Klima werden 
Maßnahmen durchgeführt, die nicht 


Neben der 
aben die Männer „Sprachver$ 
schleierungsgeräte”, die ein 
Abhören oder Stören ihre 
Funkverbindungen unmöglich& 
hen. H 
it einer „Lichtgiraffe” kön$ 
nen sie den Standort einen 
Verdächtigen taghell ausleuch$ 
ten. 
Spezialkampfanzüge au 
schlüpfrigem Leinen mache 
im Nahkampf.ein Festhalteng 
in der Kleidung unmöglich $ 
Rangabzeichen werden nicht& 
getragen, damit die Führungs# 
offiziere' nicht sofort. ausfin 
dig gemacht werden können 
Zur Standardausrüstung ge 
hören außerdem: Panzerwe 
sten, Tonbandgeräte, Kameras, 
Material, für den Barrikaden: 
bau u.a 


Die Ausbildung der Spezialein- 
helt besteht aus: 
9 Wochen Basisunterricht, 
13 Wochen Spezialtraining,, 
146 Stunden Rechtskunde. 


210 Stunden Waffenkunde un 
Schießtraining, 
140 Stunden 


werden Seminare in 
‚bgehalten. Neben dom 


Außerden 
Psychologie 
täglichen Training werden 


ng der Bevölkerung 
sondern geradezu e- 


ur die Duld 
finden solle 
fördert werden („für die Sicherheit 


Ist uns nichtszu teuer".) Im Schutze 


| 
| 
Kurelll 
| 


icher. 


laufenden 
den Lohnrahmentarifvertraj 


| ee peiwweidienst undi] leitet war von zahlreichen Warn- 
mas streiks, ausgegeben worden. 
x Nun ist es allerdings nichts Neu 


der gffene amtliche Erlaß. 


Allein dies 


leiter Steinkühler zu einer Stellung 
nahme:„Dieser 
rechtswidrigen und mißbräuchli 
chen (1) Einsatz der Polizei d 

die — da sie ohnehin überlastet un 


‚olcher Stimmungsmache gelingt os 


unterbesetzt Ist 


heit und Ordnung” zu sorgen. Die 
ser Erlaß ist parallel zu den jetzt 
Tarifverhandlungen um 

der be- 


‚daß die Polizei gegen Streiken- 
de eingesetzt wird, wie die Jüngsten 
Schlägereinshtze bei den spontanen 
Streiks gezeigt haben, Neu Ist allein 


Tatsache veranlaßte 
‚den Stuttgarter IG Metall-Dezirkr 


Erlad stellt einen 


für wichtigere 


isten geht, ‚sondern daß hier eine 
umfassende militärische Vorberei- 
tung auf Massenkämpfe stattfindet. 

Neben der allgemeinen Aufrü- 
stung von Polizei und Bundesgrenz- 
schutz greift die Bourgeoisie dabei 
immer mehr zum Aufbau von Son- 
dereinheiten, den Killertruppen. 

In der- Bundeswehr sind es die 
„green berets”, beim Grenzschutz 
die GSG 9, in der Polizei die 
MEKSs, Mobile Einsatzkommandos. 


Hauptfähigkeit: skrupelloses 
Killen und blinder Gehorsam 


Für diese Killertruppen werden nur 
Freiwillige herangezogen. Schon bei 
Bildung der GSG 9 stand in der 
„Bild am Sonntag” vom 17.9.72 
Zu lesen: „Die Spezialbeamten des 
Bundes müßten einen schwerbewaff- 
neten, feuerbereiten Gegner mit der 
Einstellung gegenübertreten, im Not- 
fall zu töten — ohne Überlegung 
und mit dem ersten Schuß!” 

Neben der harten militärischen 
Ausbildung, die alle möglichen Spe- 
Zialfähigkeiten vermittelt (siehe un- 
ten), wird die Ausbildung mit einer 
Erziehung zur Menschenverachtung 
verbunden. 

Als Mittel hierzu dienen die kör- 
perliche Erniedrigung mit brutalen 
Mitteln. Neben einem abstumpfen- 
den Drill gehören dazu solche Metho- 
den, wie sie der Vorsitzende der 


| Aufgaben eingesetzt werden sollte.” 

Angesichts der massiven Auf- 
rüstung der Polizei und ihrer Vorbe- 
reitung af solche Aufgaben wie 
„Einsatz bei ‚wilden’ Streiks” klingt 
ie halbherzige Pflichtübung Stein- 
kühlers wie ein Hohn. 

Stuttgarts Innenminister Schieß 
beruft sich bei diesem Erlaß nämlich 
auf bestehendes Recht! In der für 
das ganze Bundesgebiet geltenden 
„Vorschrift für den großen und 


Und außergewöhnlichen Sicherheits- 


und außergewÖhnlichen Sicherheits- 


Polizei ermittelt gegen streikende Arbeiter (hier bei Ford in Köln), 


und Ordnungsdienst” heißt es unter 
der Überschrift. „Arbeitskämpfe'" 
„Durch frühzeitige Aufklärung und 
Erkundung sind Ausmaß und Cha 
rakter von Arbeitskämpfen sowie die 
örtlichen Verhältnisse (etzustellen. 
Rechtzeitig eingeleitete Maßnahmen 
können. vorübergehend Ausschrei 
tungen und Gewaltanwendungen 
verhindern. Mit den Vertretern der 
Sozialpartner, insbesondere mit den 
örtlichen Betriebs und. Streik 
tungen, ist. Verbindung aufzuneh 
men. Die Polizei hat sich in die 
Auseinandersetzungen der Sozlal 
Partner nicht einzumischen. Gegen 
pesetzwidriges Verhalten Ist einzu 
schreiten. Notstandsarbeiter und Ar- 
beitswillige sind zu schützen. 80: 
weit erforderlich, ist die Sicherheit 


Selte 21 


PolizeiGewerkschaft Kuhlmann 
kürzlich enthällte: ‚In der Milltonne 
sitzen und. singen”, „ein. Offizier 
wurde nachts ausgezogen und mit 
dem Geschlechtsteil an einen Baum 
gebunden”, Folterungen usw. 

Darüberhinaus gehört ein inten- 
siver psychologischer Unterricht zur 
Ausbildung, dessen Ziel es ist, das 
Feindbild klar zu umreißen. 

Im ZDF-Magazin vom 25.9. wur- 
de ein Schulungsraum so einer Spe- 
Zialeinheit gezeigt, wo auf einer 
Tafel das Verhältnis Staat (Polizei) — 
Gegner (Gesetzesbrecher) als das 
Verhältnis „Kammeräger - Schäd- 
ling” gezeichnet wurde. Ein Schüler 
erklärte hierzu:,Es ist, als wenn 
man die Umwelt von einem Schäd- 
ing erlöst.” 

Mit einem Training zu skrupel- 
losem Killertum und blindem Ge- 
horsam schafft sich die Bourgeoisie 
Mordkommandos, die für alle ihre 
Ziele einsetzbar sind 


Das ist deshalb notwendig, da 
ihre normalen Truppen in Bundes- 
wehr (und sehr bedingt auch die 
Polizei) diese 100-prozentige Ver- 
wendungsfähigkeit nicht haben. Auf- 
grund ihrer Zusammensetzung (sie 
rekrutieren sich aus dem Volk) wi- 
derspiegeln sich auch in ihnen die 
unterschiedlichen Klasseninteressen 
und machen sie deshalb immer für 
„Zersetzuog” durch antimilitaisti 
iche Propaganda und mögliche Un 
terwanderung anfällig 


der An- und Abfahrt zum Arbeits- 
platz zu gewähren.” 

Steinkühler verbreitet in seiner 
Stellungnahme den Eindruck, als 
liege hier ein peinlicher Ausrutscher 
(„mißbräuchlicher Einsatz”) eines 
länenministers vor, der zudem noch 
von der CDU ist, 

Tatsache ist jedoch, daß in der 
ganzen Bundesrepublik die Polizei 
unter dem Deckmantel „TerrorBe- 
kämpfung” für solche Einsätze ge- 
rüstet wird und die gesetzlichen 


rüstet und die gesetzlichen 


Grundlagen hierfür schon längst ge 
schaffen sind. 

Dies den Arbeitern offen zu 
sagen und hiergegen zu protestieren, 
das wäre die Aufgabe Jedes ehrlichen 
Gewerkschafters - die Polizei aller 
dings auf ihre „wichtigeren Auf- 


gaben” hinzuweisen, ist ein schlech 
tor Witz! 
In dieselbe Kerbe haven Übrigens 


Verfassungsschützer“ von der 
die den Streik-Erlaß »0 kom. 
;owohl der Straikerlaß 
der baden-württembergischen CDU- 
Regierung als auch die polizeilichen 


| 

I 

| 

| die 

| Ermittlungen verstoßen gopen die 


DK®, 
montieren 


Verfassung” (UZ 8.10.73), [ 


Metall-Komitee 
KB-Gruppe Hamburg 


‚Arbeit 
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Giftgas im 
Polizei-Einsatz 


“ 
brennt, juckt, schockt und erzeugt 
‚Apathie”, beschreibt Polizeidirek- 
tor Vogel, und hat die Funktion, 
„bestimmte Arten von Widerstand 
in eleganter (!) Form zu brechen” 
(Zitate aus „Prankfurter Rundschau” 
vom 11.8, 
„sersuchsweise” Chlor-Apetophenon 
auch dem Inhalt der 
beigemischt. Von den „Spray-Do- 
son" 
bestellt worden. 


Das Waffenarsenal der Frankfurter 
Polizei ist um „Spray-Dosen” be- 
reichert worden, mit denen der 
‚chemische Kampfstoff Chlor-Aceto- 
phenon gezielt gegen einzelne Per- 
sonen eingesetzt werden kann. Die- 
ser Kampfstoff wurde bereits im 
Ersten Weltkrieg von der deutschen 
Armee unter dem Namen ,„Weiß- 
kreuz” eingesetzt. 

Von dem Kampfstoff genügt ein 
kurzer Spritzer aus der Spray-Dose. 
(etwa eine halbe Sekunde), um 
Menschen vorübergehend „außer 


Die „Wunderwaffe” wird vorgestellt. 


'ht zu setzen". „Das Spray 


3). Schon seit März wird 
Iasserwerfer 


sind vorerst hundert Stück 


Umschrieben mit beschönigenden 
Worten wie „Präzisierung“ und „Ve 
einheitlichung“ wird gegenwärtig 
von der SPD/FDP-Regierung, im Ver- 
ein mit den Regierungen der Bundes- 
länder, die verschärfte Anwendung 
des „Radikalen-Erlasses” vom 28.1 
1972 betreiben. 

n diesem von den Ministerprä 

denten der Bundesländer festg 

legten Erlaß heißt es; 

„Ein Bewerber, der verfassungr 
feindliche Aktivitäten entwickelt, 
wird nicht in den öffentlichen Dienst 
eingestellt. Gehört ein Bewerber 
einer Organisation an, die verfar 
aungsfeindliche Ziele verfolgt, 10 
begründet diese Mitgliedschaft Zwei 
fel daran, ob er jederzeit für die 
freiheitlich-demokratische Grund 
‚ordnung eintreten wird. Diese Zwei 
fel rechtfertigen in der Regel eine 


Ablehnung 
schedi. 
Der „Radikalen-Erlaß" erneuert 
inhaltlich nur den „Adenauer-Erlaß“ 
von 1950. Dieser war seinerseits 
nur eine Neuauflage des (aschiati 
schen „Gesetzes zur Wiederherstel 
lung des Berufsbeamtentums" vom 
7. April 1933, in dem es u.a. heißt 
fh 4) Beamte, die mach ihrer 
bisherigen politischen Betätigung 
nicht die Gewähr dafür bieten, daß 
sie jederzeit rückhaltlos für den 
‚nationalen Staat eintreien, können 
aus dem Dienst enilassen werden.“ 
Es Ist offensichtlich und auch 
nicht zufillig, daß die Benriffe 
des „Radikalen-Erlasses“ der sub- 
jektiven Auslegung viel Raum lassen. 
Wo 2.B. die „Ireiheltlich«temokra 
tische Grundordnung“ genau aufhört 
und die „Verfassungsfeinde“ anfa 


des Einstellungsbe 


Polizei behauptet, daß der 
jeue Kampfstoff völlig unge- 
Ihrlich sel und keinerlei ge- 
undheitliche Schädigungen hervor- 
rufen würde. Die Wirkung des 
„Sprays” würde „im Regelfall nicht 
länger als 15 Minuten” dauern (FR 
vom 1.8.73). Dies muß schon al- 
iein bezweifelt werden, wenn man 
die Wirkungsweise von Chlor-Ace- 
tophenon betrachtet. So wurde 
Mitte Juli 73 bei der äußerst bru- 
talen Auflösung eines Straßenfestes 
der Bergstraße, das ausländische 
Familien veranstalteten, die in den 
Mietstreik getreten waren, u.a. der 
Kampfstoff mit Wasserwerfern ver- 
sprüht, Die Folge davon war, daß 
die Angegriffenen noch tagelang 
Kopfschmerzen, Brechreiz und Au- 
genschmerzen hatten. Einige Per- 
sonen mußten sich mit einer Horn- 
hautentzündung der Augen in ärzt- 
liche Behandlung begeben. 

Die „Spray-Dose” gibt überdies 
den Polizisten die Möglichkeit, die 
eingesetzte Menge von Gifigas be- 
iebig zu dosieren. Im „Normal 
fall” soll ein kurzer Ausstoß von 
kaum einer halben Sekunde „aus, 
reichend” sein. Die „Spray-Dosen” 
enthalten jeweils 140 derartige „Por 
tionen", Was hindert die Polizisten 
jedoch, den Daumen mal etwas 
länger auf dem Knopf der „Spray 
Dose” zu halten, um es einem De- 
monstranten „mal so richtig zu ge- 
ben”? Auf die Frage, was passiert, 
wenn statt einer halben Sekunde 
mal etwas länger „gesprüht”” wird, 
meinte Polizeidirektor Vogel trok: 
ken, dann „juckt und brennt es 
etwas mehr” (FR vom 11.8.73). 

In einem Gutachten der Univer 
sitätsaugenklinik Hamburg wird 
Chlor-Acetophenon allerdings als 

agaressives Kampfmittel” bezeich 
net. Es soll bleibende Schädigungen 
‚in direktem Kontakt mit dem Ge 
\webe in flüssiger oder fester Form” 
verursachen sowie bei hoher Kon- 
zentration Hornhauttrübungen und 
„defekte herbeiführen (FR 24.8.73). 

Daraufhin behauptete die Pol 
zeiführung, sie verwende gar nicht 
Chlor-Acetophenon, sondern einen 
änderen Stoff auf Acetophenon- 
Basis, Im Gegensatz zur oben z 
tierten Aussage von Polizeidirck- 
tor Vogel erklärte nun plötzlich 
der technische Referent der Polizei- 
abteilung {m hessischen Innenmi- 
nisterium, Hans Sturm, „son Apathie 
nach einer Dusche aus der Dose 
könne keine Rede sein” (FR vom 
16.8.73). In einem Gutachten für 
den Unterbezirksvorstand der Frank- 

en Unterbezirksvorstand der Frank 


furter SPD wiesdagegen der Diplom- 


shemiker Gerhard G 
raufhin, daß es sich bei dem ver 
wendeten Kampfstoff in der Ta 
um Chlor-Acetophenon handelt 
Darüber hinaus kam or zu der 
Schlußfolgerung: „Zehn Liter des 
eingesetzten Wassers enthalten be- 
reits die Dosis, die unter ungänst- 
gen Umständen in geschlossenen 
Räumen zum Tode führen kann. 
Wird also eine Gruppe von Demon. 
stranten von imprägniertem Wasser 
durchnäßt, für lingere Zeit zB. 
in einen geschlossenen Transporı 
wagen oder eine enge Arrestzelle 
gebracht, so treten beträchtliche 
Risiken auf." 


benhain = ’Spray- Dosen‘ 


aut Meldung der „Welt am 
Sonntag vom 7.10. soll auch 
[die Hamburger Polizei mit 
den Chioracetophenon- 
sen“ ausgerüstet werden. 


Daneben sind dr 


und die CDU/CSU noch die Gerichte 
einig. Die CDU/CSU rechnet z.B, 
Ohne weiteres größere Teile der SPD 
den „Verfassungsfeinden” zu; und 
die SPD selbst bezweifelt die „Ver- 
fassungstreue‘ ihrer ehemaligen Stu- 
denten Organisation SHB (laut „FR“ 
vom 9.10.73) 

Dafür, daß jemand, wie es auch 
in den neueren Verlautbarungen 
wieder heißt, „Jederzeit (1!) für die 
freiheitlich-demokratische Grund- 
ordnung (was immer man darunter 
verstehen mag) eintritt", gibt es 
weibstverständlich sowieso keine 
„Gewähr“, wie im Krlaß verlangt 
wird. Um dies zu beurteilen, müßten 
die Behörden und Richter nicht nur 
nit Röntgenaugen In die Köpfe der 
Bewerber blicken Können, sondern 


(Nach FR vom 29, 


sen, darüber sind sich weder die SPD 


83). 

‚Offenbar ist hier eine neue Stufe 
bei der Eskalation der Gewaltmit- 
teldes Staates erreicht, um die werk 
tätige Bevölkerung vom Kampf für 
die Durchsetzung ihrer Interessen 
abzuschrecken und um die Gegner 
der bestehenden Ausbeuterordnung 
mit noch brutaleren Mitteln be 
kämpfen zu können. Allerdings 
handelt es sich bei der neuerlichen 
Eskalation um eine „elegante Form”, 
was nichts anderes heißt, als daß 


Die Polizei wird in Zukunft chemische 


der werktätigen Bevölkerung einige 
Sympathie entgegengebracht wird 
und die sich in zunehmendem Maße 
auch aktiv an diesen Kämpfen be- 
teiligt (siehe AK 28 und 31), 

Aufgrund der neuen Gutachten, 
die in der Bevölkerung bekannt ge- 
worden sind, und durch Kritik der 
Jusos Ist auf Initiative der SPD- 
Fraktion die Anwendung des chemi- 
schen Kampfstoffes vorläufig. zur 
rückgestellt worden. Es soll alles 
„geprüft werden! 


Kampfstoffe gegen Demonstranten 


‚einsetzen, die aus Wasserwerfern geschleudert warden. 


auch ohne Brachialgewalt die Geg- 
ner des Kapitalismus äußerst bru- 
tal bekämpft werden können, was 
dann für außenstehende Personen 
schwerer durchschaubar ist 

Die „Spray-Dose” ist „elegant”” 
und „sauber” — kein Blut, keine 
blauen Flecke, Sie entspricht so 
recht_dem internationalen Trend 
zur Wervollkommnung und „Mo- 
dernisierung”” des Unterdrückungs- 
apparats. 

„Die Polizisten in Frankreich, 
den USA und Mexiko sorgen be- 

its seit mehreren Jahren auf diese 
Weise für Sicherheit und Ordnung. 
(FR vom 1.8.73) 

Dabei ist es sicher kein Zufall, 
daß ausgerechnet die Frankfurter 
Polizei als erste in der BRD mit dem 
neuen Kampfstoff ausgerüstet wurde 
(es folgten München und Stuttgart), 
Schließlich gibt es gerade hier rela- 
tiv entwickelte Kämpfe gegen Miet- 
wucher und Spekulation, denen von 


Daß diese „Überprüfung” zu ei- 
nem endgültigen Verbot führt, ist 
schr unwahrscheinlich, da von CDU, 
SPD, Gewerkschaft der Polizei und 
auch der ÖTV (!) die Anwendung 
von Chlor-Acetophenon befürwor- 
tet wird, Die Gewerkschaftsführer 
‚der ÖTV scheint es wenig zu stören, 
daß die Möglichkeit besteht, daß 
bei Arbeitskämpfen der chemische 
‚Kampfstoff gegen die eigenen Mit- 
glieder eingesetzt werden kann. 

Inzwischen ist überdies klar ge- 
worden, daß die Chlor-Acetophenon 
„Sprays” spätestens dann endgültig 
zum Einsatz freigegeben werden, 
wenn am 1, Januar 74 die Frank 
furter Polizei „verstaatlicht"” (dem 
Bundesland Hessen unterstellt) wird. 
Die hessische Landesregierung ist 
‚ohnehin der Ansicht, die Angele- 


genheit sei „in Frankfurt hochge- 
spielt worden”. [ 
Schülergruppe des KB/Gruppe 
Frankfurt 


Tränengas- 
Wurfkörper (TW) im Einsatz; 


© TW 70/1 mit 2,4 Gramm 
Chloracetophenon (CN) für 

geschlossene Räume. 

TW 70/2 mit 24 Gramm CN 

für den Gebrauch im Freien. 

Er hat die Hüpfwirkung eines. 


auch in Hamburg 


Knallfroschs, damit er nicht 
zurückgeworfen werden kann. 
TW 70/3 mit 24 Gramm CN, 
der verwendbar ist für Maschi 
nenpistolen, Signalpistolen 
und Schnellfeuergewehre, 
Reichweite: 120 Meter. 
‚Außerdem werden in Zukunft 
den Wasserwerfern der Hamburger 


Polizei CN-Dosierungen _beige- 
mischt. [ 
Metall-Komitee, 


KB-Gruppe Hamburg 


Denn schließlich „wird ein echter 
Extremist nie bekennen, daß er’s ist 
Er unterwandert den Staat kader- 
weise und schweigend.” (R. Stobbe, 
ein Befürworter des „Radikalen-Er- 

burger Morgen- 
3). „Radikale“ 
lügen sowieso, und wer behauptet, 
daß er kein Radikaler Ist, der ist wo- 
möglich erst recht einer, 

Mit der scheinheiligen Parole einer 
„Präzisierung“ des „Radikalen-Er- 
lasses“ soll der staatliche Spiels 
erweitert werden, um ihn einer 
noch differenzierter zu handhaben, 
* | und andererseits die allgemeine 
Bespitzelung auszubauen. Der Staat 
kann auf der einen Seite vielleicht 
das Mitglied einer „radikalen“ Or- 
ganisation „durchschlüpfen“ lassen 
und andererseits einen Unorganisier- 
ten abweisen etc. Die Bourgeoisie 
ist natürlich nicht daran Interemiert, 
durch die Bank alle Mitglieder „radi 
kaler" Organisationen vom öffent 
lichen Dienst auszuschließen. Das 
würde angesichts der großen Zahl 
von „tadikalen“ Jungen Intellektuel 


HUT 
—— Inquisition 73 — 
Verschärfte Anwendung des’Radikalenerlasses’ 


unnötig“ viele Jugendliche zu di 
erhafteren Gegnern der Bourgeolsie 
machen, Die Bourgeolle rechnet 
vielmehr darauf, einen großen Teil 
dieser Jugendlichen doch noch ein- 
sscken zu können, „wenn erst der 
Jugendliche Überschwang vorbei ist 
und die Anpassung an die bürgerliche 
Gesellschaft sich auszuwirken be- 
Binnt. Vom Standpunkt der Bour- 
geoisie wäre en daher sehr schädlich, 

suschal eine große Zahl „radikaler" 
Junger Intellektueller zu treffen. Die 
Bourgeolsie und ihr Staat handeln 
vielmehr nach dem System: „Einen 
‚oder zwei hart treffen, und dadurch 
‚zehn oder zwanzig einschüchtern.“ 

‚Am 20.9.73 beschlossen der Bun- 
deskanzler und die Ministerpräsiden- 
ten der Länder eine „Präzisierung’ 
des Berufsverbots gegen Demokrı 
ten und Kommunisten im öffent- 
lichen Dienst,  („Extremistenbe- 
schluß“) 

Wichtigstes Ergebnis der Konfe- 
tenz: Der ursprüngliche Beschluß 
dieses Gremlums zur „Nichteinstel- 
hung politischer Extremisten“ ind 


® 
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‚öffentlichen Dienst soll durch eine 
‚Änderung des Boamtonrechts oretzt 
werden. {n der Konsequenz heißt 
‚das, daß sich Jeder Angestellte oder 
Bewerber für den Öffentlichen Dienst 


die Überwachung seiner politischen 
Gesinnung und Handlungen gefallen 
lassen muß. 


Demonstrativ zum selben Zeit- 
punkt verweigerte der NRW-Justiz- 
minister dem DKP-Mitglied Volker 
Götz. die Ernennung zum Richter, 
untersagte die niederslichsische Re- 
ierung dem Lehrer Ulrich Müller 
die Einstellung in den Schuldienst, 
suspendierte der Hamburger Schul. 
senator zwei Referendare und ver- 
hängte sogar ein Ausbildungsverbot 


Ron Ende April 1972 hatien. 
sich die Länderinnenminister auf 
eine Konkretiderung” des Minter- 
präsidentenerlasses geeinigt. Vorge- 
sehen war, daß die staatlichen Be- 
hörden bei Je de m Bewerberin 


Jedem FallErkundigungenüber | Frage der Berufsverbote 
Te einholen Solche 

inenministerius 1ol ;olche 
Erkundigungen "sollten Aufschluß | 2) die „KPD/ML“ 


über das politische Verhalten des 
‚Bewerbers während der letzten fünf 
‚Jahre (!) geben, Mehrere Bundcslän- 
der haben sich in der Zwischenzeit 
diese Linie zu eigen gemacht. 

Willy Brandts „überraschender 
Vorstoß“ auf der Ministerpräsiden- 
tenkonferenz vom 209.73 hatte zum 
Inhalt, genau diese Praxis durch eine 
Änderung des Beamtenrechts gesetz- 
lich zu verankern. Eine Änderung 
des Beamtenrechtsrahmengesetzes 
ist eben nicht nur eine formale, 
Juristische Sache. Sie bedeutet, daß 
die Anwendung der Berufsverbots- 
bestimmungen auf alle Beamte 


‚oder Angestellte des Staates obliga- 
torisch wird. 
Schien der „Extremistenbe- 


schluß“ vom Januar 72 vordergrün- 
dig ein Berufsverbot gegen Mitglie- 
der linker Organisationen zu sei 
istjetzt offensichtlich, daß 
es um die Überwachung, Diszipli- 
- nierung und Säuberung aller Ange- 
hörigen des öffentlichen Dienstes 
geht. j 
Das bedeutet einen eindeutigen 
Auftrag an den Verfassungsschutz, 
zur totalen Überwachung der Aner- 


Zur (otalen Überwachung der Ange- 
‚hörigen des Öffentlichen Dienstes. 
Es ist bereits praktiziert worden, 
daß die Unterzeichnung eines Auf- 
rufs füreine antifaschistische Kund- 
gebung (Hamburg), die Teilnahme 
an einer Demonstration gegen die 


US-Asgreion in Indochina (Augs- 
burg), das Verfassen eines gewerk- 
undschreibens 


schaftsinterner 
(Heidelberg) als „Beweis“ dienten, 
um ein Berufsverbot auszusprechen. 

Damit nicht genug: Selbst solche 
„Indizien“ wie etwa: der Bewerber 


war früher mal mit „Linken“ be- 
frdundet, er hat mal eine rote Fahne 
vor seinem Haus aufgestellt, er war 
als Studienanfänger mal in einer 
„foten” Basis-Gruppe usw. scheinen 


den Behörden mitunter akzeptabel. 
Nicht in jedem 
Die Bourgeoisie und ihr St 


il, wohlgemerkt! 
it 


sind durchaus genötigt und bereit, 
‚der Mehrheit der Intellektuellen 
mögliche „Jugendsünden““ zu ver- 
geben; in Einzelfällen Jedoch führen 
sie auch eine exemplarische, Best 
fung*(Berufsverbot) vor, um zu zei- 
en, daß „linke Jugendsünden” auf 
Jeden Fall nicht ohne Risiko sind, 
Zur Ausweitung des Klimas der 
‚gogenseiligen Bespitzelung und Do- 
nunzlation gehört es auch: 
Wenn die Hamburger Schulbe- 
hörde Referendar-Ausbilder auf- 
fordert, die Arbeiten der Jungen 
Referendare (auszubildende Re- 
ferendare) noch stärker unter 
politischen Gesichtspunkten zu 
bewerten und Äußerungen der 
Referendare in Seminar-Diskus- 
sionen an die Schulbehörde wei- 
terzuleiten, um „Justiziables‘“ 
(@ gerichtlich verwertbares) Ma- 
terial gegen „Radikale“ zu sam- 
mein. 


Zwei falsche Linien in der 


Die „KPD/ML“( „Roter Morgen“) 
fährt in dieser Frage einen extrem 
blöden und provokatorischen Kurs, 
indem sie den Kampf „gegen“ di 
Berufsverbote vornehmlich _ al 
Kampf gegen die DKP führt, 

Tatsache ist, daß vonden 
Berufsverboten im "öffentlichen 
Dienst gerade DKP- und MSB-Mit- 
glieder zahlenmäßig immer noch am 
stärksten betroffen sind. Für die 
„KPD/ML“ darf das jedoch nicht 
wahr sein. Sie behauptet unverfroren, 
daß die DKP vom Berufsverbot gar 
nicht betroffen sei, sondern daß der 
bürgerliche Staat im Gegenteil ganz 
versessen darauf ist, DKP-Mitglieder 
in den öffentlichen Dienst zu holen, 
um mit ihrer Hilfe den eigentlichen 
Hauptfeind, die „KPD/MLY, zu be- 
kämpfen. 

Zum „Fall Götz“ z.B. erschien 
im „Roten Morgen“(28.7.73) ein 
Artikel unter der Überschrif 
Ordnungsfaktor in diesem 
Die DKP sei eine „Partei des 
Kapitals“ und ein „Unterdrücker 
des Volkes“. 


„immer mehr sieht sich 
Bourgeoisie genötigt, die „D’%K 
als eine staatstragende Kraft auftu- 
‚polieren, um sie Im Bedarfafalle für 
Ihre Zwecke, zur Verwaltung und 
Erhaltung Ihrer Macht einsetzen zu 
‚können, 

„DKP-Götz kommt der Bourge- 
oisie gerade recht. Will sie doch mit 
nm ihre Klassenjustiz tarnen. ..Es 
wäre nicht verwunderlich, wenn 
dieser staatserhaltende Salonkom- 
munist Götz schon bald Urteile ge- 
‚gen Marxisten-Leninisten verhängen 
wirde, um seinen bürgerlichen Herren 
zu beweisen, wie treu er auf Ihrer 
Selte steht,“ 

Ein Richter Götz wäre der 
„KPD/ML“ zweifellos „gerade 
recht“ gekommen, um ihr vorgeb- 
lich „antirevisionistisches“, in Wahr- 


heit aber für jeden Kommunisten 


Schreckliche Frage- 
bogen in Griechenland 


Faschistischer Zynismus (aus „Na- 
tonalzeitung” vom 18.2.72) 


beschärzendes Gekeife gegen die 
‚Opfer des Berufsverbots fortzuset- 


Nachdem es dann mit Götz. 
‚doch nichts:geworden ist (zweifel- 
os ein weiteres „Komplott“ von 
DKP und Bourgeoisie gegen die 
„KPD/MLI), fällt dem „Roten 
Morgen“ vom dazu nür ein, 
daß Götz ein „Revisionist durch 
und durch“ ist, und daß sich die 
Berufsverbote doch nicht gegen die 


"zen. 


WEG MIT DEM BERUFSVERBOT! (Demonstration in Hamburg) 


@ 


DKP, sondern ‚gegen das Volk“ 
Be. EC 

Der Kampf gegen die Berufs- 
verbote im Öffentlichen Dienst ist 
Teil des demokratischen Kampfes. 
Wenn Mitglieder der DKP von diesen. 
Maßnahmen betroffen werden, so 
gerade deshalb, weil sie — trotz 
Ihres Revisionismus — dem bürger- 
lichen Staat als zu fortschrittlich 
verdächtig sind, Mit Ihnen sind wir 
als Demokraten solidarisch, und 
zwar auch dann, wenn die DKP 
ihrerseits jede Solidarität mit vom 
Berufsverbot betroffenen „Ultra- 
Linken‘ demagogisch ablehnt und 
sich selbst zu einer Märtyrerpose 
hochspielt. Denn es geht uns ja 
nicht um die DKP-Führung, sondern 
um die langfristige Herstellung von 
Gemeinsamkeiten im demokrati- 
ichen und antikapitalistischen 
Kampf auch mit DKP-Mitgliedern. 
Wir wollen diese nicht durch idioti- 
sche Beschimpfungen noch weiter 
dem Revisionimus in die Arme 
treiben, sondern sie nach Möglich- 
keit für den gemeinsamen Kampf 
gewinnen. 


b) Der KBW (am Beispiel der SSG 
Hamburg) 


Hamburger Schulbehörde am 20,9. 
zwei Referendare von ihrer weiteren 
Ausbildung am Studienseminar aus- 
gesperrt; beide gehören der SSG an. 

Wie aber führte die SSG den 
„Kampf“ gegen diese neuerliche An- 
wendung des Berufsverbots? Nach- 
‚dem sich mit der von der SSG unter 
der wahnwitzigen Parole „Die Jun- 
ta hat ihr Ziel nicht erreicht‘ ge- 
führten Chile-Kampagne nichts 
mehr anfangen ließ, stürzte sich die 
SSG mit Volldampf in die Referen- 
dar-Kampagne (u.a. ein vierseitiges 
Massenflugblatt mit einer Auflage 
von ca. 60 000), als wäre das jetzt 
das wichtigste Problem auf der Welt, 

In Gesprächen mit anderen Orga- 
nisationen lehnte die SSG es ab, die 
Frage der politischen Entlassungen 
inden Betrieben mitindie 
Agitation und in eine möglicl 
Demonstration mit einzubeziehen. 
Das entspricht ihrer lange geübten 
Praxis, den Kampf der Arbeiterklasse 
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‚vom Kampf der fortschrittlichen In- 
telligenz zu trennen. Überdies führte 
die SSG in dem von ihr verbreiteten 
Wust an Papier (insgesamt minde- 
‚stens 8 Seiten mit einer Gesamtauf- 
age von 115 0001) nicht einmal 
‚einen Kampf gegen das Berufs ol, 
‚sondern beschränkte sich im wesent- 
lichen auf einen bomierten „Kampf“ 
um die Wiederzulassung „ihrer‘‘ Re- 
ferendare zur Ausbildung. 

‚Die beiden „Kampfparolen“ der 
SG waren: „Sofortige Aufhebung 
der Suspendierung!*(„ihrer“ Refe- 
rendare) sowie „Für eine Schule im 
Dienste des Vol 

Zu letzterer Parole wurde jedoch 
keineswegs ihre wirkliche Bedeu- 
tung erklärt, daß eine solche Schule 
nur innerhalb einer sozialistischen 
Gesellschaftsordnung möglich ist. 
Vielmehr wurde die Parole auf dı 
platten Begriff gebracht: „In den 
Schulen muß die Wahrheit gesagt 
werden können!“, wobei treuherzig 
versichert wurde, daß Immer mehr 
Referendare und Lehrer den Wunsch 
verspüren, in der Schule „die Wahr- 
heit“ zu sagen. Welche „Wahrheit“? 
Versteht nicht ‚ein liberaler oder 
sozialdemokratischer Lehrer, der 
im Rahmen seines Verständnisses 
gegen reaktionäre Lehrinhalte ist, 
unter „Wahrheit“ etwas ganz ande: 
res als ein Kommunist? Die Basis 
der Parole von der „Wahrheit“ ist 
‚der kleinbürgerliche Idealismus, 

Die Unernsthaftigkeit der SSG 

(KBW)-Politik zeigte sich auch mal 
wieder in ihrer speziellen „Ausl- 
gung“ von Aktianseinheits-Politik. 
In ihrem Aufruf-Flugblatt zur De- 
»n (Titel: „Warum ist die 
() Aktionseinheit der Mas- 
), diffamieren diese 
Herrschaften ein eigentlich notwen- 
diges Zusammengehen mit anderen 
linken Gruppen und Organisationen 
(„Komplott (11) von Organisatio- 
nen“). Dagegen wird demagogisch 
die „breiteste Aktionseinheit der 
Massen“ ausgespielt, die angeblich 
die SSG-Politik und -Mobilisierung 
bringen wird. 

Wie nicht anders zu erwarten, 
brachte die SSG (KBW-Ortsgruppe 
Hamburg) nur ihre üblichen ca. 300. 
Demonstranten auf die Beine. 

Trotzdem durften natürlich die 
üblichen wahnwitzisen Rehlainechät. 

woucnen wanmsizigen renieimscnat- 
zungen der Stimmung der Massen 
‚nicht fehlen. Sq heißt es etwa in 
einem Flugblatt: „Breite Kreise 
Hamburger Eltern, Schüler und Leh- 
rer, große Teile des Volkes sind em- 
‚pört über diese Willkürmaßnahme.' 
(die Suspendierung der beiden Re- 
ferendare.) Und gar von der „spon- 
tan () empfundenen Solidarität 
aller (1!!) Lehrer, Eltern und Schü- 
ier..im Kampf gegen das herrschen- 
de Schulchaos” war da die Rede. 

Warum auch nicht: Wer nach 
der Ermordung tausender chileni- 
scher Arbeiter und der Herrschaft 
des faschistischen Terrors in Chile 


schrieb: „Die Junta hat ihr Ziel 
nicht err-icht“, dem ist auch jede 
andere Ver ‚ckiheit zuzutrauen. I} 
Bündnis’ _ nislon des KB/Gruppe 


Hamburg und ARBEITERKAMPT 
Redaktion 


wad.MAI 1973 


Der KB hat auch in diesem Jahr] 

jzum 1. Mai wieder eine Plattform] 

veröffentlicht, Erstmals wurde dazu] 
Disku 


Imit dem ursprünglichen Entwurf — 
jeinige abdrucken. Der endgültige) 
Text der MabPlattform des KB) 
findet sich im ARBEITERKAMPF 
Ne. 27, 

[Unsere selbständige Demonstration] 
jam 1, Mai in Hamburg = statt Be-) 
teiligung an einer gewerkschafts-| 


leriften worden. Wir veröffentlichen] 
in diesem Heft diese Kritiken und 
jeine Steilungnahme dazu, 


Hamburg: 


Zur Situation an der 
Fachhochschule Hamburg, 
Fachbereich Sozialpädagogik 


er letzte AK berichtete über 

Ike Miseren und Ursachen der 

ürorgeerzichung. In An- 
knüpfung an diesen Artikel wollen 
wir über die Situation der Sozlalar 
beiter und -pldagogen (SA/SP) Stu: 
‚denten berichten, die die Fachhoch. 
schule (FHS) besuchen. Außerdem 
sollen hier die Kämpfe gegen die 
Verschärfung der Ausbildungssitu- 
ation dargestellt werden. 

Die FHS ist eine Institution des 
weiten Bildungsweges. Vorauset‘ 
zung zur Aufnahme ist die Fach 
hochschulreife. Diem wird in der 
Regel durch Mittlere Reife, abge 
schlowene Berufsausbildung und ein 


Semester-Aberkennung für 
555 Sozialpädagogikstudenten 


jährige Fachoberschule erreicht. Für 
‚einen Volksschüler, für den eigent 
lich der zweite Bildungsweg ge- 
schaffen wurde, ist es ein Weg mit 
vielen Opfern und Hindernissen, 
Denn welcher Proletarer ist schon 
in der Lage, eine Weiterbildung 
seiner Kinder zu finanzieren, bei 
einem Stipendium, dessen Höchst- 
satz unter dem vom Sozialamt fest- 
gelegten Lebenshaltungskosten liegt. 

Selbst wenn dieses Ziel erreicht 
ist, verhindert der Numerus Clau 
sus (NC) in den meisten Fällen ein 
Studium an der UNS (von ea. 1000 
Bewerbern können im nächsten 


Jahr höchstens 250 aufgenommen 
worden!), 


Nur wer sich 
‚ck anpabı 
mt man die guten Noten 
schafft den „Sprung”, Student zu 
werden. Hier entlarvt sich wieder 
einmal die bürgerliche Ideologie der 


Chancengleichheit. 

In alten Büroräumen, die die 
Deutsche Angestellten Gewerkschaft 
(DAG) der Hochschulbehörde gegen 
eine Jahresmiete von 600 000 DM 
„freundlicherweise" zur Verfügung 
gestellt hat, sollen die SA/SP Stu- 
Jenten dazu ausgebildet werden 
den Wunden des Kapitalismus kleine 
Pflästerchen aufzukleben. Mittler- 
weile ist uns aber von der DAG 
sekündigt worden, denn ihr paßten 
„kommunistische Schriften” (Flug 
biätter), „beschmieren der Wände” 
(Wandzeitungen) und „ruhestören 
der Lärm” _ (Vollversammlungen) 
nicht. 

Ein starker Leistungsdruck soll 
‚die Studenten daran hindern, sich 
mit den Lehrinhalten kritisch a 
einanderzuseizen. Diese bewegen 
sich auf einer abstrakten, bürgerlich- 
wissenschaftlichen Ebene, mit denen 
der spltere SA/SP in seiner Praxis 
nichts anfangen kann. Weiterhin 
wird hier » schon von vornherein 
verhindert, daß der SA/SP die Ur- 
sachen der Verelendung des Prole- 
iats erkennt, um sich mit den 
„Gestrauchelten“ zu solldarisieren, 
raucheln” aber kann man nur 
über die unmenschlichen Bedingun 
‚gen innerhalb und außerhalb des ka 
pitalistischen Produktionsprozemses. 


(siehe auch AK 33) 

Ein kleiner Teil der Studenten 
hat erkannt, daß diese Ursachen 
nur im Kapitalismus zu finden sind, 
und es darum heißt, ihn konse- 
quent zu bekämpfen. Dieser Teil 
versucht unter den anderen Stu- 
denten eine Agitation und Propa- 
sanda zu treiben, über die Bedin- 
gungen des Kapitalismus und über 
die Kämpfe der Arbeiterklasse und 
der Kommunisten. 

Die sich verschärfende Ausbeu- 
tung der Arbeiterklasse hat zur Fol- 
g6, daß sich die Klassenkämpfe in 
der BRD verstärken werden. Auf 
diese Klassonkämpfe bereitet sich 
die Bourgeolsle mit einem Fächer 
von staatlichen Unterdrück ungsmaß- 
nahmen vor. Zum verstärkten Kampf 
gegen das Proletariat braucht die 
Bourgeoisie die Intelligenz als In- 
strument zur Niederhaltung der Ar- 
beiterklasse. So braucht sle auch 
SA/SP, die die Knechtung der Ari 
beiterjugend durch 2.B. Fürorgeer- 
ziehung bedingungsios ausführt. Sie 
bekämpft diejenigen, die sich mit 
der Arbeiterklasse verbünden wol 
en, 

Deshalb ist es ihr Ziel, 
setze und behördliche. 


‚sch Ge- 
Jaßnahmen 
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möonnabend dan 139.1973. 
war in der „Morgenpost” {ok 
‚gende Überschrift zu lesen: 

„Ein Mädchen wollte gern Fein- 

mechanikerin werden. Das aber 

sehr nicht, denn: In der AEG- 

Lehrwerkstatt gibt es keine ein- 

tige Damentollenie. 

Im Arbeitsamt hieß es: Männlt- 

che Berufe sind nichts für die 

Hamburger Frau.“ 

Hier die Suche einer jungen Kot 
legin nach einer Ausbildungsstelle 
in der Industrie auf die nicht vor- 
handenen Damentolletten zu redu- 
zieren, ist halbberzig und zeigt den 
Kern, nämlich die politisch-ideolog)- 
sche und ökonomische Stellung der 
Frau in der heutigen kapitalistischen 
Gesellschaft, mit keinem Wort auf. 
Eigentlich hätte die Journalistin 
Gertie Schönfeld, als Frau in dieser 
Gesellschaft aufgrund eigener Er- 
fahrungen hier politisch sinnvollere 
Aussagen machen können. 

Die Antwort vom Arbeitsamt: 
„Es ist in Hamburg nicht möglich, 

‚daß diese Beru- 
fe, die nur männlichen Facharbei- 
tern zustehen, von Frauen gelernt 
werden “, drückt hingegen den po- 
tischen 'Kern aus, es it eben 
„nicht zulässig“ 

Nach dem Artikel 3 des Grund- 
gesetzes sind Mann und Frau gleich- 
berechtigt 

„Niemand darf wegen seines Ge- 
schlechts benachteiligt oder bevor- 
zugt werden“. 

Dieser Artikel ist heute nicht ver- 
wirklicht, denn die Wirklichkeit 
sieht is 
zeigt ! 
Berufstätigkeit steht für die Frauen 
noch nicht einmal auf dem Papier, 
denn laut $ 1356 BGB Abs. | ist 
die Frau nur berechtigt, „..er- 
werbstätig zu sein, soweit &s mit 
ihren Pflichten in Ehe und Familie 
vereinbar ist“. . 

Dieses Gesetz spricht der tat- 
sächlichen Lage der Frauen Hohn, 
die die materielle Not des Kapitalis- 
mus zwingt, ihre Arbeitskraft zu 
verkaufen und die somit in immer 
größerem Maß in die Fabriken ge- 
zwangen werden. 

Obwohl die Erwerbstätigkeit der 
Frau ein fester Bestandteil der kapi- 
talistischen Wirtschaft ist, obwohl 
37 % aller Arbeitskräfte Frauen 
sind und von allen Frauen schon 
1970 64,5 % erwerbstätig waren, 
ist die Lage der Arbeiterin im Kapi- 
talismus noch weitaus schlechter 
als die Lage ihrer männlichen Kolle- 
gen. 
® 


Das Durchschnittseinkommen 
der Frau beträgt nur etwa 


Das Durchschnittseinkommen 

der Frau beträgt nur etwa 
60 % des Durchschnittsein- 
'kommens des Mannes. 
So besagt eine Untersuchung 
des „Statistischen Bundesam- 
tes“ von 1972, daß die in der 
Konfektionsindustrie arbei- 
tenden Männer und Frauen 
uhterschiedlich für gleiche Ar- 
beit bezahlt bekommen. Der 
Kollege verdient 6,24 DM, die 
Koliegin 4,94 DM Brutto. 

Mit diesem bißchen Lohn, den 

die Arbeiterin bekommt, kann sie 


Forts. Semester Aberkennung 


die fortschrittliche Studentenbewe- 
gung zu zerschlagen. Eine dieser 
Maßnahmen war im letzten Seme- 
die Verlängerung der Studien- 
zeit an der FHS Sozialpädagogik 
von 35 auf 38 Wochen im Jahr. Für 
die Studenten bedeutet das einer- 
seits drei Wochen weniger Zeit zum 
» Jobben (um das Studium überhaupt 


kaum sich selbst ernähren, geschwei- 
ge denn ihre Kinder. 


© 53% der Industriearbeiterin- 
nen (einschließlich Teilzeitbe- 
schäftigte) verdienten 1970 
weniger als 500,- DM, nur 
8 % hatten über 800, DM 
in der Lohntüte. 

© 43% allerberufstätigen Frau- 
en haben keinerlei Ausbildung 
und nur 6 % aller Industrie- 
arbeiterinnen haben eine ab- 
geschlossene Lehre. 

© Nach wie vor sind die erwerbs- 
tätigen Frauen auch im Alter 
noch ungesicherter als die 
Männer. Denn bisher hat die 
Frau keine vom Ehemann un- 
abhängige _ Rentenversiche- 
rung: die Zeiten, in denen 
sie durch Kindererziehung im 
Beruf ausfällt, werden auf die 
Rente nicht angerechnet. 


‚Aus dieser ökonomisch schlech- 
ten_Situation wollen viele junge 


schlecht. Wirklich? 


48 so-hoch 
lich die Preise, 


stärkere Geschlecht. 


„‚Gleichberechtigung” 
Mädchen heraus, indem sie so 
schnell wie möglich heiraten, und 
erhoffen sich davon die Erlösung 
aus ihrem elenden Arbiterieben. 
So wollen fur 29 % der Frauen 
ausdrücklich nach der Heirat noch 
‚bleiben, 20 % bis zum 


ausdrücklich nach der Heirat noch. 
im Beruf bleiben, 20 % bis zum 
ersten Kind. >“ 

‚Wie trügerisch diese Hoffnung ist, 
zeigt die ständig-steigende Zahl der 
verheirateten Frauen, die gs&MUn- 
ag0 werden „mit“zuarbeiten, damit 
&e Familie ernährt werden kann, da- 
mit sie sich diesen oder jenen Luxus 
sie sich diesen oder jenen Luxus 
leisten können. Bei einer Umfrage 
der „Arbeitsgemeinschaft Sozial 
wissenschaftlicher Institute“ gaben 
94 % der arbeitenden Frauen an, 
sie seien aus ökonomischen Gründen. 


Frühjahr stattfindenden Wahlkampf. 
Die SG verbreitete Kampfstim- 
mung mit den Worten: „Wer Wind 
sät, wird Sturm ernten!” Die Stu- 
denten beschlossen dann auch zu 
Semesterbeginn einen . dreitägigen 
Warn- und Informationsstreik. Es 
wurde auf Agitation und Unter- 
schriftensammlung in der Öffent- 
lichkeit orientiert. Dies obwohl die 


finanzieren zu können), andererseits. 
K eine Erhöhung des Leistungsdrucks, 
schon jetzt bei bis zu über 30 
jochenstunden reinen Studienbe- 
triebn liegt. Dazu kommen noch die 
Stunden, die man sich zu Hause und 
in den Ferien hinetzen muß, um 
B den Lehrstoff aufzuarbeiten. 

‚Gegen diese Studienz 
fung wehrten sich die Studenten 
mit einem dreiwöchigen Studien- 
boykoi 

Die Behörde reagierte darauf mit 
‚der Aberkennung des ganzen Se- 
mesters für $5$ (von 752) Studen- 
ten, obwöhl alle Scheine (benotete 

Leistungsnachweise) von den Stu 

denten erbracht worden waren. 

\ ‚Alsdas bekannt war, wetterte der 
MSD über die „verfehlte Bildungr- 

: politik der In der Dürgerschaft ver- 


politischen Hintergründe den Stu- 
denten nicht klar geworden sind 
und wo der Streik auch nur eine 
knappe Mehrheit fand, Resignation 
und’ Verwirrung war das Result 
und so wird wohl letztlich den 
fit dr „Kampf“ gegen die Ab 
ung überlassen bleiben. 
Kerganm nun diese scharfe Reak- 
ion der Behörde? Alle Fachbe - 
reiche der FHS sollen auf eine ge 
meinsame 3Lwöchige Studienzeit 
Vereinheilicht werden, Die langfır- 
stigen Pläne für die Gesamthoch- 
schule (GHS) sehen dann vor, die 
Universität auf das Niveau der FHS 
zu bringen. Diese Pläne dürfen na- 
rich nicht durch einen einzeinen 
Fachbereich in 
andergebracht 
Durch die GHS einerslt 
durchHochschulgesetze andererseits 


D 


BILD-Kommentar 
Das stärkere Geschlecht 


Frauen, so heißt es, sind das schwache Ge- 


Da entdecken Frauen zum Beispiel, daß sie 
keinen Büstenhalter brauchen, und schon 
‚kommt eine Böstenhalterfabrik Ins Schleu- 
dern. 80 Männer sind arbeltslös. 

Oder sie boykottieren Fleischer, weil die Prei- 

alnd — und schon sinken merk- 


Wenn wir es genau nehmen, sind Frauen das 


aufs Mitverdienen angewiesen. 

Nicht nur ökonomisch, wie oben 
aufgezeigt, wird die Frau mehr aus- 
gebeutet als die männlichen Kolle- 
gen, sondern auch politisch ist die 
Frau in dieser Gesellschaft ent- 
rechteter. als ‚der Mann. 
© Nach wie vor wird zu alle- 

dem den Frauen durch den 
$ 218 das Recht verwehrt, 
eigenständig zu entscheiden, 
wann und ob sie Kinder haben 
wollen. 

Nicht nur, daß die Frauen poll- 
tisch und ökonomisch von der 
Bourgeoisie gntrechteter sind als 
‚die Männer, sondern auch die eige- 
nen Männer lassen ihre eigene tag- 
tägliche Unterdrückung die Frauen 


n. 

Für die Arbeiterfrauen trifft 
Karl Marx’ Aussage über die Lage 
der Arbeiterklasse im Kapitalismus 
im Besonderen zu: „...(sie) haben 
nichts in ihr zu verlieren, als ihre 
Ketten, sie haben eine Welt zu 


‚Auch heute“noch steht hinter 
dieser offensichtlichen Benachtei- 
figung der Frauen die reaktionäre 
Ideologie, die Frauen seien „von 
Natur aus weniger intelligent als 
ee, Are BASE NER 
Natur aus, weniger intelligent als 
der Mann“, s0 „Bild“-Schlagzeile 
‚Die Frau hat weniger im Kopf“!!! 

Im ARBEITERKAMPF Nr. 18 
vom Mai '72 schrieben wir: „Die 
Bourgeoisie hat genug ‚Wissenschaft- 
ler’, die sich dazu hergeben, das zu 
besiätigen. Sie werden dafür gut 
bezahlt, so z.B. die Arbeitgeber- 
expertin für „industrielle Frauen- 
arbeit“, Helga Lange, die behauptet 
„Arbeiterinnen mit’ geringer geist 
er Beweglichkeit genügen die ein- 
förmigen, unterteilten und sich stets. 
wiederholenden Handgriffe meist 


versucht der bürgerliche Staat,größe- 
rn Einfluß auf die Stu 
bekommen, den Leistungsdruck zu 
‚erhöhen, Konkurrenzdenken zu för- 
dern, um so die fortschrittliche 
Studentenbewegung zu zerschlagen, 
um ein Bündnis der Intelligenz mit 
der Arbeiterklasse zu verhindern. 
Hier gilt es nicht, Illusionen zu 
verbreiten über die Kampfstärke der 
fortschrittlichen Studenten und 
über die bürgerlichen Gerichte, Hier 
ist es unsere Aufgabe, Klarheit über 
das Vorgehen der Bourgeoiie zu 
schaffen, um so auf die nächsten 
Maßnahmen der Behörde vorberek 


Bewußtsein über die 


Es muß, 
Notwendigkeit eineslangfristigen Ab 


wehrkampfes unter den Studenten 
vorhanden sein. Unsere Aufgabe Ist 
es konkret, durch eine verstärkte 
mündliche Agitation und Pro 

da in Form won Flugblättern, 

tungen und langfristig arbeitenden 
Gruppen das Bewußtsein über einen. 
organisierten Kampf zu bilden und 
in die stattfindenden Kämpfe auf- 
grund einer realistischen Analyse der 
Situation einzugreifeı [ 


Grundeinheit (GE) FHS des 8: 
($onialistischer Stundentenbund) — 
Hamburg 


voll auf“, denn „die Frau neigt 
mehr zu Passivität, zum Mit-Sich 
geschehen lassen“ 

Zu noch größeren Frechheiten 
versteigen sich Hoffmann und Ker- 
sten in ihrem Buch „Frauen zwi- 
schen Familie und Fabrik”, „Die 
Frau als Hüterin des Lebens weiß, 
wie sehr der Mensch eine Bindung 
braucht, Sie steht auch Gott näher, 
weil sie von Natur einen besonderen. 
Spürsinn für das Übernatürliche .... 
erhalten hat“. 

Den Ursprung finden wir in der 
faschistischen Ideologie. „Es ist die 
größte Idee des Nationalsozialismus, 
‚daß die Frauen zurück geführt wer- 
den sollen zu Heim und Herd, wo 
sie den Mann dufch ihre Liebe und 

it die Basis zum Schaffen 

et.”  (Nationalsozialistischer 
Wirtschaftsaufbau und seine Grund- 
hagen / Maga Goebbels) 
& In seinem Buch 


„Signale“ 
indist Goeb- | 
beis; „Die Frauen sollen ihrem Land. 
und Volk Kinder schenken, Kinder, 
die Geschlechterfolgen fortsetzen 
und die Unsterblichkeit der Nation 
it „dem Volke Kinder schen- 
ken“ wollten die Faschisten nicht 
nur die Frauen aus den ihnen noch 
verbliebenen Arbeitsplätzen vertrei- 
ben, um Arbeitsplätze für die arbeits- 
losen Männer zu schaffen, sondern 
hierhinter verbirgt sich übelster Ras- 
sismus und Menschenhetze. 

Diese reaktionäre Ideologie, in 
all ihren verschiedenen Erschei - 
scheinungsformen und Schattierun- 
gen wird den Frauen — und auch 
den Männern — von Kindheit an 
vermittelt, 

Es ist kein Wunder, wenn wir 
oft das Argument hören „meine 
Eitern wollen nicht, daß ich was ler- 
ne. Ein Mädchen braucht. keine 
Lehre, sie heiratet ja doch später“. 
— Während der Lehrzeit verdient 
man so wenig!‘ Das Ergebnis dieser 
Anschauung: 
© Über 2/3 der weiblichen „Be- 

rufsschäler“ befinden sich in 
Hamburg in den „üngelern- 
ten Klassen“. 

Die Auswirkung dieser reaktionä- 
ren Ideologie spiegelt sich auch im 
politischen Bewußtsein der Arbeite- 
Hinnen wieder: z 
© Die Wahlbeteiligung der Frau- 
en ist durchschnittlich 10 % 
niedriger als die der Männer 
und großen Schwankungen 
unterworfen. Aufgrund ihrer 
sozialen Abhängigkeit neigen 
Frauen stärker zum Konser- 
vatismus, d.h. zur Erhaltung 
des Bestchenden. 

Yatismus, d.h. zur Erhallung 

des Bestchenden. 

Die bürgerliche Wahlpropaganda 
empfiehlt den Frauen, mehr auf das 
„Altbekannte“ und damit „Bewähr- 
te“ zu vertrauen und mehr auf ihre 
Emotionen zu bauen, als auf Ihr 
Verstand. Sie werden dabei mi 
als die Männer auf bestimmi 
sönlichkeiten fixiert. So treffer 
Frauen oft unpolitischer eine Wahl- 
entscheidung. 
© _ Diegewerkschaftliche und po- 
tische Organisierung der 
Frauen ist, weitaus geringer 
als die der Männer: 
nur 16 % der arbeitenden 
Fraven sind gewerkschaftlich 
organisiert. Ca. 20 % der Mit- 
glieder von bürgerlichen Par- 
teien sind Frauen, Auch in den 
kommunistischen Organisatio- 
nen dürfte dieser Prozentsatz 
ch nicht wesentlich höher 
liegen. 

Unwissenheit nennt Marx eine 
der Formen der Verelendung und 
wirklich, man kann nur von eindr 
furchtbaren Verelendung sprechen, 
‚denn anders kann man es nicht be: 
greifen, daß keine politische Partei 
solchen Zulauf von Frauen fand 
wie die NSDAP, und keine pollik 
sche Partei hatte den Frauen den 
Kampf so angesagt, wie diem NS- 
Partel 


Die Bourgeoisie macht sich die 
Tradition früherer Gesellschsftsord- 
nungen zunutze, um die Frauen in 
ihrem politischen Bewußtsein zu- 
ickzuzerren und damit die Arbei- 
terklasse zu spalten, 

Oft ist diese Spaltertaktik der 
Kapitalisten erfolgreich, 

i Streiks, vor allım bei 
den” Streiks, werden von den Ka 
pitalisten Briefe mit reaktiondrem 
Inhalt an die Frauen der streiker 
‚den Männer geschickt, oder gar, In- 
formationsbesuche“ gemacht, Mit 
„Flugblättern“, die an das „weib- 
lich kluge Bewußtsein“ der Frauen 
ppellieren und mit Lautsprecher: 


9 ; 


wagenwerbüng, versuchen ‚die Ka- 
Pibalinkeinniihknaiae Familien. 
Krach zu erzeugen; sondern auch 
die Frauen gegen die streikenden. 
Minner aufzuhetzen, vor allem wenn. 
‚die Streiks von den Gewerkschaft» 
führern als „illegal und gewerk- 
‚schaftsschädigend” diffamiert wer- 
den, Der Hintergrund, auf dem es 


den Kapitalisten teilweise Immer 
noch mit Erfolg gelingt, die Arbei- 
terfrauen. als  demoralisierende 


Streikbrecher einzusetzen, ist in der 


Diese ökonomische Gebunden- 
heit an den Mann macht die Frau 
erhöht sicherheitsbedürftig. 

— Was wird sein, wenn der Mann 
entlassen wird, schlimmstenfalls. 
kann das ja passieren. 

— Oder was wird sein, wenn er lan- 
ge im Streik steht, und die Ge- 
werkschaft zahlt nicht, weil es 
‚ein „seikder"" Streik ist? 

Dann wird das Geld knapp und 
zwar — jedenfalls aus der Sicht der 
Frau — auf ihre Knochen. Soweit 
die Frau nicht selbst arbeiten kann, 
bieibt sie auf den Mann als „Ernäh- 
rer der Familie“ angewiesen und 
ist natürlich ängstlich. darauf be 
dacht, daß dieser „in Arbeit und 
Brot“ bleibt und keine „dummen 
Sachen“ macht, die ihn die Stelle 
kosten können. 

In den. jüngsten spontanen 
Streiks der Arbeiterbewegung ha- 
den wir aber auch Beispiele gefun- 
den, daß Arbeiterinnen sich nicht 
von der reaktionären Ideologie be- 
einflussen ließen, sondern in der 
vordersten. Reihe soicher Streiks 
standen. Wir finden auch zuneh- 
mend :Beispiele, ‘wo. nicht selbst 
berufstätige Frauen von Arbeitern. 
diese im Streikkampf solidarisch 
und zum Teil auch aktiv (Beteili- 
‚gung an Demonstrationen eic.) un- 
terstützen. 

Diese Frauen haben auch der 
bürgerlichen Ideologie praktisch wi- 
dersprochen, die uns weismachen 
will, daß die Emanzipation der Frau 
mur im Kampf gegen die Männer 
durchgesetzt werden kann. „Die 
Frauen“ als eigenständige Klasse 
gibt es nicht, da die Arbeiterfrau 
keine gemeinsamen Interessen mit. 
der BourgeoisFrauhat. © + 

Die Unternehmer-Frau ist nur 
der „Parasit der Parasiten am Volks- 


telbaren Träger der Klassenherr- 
schaft und Ausbeutung“ (Rosa 


Hingegen die Arbeiterfrauen ha- 
ben objektiv dieselben Intereisen 
wie die Arbeiter und benötigen zu 
ihrer Verfechtung dieselben Waffen. 

Ihre Probleme und Forderungen 
wurzeln tief in diesem gesellschaft. 
lichen Abgrund, der die Ausgebeu- 
teten von der Klasse der Ausbeuter 
trennt, nicht im Gegensatz von 
Mann und Frau, sondern im Gegen- 
satz von Arbeit und Kapital. 

Solange die Bourgeoisie herrscht, 
wird sie immer versuchen, die Ar- 
beiterklasse, die notwendige Ein- 
heit von Arbeiterfrauen und Arbei- 
tern, zu spalten. Gleichberechtigung 
kann es darum Im Kapltallmus 
nicht geben. 

Aber selbst die yozlalistische Ge- 
sellschaftsordaung wird eine sofor- 
Lösung dos Problems nicht bringen. 

Erniedrigung, Unterdrückung und 
‚Ausbeutung der Frauen und Mäd- 
chen haben. eine. jahrtausendalte 
Tradition, die nur schr langsam 
überwunden werden kann. 

Von daher hat die Befreiung der 
Frau in China eine zentrale Rolle 
in der Politik der Kommunistischen 
Partei Chinas gespielt. Mao sagt: 


Das Ziel der Frau ist nicht nur, 
für alle gleichwertige Arbeit zu 
schaffen, damit sie ökonomisch un- 
abhängig ist, sondern durch gesell- 
schaftliches Denken und Handeln 
eine gleichberschtigte Stellung ne- 
ben dem Mann sich zu erkämpfen, 


“ 
Beni St. Georg 
KB / Gruppe Hamburg 
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wo. umge 
1, In Valparaiso wurden 100 
Soldaten auf dor Stelle erschossen, 
als sie gegen die Militätjunta rebel- 
lierten, Kin amerikanisches Eheps 
berichtete, daß es am Tage das Pu 
sches Augenzeuge von 400-500 Iixe 
kutionen im Sportstadion von San- 
ago gowesen ist. Das lief nach 
Ihren Aussagen folgendermaßen ab 

„Die Polizeibüttel stellten synte- 
matisch Gruppen von 20 bis 23 
Menschen zusammen und führten 
diese auf das Stadionfeld. Furt 
Immer erklang danach der Gesang 
der ‚Internationale‘, dann hörte man 
Schüsse, der Gesang wurde schw 
cher und schließlich verstummte 
völg," 

In diesem Stadion werden na 
eigenen Angaben der Militärlunta 
6 000 Menschen gefangengehalten; 
nach anderen Quellen, denen man 
Im Gegensatz zu den Folterkn 
ten und Mördern cher Glauben 
kann, sind es weit mehr. Sie werden 
dort brutal gefoltert und viele liegen 
lange Zeit mit gebrochenen Rippen, 
Tag und Nacht, ohne Decken, eng 
zusammengepfercht auf dem kalten 
Boden der Umkleiteräume, andere 
sogar völlig im Freien.» Allenfalls e 
halten sie pro Tag einen Teller dün- 
ne Suppe, Über die Erschießungen 
in diesem Stadion berichtete ein 
anderer Zeuge in einem Interview 
mit der venezolanischen Zeitung 
„Ultimas Noticias‘“ 

„Während der Nacht war eı ein 
unaufnörliches Geschrei: Unzählige 
Menschen, vorwiegend Arbeiter, 
Wurden auf den ‚Treppen. des Sta 
dions erschossen. Am Frühmorgen 
Wurde das Blu mit mächtigen 
Waiserwerfern abgespält, Die Lei 
Chen der Erschossenen wurden in 
‚blaue Sch 4 

‚chen der Erschomenen wurden in 
blaue Säcke gesteckt und auf Last- 

wagen nach unbestimmten Orten 

abtransportiert.“ 

Einer dieser Orte, wo. andere 
Zeugen die Leichentransporte haben 
hinfahren sehen, sind die Öfen einer 
Ziegelfabrik-im Stadtteil San Ber- 
nardo von Santiago. 

Flugzeuge des US-Fabrikats 
„Hawker Hunter“ bombardierten 
mehrere Betriebe, in denen die Ar- 
beiter sich zum Widerstand ver- 
schanzt hatten, und die Poblaciones, 
die Elendwviertel an den Stadträn- 
‚dern. Im Stadtteil San Gregorio von 
Santiago setzte die Luftwaffe Gas 
genen die Bevölkerung ein. Im Ar- 
beiterviertel La Legua wurden der 
Sitz der Arbeitskammer und ein 
Büro der KP Chiles mitsamt 82 
Menschen in die Luft gesprengt. 
Ebenso wurde der Redaktionssitz 
von „Punto Final“, eine dem MIR 
nahestehende Zeitung, gestürmt und 
alle anwesenden 10 Genossen sofort 
umgebracht. Kein anderes Büro ir- 
endeiner linken Organisation wurde 
von der Zerstörungswut der fa 
schistischen Militärs verschont. 

‚Nachdem schon vorher die ku- 
banische Botschaft unter Feuer ge- 
nommen wurde, folgte ein Sturm 

auf die mexikanische Botschaft, in 
der sich zu der Zeit rund 300 
zumeist asylsuchende Menschen be- 
fanden, darunter such 35 Kinder. 

Als die Arbeiter der Kohlen- 
wruben Lota y Schwager zum Wider- 
stand gegen den Militärterror ihre 
‚Arbeit einstellten, griff das Militär 
sofort an und deportierte 200 von 
Ihnen auf die KZ-Insel Quiriqui 
‚Auf andere KZ-Inseln werden eben- 
falls Tausende von Menschen depor- 
tiert. Im Hafen von Valparaiso wur- 
‚den 3 000 Menschen auf Kriegs- 
und Frachtschiffen eingekerkert, Ex 
hieß, daß sie auch auf Inseln ge- 
bracht werden sollten. Ein Arbeiter, 
der Augenzeuge dieser Verladungen 
war, sagte dazu gegenüber einem 
Korrespondenten der Illustrierten 
„stem“ 

|bends, wenn eı dunkel wurde, 
hen wir immer eine Reihe von 

Omnibusen der siaatliihen Inge 

sellschaft ETC an den Kal fahren, 

wo die ‚Maipü‘ lag. Wieriel Leute 

‚weils auf das Schiff gingen. konnte 

ich wegen der Entfernung nicht er 

‚kennen, Dayn fuhr das Schiff raus. 

Morgens kam eu vor Sonnenaufkang 

wieder, Leer, Die Zeit hätte nicht 

gereicht, um bei einer der Inseln vor 
der Küste gewesen zu deln.“ 
Tag für Tag und Nacht für Nacht 
werden Großrazzlen durchgeführt 
Jede Straße, jeder Ortmeil wird ay- 
stematisch von den Miltärs durch 
kämmt, Nach Nazi Vorbild wird alle 


Gefangene im Fußballstadion in Santiago 


sozialistische und antifaschistische 
Literatur zusammengekarrt und auf 
der Straße verbrannt. Trlumphi 

rend schrieb Springers „Welt dazu 
in einer Schlagzeile am 25. Septem- 
ber: „Mao, Marx und Lenin gehen 
in Flammen auf“. Das würden diene 
Reaktionäre auch in unserem Land 
gern sehen, 

Tausende von „Verdächtigen 
werden bei diesen Großrazzien in 
Gefängnisse und KZ's abtranspor. 
tiert. Es wurde berichtet, daß das 
Militär alle Menschen auf Plätze zu 
sammentreibt und diejenigen heraus- 


sammentreibt und diejenigen heraus- 
greift und einem besonderen „Ver- 
hör“ unterzieht, die Schwielen an 
den Händen haben: die Arbeiter. 


Diejenigen Arbeiter, die am be- 
waffneten Kampf in den Cordones 
Industriales teilgenommen haben, 
werden größtenteils gleich auf der 
Stelle erschossen, Überall liegen Lei- 
chenhaufen; Leichen treiben im 
Wasser des Mapocho, sie wurden 
nachts von der Soldateska umge- 
bracht und werden morgens von 
Feuerwehrmännern aus dem Fluß 
sefischt, 


Über die Folterungen berichte- 
ten zwei Augenzeugen gegenüber 
der kubanischen Nachrichtenagen- 
tur „Pensa Latina“ 

„Die Offiziere des SIM (Militär- 
splonagedienst) haben sich mit be- 
sonderer Grausamkeit gegen zehn 
Funktionäre der Personalwache von 
Allende gewandt, die gegen den An 
wrilfauf La Moneda (Regierungssi) 
Widerstand geleistet hatten. Fast 
scht Stunden lang wurden sie und 
zahlreiche Genossen der Unidad- 
Popular-Jugend ausgezogen. zu Bo- 
den geworfen und mit eiskaltem 
Waiser begossen (im Chile it zu 
dieser Zeit Winter). Unter Waffen- 
pewalt wurden die Genossen der 
linken Organisationen dann gezwun- 
en, sich in den Hof einer Kaserne 
zu iegen: sie dienten den Soldaten, 
die rauıgingen, um den Volkswi- 
derstand zu brechen, als Teppich. 


‚Andere berichteten über Folte- 
nungen, bei denen einem Gefange- 
nen die Hoden bis zur Bewußtlosig- 
keit mit einem Schraubstock zusam- 
mengepreßt wurden. Ein anderer 
Gefangener wurde mit einem am 
Hodensack befestigten Band über 
den Hof einer Kaserne geschleift. 

Auch Kinder und Jugendliche 
werden vor den faschistischen Mill- 
rs grausam umgebracht. Ein kana- 
discher Priester erzählte, wie ein Of- 
fizier einen Jungen auf der Straße 
ermordete, weil er bei ihm bei der 
Durchsuchungsaktion ein Federmes- 
ser entdeckt hatte. Der „Spiegel“ 
schrieb von einem Vorfall, wo ein 
Soldat einen kleinen Jungen er- 
schoß, weil er beim Anstehen in 
einer Schlange vor einem Lebens 
mittelgeschäft laut zu weinen ange- 
fangen ha 

Das Mamaker In Chile 
vornherein vom. Militär beabtich- 
sen, weil ex mit einem her. 
tigen Widerstand der Arbeiterklar 
und des Volker rechnete. Berolts 
Ende Juli berichteten einige anıı- 
faschistische Marinesoldaten von 


der Existenz eines sogenannten 
„Djakarta-Plans" und wenige Tage 


vor dem Putsch war der Name „Dj 
karta“ über Nacht an zahlreiche 
Hauswände geschmiert worden. Dja- 
Karta, das ist die Hauptstadt von 
Indonesien, wo 1965 eine Mil 
diktatur errichtet wurde. Mehreı 
Hunderttausend Menschen wurden 

amals und in der Folgezeit best 
isch abgeschlachtet. Die „New York 
Times“, eine bürgerliche Zeitung, 
der man wohl kaum Übertreibun- 
gen in solchen Dingen unterstellen 
kann, schrieb in ihrer Ausgabe vom 
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tz. des bestialischen Terrorg, 
‚den die Militärjunta gegen das 
chllenische Volk ausübt, 
scht der Widerstand bewaffneter 
Kräfte weiter. Besonders in den 
ersten Tagen nach dem Putsch 
ist dieser Widerstand relativ 
breit und heftig gewesen, 
vor allem in mehreren von den 
Arbeitern besetzten Betrieben. Dies 
war eine unmittelbare Reaktion auf 
den Militärputsch, wo große Teile 
den Volkes die von den Militän 
errichtete faschistische Diktatur mit 
beispielhaftem Heldenmut verhin- 
dern wollte. 

Der chilenische Widerstand rich- 
tete nich jetzt auf einen langwierk 
gen revolutionären Kampf ein, und 
scheint gegenwärtig demgemäß das 
Schwergewicht auf die Reorgani- 
sierung der stark dezimierten revo- 
hutionären Kräfte zu legen. Das 
beinhaltet. weiter eine Anderung 
der Kampfform: anstatt „{rontaler 
Zusammenstöße", wo die Wider- 
standakräfte wegen ihrer schlechte- 
ren militärischen Ausrüstung große 
Verluste hinnehmen müssen, wird 
eine Guerills aufgebaut und durch- 
geführt (sehe dazu auch das in 
diesem AK abgedruckte kurze Inter- 
view mit einem führenden Genossen 
der MIR). Aufgrund einer lingeren 
politischen, ideologischen und prak- 
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Der bewaffnete Wider- 
stand in Chile lebt! 


Ist die Militärjunta auch ein 
Gegner der Bourgeoisie ? 


Die chilenische Militärjunta hat 
sämtliche demokratischen Rechte 
des Volkes zerschlagen. Der Gewerk- 
schaftsverband CUT mit über 1,5 
Millionen Mitgliedern und alle Or- 
ganisationen der Linken wurden 
sofort verboten. Später wurden 
auch das Parlament und die Par- 


tischen Vorbereitung auf einen be- 
waffneten Kampf, scheint der Orge- 
nitationsapparat der MIR heute 
auch noch relativ intakt zu sein. 
Die MIR sowie auch Teile des lin- 
ken Fiögels der Unklad Popular 
(vor allem der Sozialistischen Par- 
tel, PS, und der MAPU) waren be- 
reits einige Tage vor dem 11. Sep- 
tember in die Ilegalität gegangen, 
als sich die Zeichen für einen be- 
vorstebenden Militärumsturz hauf- 
ten. 


der nächsten Ausgabe des 
ARBEITERKAMPF werden wir die 
Informationen, die uns mittlerweile 
über den chilenischen Widerstand 
vorliegen, genauer darstellen. An 
dieser Stelle weisen wir nochmals 
uf die Notwendigkeit hin, die soll- 
darische Unterstützung für den 
Kampf des chilenischen Volkes zu 
verstärken. Es wurden mittlerweile 
Spendenkonten eingerichtet, deren 
Gelder direkt an die Widerstands 
kräfte in Chile gehen: 

‚Kennwort „Chile Hilfe” 
(e/03.F. Füllgraf) 
Deutsche Bank/ Hamburg-Grindel 
Kio.Nr.: 36/15 242 

und: 

Deutsche Banık, 8 München 40, 
Kio-Me: 38733 062 Boni Prire 
Kennwort: Aela-Chile 


24, August 1966, daß die Zahl der 
Ermordeten des indonesischen Vok 
ken seit 1965 zwischen einer halben 
und einer Million liegt! 


Ein weiterer Beweis dafür, daß 


mord handelt (und 
MER Elch eier wie die reaktionire 
Preise vor allem des Springer-Kon- 
zerns behauptet, eine „Antwort“ 
der Militärjunta auf „mehrere Hek- 
‚kenschützen“ int), findet im 
Aufspruch eines Faschistenführers 
von „Patria y Libertad"‘, den der 
„Spiegel“ erst kurz nach dem 
Putsch altierte 


„Wenn dieses Land drennen 
muß, um gerettet zu werden, und 
wenn derhalb 20,000 Chilenen ster- 
‚ben müssen, wir tun ei!“ 


teien der Rechten, die den Putsch 
‚gutgeheißen und auch selbst mit 
vorbereitet haben, für aufgelöst er- 
klärt. Ein Teil der „aufgeklärten" 
bürgerlichen Presse (wie z.B. die 
Illustrierte „Stern") hat daraus die 
These konstruiert, daß die Interes- 
senvertreter der chilenischen Nour- 
geoisie „die Kontrolle über den 
Stasısstreich zumindest vorläufig 
verloren“ hätten. Von Frei, einem 
‚der Führer der chilenischen Christ- 
‚demokratie, von dem schon vermu- 
tet wurde, daß das Militär ihn bald 
als neuen Regierungschef einsetzen 


würde, behauptet der „Stem”, daß 
er nun eine „mitleiderregende Rot 
ke“ spielt, 


Das ist natürlich purer Unsinn, 
Es handelt sich dabei um die alte 
„Theorie"“ einiger kleinbürgerlicher 
und bürgerlicher Ideologen, wonach 
der Faschismus von der Bourgeoh 

unabhängig” sei, wonach die Bour- 


eoisie selbst vom Faschlamus un- 
terdrückt werde usw. Aber auch 
im deutschen NazkF aschlamus wur 
‚den außerhalb der NSDAP alle Par» 
tolon, einschließlich der rechtsbür- 
werlichen, verboten. Stand deshalb 
der NazkFaschimus etwa Im Wir 
derspruch (oder sogar In Gegner 
schaft) zur Herrschaft der Bour 
geolsie? Natürlich nicht, Der Fa- 
schlsmus steht nur im Widerspruch 
zu einer der 
Bourgeoig-Herrschaft (nämlich der 
Vürgerlich-parlamentarischen Demo- 
kratie), weil er selbst nur 
1e_Eorm dieser gleichen Herrschaft 
darstellt (nämlich die offene Terror- 
Diktatur). Das beinhaltet gewöhn- 
lich (wie es auch in Deutschland 
‚der Fall gewesen ist) die Zerstörung 
allor demokratischen Rechte, die 
überhaupt im bürgerlichen Staat 
verbrieft sind, wozu auch das freie 
Koalitionsrecht der bürgerlichen Par- 
teien zählt. In der faschistischen 
Diktatur werden auch einer Reihe 
bürgerlicher Ideologen und Interer 
senvertreter straffe Zügel umgelegt, 
‚denen nämlich, die sich nicht vo 
ständig auf die faschistische Herr 
Schafisfor. gleichschalten. lasen 
Nichts anderes wird Dewiesen, wenn. 
fe chilenische Militärfunta heute 
auch einige Politiker des „gemäßig- 
ten“ Flügels der Christdemokratie 
verhaftet hat. Daraus folgt weder, 
daß die Bourgeolsie „die Kontrolle 
über den Staatsstreich verliert“, 
wie der „Stern“ glauben machen 
will, noch folgt daraus, daß die „ge- 
mäßigten“ Christdemokraten oder 
gar die ganze suspendierte Christ 
demokratie plötzlich auf der Seite 
‚des Volkes gegen den Faschismus 
stünde, daß man die Christdemo- 
kratie für eine konsequent antifa 
schistische und antilmperialistische 
Kampffront gewinnen könnte, wie 
die Revisionisten und Reformisten 


die Revisionisten und Reformisien 
es propagieren. Diese Leute sind 
und bleiben Verteidiger der Herr- 
schaft der Bourgeoisie, von denen 
das Volk heute ebensowenig wie 
vormals etwas für seine Befreiung 
erwarten kann. 

Dimitroff sagte 1935 auf dem 
VII. Weltkongreß der Kommunisti- 
schen Internationale: 

„Die Entwicklung des Faschis- 
mus und die faschistische Diktatur 
selbst nehmen In den verschiedenen 
Ländern an. je 
nach den ım. sozialen und 
wirtschaftlichen Verhältnissen, je 
nach den nationalen Besonderheiten 
und der internationalen Stellung 
des betreffenden Landeı. In gewis. 
sen Ländern, vor allem dort, wo der 
Faschismus keine breite Massenbe- 
sa besitzt und wo der Kampf zwi- 
schen den einzelnen Gruppierungen 
im Lager der faschistischen Bour- 
eoisie selbst ziemlich stark it, 
entschließt er sich nicht sofort, das 
Parlament zu liquidieren, und be- 
laßı den anderen bürgerlichen Par- 
teien und auch der Sozialdemo 
kratie eine gewisse Legalisät. In 
anderen Ländern, wo die herrschen: 
de Bourgeoisie einen nahen Aus 
bruch der Revolution befürchtet, 
errichtet der Faschlmus seine 
schrankenlose politische Monopol- 
herrschaft entweder mit einem 
Schlag oder aber durch immer grö- 
Bere Steigerung des Terrors und 
der blutigen Auselnanderserzungen 
mit allen konkurrierenden Parteien 
und Gruppierungen. Das schließt 
Jedoch nicht aus, daß der Faschir- 
mus in dem Augenblick einer be: 
sonderen Verschärfung seiner Lage 

’ersuche macht, seine Basls zu er- 
weitern, und, ohne sein Klassenwe- 
sen zu ändern, die offene terroristk. 
sche Diktatur mit einer groben Ver- 
älschung des Parlamentarismus zu 
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off.) 
Was-Chile betrifft, 30 plant die 
Militärjunta dort offenbar, nach 
Suspendierung der bürgerlichen Par 
teien zu einem späteren Zeitpunkt 
ein Stände-,Parlament" einzurich- 
ten. Dort sollen dann Vertreter vor 
allem der Armee und von „Be 
tzen! wobei diene 
einheitliche 
Zwangwrereinigungen von Arbel 
tern gemeinsam mit den Kapitallsten 
sind — und die Kapitalinten narür- 
lich auch die Führung dieser Ver 
bände innehaben, Das ist absolut 
nichts Neues, sondern findet wein 
Vorbild in der von den Nazis errich- 
wien. „Deutschen ArbeitFroni"“ 
und {n den faschistischen Konföde- 

sationen Im „Stände 
Mussolini, 


" Arbeiterkampf Nr. 34/Oktober 1973 


Chiles us-Im i lismus detmit "—" 


Die USA-Regierung hat eine Beteiligung am Militärputsch in Chile heftig 

n. Aber os hat wohl auch kaum jemand geglaul 
{willig zugeben würden. Dies haben 
', weder 1953 im Iran, noch 1954 in Guatemala, 
7 in Griechenland usw: (siehe Artikel in AK 33 
Hintergrund immer der US-Imperialismus 
in all diesen Fällen bewiesen. Auch über die dire k te Beteiligung der 
USA an der Errichtung der faschistischen Militärdiktatur in Chile liegen in- 
zwischen eine Reihe konkreter Hinweise vor. 


abgentı 
eine solche Beteiligung fr 
ie natürlich noch nie get 
1964 im Brasilien, 1' 


ie USA haben von Anfang an 
einen Sturz der Allende- 
Regierung hingearbeitet, um 
"weiterhin ihre imperialistische Herr- 
schaft Ober dieses Land ausüben zu 
können. Der US-Konzern ITT hatte 
schon Ende 1970 mit Hilfe des US- 
‚Außenministerlums und des US-Ge- 
heimdienstes CIA versucht, den 
‚Amtsantritt Allendes, nach dessen 
Wahl überhaupt zu verhindern. Das 
ist bereits vor längerer Zeit enthüllt 
und die Dokumente dafür sind vor- 
gelegt worden (ein Buch mit den 
Dokumenten ist auch in deutscher 
Sprache erhältlich und kann über 
das ARBEITERBUCH, 2 Hamburg 
13, Grindelhof 48, bestellt wer- 
d 
einer. internen Denkschrift 
von ITT zum Amtsantritt Allendes 
wurde die Absicht formuliert, einen 
„schnellen Niedergang der (chileni- 
chen) Wirtschaft herbeizuführen, 
der gewaltsame Auseinandersetzung 
auslöst und schließlich zum Milltär- 
‚Putsch führt." 

In dieser Richtung ist denn auch 
die ganze Zeit von den US-Konzer- 
nen und der Nixon-Regierung ge- 
arbeitet worden. Das „wirtschaftli- 

an den i 

der Allende-Regie- 

rung anlastet&, wurde vom US-Im- 
perlalismus und der einheimischen 
chilenischen _Bourgeoisie erzeugt 
(siehe auch dazu den Artikel im 
AK 33:,Woher kam das ‚wirtschaft- 
liche Chaos”? *), Eine erste Wel- 
1e + „gewaltsamer Auseinanderset- 
zung” begann im Oktober 1972 
mit dem Führunternchmerstreik, 
eine zweite setzte jetzt im Spätsom- 
mer das Signal für den erfolgrei- 
chen Militärputsch. Die Finanzie- 
rung dieses Boykotts der Fuhrun- 
ternehnier (wie auch ein großer Teil 
inanzierung der bourgeoisen 
Parteien und faschistischer Terror- 
Banden) kam aus den USA und be- 
lief sich auf mehrere Milliönen Dol- 
lar. Die Fuhrunternehmer hielten 
ihre, Lastwagenfahrer an und zahl- 


Dennoch ist dies mittlerweile 


ung das Vierfache ihres normalen 
Lohnes aus US-Geldern, 

Die Komplicenschaft der USA 
blieb aber nicht auf die Erzeugung 
des „wirtschaftlichen Chaos“ und 
einzeiner faschistischer Terroran- 
schläge beschränkt, sondern sie er- 
streckte sich bis zur direkten Vor- 
bereitung und auch Durchführung 
‚des Militärputsches, In der bürgerli- 
chen Presse unseres Landes wurde 
lediglich die Nachricht verbreitet, 
daß die US-Regierung 24 Stunden 
vor dem Putsch eine entsprechende 
Meldung „zugespielt‘“ bekommen 
hltte, 

Bin Regierungssprecher der USA 
habe dazu erklärt, daß sie dem 
erstens keine Beachtung geschenkt 
hätten, weil die US-Regierung in. 
letzter Zeit häufiger solche Meldun- 
gen erhalten habe, die sich dann je- 
weils als falsch herausgestellt hät- 
ten; und zweitens sei die US-Regie- 
fung auch nicht verpflichtet, die 
Regierungen anderer Länder zu 
warnen, wenn sie von Putschabsich- 
ten Kenntnis hätte. Ansonsten be- 
richtete die bürgerliche Presse noch; 
daß sich die USA auffallend „zu« 
rückhalten“ würden, um nach der 
Enthällung der Putschpläne von IT 
nicht wieder in den Verdacht einer 
Mitiäterschaft oder gar Urheber- 
schaft zu geraten. 

Hier reiht sich eine Lüge an die 
andere. Tatsache ist, daß die US- 
Regierung eine Meldung über den 
bevorstehenden Putsch nicht, nur 
einen Tag vorher „zugespielt‘ be- 
kommen hat, sondern daß. dieser 
Putsch schon lange von den USA 
‚direkt mit vorbereitet wurde. Der 
Generalsekretär der MIR, „Bewe- 
gung der revolutionären” Linken“ 
in Chile, Genosse Miguel Enriquez, 
hat kürzlich folgende Informationen 
dazu enthällt 

Bereits am 24. März dieses J 
tes hat an Bord des Kriegsschiffes 
„Pratt“ in der Nähe der nordchile- 
nischen Hafenstadt Arica ein gel 
mes Treffen zwischen drei hohen 


= Zur „Chile-Argumentation” der italienischen Revisionisten — 


Aus Ttalien erhielten wir von einer Genossin Briefe, in denen sie über die 


Resktion auf den chilenischen Militärputsch in ihrem Land 


richtete; 


insbesondere über die Reaktion der rerisionistischen PCI (Italienische 


Kommunistische Partei), die gleich den revisionistischen 
anderen Ländern eine Strategie des „friedlichen Übergang 
einen Auszug aus diesen Briefen: 


stehend veröffentlichen 


219,2 
©.» Die italienischen Revisionisten 
ziehen aus der chilenischen Er- 
fahrung eine unglaubliche Schluß- 
folgerung: den gesteigerten Aufruf 
zur . ... Zusammenarbeit mit der 
DC (Christdemokratischen Partei) 
und mit den ‚Katholischen Massen” 
— was in ihrer Sprache mit der 
hristdemokratischen Spitze heißt 
In der Unitk (Zeitung der PCI) 
vom 16.9. schrieben Pajetta und 
Bufalini, daß es den Kommunisten 
immer bekannt war, daß die Bourge- 
olsie ständig bereit ist, die Legali- 
wit zu verletzen. Was schlagen sie 
er vor, um das zu verhindern? 
Eine vorsichtigere Taktik. Chile soll 
die Notwendigkeit bestätigen, den 
Dialog mit der DC und mit den 
Mittelschichten weiterzuführen, die 
Bündnispartner" 

tionalen Programm" angeı 
werden. Die Verantwortung (ür die 
Zuspitzung der Lage in Chile? Die 
Ungeduld und die Provokationen 
‚des linken PS-Fügels und des MIR! 
Jeder Kommentar erübrigt sich! 


1.10.73 

Die PCI zeichnet sich aus mit 
Ihren irrsinnigen Positionen und mit 
ihrer völligen Passivität. Keine einzi- 
ge Initiative ging von den Revisioni- 
sien aus, wenn man von ein paar 
rungen an die Regienu 
Anerkennung der Mil 


ien in den 
‚erfolgt. Nach- 


Junta absicht. Im Gegensatz zum 
Verhalten der revisionistischen Spit- 
zen steht die hohe Beteiligung der 
Basis an den Initiativen der außer- 
parlamentarischen Linken. Wenn 
man die Verzeichnisse der Spenden 
und der Unterschriften durchliest, 
sicht man, daß der größte Teil der 
Beiträge von „einem PC-Genossen“ 
oder von „einem Arbeiter“ kommen 
(und dazwischen donnert‘die Uni- 
th gegen das „Sektierertum” einer 
Spendenkampagne für den bewaff- 
neten Widerstand *). Die linken Or- 
ganisationen versuchen auch, die 
Parole des Boykotts in den Betrie- 
ben zu geben, wo chilenisches Kup- 
fer verarbeitet wird. „Lotta Conti 
nua“ und „il manifesto" veröffent- 
lichen auch jeden Tag Solidaritäts- 
briefe oder Erklärungen von Grup- 
‚pen von Soldaten aus verschiedenen 
Kasernen: sie berichten von einer re- 
gen Diskussion über die von der ch 
lenischen Entwicklung spezifisch an 
die Soldaten gestellten Fragen - 
Rolle der Armee, Kriegsdienst, um 
— und sind auch sehr aufschlußreich 
über die Reaktion der italienischen 
Militärhierarchien auf den Putsch. 
Die Offialere machen aus ihrer Freu 
de keinen Hehl; in den Kasernen 
wurde und wird auf den Sieg des 
chilenischen Militärs angestoßen, 

Das Verhalten der Revision) 


ist einfach kriminell. Nichts steht 
ihnen welter, als eine solldarische 


und einem hohen Beamten der US- 


Botschaft stattgefunden, (Auch bei 
den ersten Putschplänen von ITT 
lief der Draht u.a. über den damall- 
gen US-Botschafter in Chile, Ed- 
ward Körry. Der jetzige US-Bot- 
schafter Nathaniel Davis ist vier Ta- 
ge vor dem Putsch zu einer Blitz- 
reise nach Washington geflogen, um 
‚dort mit dem US-Außenminister 
und Sicherheitsberater Kissinger zu 
sprechen, und dann sofort, noch 
vor dem Putsch, wieder nach Santi- 
ago zurückzukehren.) 

Ein halbes Jahr später, am 29. 
Juni, d.h. genau am Tag des ge- 
scheiterten Putschversuchs des Pan- 


zerregiments von Tacna, übergaben 
hohe Offiziere der US-Nayy den Of- 
fizieren derchilenischen Marine prä- 
zise Pläne für einen Putsch. Diese 
Instruktionen legten verschiedene 
Einzelheiten des taktischen Vorge- 
hens fest; so enthielten sie z.B. 
die Konkrete Anweisung, den In- 
dustriegürtel von _Valparaiso zu 
bombardieren, wenn die Arbeiter 
sich.dem Staatsstreich widersetzten. 
Nicht nur Valparaiso, sondern auch 
verschiedene andere Städte sind in- 
zwischen von ‚Flugzeugen des US- 
Fabrikats „Hawker Hunter“ und 
von Bord der Kriegsschiffe aus bom- 
bardiert und mit Kanonen beschos- 
sen worden. 

Die mexikanische Wochenzeitung 
„Por que?“ berichtete, daß der 
ClA-Agent Ernest Siracusa der 
Hauptübermittler zwischen Wa- 
shington und dem chilenischen Mi- 
itär zur Vorbereitung des Putsches. 
war. Siracusa ist mindestens am 
26. Juni, wahrscheinlich aber auch 
häufiger in Santiago gewesen, drei 
Tage vor dem Probe-Putsch vom 
29. Juni. Siracusa ist einer der er- 


Diskussion über diese Themen zu 
eröffnen. Die Unitä kennt keine an 
dere Sprache als das unbegründete 
Schimpfen gegen die „Linksextre- 
misten“ (die geläufigsten Adjektive 
sind: gemein, Antikommunisten, 
Lügner, Verleumder, unwissend, 
Schurken, ‚Idioten, Berufsprovoks- 
teure, im Dienst der italienischen 
und internationalen Rechten, usw.). 
Aber das gehört jetzt ja zür Fol- 
klore. 

Was die theoretischen und politi- 
schen Schlußfolgerungen anbelangt, 
können sie in der Parole zusammen- 
sefaßt werden: „Ohne die DC kann 
man nicht regieren“. In einem Art 
kel vom 30. 9. schrieb I’ Unitä, daß 
es in Chile „die Einigung unter den 
populären Kräften war, die zu eink 
sen großen Errungenschaften führte, 
und der frontal Zusammenstoß 
zwischen diesen Kräften, was zur 
Katastrophe geführt hat“. Warum 
scheiterte diese Zusammenarbeit? 
Teilweise war die „rechte Führung 
der DC daran schuldig; aber auch die 
Linke war „nicht immer fähig, das 
wirkliche Kräfteverhältnis  einzu- 
schätzen, und damit auch den Weg, 
der jeweils gemacht werden konn- 
te“. Die Schuld dieser Unfähigkeit 
tag vor allem an der „irsinnigen 
‚Linksikritik gegen Allende, die oft 
die Charakterzüge der demagog- 
schen, sektoriellen und korporatı 
von Ayftation annahm . 


„Lotta Continua‘“ hat ihre Spen- 
denkampagne unter die Parole ge- 
stellt: „Waffen für die MIR“, In ih- 
vor Zeitung vom 21. September 
schreibt L.C,, daß die Spenden am 
zweiten Tag der Sammlung berelis 
eine Höhe von umgerechnet 


11.000 DM erreichten. 


er war 1954 bei der Organisierung 
‚den Stantsstreicht von Guatemala 
mit von der Partie, war 1965 bei der 
Invasion. von US-Truppen in die 
Dominikanische Republik zugegen 
und bereitete 1971 den Sturz der 
Regierung Torres in Bolivien mit 
vor. Jetzt im Juni hatte er nicht all 
zu viel Zeit, sich in Chile aufzuha 
ten. Einen Tag später, am 27. Juni 
hatte er in Uruguay zu tun: dort 
wurde gerade die offene Militär- 
diktatur errichtet, nachdem das MI- 
Aitär bereits im Februar dieses Jah- 
res weitgehend hinter den Kulissen 
die Regierungsfäden in die Hand 
genommen hatte, 


Putsch vom 11, September errichte- 
te die US-Luftwaffe eine Luftbrük- 
ke von den USA zur argentinischen 
Stadt Mendoza, in unmittelbaret 
Nähe der chilenischen Grenze. Dort 
wurden riesige Mengen Kriögsma- 
1, Bomben und Raketen entl 
„unbekannten 


nannte „Experten‘ 
wurden dorthin eingeflogen. 

Schon im Juli, während eines ge- 
meinsamen Manövers der nordame- 
rikanischen und der chilenischen 
Marine im Pazifik, erhielten die 
Putschistischen Generäle das nöti- 
‚ge Benzin für bevorstehende „Mili- 
läroperationen“. Dje_Milltärhilfe 
haben die USA ja auch während 
der ganzen Zeit der Allende-Regie- 
rung (ganz im Gegensatz zur wirt- 
schaftlichen Kredithilfe) nicht ein- 
gestellt. Hier züchteten sie das Pferd 
heran, auf das später gesetzt wer- 
den sollte; ebenso wie bei der Aus- 
bildung chilenischer Offiziere und 
Soldaten an den Militärakademien 
in den USA und in den Anti-Gueril- 


ten ihnen für die Arbeitsniederle- Offizieren der chilenischen Marine fahrensten Spitzenagenten des CIA: la-Lagern in der von den USA ol wesen. 
—— Brief einer Genossin aus Italien 


‚nossen der chilenischen MIR (Bewej 


Frage: Geht der Widerstand wei- 
ter? Mit welchen Perspektiven? 

Antwort: Man muß zwei Phasen 
unterscheiden. In den ersten Tagen 
haben wir eine Massenantwort milk 
tärischer Art in den Cordones (Indu- 
striegörtel). durchgeführt, um den 
jauern im Süden die Zeit zu geben, 
sich zu organisieren. Wir rechneten 
auf einige Teile der Armee, aber der 
Plan ist uns nicht völlig gelungen. 
So haben wir eine Taktik der Gue- 
lla und der Sabotagen in den 
Städten und auf dem Land einge- 
schlagen in der Perspektive, uns mit 
dem Kampf der Massen, zu verbin- 
den. 

Frage: Welches Urteil gebt Ihr 
über die Parole der Internationalen 
Drigaden? Was haltet ihr von unse- 
rer Kampagne „Waffen für die chile 
nische MIR"? 

Antwort: Die konkrete Biklung, 
von Brigaden ist fast unmöglich, 
weil es keine freien Gebiete wibt; 
vielleicht wird das in der Zukunft 
konkreter werden können. Bis jetzt 
ist eure Richtlinie die ponitivste 
Wir haben alles dringend nötig, was. 
zum Kampf dient. Der US-Imperia- 
ismmus will das ganac 
militarisieren, deshalb 
Drigaden in der Zukunft eine objek- 
tive Notwendigkeit sein 

Frage: Seid ihr an der Pairlotl« 
schen Widerstandsfornt (F.P.R.) be- 
teilig? 

Antwort: Ja, wir nehmen datan 
weil. Nicht mur das. Die chilemische 


y)- ; 


Interview mit einem Genossen der MIR 


In ihrer Ausgabe vom 25. September 
Zeitung „Lotta Continus“ ein kurzes Interview mit einem führenden Ge- 


‚kupierten Panama-Kanalzone. 
Weiterhin ist bekannt geworden, 
‚daß drei nordamerikanische Kriegs 
Schiffe unmittelbar vor dem Putsch 
auf die chilenische Küste zusteuer- 
ten, wo angeblich „Seemanöver” 
mit der chilenischen Marine geplant 
waren. Nach dem Putsch beeilte 
sich die US-Regierung zu erklären, 
daß ihre Kriegsschiffe den Kurs 
geändert hätten, um keinen Ver- 
dacht aufkommen zu lassen, sie 
könnten irgendetwas mit dem. 
Putsch zu tun haben. Daß die US- 
Regierung in der Tat diesen „Ver- 
dacht" nicht aufkommen lassen 
will, „ist richtig, Und dazu ist se 
schon immer zu allerlei Lügen be- 
reit gewesen. Wer soll uch so 
schnell ihre Behauptung widerlogen 
können, daß die US-Kriegsschiffe 
den Kurs geändert hätten? In Chile 
herrscht eine grausame Militärdik- 
tatar, die. ale; webrbeltgetrouen 
Nachrichten, welche nicht in ihr 
Lögen- und Terrorkonzept passen, 
zu unterbinden versucht Und selbst 
wenn eine Nachricht durch dieses 
"Netz schlüpft, die nicht an die W< 
Öffentlichkeit sollte, so finden die 
Militärjunta und der US-Imperialis- 
mus beim Großteil der ausländi- 
‚schen Presse doch so viel verlegeri- 
schen und journalistischen „An- 
stand“, derartige Informationen ent- 
weder ganz zu unterdrücken, oder 
zumindest a ‚dem Etikett eines 
‚on Kommtinisten in die Welt ge- 
SRRER Garlkhuitzl eheften, af 
esläng Anderntag ein „oft 
Dementi“ irgendeiner mit 
der Militärjunta in Komplicenschaft 
stehenden amtlichen Stelle folgt. 
Nun, was in der reaktionären 
Presse unseres Landes nicht zu le- 
‚sen stand, ist dies: eine Gruppe ko- 
lumbianischer Studenten, die am 
25. September nach der Flucht aus. 
‚Chile in Bogota (Hauptstadt Kolum- 
biens) eintraf, erklärte, daß US- 
Kriegsschiffe im Hafen von Valpa- 
raiso festgemacht haben und US- 
Marinesoldaten am Massaker gegen 
das chifenische Völk beteili 


daten sollen sich ihre Gesichter mit. 
farbiger Creme eingeschmiert ha- 
ben, um nicht so leicht erkannt zu 
werden. Außerdem seien brasiliani- 
sche Polizisten und Agenten des US- 
Geheimdienstes CIA an den „Ver- 
hören“ und’Folterungen im Sport- 
stadion von Santiago beteiligt ge- 


röffentlichte die linke italienische 


gung der revolutionären Linken), der 


sich zur Zeit in Buenos Aires (Argentinien) aufhlelt. Wir geben den Wort- 
Iaut dieses Interviews nachstehend wieder: 


KP wurde wegen unserer wirksam 
Organisation und wegen des starken 
von ihrer Basis ausgeöbten Druckes 
dazu gezwungen, auch daran teitzu- 
nehmen. Heute int die politisch-mill- 
irische Aktionseinheit cat. allen 
Parteien der chilenischen Linken 
nötig; man darf nicht sektiererisch 
sein. " 


‚Anmerkung 


Marshall -Plan und Liebe zum || 165 Arbeiter abgeknallt 
Faschismus Ta ee 


(ten, die Fabrik „Pizzareno”, die tigteile herstellt und rund 1.800, 

Arbeiter beschäftigt, gegen das Militär zu verteidigen. Der Bericht ist einem 
Artikel aus der Illustrierten "Stern" 

nik eine „massive ausländische Hil- 

fe" soll en bewerkstelligen, „das 

Wirtschaftliche Trümmerfeld aufzu- 


entnommen, 
räumen“ Chile sei „in ähnlicher La- 
ge wie Europa, bevor der Marshall: 
plan den Wiederaufbau ermöglichte”, 
Die „Welt“ sagt damit nicht nur 
etwas zu Chile, sondern deutet auf ‚So behutsam die Junta mit die- 
die Funktion hin, die der Marshall- | sen Deutschen verfuhr, »0 schonend 
Plan damals in Westeuropa zur Re- 
staurierung der kapitalistischen Aus- 
beuterordnung hatte, Das ist ein 
Stück kapitalisischer Strategie- und, 
Taktik E 


in ihrer Ausgabe vom 27. September 


die wegen staatsfeindlicher Umtrie- 
be nach dem Putsch in Chile festge- 
‚nommen worden waren, Ihre Pässe 
wiedererhielten. Es handelte sich 
um sechs Personen - mit einer Aus- 
‚nahme, jugendliche Anarcho-Ideali- 
sten. 


Springers „Welt "zum 
faschistischen Terror 
in Chile 


Unter der bezeichnenden Über- 
schrift „Hoffen auf einen neuen 
Marshall-Plan“ brachte Springer 
„Welt“ am 2. Oktober einen Artikel 
über Chile, der ein beachtenswertes 
‚Gebriu. von strategischen Überle- 
‚gungen und faschistischen Lügen 
darstellt, In diesem, Artikel wird 


aunächst zesnkt, daß) 
anche Vo Klee 
als unter der Allende-Regierung: 
» in ws In den drei Wochen Junta-Re- 
‚Kime haben sich die Obst- und Ge- 
müsemärkte wieder gefüllt. Die 
‚Schlangen vor den Bäckerläden wer- 
den jeden Tag etliche Meier kürzer.“ 
usw. Dann folgt die „optimistische‘“ 
Beurteilung der „Lage des Landes“ 
3 


„Zwei Stun- 
den nach dem Putsch machten 
wir uns bereit, die Fabrik zu ver- 
teldigen. Die Arbeiter, die gehen 
wollten oder keine Waffen hat- 
ten, verließen das Work. Etwa. 
250 blieben zurück. Unser Ver- 
toldigungskomitee hatte schon 
Wochen vorher soviel Waffen 
besorgt wie möglich: Wir hatten 
eine Maschinenpistole, ungefähr 
200 Revolver Kaliber 22, ein Dut- 
zend ‚Mauser-Gewehre und ein 
paar Molotow-Cocktails, 

Am Nachmittag kamen Last- 
wagen mit Soldaten. Die Solda- 
ten bauten einen Mörser auf, 
sprengten das verrammelte 
Werkstor und stürmten in den 
Hof. Wir schossen zurück. Als 
sie in das Gebäude eindrangen, 
zogen wir uns in das dritte 
Stockwerk zurüc. Einige von 
uns wollten aufgeben. Mit wei- 
Ben Taschentüchern liefen sie 


winkend auf die Soldaten zu. 
Sio wurden einfach abgeknallt, 

Gegen vior Uhr, zwoleinhalb 
Stunden nach Beginn des Gefoch- 
ging uns schließlich die 
Munition aus. Wir versuchten 
unsere Waffen zu verstecken, 
was nicht allen gelang. Die Sol- 
daten nahmen uns gefangen. Wir 
mußten uns auf den Boden le 
gen, dann wurde aussorliert. DI 
mit Waffen auf die eine, die 
‚ohne auf die andere Seite. Die 
mit den Waffen wurden an Ort 
und Stelle umgelogt, 


Die Soldaten hatten eine Liste 
bei sich, auf der die meisten 
serer Funktionäre standen. Sie 
erschossen alle, die sie kriegen 
konnten. Als sie uns am Abend 
auf Lastwagen aus der Fabrik 
brachten, waren wir ungefähr 85. 
Leute. Am Mittag waren. wir 
noch 250 gewesen.“ 


ging sie auch mit Blut und Gut der 
Chilenen selbst um. Es war ein 
‚Putsch, bei dem in Santiago nicht 
einmal der Strom ausfiel und bei 
‚dem Jeder mit jedem.über die stünd- 
liche Entwicklung telefonierte. Ich 
sah eine ausgebrannte Villa, die von 
‚tinem Flugzeug zerstört worden war. 
Ein  Regierungssender hatte von 
dem Haus aus zum Widerstand auf- 
gerufen. Noch nicht einmal die 
Zäune der Nachbarvillen waren be- 
schädigt, 

Ich unterhielt mich mit einem 
‚Chilenen, der eine Dachwohnung 
‚auf dem historischen Hügel vor San- 
tiago, Santa Lucia, besitzt, Während 
der Stunden, in denen die Moneda 
beschossen wurde, kamen seine 
Freunde, um die Szene sozusagen 
vom Dachgarten aus zu verfolgen. 
Er erzählte vergnägt, er habe Gin- 


zu essen, dann wird es sich mit den 
bestehenden Verhältnissen abfinden 
und ihr könnt es auf Jahre hinaus 
‚Ohne viel Sorgen ausbeuten! Chile 
muß dem imperialistischen Kapital 
(getarnt als „Wirtschaftshilfe“) wie- 
‚der die ‚Tür weit Öffnen, und der 
Imperialismus und die chilenische 
Bourgeoisie wird sich mästen kön- 
men! Das internationale Kapital 
weiß, daß eine längerfristige Siche- 
rung seiner Herrschaft (auch unter 
einem Terror-Regime)- davon ab- 
hängt, das Volk in gewissem Um- 
fang „zufriedenzustellen“. 

Den Schluß diesen „richtungswei- 
senden“ Artikels bildet eine journa- 
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‚durch den Mitteistand (!): „Die Zu- 
wersicht dieser Menschen nährt sich 
aus der Befreiung von dem Alp- 
druck, den Allende und, mehr noch, 
seine Trabanien für sie bedeutet 
‚haben.‘ Als nächstes wird gesagt, 
daß die Milltärunta noch vor einer 
‚Reihe ungelöster Probleme stehe, 


— Französische Hafenarbeiter beschließen Boykott gegen 


wovon sich die politischen „vorerst | üstische Spitzenleistung an Beschö- | Tonle offe 
| Vesentich ab urstschsetäuungs | nigung des schisüschen Terrors in | "Auf Tune Prag, ob er nicht Waffenlieferung an Chile-Militärs — 
i rechtliche le Chile, Diese Absätze wollen wir Angst gehabt hal ‚Chilenisches 
zwar: „Wia.soll der‘ £ || nachstehend in vollem Wortlaut | Militär schießt sparsam! selbst wenn ‚ie französische Regierung will |. laden soll. - Große Erregung in der 
‚der werden? " !! Die Richtung, in | wiedergeben: en erregt ist.‘ riegsmaterial an die chileni- | Bevölkerung. Wir bitten (?) um ge- 


der die „Welt“ hier eine Antwort „Wie wichtig die Junta die deut- 
‚sche Hilfe nimmt, geht daraus her- 


vor, daß alle Bundesrepublikaner, 


nauere Informationen.“ 

In einem Interview bestät 
Duromez dann, daß die „Gerüchte‘ 
stimmen und die Beladung des| 
Schiffes für den 3 Oktnbar vorne 
Schiffes für den 3. Oktober vorge- 


Das war ein Snob. Aber der Ab- 
lauf der merkwirdigen Revolution 
‚übt Ihm bis heute recht.” =. 


sche Militärjunta liefern. 
Nachdem dies bekannt geworden 
war, und sich unter den Arbeitern in 
der französischen Hafenstadt Le 
Havre: große Empörung breitmach- 


0 vorschlägt, entspricht voll und ganz 
einer bewährten kapitalistischen Lo- 


NN 


pP 


Zur Unabhängigkeits- 
Erklärung der Republik 


sammlung waren seit einem Jahr in 
den befreiten Gebieien vom Volk ge- 


biet gegen den erbitterten Wider- 
stand der Afrikaner, Diese Kämpfe 
dauerten fast SO Jahre. Vor 10 

ron nahmen die Völker des Las 


folg dieses Kampf 
dene innere und außere Faktoren zu- 
rückzuführen. 

Für die Imperialisten Ist das Land 
heute relativ uninteressant, da es 
ine Bodenschätze besitzt, die, wi 
im Fall von Angola und Mosambik, 
hohe Profite versprechen. Durch die 
Kosten des Krieges Ist diem Kolonie. 
für Portugal ein Verlustgeschäft, 
Angola und Mosambik grenzen 
‚rekt an das imperlalistische und 
schistische Südafrika und gehören zu 
‚demen Einflußgebiet. Guines-Bismo 


- Unidos Venceremos! 


» Vereint werden wirsiegen! 


ist dagegen von Senegal und der Re- 
publik Guinea umgeben. Besonders; 
die Republik Guinea stellte für die 


sischen Besatzer nur als bewaffneter 
Kampf siegen kann, daß er vom Land 
ausgehen und sich auf die Landbe- 


Die neugeschaffene Republik Gul- 
nen-Bissao — Im einem Drittel des 
Landes, um die Städte Bissao und 
Bafata, kämpft die Bevölkerung 
noch um ihre Betreiung. 


Das Ergebnis und der Beweis für 
die richtige Politik der PAIGC war 
‚die außergewöhnliche Einheit und 
‚gute Organisation der Befrelungsbe- 
wegung von Guinea-Bissao, eine Ein- 


heit, die erst im Kampf geschaffen 


wurde, da das Land von vielen ver- 
schiedenen Volksstämmen bewohnt 
wird, 


hindern. Die Befreiungsarmee stellte 
aber mit internationaler Waffenhilfe 
eine schlagkräftige Luftverteidigung 


sorgung der Kämpfer (vergl. auch 
AK. 26). Schulen, Krankenhäuser 
und Handelıkooperativen sind ent- 
standen, Volksgerichte sprechen das 
Recht der Is Unterdrückten. 
Trotz der Bombardements durch die 
Besatzer ist in den befreiten Gebie- 
ten die Produktion gestiegen, Einige 
Ayrarprodukte werden sogar expor- 
tiert. Die Jugend, die in den befrei- 
ten Gebieten heranwächst, schafft 
ein neuer Nationalbewußtiein, Die 
PAIGE hat 470 Jugendliche zum 
Ausland geschickt, die 
Krankenpflager, 
'haniker und Agronomen 
‚dem Volke dienen werden. 

Die portugiesischen Kolonialisten 
haben durch die Ermordung Amik 
sar Cabralt Im Januar 1973 und den 


Havre große Empörung breitmäch- 
te, schickte der Bürgermeister von 
Le Have, Andre Duromez (Mit- 
id de fenehah BCE), m 
27. September ein Telegramm an 
den Rogerungpriskinien Messner, 
in dem es hieß; 

„Ausdauernde und einstimmige 
Gerüchte (?) weisen darauf hin, 
daß das Schiff „Auvergue‘ französ- 
sches Kriegsmaerial für die faschi- 
stischen chilenischen Generäle ein- 


ben, dann nur deshalb, weil sie Aus- 
wirkungen auf ihre anderen Kolonien 
fürchten. 


sehen_war. Die Hafenarbeiter von 
Le Havre faßten daraufhin in einer] 
Versammlung den Beschluß, diese 
Waffenlieferung (es handelt sich vor 
allem um Ersatzteile für Flugzeuge 


an alle europäischen Arbeiter, „eine 
ähnliche Stellung einzunehmen“, I 


anderen Ländern. Vereint werden 
" 


Guines-Bissao Volksbefreiungskräfte im Beginn des Bald nach Beginn des Befreiungs- 
Kampfes ein sicheres Hinterland dar. | krieges mußten sich die Besatzungs- | Versuch, die PAIGC durch Agenten Tatsächlich besteht zwischen den 

Die __ Befreiungsorganisation | truppen in befestigte Stützpunkte | zu spalten, die Entwicklung aufhal- | Befreiungskämpfen in Guinea-Bis- 

‚Am 249.73 hat die Volksrer | PAIGC (Afrikanische Partei für die | zurückziehen, die aus der Luft ver- | yon wollen. Das ist ihnen nicht ge- | sao, Angola und Mosambik ein Zu- 
sammlung von Guines-Bissao, nach- | Unabhängigkeit vonGuinea undCap | sorgt wurden. Bei mehreren Versu- | Jungen. Vor kurzem wurde der por- | sammenhung, verbunden auch durch 

dem 2/3 des Landes von der portu- | Verde) wurde 1956 ülegalgegründel. | chen, aus diesen Stützpunkten vor- | tugiesische Gouverneur in Bissao, | Solidarliit Und gegenseitige Unter- 

7 ‚gielchen‘ Kolonialherrschaft be | Ihr Generalsckretär war von Anfang | zustoßen, eriebien sie yernichtende | Spinola, abberufen, weil er seine Ir stützung der Befreiungsorganisatio- 
> frei sind, einen unsbhängigen Staat | an Amilcar Cabral. Aufgrund der Er- | Niederlagen. So versuchten sie, die | beraien Reden durch eine brutale | nen. Die portugiesischen Besatzer 
"gegründet und mit der Bikdung einer | fahrungen ihres Kampfes kam die | friedliche Aufbauarbeit in den be- | Unterdrückungspraxisentlarvihatte. | müssen Ihre Kräfte zersplittern, aber 
“ Volksregierung begonnen. PAIGC bald zu der Entscheidung, | freiten Gebieten durch Luftangriffe | Wenn die Kolonialisten diesen | ein Erfolg des Volkskrieges in einem 
ee rin | Gaß der Kampf gegen die portugie- | mit Napalm und Erntegiften zu ver- | Kampf noch nicht aufgegeben ha- - Land unterstützt die Kämpfer in den 


sie siegen. 


p) 
& wölkerung stützen muß und daß, ge- | auf, so daß die Besatzer endgültig 
a Ye pe 3 ee en leitet durch die revolutionäre Theo- | jn die strategische Defensive ge- 
 ier.der Jugend und der Frauen, 21 | Ti, die Erfahrungen und Vorausset- | drängt wurden. Allein im 2. Quartal 
1. Delle vertreten die heute noch | Aunktn der Mesen zur Kiaftauelk | des Jahres 1973 wurden 18 portu- 
det Revolution gemacht. werde isChe Maschinen abgeschomen. 
men, r 
ee aan Hicat wundeachenson | münet. Die Volksbefreiungsrmee hat via KONTAKTADRESSEN 
über 30 Regierungen als legitime Ver- ‚der Stützpunkte erobert und greift 
tretung den Volkes von Guinen- nun such schon die portugiesischen 
anerkannt, außer von vielen Basen in den wenigen größeren (RT SR Wertberlin: 
nen und anderen Staaten Städten an. F.Ki Florian 
der 3. Welt u.a. auch von China, der Nationaler Aufbau und weitere u über Sochlateihen Zenvun 
Sowjetunion und der DDR. Vernichtung des Feindes sind die Postlagerkarte 00 3160. 1 Berlin 21 
Guinea-Bissso ist seit 300 Jahren Aufgaben der ‚jetzigen Periode, In B 777 
portugiesische Kolonie gewesen. den befreiten Gebieten wurde eine Eutin: rn 
‚Aber erst im Verlauf der vollständi- Selbstverwaltung eingerichtet, die H. Lankau 
gen Aufteilung der Welt unter die Bat DortErenase böse. Dee ‚242 Eutin-Gro@meinsdort 
Imperialisten, ungefähr seit 1880, rfräte kümmern sich um al Int 
eroberte Portugal das gesamte Ge lichen Angelegenheiten und die Ver- Jensburg ro h M 


Die Schwäche des Zionismus 
wird deutlich 


‚Der Mythos von der „Unbesteg- 
barkeit Israels” ist angeschlagen 
Zu Beginn der Kämpfe waren” 


post vom 8. Okt.) „Taraelis auf dem 
Vormarsch!” (BILD vom 9. Okt.) 

„Das Ganze ist doch schon ge- 
laufen”, 1ßt BILD einen israeli- 
schen Taxi-Fahrer prahlen, und ein 
Soldat erzählt Jäger-Latein: „Wir 
waren auf den Golan-Höhen, ganz 
allein mit unserem Panzer. Dreiichn 
ayrische Panzer griffen an. Nach drei 
Stunden waren sie alle zerstört. 
(BILD, 9. Okt.) 

Die’ Zionisten überschlugen sich 
mit Siegesmeldungen, die ihr Echo 
in den westdeutschen Redaktions- 
stuben fanden: „Die syrischen Trup- 
pen befinden sich auf einem unge- 
ordneten Rückzug.” — Die Brücken 
der Ägypter über den Suez-Kanal 
seien zerstört, - Die Ägypter seien 
in ihren Brückenköpfen vom Nach- 
schub abgeschnitten und eingekreist 
400 ihrer Panzer seien bereits ver- 

ichtet. — „Ägypter sitzen in der 
Falle”. — „Am späten Abend sollen 
israelische Verbände den Suez-Kanal 
überschritten haben.” (alles Sie- 
gesmeldungen aus BILD vom 9. 
Oktober) 

Einen Tag später bereits war klar 
und mußte eingestanden werden, 
daß die zionistische Führung in al- 
len Stücken wild gelogen hatte: der 
ägyptische Nachschub rollte weiter 
über den Kanal, die ägyptischen 
Truppen rückten östlich des Suez- 
‚Kanals vor, stürmten die für nahezu 
„üneinnehmbar erklärte israelische 
„Bar-Lew?- Verteidigungslinie, und 
heiten, auf den Golan-Höhen hielt 
die syrische Front. 

„Morgenpost“ vom 11. Oktober: 


waren. Das kennzeichnet eine ent- 
‚scheidende Wende im Kräfteverhält- 
nis der Region. 

Der Zionimus I e bt vom 
nelbstfabrizie Mythos seiner 
„‚Unbesiegbarkeit”, von der „natür- 
lichen Überlegenheit” des israeli- 
schen Soldaten über den arabisch‘ 
‚ete, Dieser Mythos war von Anfang 
an faul, Schon den Krieg von 1967 


griffen. 
Zugleich mit dem Mythos der 
eit” konnte der Zio- 


zu suchen, weil diese ohnehin #0- 
fort kuschen würden, sobald nur ein 
\uraelischer Panzer am Horizont auf« 
taucht, 

Ein Graf Brockdorff, dem der 
zlonlstische Rassismus offenbar sehr 
m 


(hisch ist, schrieb zu diesem 


Oktober in der BILD 
ARSP* ar alnen Sal True 


sharfer, klarer Verstand, kühl, Die 


der Rassismus kaum aus- 
drücken, der heute so vielen Reak- 
tionären den Staat Israel sympi 
thisch macht. 

Tatsächlich zeigen die Ereignisse, 
daß „Verstand” und „Gefühl” keine 
Fragen der „Mentalität” und „Ras- 
se” sind, Die arabischen Völker hi 
ben gezeigt, daß sie die Technik 
meistern können, daß sie dem Gep- 
ner standhalten können und daß sie 
auch gegenüber Erfolgen durchaus 
nüchtern bleiben. Das zeigt erneut, 

„Rasse”, sondern po- 

Bewußtheit, zunehmende 

Erfahrung etc. die Entwicklung be- 
stimmen, 


Der zionistische Staat muß 


zerschlagen werden 


Der Staat Israel entstand an eI- 


nem ‚strategisch wichtigen Punkt, 
nahe den arabischen Ölfeldern und 
dem Suez-Kanal, Er entstand durch 
die Vertreibung ‚von Hunderttau- 
senden palästinensischen Arabern, 
Israel entstand als Brückenkopf des 
US-Imperialismus, gegen. die. arabi- 
schen Befreiungsbewegungen. 

Der Konflikt, im Nahen Osten 
kann nicht anders gelöst werden als. 
durch die Zerschlagung des zio 
tischen Staates, Das bedeutet nicht, 
„die Juden ins Meer werfen”, wie 
tionalistische arabische Fanatiker 
vor 1967 formulierten. Es bedeutet 
nicht die Vertreibung der annähernd 
drei Millionen Hebräer aus der Re- 
‚gion. Eine derartige Forderung wird 
heute von keinem nennenswerten 
arabischen Politiker mehr erhoben; 
dagegen gibt es schr wohl zahlreiche. 
israelische Politiker, die offen die 
Vertreibung Hünderttausender Ara- 
ber aus ihren Gebieten fordern, im 
Namen’ der „historischen Grenzen 

die” „vom Nil bis zum 


wanderten Juden vertreten, die zwar 
die Mehrheit der Bevölkerung sind, 
aber gesellschaftlich. stark benach- 
teiligt werden. 

Bemerkenswert ist auch, daß in 
diesem Jahr erstmals israelische Ju- 
den zusammen mit Arabern vor Ge- 
richt standen. Sie waren Mitglieder 
der Gruppe „Rote Front”, die mili- 
tant antizionistisch ist und anschei- 
nend mit der palästinensischen Be- 
freiungs-Organisation. FPDLP (De- 
mokratische Volksfront) sympathi- 
siert. Der zionistische Staat bestrafte 
die Mitglieder der „Roten Front” 


ter dem absurden und diffamieren- 
den Vorwurf der „Spionage gegen 
Israel” zu Strafen zwischen 17 und 
5 Jahren verurteilte! Jede arabisch- 
hebräische Zusammenarbeit. bedeu- 
tet für den Zionismus einen Schlag 
und wird entsprechend demagogisch 
diffamiert und brutal unterdrückt. 
„Zusammenarbeit”” mit Arabern darf 
‚&s nur auf der Basis geben, daß diese 
“als billige Arbeitskräfte auf dem Bau 
und in der Landwirtschaft beschäf- 
tigt werden. 
Die Entwicklung des anti-zioni- 
stischen Kampfes in Israel steht erst 


chronisch Jubilierende westdeutsche 
„Linke” mitunter das Gegenteil be- 
haupten. 

Der jetzige Krieg dürfte zu einer 
Polarisierung in Israel führen: einer- 
seits Stärkung der chauvinistischen, 
extrem antrarabischen Elemente, 
verbunden mit verstärkter Reaktion 
auch in der israelischen Innenpoli- 
tik; auf der anderen Seite aber auch 
Ablehnung für die expansive und 
aggressive. Politik des Zionismus,die 
Haut. zu Markte zu tragen, und 
wachsende Einsicht in die Notwen- 


digkeit eines Ausgleichs mit den 


a le beispielhaft hart, indem er sie un- | an ihrem Beginn, auch wenn einige | Arabern. 
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